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Vorwort. 


Die Geschichte der katholischen geistlichen Gerichtsbar- 
keit in Preussen ist noch nicht geschrieben. Die kirchen- 
geschichtliche Literatur hat ihr so gut wie keine Beachtung 
geschenkt. Die Hand- und Lehrbücher des Staats- und Kirchen- 
rechts gehen an ihr bestenfalls mit kurzen Bemerkungen vor- 
über und begnügen sich meistens damit, das geltende Recht 
kurz anzudeuten. Auch die über das geistliche Gerichtswesen 
handelnden deutschen Spezialwerke, z. B. die von München, 
Molitor, Droste, Heiner, lassen die Geschichte des geistlichen 
Gerichtswesens in Preussen unberücksichtigt. 

Vor allem fehlt bisher eine monographische Behandlung 
der Frage gänzlich. Als ein dankenswerter, aber sehr lücken- 
hafter Ansatz dazu lässt sich die kurze Abhandlung von 
Löwenberg in der Juristischen Wochenschrift für die Preussi- 
schen Staaten, herausgegeben von F. 8. A. Hinschius I, Berlin 
1835 bezeichnen sowie die wesentlich darauf beruhende Dar- 
stellung bei Starke, Beiträge zur Kenntnis der bestehenden 
Gerichtsverfassung und der neuesten Resultate der Justizver- 
waltung in dem Preussischen Staate I und II 1, Berlin 1839, 
beides Arbeiten, die wertvolles, aus den Akten des Justiz- 
ministeriums geschöpftes Material bieten, für die neueste Ent- 
wicklung der kirchlichen Gerichtsbarkeit aber nicht in Be- 
tracht kommen. Erwähnenswert ist auch die auf amtlichem 
Quellenmaterial beruhende, ganz kurz gefasste Darstellung 
„Die katholisch-geistliche Ehegerichtsbarkeit in Preussen nach 
ihrer geschichtlichen Entwicklung“ im Justiz-Ministerial- 
Blatt für Preussische Gesetzgebung und Rechtspflege XVII, 
Berlin 1856. 
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Ueber die nach Erlass der Bulle: De salute anımarum 
anhebenden Verhandlungen zwischen Episkopat und Regierung 
zwecks Wiederherstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit in 
den westlichen Provinzen bringt Anton Eichhorn, Die 
Ausführung der Bulle De salute anımarum in den einzelnen 
Diözesen des Preussischen Staates durch den Fürstbischof von 
Ermland, Prinz Joseph von Hohenzollern, Zeitschrift für die 
Geschichte und Altertumskunde Ermlands V, Braunsberg und 
Leipzig 1874 (1870), 8. 8 ff. unter Benutzung der bischöflichen 
Registratur in Frauenburg wertvolles, aber sehr lückenhaftes 
Material, das zudem nur die Zeit von 1824—1830 beleuchtet. 
Ganz dasselbe Aktenmaterial wie Eichhorn benutzt der jüngst 
erschienene Aufsatz von-Franz Dittrich, Die Bemühungen 
des Kölner Erzbischofs von Spiegel um Wiederherstellung der 
geistlichen Gerichtsbarkeit in den rheinisch-westfälischen Bis- 
thümern, Festschrift Georg von Hertling zum 70. Geburtstag 
dargebracht von der Görresgesellschaft, Kempten-Müncheß 1913. 
S. 558 ff. 

Die vorliegende Arbeit war schon vor dem Erscheinen der 
Abhandlung von Dittrich der Rheinischen Friedrich-Wilhelms- 
Universität als Preisschrift eingereicht. Auch in ihrer gegen- 
wärtigen Gestalt war sie im wesentlichen vor Herausgabe des 
genannten Aufsatzes fertiggestellt und ist von ihm in Quellen- 
belegen und Darstellung völlig unabhängig. Immerhin war 
es mir von Wert, daraus mit Sicherheit zu ersehen, dass — 
wie auch schon die Eichhornsche Arbeit vermuten liess — 
die Frauenburger Registratur keine nennenswerte Ergänzung 
des von mir benutzten Quellenmaterials zu bieten vermag, und 
dass es daher für die Vollständigkeit der Darstellung genügt; 
die von Eichhorn und Dittrich! mitgeteilten Aktenstüche an 
geeigneter Stelle zu berücksichtigen. 

Die erste Anregung zur Beschäftigung mit der Geschichte 
und dem Rechte der katholischen geistlichen Gerichtsbarkeit 
in Preussen empfing der Unterzeichnete im Wintersemester 
1909/10 von Herrn Geheimem Justizrat Professor Dr. Ulrich 
Stutz in Bonn in dessen kirchenrechtlichem Seminar. Am 
3. August 1911 schrieb dann die juristische Fakultät der 
Rheinischen Friedrich- Wilhelms- Universität als Preisaufgabe 
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aus! Die geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen während des 
19. Jahrhunderts mit besonderer Berücksichtigung der Cölner 
Kirchenprovinz. Ein Jahr darauf wurde von der Fakultät 
der schon damals in der geschichtlichen Grundlegung wie in 
der Berücksichtigung auch der östlichen Provinzen über die 
Aufgabe hinausgreifenden Bearbeitung des Unterzeichneten 
der volle Preis zuerkannt. Trotzdem vermag diese Arbeit 
angesichts der Schwierigkeit und Grösse des Unternehmens 
nichts weiter zu sein als ein erster Versuch auf bisher wenig 
begangenem Wege. 

Ihren Hauptgegenstand bilden die Schicksale der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit in Preussen, besonders in den west- 
lichen Provinzen, vom Beginn des 19. Jahrhunderts an bis 
zur Gegenwart. 

Die zumal im Anfang und in der ersten Hälfte des ge- 
nannten Zeitraums der geistlichen Gerichtsbarkeit gegenüber 
betätigte preussische Kirchenpolitik würde in ihren histori- 
schen Grundlagen ebenso wie in ihren prinzipiellen Tendenzen 
unverständlich bleiben ohne eine wenigstens summarische Dar- 
stellung der früheren Zeit. Eine Uebersicht über die Ent- 
wicklung des geistlichen Gerichtswesens in Preussen vom Zeit- 
alter der Reformation an erschien daher als nicht zu umgehende 
Voraussetzung für die spätere Darstellung. Hier bot vor allem 
das grosse Aktenwerk von Lehmann und Granier, Preussen 
und die katholische Kirche seit 1640, Leipzig 1878—1902 aus- 
giebiges, vielfach noch kaum verwertetes Material, zu dessen Er- 
gänzung aber die im Auftrage des Kgl. Preussischen Historischen 
Instituts nach den römischen Akten bearbeitete Publikation von 
Philipp Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, 
Berlin 1910 für die vorfriderizianische Zeit unentbehrlich ist. 

Vom Jahre 1806 ab — damit schliessen die Granierschen 
Publikationen — versiegen die gedruckten Quellen fast ganz. 
Nur für die neueste Geschichte der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
in Preussen bieten sowohl ‘die Literatur.als auch die Berichte 
der parlamentarischen Verhandlungen wieder reicheren Stoff. 

Für die für unseren Zweck vor allem in Betracht kom- 
mende Geschichte der nach der Bulle: De salute animarum 
einsetzenden Verhandlungen zur Wiederherstellung eines ein- 
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heitlichen geistlichen Gerichtswesens in dem ganzen Gebiet 
der preussischen Monarchie bot das in der erzbischöflichen 
Generalvikariatsregistratur in Köln beruhende Material 
den wertvollsten Aufschluss; es ist dies vor allem darauf zurück- 
zuführen, dass Erzbischof Spiegel von Köln die Seele der 
auf Reorganisation des geistlichen Gerichtswesens abzielenden 
Bestrebungen gewesen ist und so das Aktenmaterial gerade. 
in Köln in reicher Fülle zusammenströmte. Wertvolle Er- 
gänzungen zu den Kölner Archivalien, deren Freigabe ich der 
Güte des dortigen Generalvikars, Prälaten Dr. Kreutzwald, 
verdanke, bot das mir ebenfalls in zuvorkommender Weise zur 
Verfügung gestellte Aktenmaterial der bischöflichen Offizia- 
lats- bezw. Generalvikariatsregistratur zu Trier und 
Münster. Paderborner Material habe ich nicht benutzt. Auf 
eine private Anfrage wurde mir der Bescheid, dass wegen 
Umbaues des Generalvikariates eine Einsichtnahme in die Akten 
nicht tunlich sei. Ich habe auch später auf ihre Benutzung 
verzichtet, weil die Kölner Akten es als sicher erscheinen 
liessen, dass das in Paderborn etwa vorhandene Material für 
meinen Zweck nur von sehr untergeordneter Bedeutung sein 
könnte. Die Richtigkeit dieser Vermutung wurde mir während 
des Druckes durch Herrn Prof. Dr. Linneborn in Paderborn, 
der auf meine Bitte die dortigen Akten durchzuprüfen die 
Freundlichkeit hatte, vollauf bestätigt. 

Trotz der Reichhaltigkeit der obengenannten Archivalien 
wäre die Arbeit notwendigerweise ein Torso geblieben, wenn 
mir nicht infolge der Empfehlung meines hochverehrten Lehrers, 
des Herrn Geheimrats Stutz, auch staatliche Akten zugäng- 
lich geworden wären. Durch das Entgegenkommen der Mini- 
sterialbehörden wurden mir eine Reihe Faszikel der in den 
Ministerien des Kultus und des Innern beruhenden 
Aktenbestände zur Einsichtnahme freigegeben, die das Material 
von kirchlicher Seite auf das glücklichste ergänzten. Auch im 
Geheimen Staatsarchiv zu Berlin fand ich Material 
von massgebender Bedeutung, besonders in einigen Faszikeln 
der königlichen Kabinettsakten. Noch während der 
Drucklegung wurden mir einzelne beachtenswerte Aktenstücke 
des Justizministeriums und des Archivs der Provinzial- 
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stände der Rheinprovinz zugänglich. Die im Staats- 
archiv von Koblenz befindlichen Bestände an kurtrierischen 
Akten und die rheinischen Oberpräsidialakten waren ebenfalls 
sehr ergiebig. Wertvolle Einzelangaben verdanke ich dem für 
das rechtsrheinische apostolische Vikariat bedeutungsvollen 
katholischen Pfarrarchiv zu Ehrenbreitstein. 

Die Geschichte der katholischen geistlichen Gerichtsbar- 
keit in Preussen stellt zweifellos einen höchst beachtenswerten 
Ausschnitt aus dem grossen Grenzregulierungskampf zwischen 
Staat und Kirche dar, der in der preussischen Monarchie 
infolge der Eigenart ihrer konfessionellen und staatlichen Ver- 
hältnisse besonders interessante Formen aufzuweisen hat. An 
der Geschichte der geistlichen Gerichtsbarkeit lässt sich auch 
die langsam, aber stetig fortschreitende Entwicklung des 
brandenburgisch-preussischen Staates aus der konfessionellen 
@ebundenheit des Reformationszeitalters bis zum modernen, 
konfessionell neutralen Rechtsstaat in seinen verschiedenen 
Phasen verfolgen. Der Kampf zwischen „Imperium* und 
„Sacerdotium“*, der gerade auf dem Gebiete der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit früher mit besonderer Leidenschaftlichkeit geführt 
wurde, ist heute auch in Preussen fast restlos zu Gunsten 
des modernen, konfessionell sich immer mehr desinteressie- 
renden Staatsgedankens unter Zurückdrängung der Kirche 
in das rein spirituelle Gebiet entschieden. Infolgedessen ist 
die Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit, die in früherer Zeit 
die Geister oft stark in Wallung gebracht hat, für Preussen 
heute grösstenteils längst erledigt. Das gilt ohne Einschrän- 
kung für die Ehegerichtsbarkeit, über die staatlicherseits die 
Akten geschlossen sind; aber auch in Betreff der spärlichen 
Reste der staatlich anerkannten kirchlichen Disziplinar- und 
Strafgerichtsbarkeit sind staatliches Recht und Praxis in einen 
ruhigen Beharrungszustand gekommen. 

Bei der Beurteilung der Grenzfragen zwischen Staat und 
Kirche wird „ein Gebiet betreten, wo die wissenschaftliche 
Rechtsüberzeugung oft an das kirchliche oder politische Dogma 
streift“ !). Eine sozusagen „simultane* Geschichtschreibung ist 


!) Heinrich Marquardsen, Handbuch des öffentlichen Rechts 
der Gegenwart in Monographien I1, Freiburg 1887, Einleitung, 8. IX. 
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bei dem ‚Widerstreit tiefgreifender Prinzipienfragen 'höchstens 
theoretisch möglich. In Berücksichtigung dieser bei der Bigen- 
art des hier behandelten Stoffes in gesteigertem Masse vor- 
liegenden Schwierigkeit haben wir bei der Darstellung des 
Weges, der zur heutigen Rechtslage geführt hat, auf apolo- 
getische Exkurse nach der einen wie nach der anderen Seite 
verzichtet und uns mit Bewusstsein darauf beschränkt, die 
Sache so darzulegen, wie sie gewesen ist, nicht, wie.sie 
nach den Auffassungen des einen oder anderen Teiles sein 
sollte. Darum, und weil es sich in der Hauptsache um 
ungedrucktes Material handelt, haben wir Wert darauf ge- 
legt, die Akten vielfach selbst sprechen zu lassen. Eine ge- 
wisse dabei unvermeidliche Breite der Darstellung sowie manche 
Wiederholungen werden aufgewogen durch den Vorteil, dass der 
Leser auf diese Weise in Stand gesetzt wird, selbst zu urteilen. 

Der auf die geschichtliche Darstellung folgende systema- 
tische Teil stellt das geistliche Gerichtswesen in Preussen 
nach dem heute geltenden Rechte dar. 

Den staatlichen und kirchlichen Behörden, die durch Frei- 
gabe des einschlägigen Aktenmaterials die vorliegende Arbeit 
möglich gemacht haben, spreche ich meinen ehrfurchtsvollen 
Dank aus, vor allem Sr. Exzellenz dem Herrn Minister der 
geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten von Trott zu Solz 
und Sr. Exzellenz dem Herrn Minister des Innern von Loebell, 
welche dank gütiger Vermittlung Sr. Exzellenz des Herrn 
Ministerialdirektors Dr. Naumann sowie des damaligen 
Unterstaatssekretärs Exzellenz Dr. Holtz und des Herrn 
Ministerialdirektors Dr. Freund die Benutzung ausgewählter 
Aktenfaszikel in wohlwollender Weise gestatteten, ebenso 
Sr. Exzellenz dem Herrn Justizminister Dr. Beseler, Sr. 
Exzellenz dem Herrn Oberpräsidenten der Rheinprovinz, Staats- 
minister Freiherrn von Rheinbaben, und dem Herrn Landes- 
hauptmann der Rheinprovinz, Wirkl. Geheimem Oberregierungs- 
rat Dr. von Renvers, deren Güte ich wertvolle Ergänzungen 
des übrigen archivalischen Materials verdanke. Für die Durch- 
sicht der mir zur Veröffentlichung freizugebenden Kultus- 
ministerialakten bin ich vor allem Herrn Wirkl. Geheimem 
Öberregierungsrat Dr. Fleischer verbunden. 
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Sr. Eminenz, dem hochwürdigsten Herrn Kardinal und 
Erzbischofe von Köln, Dr. Felix von Hartmann, der mir 
noch als Generalvikar zu Münster die Benutzung der dortigen 
Registratur gestattete, dem hochwürdigsten Herrn Bischof von 
Trier, Dr. Michael Felix Korum, und dem erzbischöflichen 
Generalvikar, Herrn Prälaten Dr. Kreutzwald, zu Köln 
bin ich für die weitherzige Freigabe der Akten über das geist- 
liche Gerichtswesen zu ehrerbietigem Dank verpflichtet. In 
Trier erfuhr ich durch den bischöflichen Offizial, Herrn Dom- 
dechanten Dr. Müller, und den bischöflichen Registrator, 
Herrn Domvikar Weber, in Köln durch den Untersuchungs- 
richter des erzbischöflichen Offizialats, Herrn Subregens Pro- 
fessor Dr. Vogt, stets wohlwollendste Förderung. In Koblenz 
waren der Direktor des Kgl. Staatsarchivs, Herr Geheimer 
Archivrat Dr. Bär, und Herr Archivar Dr. Hirschfeld, 
letzterer auch als Stadtbibliothekar, fortgesetzt bereitwillige 
Helfer. Ihnen und allen, die sonst an dem Entstehen und der 
Durchführung der Arbeit in freundlicher Weise mitbemüht 
waren — nicht zuletzt Herrn Rektor Dickel in Koblenz und 
Herrn Kaplan Briel in Bonn-Rheindorf für ihre Unterstützung 
bei der Druckkorrektur — gilt mein aufrichtiger Dank. 

In ganz besonderem Masse schulde ich solchen Dank aber 
meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Geheimrat Professor 
Dr. Stutz in Bonn, dessen kirchenrechtliches Seminar mir 
während fünf Semestern zu einer Stätte reichster Anregung 
geworden ist. Seiner vor keinerlei Schwierigkeiten zurück- 
schreckenden und das Interesse der Wissenschaft an der Er- 
mittlung der geschichtlichen Wahrheit über alles stellenden 
tatkräftigen Verwendung verdanke ich namentlich die Benutzung 
staatlicher Quellen, die mir sonst sicher unzugänglich ge- 
blieben wären. Er hat die Arbeit bis zuletzt mit besonderem 
Interesse begleitet und in uneigennütziger Hilfsbereitschaft 
gefördert, vor allem auch durch die Aufnahme in seine selbst 
während des Weltkrieges die Fahne deutscher Kirchenrechts- 
wissenschaft unentwegt hochhaltenden Sammlung. 

Seines grossen Umfangs wegen wurde das Werk auf zwei 
Bände verteilt. Ausser dem zunächst erscheinenden ersten Band 
ist auch der zweite bis auf das für beide gemeinsame Register 
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bereits im Drucke fertiggestellt, so dass er in kürzester Zeit 
dem ersten wird folgen können. 

Die vorliegende Untersuchung, deren Herausgabe durch 
längere Krankheit stark verzögert wurde, erscheint in dem 
Jahre, da die Rheinlande das Jubiläum ihrer hundertjährigen 
Zugehörigkeit zur preussischen Krone begehen. Die hundert 
Jahre preussischer Herrschaft sind für die rheinischen Katho- 
liken gewiss nicht ohne Kampf gewesen; aber auf die Periode 
des Kampfes ist der Friede gefolgt, an die Stelle misstraui- 
scher Befeindung das Gefühl gegenseitiger Wertschätzung und 
der Wille zu gegenseitigem Verstehen. Heute, wo die Söhne 
des Rheinlandes ihre Zugehörigkeit zum preussischen Staate 
mit ihrem Blute besiegeln, verschliesst man sich auch auf 
seiten des rheinischen Katholizismus nicht der Ueberzeugung, 
dass die preussische Herrschaft der katholischen Kirche — wenn- 
schon erst nach langen Kämpfen — eine Rechtsstellung zu- 
gestanden hat, die wenigstens einen erträglichen modus vivendi 
darstellt. Gewiss deckt sich die Stellung, die das zurzeit 
geltende Staatskirchenrecht Preussens der jurisdiktionellen, 
speziell der gerichtlichen Tätigkeit der Kirche zuweist, nicht 
mit den grundsätzlichen Forderungen des kanonischen Rechtes. 
Aber sie lässt der kirchlichen Rechtsprechung in praxi einen 
Spielraum, innerhalb dessen ihr die Ausübung ihrer wesent- 
lichsten Funktionen sehr wohl möglich ist. 


Koblenz (Kemperhof), den 18. Oktober 1915. 


Ludwig Kaas. 
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schungen aus italienischen Archiven und Bibliotheken, heraus- 
gegeben vom Königl. Preussischen Historischen Institut in Rom, 
VI, Rom 1904. 

Woker, Franz Wilhelm, Agostino Steffani, Bischof von Spiga 1. p.1., 
apostolischer Vikar von Norddeutschland 1709—1728 (Vereins- 
schrift der Görres-Gesellschaft), Köln 1886. 
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von Achterfeldt., Braun, Scholz und Vogelsang, s “Heft, 
1833, 8. 95 fl. 

Zeumer, Karl, Quellensammlung zur Geschichte der Deutschen Reichs- 
verfassung in Mittelalter und Neuzeit? (Quellensammlungen zum 
Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, herausgegeben von Hein- 
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7, Anm. 4, Zeile 3 lies: 209—217. 

25. Anm. 1, Zeile 2 lies: 1828/30 

. 156, Anm. 3, Zeile 10 lies: 1869/80. 

. 163, Anm. 1 füge bei: Ueber die Reformtätigkeit des Kurfürsten Maximilian Franz 
vgl. Karl Heinrich Brach, Die Reform des Gerichtswesens im Erz- 
bistum Köln unter Maximilian Franz, Beiträge für die Geschichte Nieder- 
sachsens und Westfalens, herausgegeben von Georg Erler, 24. Heft, 
Hildesheim 1910. 

. 175, Anm. 2, Zeile 3 lies: Köln 1846. 

. 223, Anm. 1, Zeile 3 lies: 1912. 

. 259, Anm. 1, Zeile 5 lies: 1849 ff. 
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Erstes Kapitel. 
Die vorfriderizianische Zeit. 


Selr 
Die kirchliche Gerichtsbarkeit in den brandenburgischen 
Stammlanden. 


I. Schon lange vor ihrem Uebertritt zur Refor- 
mation!) bekannten sich die Markgrafen von Brandenburg, 
wenn nicht in der Theorie, so doch in der Praxis zu dem 


1) Ueber die kirchliche Gerichtsbarkeit in den brandenburgischen 
Landen vor der Reformation vgl. vor allem Bruno Hennig, Die 
Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern in der Mark Brandenburg und 
die päpstlichen Privilegien des Jahres 1447, Veröffentlichungen des Vereins 
für Geschichte der Mark Brandenburg, Leipzig 1906, S. 31 f., besonders 
S. 130 fi. (dazu Ulrich Stutz in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung 
für Rechtsgeschichte, Germanistische Abteilung XXVIII, 1907, S. 579 £i.); 
aber auch Friedrich Julius Kühns, Geschichte der Gerichts- 
verfassung und des Prozesses in der Mark Brandenburg vom 10. bis zum 
Ablauf des 15. Jahrhunderts, 2 Bde., Berlin 1865/67 I, S. 272 fi.; Adolf 
Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und Rechtsver- 
fassung dargestellt im Wirken seiner Landesfürsten und obersten Justiz- 
beamten, Berlin 1888 I, S. 65 ff.; Max Lehmann, Preussen und die 
katholische Kirche (Publikationen aus den Kgl. Preussischen Staatsarchiven) 
I, Leipzig 1878, S. 4 fi. (Wenn im folgenden das Lehmann-Granier- 
sche Aktenwerk zitiert wird, so bedeutet die nach der Bandangabe folgende 
Zahl, wenn nicht ausdrücklich anders bemerkt, die Nummer der Urkunde); 
Felix Priebatsch, Staat und Kirche in der Mark Brandenburg am 
Ende des Mittelalters, Zeitschrift für Kirchengeschichte XIX, 1898, 5.397 £f., 
XX, 1899, S. 159 ff. 329 ff., besonders 348 ff.; Friedrich Holtze, 
Geschichte des Kammergerichts in Brandenburg-Preussen, 4 Bde., Berlin 
1890/1904 I, S. 100 f.; Konrad Bornhak, Preussische Staats- und 
Rechtsgeschichte, Berlin 1903, S. 26 ff. 
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System einer selbstbewussten landesherrlichen 
Kirchenhoheit. Die für das Mittelalter charakteristische 
Verschiebung der staatlichen und kirchlichen Machtgrenzen 
zugunsten der letzteren, das Uebergreifen der kirchlichen Juris- 
diktion in die Sphäre der staatlichen Rechtsprechung findet 
sich zwar auch in den brandenburgischen Stammlanden, doch 
scheinen sie — wenigstens dauernd — nicht in dem Umfang 
heimisch geworden zu sein wie auf dem Boden des alten 
Reiches. 

Verhältnismässig frühzeitig finden sich Spuren bald schüch- 
terner bald energischer Reaktion der staatlichen Gewalt 
gegen die Ansprüche der Hierarchie; und zwar ge- 
staltet sich diese Reaktion sehr verschieden, je nachdem es 
sich um einheimische oder auswärtige Bischöfe handelt !). 

Der Gerichtsbarkeit nichtbrandenburgischer Bischöfe 
standen Landesherr und weltliche Stände durchaus ablehnend 
gegenüber. Um die Mitte des 15. Jahrhunderts versuchte man 
durch Landtagsbeschluss sich ihrer in weltlichen Dingen ein 
für allemal zu entledigen. _Der Versuch missglückte ?). 

Erfolgreicher war man auf dem Wege des Kompro- 
misses. Durch Verträge?) mit den Nachbarbistümern 
Halberstadt, Verden und Kammin, deren geistliche Sprengel 
auf märkischen Boden übergriffen, erreichte man wenigstens 
eine gewisse Respektierung der Landesgrenze. Man beliess 
den Bischöfen im Prinzip ihre Gerichtsbarkeit, auch in welt- 
lichen Angelegenheiten, verlangte aber die Ausübung der 
Judikatur durch inländische Delegaten: eine Forde- 
rung, die 1447 und 1448 die Zustimmung Roms fand t) und 
von da ab ein ständiges Inventarstück brandenburgisch-preussi- 
scher Kirchenpolitik geblieben ist — bis heute. 


1) Vgl. Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 131 £. 

2) SieheHenni g, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 155 fi. ; 
Holtze, Geschichte des Kammergerichts I, S. 102 f. 

3) Vgl. Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 157 fl. 

*) Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 161 ff. 
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Weiter ging man vorläufig nicht. Erst mit dem Er- 
starken der landesherrlichen Gerichte im 16. Jahrhundert 
glaubte Brandenburg die Zeit gekommen, um den Untertanen 
der ausländischen Bischöfen unterstellten Landesteile zu ver- 
bieten, in weltlichen Dingen die Gerichtsbarkeit ihres Ordi- 
narıus in Anspruch zu nehmen }). Für rein,geistliche Pro- 
zessualien verblieb es auch damals bei der alten, den Landes- 
grenzen sich anpassenden und von Nikolaus V. gutgeheissenen 
Observanz. 

Neben dieser „Territorialisierung“ der geistlichen Gerichts- 
barkeit in den Diözesananteilen auswärtiger Bischöfe zielten 
die ersten Hohenzollern darauf ab, auch in den inneren 
Landesteilen, d.h. in den zu den Diözesen Brandenburg, 
Havelberg und Lebus gehörigen Gebieten die materielle Zu- 
ständigkeit des kirchlichen Forums einzudämmen 
und möglichst auf das rein geistliche Gebiet zu beschränken. 

Die Auseinandersetzung zwischen staatlichen und hierarchi- 
schen Interessen vollzog sich hier mit einer bemerkenswerten 
Friedlichkeit. 

Eine durch den Berliner Landtagsrezess vom 27. Juni 
1445 vorgenommene Kompetenzregulierung scheint genügt zu 
haben, um für die Zukunft ein friedliches Verhältnis zwischen 
den geistlichen und weltlichen Gerichten herbeizuführen ’). 
Trotzdem gewann das weltliche Gerichtswesen nur langsam 
an Boden. Denn — das verdient hervorgehoben zu werden — 
den festesten Rückhalt gegenüber den landesherrlichen und 
ständischen Einengungsbestrebungen hatte das geistliche Forum 
im Volke, bei dem es wegen der durchgreifenden Wirksam- 
keit der kirchlichen Strafen, vor allem ın Schuldsachen, viel 
begehrter war als die staatlichen Gerichte. Eine solche „in 
den Verhältnissen und Bedürfnissen des Landes tiefwurzelnde 
Institution“, an deren Fortbestand das gesamte Kreditwesen 


!) Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 203 ff. 
?\ Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 132. 134 fi. 
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des Landes interessiert war !), gänzlich auszurotten, bevor man 
etwas Gleichwertiges an ihre Stelle setzen konnte, verbot die 
politische Klugheit. Abgesehen von ganz vereinzelten gewalt- 
sameren Vorstössen ?) betätigten die brandenburgischen Fürsten 
daher in der Beseitigung der geistlichen Gerichtsbarkeit keinen 
sonderlichen Eifer. Nur wachten sie darüber, dass ihre Unter- 
tanen nicht wider Willen vor das geistliche Gericht ’ge- 
zogen würden. Im übrigen begnügten sie sich damit, dem 
staatlichen Forum in weltlichen und gemischten Rechtssachen 
die bedingte Konkurrenz zu wahren und einem Missbrauch der 
kirchlichen Strafgewalt, vor allem der Interdiktverhängung in 
Schuldsachen, vorzubeugen ?). | 

II. So blieb es, bis die Reformation in den Stamm- 
landen der preussischen Monarchie ebenso wie in den später 
erworbenen rein protestantischen Gebieten der staatlich an- 
erkannten katholischen Kirchenverfassung und damit auch den 
katholischen geistlichen Gerichten ein Ende machte). 


!) Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 148 f. 

®2) Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 134, Anm. 2; 
143, Ann. 1. 

®) Vgl. die Bestimmungen des Berliner Rezesses bei Hennig, 
Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 136 ff. 

*) Ueber das Schicksal der katholischen geistlichen Gerichtsbarkeit 
bei der Einführung der Reformation vgl. Stölz el, Brandenburg-Preussens 
Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung I, S. 1831 f.; Lehmann, 
Preussen und die katholische Kirche I, S. 11fl. Die von uns gegebene 
Darstellung erhebt keinen Anspruch darauf, erschöpfend zu sein. Sie will 
für den hier in Betracht kommenden nachreformatorischen Zeitraum nur 
einen Ueberblick bieten, der einerseits die bunte Mannigfaltigkeit 
des kirchlichen Gerichtswesens in den verschiedenen Territorien der preussi- 
schen Monarchie in allem Wesentlichen zur Geltung bringt, anderseits die 
traditionellen Richtlinien kennzeichnet, von welchen sich die preussische 

Sirchenpolitik des 17. und 18. Jahrhunderts speziell der geistlichen Gerichts- 
barkeit gegenüber leiten liess. Nur so ist es möglich, die staatliche Auffassung 
und Behandlung des kirchlichen Gerichtswesens im 19. Jahrhundert in ihrer 
Kontinuität mit der früheren preussischen Kirchenpolitik zu würdigen. 
Zum Ganzen vgl. Löwenberg, Uebersicht der Verfassung der katho- 
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Die unter Vorbehalt einer späteren Regelung erlassenen 
vorläufigen - Bestimmungen des Augsburger Religionsfriedens !) 


lischen geistlichen Gerichtsbarkeit in den verschiedenen Landesteilen der 
preussischen Monarchie, Juristische Wochenschrift für die preussischen Staa- 
ten I, 1835, S. 137—147. 209. 217. 257—261. 345—351. 417—425; W. F.C. 
Starke, Beiträge zur Kenntnis der bestehenden Gerichtsverfassung und der 
neuesten Resultate der Justizverwaltung in dem Preussischen Staate, Berlin 
1839 I, 88 127 f£., S. 344 fi.; ferner die Zusammenstellung: Die katholische 
geistliche Ehegerichtsbarkeit in Preussen nach ihrer geschichtlichen Ent- 
wicklung, Justizministerialblatt für preussische Gesetzgebung 
und Rechtspflege XVIIL, 1856, S. 252 ff. Die letztere Abhandlung (auch ab- 
gedruckt im Archiv für katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, S. 112 ff.) 
wurde verfasst auf Veranlassung des Justizministers Simons, um bei den 
Beratungen im Staatsministerium und den Landtagsverhandlungen über 
die Wiederherstellung der kirchlichen Ehegerichtsbarkeit als historisches 
Material zu dienen. Eine kurze, auch für die Geschichte der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit sehr ergiebige Uebersicht bietet EduardEichmann, 
Der Recursus ab abusu nach deutschem Recht, Untersuchungen zur deut- 
schen Staats- und Rechtsgeschichte, herausgegeben von Otto Gierke, 
66. Heft, Breslau 1903, S. 257 fi. Ueber die preussische Kirchenpolitik 
im allgemeinen vgl. für den angegebenen Zeitraum noch E. A. Th. La s- 
peyres, Geschichte und heutige Verfassung der katholischen Kirche 
Preussens I, Halle 1840, S. 64 ff.; Lehmann, Preussen und die katho- 
lische Kirche I, Einleitung $. 11 ff.; Zur Geschichte des Verhältnisses des 
brandenburgisch-preussischen Staates zur katholischen Kirche, Katho- 
lik 1880 I, S. 598 ff., II, S. 589 ff., 1881 L, S. 348 ff. 496 fl; W.Mauren- 
brecher, Die preussische Kirchenpolitik, Stuttgart 1881, S. 1fl.; 
Jul.Bachem, Preussen und die katholische Kirche?, Köln 1887, S. 1; 
Derselbe, Kirchenpolitik, preussische, Staatslexikon der Görresgesell- 
schaft III, Sp. 180 ff.; J. B. Kissling, Geschichte des Kulturkampfs 
im deutschen Reiche I, Freiburg 1911, S. 11 fi. Weitere Literatur siehe 
bei der Behandlung der einzelnen Landesteile. 

1) Nach $ 20 des Augsburger Religionsfriedens sollte „die geistliche 
Jurisdietion.... wider der Augspurgischen Confessions-Verwanten Reli- 
gion, Glauben, Bestellung der Ministerien, Kirchengebräuchen, Ordnungen 
und Ceremonien.... biß zu endlicher Vergleichung der Religion nicht 
exereirt, gebraucht oder geübt werden, sondern... ruhen, eingestellt 
und suspendirt seyn und bleiben“. KarlZeumer, Quellensammlung 
zur Geschichte der Deutschen Reichsverfassung in Mittelalter und Neuzeit? 
{Quellensammlungen zum Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, heraus- 
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über die Jurisdiktion der katholischen Bischöfe wurden durch den 
Westfälischen Frieden bestätigt und erweitert. Aus dem 
tatsächlichen Zustand war ein „rechtlicher“ geworden. Durch 
Art. V, $ 48 des letztgenannten Friedens wurde — sofern 
nicht der Besitzstand des Normaljahres 1624 einzelne katho- 
lische Gemeinden günstiger stellte!) — die bischöfliche Diö- 
zesangewalt für die Gebiete protestantischer Reichsstände sus- 
pendiert ?). 


III. Nach den Grundsätzen des kanonischen Rechtes, 
auch abgesehen von dem Protest des Papstes und der Nichtig- 
erklärung?) der den kirchlichen Gerechtsamen abträglichen 


gegeben von HeinrichTriepelll), Tübingen 1913, S. 345 f.; Karl 
Mirbt, Quellen zur Geschichte des Papsttums und des römischen Katho- 
lizismus?, Tübingen 1911, S. 206 fl. Vgl. dazu Johann Stephan 
Pütter, Geist des Westphälischen Friedens, Göttingen 1795, S. 431 ff.; 
KarlRieker, Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutsch- 
lands in ihrer geschichtlichen Entwicklung bis zur Gegenwart, Leipzig 
1893, S. 116 ff. 

1) Vgl. Otto Mejer, Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr 
Recht, Göttingen 1852/53 IL, S. 160 fl.; Pütter, Geist des Westphälischen 
Friedens, S. 436 fl.; Rieker, Rechtliche Stellung der evangelischen 
Kirche, S. 279£.; Wilh. Meier, Brandenburg und das Kölner Erz- 
bistum sowie sein Verhältnis zu den Religionsparteien in Kleve, Beiträge 
zur Geschichte des Herzogtums Kleve, Veröfientlichungen des Historischen 
Vereins für den Niederrhein II, Köln 1909, S. 360 fi. 

2) I. P. O. Art. V, $ 48, XVI: „Jus dioecesanum et tota iurisdietio 
ecelesiastica cum omnibus suis speciebus contra Augustanae Confessionis 
Electores, Principes, Status.... eorumque subditos.... usque ad com- 
positionem Christianam dissidii Religionis suspensa esto, et intra terminos 
territorii cuiusque ius dioecesanum et iurisdictio ecclesiastica se contineat.“ 
Zeumer, Quellensammlung#, S. 395 ff.; Mir bt, Quellen zur Geschichte 
des Papsttums?, S. 292. Vgl. dazu Pütter, Geist des Westphälischen 
Friedens, S. 433 ff.; Rieker, Rechtliche Stellung der evangelischen 
Kirche, S. 275 ft, 

3) Mirbt, Quellen zur Geschichte des Papsttums?, S. 294 f. Ueber 
die Rechtsnatur der päpstlichen Nichtigkeitserklärung nach der staat- 
lichen und kirchlichen Seite hin vgl. Mejer, Propaganda II, S. 172 ff; 
Joseph Hergenröther, Katholische Kirche und christlicher Staat 
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Bestimmungen, waren diese Veränderungen im Gefüge der 
deutschen Hierarchie rein tatsächlicher Natur: eine höhere 
Gewalt, der man sich äusserlich beugte, ohne ihr damit irgend- 
welche kirchenrechtliche Verbindlichkeit zuzuerkennen. Die 
säkularisierten Bistümer waren in den Augen der Kurie sedes 
impeditae bezw. (nach dem Tode der betreffenden Bischöfe) 
sedes vacantes, deren Verwaltung in Ermanglung anderer In- 
stanzen an den Mittelpunkt der kirchlichen Regierungsgewalt 
zurückfiel!). Noch weniger war in den Verhältnissen der 
Diözesananteile, welche in die Gebiete protestantischer 
Herrscher übergriffen, kirchenrechtlich irgendwelche Aende- 
rung eingetreten ?).. Was verloren war, war „nur“ die staat- 
liche Anerkennung des Diözesanverbandes und damit die Mög- 


in ihrer geschichtlichen Entwicklung, Freiburg 1872, S. 703fl.; Der- 
selbe, Handbuch der allgemeinen Kirchengeschichte®, Freiburg 1902 ff., ILI, 
S.355f.; Vering, Lehrbuch des Kirchenrechts?, Freiburg 1893, S. 105; 
J.B.Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts?, Frei- 
burg 1914, I, S. 47.88; Ulrieh Stutz, Kirchenrecht?inv. Holtzen- 
dorff-Kohler, Enzyklopädie der Rechtswissenschaft? V, München 
1914, $ 38, S. 345, 8 47, 8. 373. 

1) Ueber die sede vacante und sede impedita geltenden kirchlichen 
Bestimmungen vgl. Rudolf von Scherer, Handbuch des Kirchen- 
rechts I, Graz 1886, S. 586 ff.; Richter-Dove-Kahl, Lehrbuch 
des katholischen und evangelischen Kirchenrechts®, Leipzig 1886, S. 448 fl.; 
Philipp Zorn, Lehrbuch des Kirchenrechts, Stuttgart 1888, S. 303 fi. ; 
Vering, Kirchenrecht®, S. 585 ff.; F.X.Wernz, Jus decretalium?® II 2, 
Romae 1906, p. 604 ss.; Sägmüller, Kirchenrecht?, S. 457 fl. Mejers 
Darstellung, als ob sede impedita die bischöfliche Gewalt dem nächst- 
höheren Vorgesetzten, also vorerst dem Erzbischof zufalle (Geschichte 
der römisch-deutschen Frage I, Rostock 1871, S. 13; Derselbe, 
Propaganda II, S. 177£.), stimmt damit nicht überein. Die gleiche 
falsche Ansicht vertritt auchLehmann I, S. 97. Siehe auch Paul 
Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts, Berlin 1869 {f., 
1I, 8$ 88—89, S. 228 fi.; Emil Friedberg, Lehrbuch des katholi- 
schen und evangelischen Kirchenrechts®, Leipzig 1909, $ 66, S. 205. 

2) Vgl. Mejer, Propaganda II, S. 177 £; Derselbe, Geschichte 
der römisch-deutschen Frage I, S. 13; Meier, Brandenburg und das 
Kölner Erzbistum, S. 362 ft. 
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lichkeit zur öffentlichen Ausübung jurisdiktioneller Handlungen. 
Es dauerte nicht lange, und die in Frage kommenden kirch- 
lichen Instanzen, vor allem die Kongregation der Propaganda, 
hatten sich mit bemerkenswerter Schnelligkeit und Vorsicht 
den veränderten Zeitumständen angepasst. Auf dem Wege 
heimlicher Delegationen war der Kontakt mit der kirchlichen 
Zentralgewalt gar bald wieder hergestellt; so gut und so 
schlecht es ging, wurden wenigstens die notwendigsten Funk- 
tionen jurisdiktioneller Natur aufrecht erhalten’). 

IV. Der Verlust der staatlichen Anerkennung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit blieb ein endgültiger. Zunächst einer 
geschraubten, aber damals als selbstverständlich hingenom- 
menen Interpretation des Augsburger und Westfälischen Frie- 
dens folgend, dann vom 17. Jahrhundert an auch beeinflusst 
durch das als wissenschaftliche Theorie damals ausgebildete 
evangelische Episkopalsystem °), lebten sich die brandenburgi- 
schen Fürsten immer mehr in die nach kanonischem Recht 
widersinnige und auch dem Geist des Augsburger und Ösna- 
brücker Friedens nicht entsprechende Vorstellung hinein, sie 
seien innerhalb der Grenzen ihrer Gebiete die Erben der sus- 
pendierten bischöflichen Jurisdiktionsgewalt; eine Auffassung, 
die bei der Eigenart des unhierarchischen protestantischen 
Kirchenbegriffes praktisch leicht durchzuführen war und auch 


1) Vgl. Mejer, Propaganda II, S.178. 201 ff. 248 ff.; Derselbe, 
Römisch-deutsche Frage I, S. 10f.; Georges Pariset, L’Etat et les 
eglises en Prusse sous Frederie-Guillaume I®!, Paris 1897, p. 751 ss. Auf- 
schlussreich sind hier vor allem die bei Philipp Hiltebrandt, 
Preussen und die römische Kurie I, Berlin 1910, veröffentlichten Urkunden, 
welche über die verwickelten Jurisdiktionsverhältnisse dieser Zeit ganz 
neues, der Bearbeitung wertes Material bieten. Vgl. dazu die Besprechung 
vonUlrichStutz, Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte 
XXXII, Kanonistische Abteilung I, 1911, S. 425 fl. 

2) Vgl. darüber (Mejer) Sehling in der Realenzyklopädie für 
protestantische Theologie und Kirche? V, S. 425fl.;, Otto Mayer, 
ebenda XVII, S. 717; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht$, 
8 64, S. 172ff.; Stutz, Kirchenrecht?, $ 49, S. 381. 
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theoretisch einen guten Sinn haben konnte; das streng ge- 
schlossene, jede laikale Einmischung in die Regierung der 
Kirche — und zwar unter Berufung auf das jus divinum — 
ausschliessende hierarchische Gefüge des katholischen Kirchen- 
wesens liess aber für eine solche Rolle des Landesherrn 
schlechterdings keinen Platz !). 

Eine selbstverständliche Konsequenz der summepiskopalen 
Theorie war es, dass in den obengenannten Gebieten von einer 
Wiederherstellung der kirchlichen Organisation und damit der 
geistlichen Gerichtsbarkeit auch später keine Rede sein konnte, 
als man langsam begann, den verschwindend kleinen Minder- 
heiten der katholischen Untertanen wieder freie Religions- 
übung zuzugestehen. 


8 2. 
Die kirchliche Gerichtsbarkeit in den später erworbenen 
Landesteilen. 


I. In dem vorfriderizianischen Preussen spielte das katho- 
lische Bekenntnis numerisch eine so bescheidene Rolle, dass 
der Staat es ohne Gefahr als quantite negligeable betrachten 
und behandeln konnte ?). 

Für den damaligen brandenburgischen Staat gab es zwar 
einzelne Katholiken, aber keinen katholischen Kirchenverband. 


!) Ueber die Bedeutung des unveränderlichen „Jus divinum“ in der 
katholischen Kirche im Gegensatz zur protestantischen Auffassung siehe 
Wilhelm Kahl, Kirchenrecht, Systematische Rechtswissenschaft?, 
Kultur der Gegenwart II, VIII, Leipzig-Berlin 1913, S. 279f. Zur Sache 
selbst siehe Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 367, 
wo gegen Lehmann I, S. 424. 431 mit Recht geltend gemacht wird, 
dass „rein sachliche Erwägung“ weder im Osnabrücker noch im Augsburger 
Religionsfrieden eine Uebertragung der bischöflichen Diözesanrechte auf 
die protestantischen Landesfürsten finden kann. In demselben Sinne 
äussert sich Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 47f. 

2) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katholi- 
schen Kirche Preussens, S. 259. 267 £. 
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Das kleine Geldern, dessen Erwerb verhältnismässig 
spät in die konfessionelle Geschlossenheit Preussens die erste 
bedeutendere Bresche legte, war das einzige Territorium, in 
dem das katholische Bekenntnis fast ausschliessliche Geltung 
bewahrt hatte!). In den übrigen rheinisch-westfälischen 
Gebieten hatten in Kleve und Lingen die Katholiken die 
Mehrheit, in Mark, Ravensberg, Minden, Tecklen- 
burg und Mörs aber weitaus die Protestanten; ebenso war 
es n Magdeburg und Halberstadt, vollends in den öst- 
lichen Provinzen, in den Kurlanden, in Pommern (mit 
Ausnahme von Lauenburg und Bütow) und Preussen war 
die Bevölkerung so gut wie ausschliesslich protestantisch ?). 

II. Soll die brandenburgisch-preussische Kirchenpolitik des 
17. und 18. Jahrhunderts in ihrer auf den ersten Blick ge- 
radezu widerspruchsvoll erscheinenden Verschiedenheit richtig 
gewürdigt werden, so muss man scharf unterscheiden zwischen 
den Stammlanden und den später hinzugekommenen Landes- 


!) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katholi- 
schen Kirche Preussens, S. 262. 

?) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 262. Leh- 
mann berechnet in seiner „Statistik des katholischen Kirchenwesens in 
Preussen um das Jahr 1740“ die Zahl der Katholiken in den verschie- 
denen Landesteilen folgendermassen (nach alphabetischer Reihenfolge): 
Brandenburg: höchstens 1%; Draheim: verschwindend gering, mit 
Ausnahme der Stadt Tempelburg, wo es 1718 „weit über 70“ Katholiken 
gab; Geldern: fast 100%; Halberstadt: höchstens 3,4%; Kleve: etwa 
60 %; Lauenburg und Bütow: höchstens 9,5 %; Lingen: etwa 97 %; 
Magdeburg: höchstens 2,2 %; Grafschaft Mark: höchstens 5 %; Minden: 
höchstens 2,5 %; Mörs: unsicher (1743 in Krefeld gegen 2000 Katholiken); 
Neuenburg: höchstens 4,2 %; Pommern: höchstens 1%; Preussen: höch- 
stens 2,6 %; Ravensberg: höchstens 2,5 %; Tecklenburg: verschwindend 
gering. Vgl. LehmannllI, S.9fi.; Derselbel, S. 76, Anm.]; 
Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung S. 259f., Anm. 1. 
Pariset, L’Etat et les eglises en Prusse, p. 746 schätzt auf Grund der 
Angaben von Lehmann und Laspeyres die Zahl der preussischen 
Katholiken gegen Ende der vorfriderizianischen Zeit auf 166485 bei einer 
Gesamtzahl von 2 328 075 Einwohnern. 
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teilen '). Fühlte sich der Kurfürst in den ersteren als alt- 
angestammter, unumschränkter Landesherr mit den damals da- 
mit verbundenen „oberstherrlichen Rechten“ auch auf kirch- 
lichem Gebiete, so waren ihm in den letzteren meist durch 
die eingegangenen Staatsverträge die Hände gebunden ?). Wäh- 
rend infolgedessen in den an erster Stelle genannten Landes- 
teilen das protestantische Gepräge des brandenburgischen Staates 
mit oft robuster Deutlichkeit in Erscheinung tritt, ist in den 
später erworbenen Gebieten die Behandlung des katholischen 
Kirchenwesens mehr von politischen Gesichtspunkten geleitet 
und nicht selten mildernd beeinflusst °). 

Eine Uebersicht über die einzelnen Landesteile wird 
zeigen, dass diese Unterscheidung auch für die Geschichte der 
geistlichen Gerichtsbarkeit in Preussen von massgebender Be- 
deutung ist. 


1. Die Länder der jülich-klevischen Erbschaft ®). 


I. Als Brandenburg und Pfalz-Neuburg im Jahre 1609 
das Erbe des letzten jülich-klevischen Herzogs Johann Wilhelm 


!) Vgl. Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 344. 

2) Schon für die ganze vorfriderizianische Aera — wenn man die 
brandenburgischen Stammlande ausnimmt — gilt, was Pariset, L’Ftat 
et les eglises en Prusse, p. 748 von dem 18. Jahrhundert schreibt: „Sauf 
en Lingen, la condition lögale de la religion catholique dans les Etats prus- 
siens etait donc partout fix&e dans des traites conclus par voie diplomatique. 
A l’egard de ses sujets catholiques, le roi de Prusse n’avait qu’un droit 
et qu’un devoir: rester fidele aux traites.... Dans l’Allemagne du dix- 
huitieme siecle, les questions interconfessionelles etaient d’ordre inter- 
national, et le droit ecclesiastique etait devenu comme un chapitre du 
droit des gens.“ 

®) Für Kleve vgl. Philipp Hiltebrandt, Die päpstliche 
Politik in der preussischen und in der jülich-klevischen Frage, Quellen und 
Forschungen aus italienischen Archiven und Bibliotheken, herausgegeben 
vom Kgl. Preussischen Historischen Institut in Rom XIV, 1911, S. 316. 

*) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katho- 
lischen Kirche Preussens, S. 181 fl.; Heinrich Rütjes, Geschichte 
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antraten, hatte die geistliche Gerichtsbarkeit in diesen Ländern 
bereits eine bewegte Geschichte hinter sich. Schon im Jahre 


des brandenburgisch-preussischen Staates mit besonderer Berücksich- 
tigung der deutschen und confessionellen Politik desselben, Schaffhausen 
1859, S. 219 ff.; E. Friedberg, Der Missbrauch der geistlichen Amts- 
gewalt und der Rekurs an den Staat, Zeitschrift für Kirchenrecht VIII, 
1869, S. 335 fl.; Derselbe, Die Gränzen zwischen Staat und Kirche, 
Tübingen 1872, S. 106 f.; Lehmann], S. 19fl.; Katholik, 1880 I, 
S. 593 ff.; Konr. Alb. Ley, Kölnische Kirchengeschichte, Köln 1883, 
Ss. 5öl fl. 578£. 714fl.; G. Schneemann, Die preussische Kirchen- 
politik in Kleve-Mark , Stimmen aus Maria-Laach XXV, 1883,S.29 ff. 125 ff. 
öllf.;HeinrichJosephFloss, Zum clevisch-märkischen Kirchen- 
streit, Bonn 1883; Rober-t Scholten, Papst Eugen IV. und das 
klevische Landesbistum, Kleve 1884, S. 5fl.; Derselbe, Art. Cleve 
in Wetzer und Weltes Kirchenlexikon? III, Sp. 547 f.; Joseph 
Hansen, Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert (Publikationen 
aus den preussischen Staatsarchiven) I, Leipzig 1888, S. 65* fi. 137* fl.; 
J. Kuhl, Der Jülicher Kirchenstreit im 15. und 16. Jahrhundert, Bonn 
1902; Eichmann, Recursus ab abusu, S. 258 fl.; OttoR.Redlich, 
Jülich-Bergische Kirchenpolitik am Ausgange des Mittelalters und in der 
Reformationszeit I, Bonn 1907, Einleitung, S. 2*fi. 53*fl.; Meier, 
Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 344 ff.; Kissling, Geschichte 
des Kulturkampfs I, S. 11 ff. 

Für die in Betracht kommenden Gesetze und Verträge 
vgl. Theod. v. Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge von 1601 
bis 1700, Berlin 1867; J. J. Scotti, Jülich-Bergische Gesetzsammlung, 
Düsseldorf 1821/22; Derselbe, Klevisch-Märkische Gesetzsammlung, 
Düsseldorf 1826. Bei der Anführung der Scottischen Sammlungen bedeutet 
die erste Zahl den betreffenden Teil des Werkes, die zweite, wenn nicht 
anders bemerkt, die Nummer der Urkunde. Eine grosse Zahl der Rezesse 
findet sich in: „Religions-Vergleiche, Welche zwischen dem Durchleuchtig- 
sten Fürsten und Herrn, Herrn Friederich Wilhelmen, Markgrafen zu 
Brandenburg... und... Philipp Wilhelmen, Pfaltzgrafen bey Rhein... 
ueber das Religions- und Kirchen-Wesen in denen Hertzogthümben Gülich, 
Cleve und Berge, auch Grafschaften Marck und Ravensberg respective 
am 26. Aprilis 1672 zu Cölln an der Spree, und am 20. Julii 1673 zu Düssel- 
dorf aufgerichtet worden.“ Duisburg 1753; „Neben-Recess zwischen ... 
Herrn Friederich Wilhelmen, Marggrafen zu Brandenburg, ... und... 
Herrn Pbilipp Wilhelmen Pfaltzgrafen bey Rhein... über den Punctum 
Religionis, und andere Geistliche Sachen, in denen Gülichschen, Clevischen 
und angehörigen Landen.“ Duisburg 1753. 
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1306 hatte sich der Erzbischof Heinrich von Virneburg ver- 
anlasst gesehen, auf einer Synode zu Köln die Landdechanten 


Ueber die Politik der römischen Kurie und ihre Bemühungen, den 
Anfall der jülich-klevischen Länder an die protestantischen Prätendenten 
zu verhindern, vgl. Hiltebrandt, Päpstliche Politik in der preussischen 
und in der jülich-klevischen Frage, a. a. O. XIV, 1911, S. 315 ff., besonders 
XV, 1912, S. 284 fi. Ueber die Stellung Roms gegenüber den von Johann 
Philipp mit Brandenburg abgeschlossenen Religionsrezessen siehe Philipp 
Hiltebrandt, Die römische Kurie und die Protestanten in der Pfalz, 
in Schlesien, Polen und Salzburg, Quellen und Forschungen XII, 1910, 
S. 135 ff. (auch separat erschienen, Rom 1910); Derselbe, Preussen und 
die römische Kurie, Quellen und Forschungen XI, 1908, S. 329. 

Von der umfangreichen Gravaminaliteratur, die auch 
über die Geschichte der kirchlichen Gerichtsbarkeit manchen wertvollen 
Aufschluss gibt, sind vor allem zu berücksichtigen: „Kurtzer und wahrhafiter 
Bericht der differentien/ welche sich zwischen des Herrn Churfürsten 
zu Brandenburg/vnd des Herrn Pfaltzgraffen zu Newburg / Chur- vnd 
Fürstl. Durchl. vber das religionwesen in den Gülich-Clev-Bergisch- vnd 
zugehörigen Landen entfalten“, Düsseldorf 1663; „Allerunterthänigste 
Repraesentatio gravaminum religionis der Römisch-Katholischen im 
Hertzogthumb Cleve, Auch Graffschafft Marck und Ravensberg, cum Justi- 
ficationibus...“, Düsseldorf 1723; „Allerunterthänigst-Summarische Wieder- 
hohlung Gravaminum Religionis Deren Römisch-Catholischen im Fürsten- 
thumb Cleve und der Graffschafiten Marck und Ravensberg junctis Additio- 
nalibus Novis“ (ohne Ort und Jahr; wahrscheinlich von 1725. Vgl. z. B. 
Additionalia, S. 20; Adjuncta, lit. O—S, S. 18 fi.); „Ahn die Röm. Kayserl. 
und Königl. Catholische Majestät von Jhre Churf. Durchl. zu Köllen, 
hertzogen Clement August in Ob- und Niedern Bayern & abgegebene auß- 
führliche Demonstration und gründlicher Beweiß sehr vieler und täglich 
sich vermehrender hart truckender Religions Beschwerden, welche höchst- 
deroselben Ertz-Bischoftlicher Jurisdiction, Geistlichen und übrigen Catho- 
lischen Eingesessenen deren Clev- und Marckischen landen... durch ... 
Clevische Regierung zugefügt worden. Sammt Beylagen“, Bonn 1730. Eine 
gedrängte Inhaltsangabe der in der erstgenannten Beschwerdeschrift ent- 
haltenen 303 Gravamina findet sich bei Floss, Zum clevisch-märkischen 
Kirchenstreit, S.16 ff. Lehmann hat diese Gravaminaliteratur in seiner 
Uebersicht über die preussische Kirchenpolitik I (Einleitung) so gut wie 
ganz übersehen — zum Schaden der Objektivität seiner Darstellung. 
Vgl. dazu Schneemann, Preussische Kirchenpolitik in Kleve-Mark, 
S. 29 fi. 125 ff. 511 fi.; Zur Geschichte des Verhältnisses des Brandenburg- 
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als „usurpantes sibi jurisdietionem episcopalem“ in die Schran- 
ken zu weisen und ihnen bei nochmaligen Uebergriffen in die 
Kompetenz seines Offizialats mit der ipso facto eintretenden 
Exkommunikation zu drohen). Dass diese Uebergriffe der 
Landdechanten, soweit die märkischen Lande in Betracht 
kommen, auf Anregungen der Landesfürsten zurückzuführen 
sınd, lässt sich zwar nicht sicher nachweisen; jedenfalls be- 
nutzte man aber die Aspirationen der Dechanten nach Er- 
ringung einer jurisdictio ordinaria als erwünschte Handhabe 
im Kampf gegen die Offizialate der höheren Hierarchie ?). 
Von der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts an hatten 
die Grafen von der Mark zu verschiedenen Malen einschrän- 
kende Bestimmungen gegen die kirchliche Gerichtsbarkeit aus- 
wärtiger Bischöfe getroffen, vor allem gegen Köln und Mün- 
ster®). Durch Friedensvertrag vom 14. Februar 1381) und 
Schiedsspruch des Kölner Domkapitels vom 19. März 1387) 
hatte der Graf von der Mark die Gerichtsbarkeit des Kölner 
Erzbischofs anerkennen müssen; ebenso der Graf von Kleve 


Preussischen Staates zur katholischen Kirche, Katholik LX, 1880 I, 
S. 593 fi.; Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchenstreit, S. 54 f.; Steno- 
graphische Berichte des Hauses der Abgeordneten 1879/80, S. 761 £.; 
Lehmann in Sybels Historischer Zeitschrift I, 1883, S. 270 ft. 

1) J. F. Schannat-J. Hartzheim, Coneilia Germaniae IV, 
Coloniae 1761, p. 103, Nr. VII; abgedruckt auch in Statuta seu Decreta 
Provinsialium et Dioecesanarum synodorum S$. Ecclesiae Coloniensis..., 
Coloniae 1554, S. 62, Nr. 7. Vgl. Otto Redlich, Jülich-Bergische 
Kirchenpolitik, S. 14*. 

?2) Vgl. Stutz in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
geschichte, Germanistische Abteilung XXVIII, 1907, 8. 581. 

3) Lehmann], S. 19f. und Anm. 1 ebenda. — Kleine Teile von 
Kleve gehörten zu den Diözesen Münster und Utrecht. Vgl. Meier, 
Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 345, Anm. 4; Hansen, 
Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert, S. 67*. 

*) Text beiHansen, Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert 
DENT D8.S,. 

5) Text bei Hansen, Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert 
I, NT#4, BI6E 
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durch schiedsrichterlichen Spruch vom 10. April 1392 1). Trotz- 
dem verbot Graf Adolf I. von Kleve-Mark im Jahre 1402 
den Geistlichen seiner Gebiete, irgendwelche Verfügungen von 
päpstlichen oder bischöflichen Richtern anzunehmen und aus- 
zuführen: „exceptis dumtaxat in quatuor causis spiritualibus 
et ecclesiasticis, videlicet de testamentis et legatis, de matri- 
moniüs, synodalibus?) et reditibus spiritualibus et ecclesia- 
sticis“®). Obwohl ein durch den Grafen Adolf anerkannter 
Schiedsspruch vom 9. Dezember 1406?) und eine andere, durch 
den Pfalzgrafen Ludwig III. im Jahre 1426 gefällte schieds- 
richterliche Entscheidung?) das Urteil des Jahres 1387 zu- 
gunsten der Gerichtsbarkeit des Kölner Erzbischofs — ohne 
Einschränkung auf die vier casus excepti — bestätigt hatte, 
wurden die Bestimmungen des Jahres 1402 von den klevisch- 
märkischen Herzögen auch in der Folge noch wiederholt 
erneuert, teilweise sogar verschärft und mit den strengsten 
Strafen sanktioniert; so ın den Jahren 1486, 1491, 1508 
und 1524°). Eine rechtliche Grundlage kam diesen Ver- 
fügungen nicht zu, denn wenn Graf Adolf im Jahre 1406 an- 


1) Text bei Hansen, Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert 
I, Nr. 5, S. 8; vgl. ebenda, S. 4*ff.; Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, 
Ss. 9; Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik, S. 9*; Meier, 
Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 350 f. 

2) Sendsachen. 

3) Verordnung des Grafen Adolf von der Mark vom 5. Sept. 1402 
bei Scotti, Klevisch-Märkische Gesetzsammlung IL, 7;Hansen, West- 
falen und Rheinland I, Nr. 7, S. 10; vgl.ebenda, S.6*f.; Laspeyres, 
Geschichte und Verfassung, S. 183; Lehmann I, S. 20; Kuhl, 
Jülicher Kirchenstreit, S. 9£.; Redlich, Jülich-Bergische Kirchen- 
politik L, S. 9*; Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, 
DS. 351. 

*) Text bei Hansen, Westfalen und Rheinland I, Nr. 8, S. I1£.; 
vgl. ebenda, S. 7*. 

5) Text bei Hansen, Westfalen und Rheinland I, Nr. 10, S. 13 £. 

6) Scotti, Klevisch-Märkische Gesetzsammlung I, S. 12. 15. 
38. 5lf.; Lehmann], S. 21; Meier, Brandenburg und das Kölner 
Erzbistum, S. 351. 
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erkennen musste, dass die Beschränkung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit des Kölner Erzbischofs nicht zu Recht bestehe, 
so konnten die einseitig von ihm vorgenommenen Erneuerun- 
gen früherer Erlasse dieses Eingeständnis nicht aus der Welt 
schaffen ?). 

Auch die vielberufene im Jahre 1445 durch Eugen IV.?) 
auf Antrag des Herzogs Adolf vorgenommene Exemtion des 
klevischen Gebietes von der Gerichtsbarkeit Kölns und Mün- 
sters war für die Ansprüche des Herzogs ohne jede grund- 
sätzliche Bedeutung. Sie bedeutet nichts als eine vorüber- 
gehende („donec aliud super hoc duxerimus disponendum‘) 
— unter ausdrücklicher Wahrung der Rechte der Kölner 
Kirche vorgenommene — Repressivmassregel gegen die beiden 
Bischöfe als Anhänger der Basler Partei und des Gegenpapstes 
Felix V. Zudem war Eugen IV. weit davon entfernt, die den 
beiden Bischöfen entzogene Gerichtsbarkeit in geistlichen 
Dingen dem Herzog zu übertragen’). Vielmehr wurde der 
Utrechter Ordinarius Rudolf von Diepholz beauftragt, mit Ein- 
willigung des Fürsten einen Titularbischof für die klevischen 


1) Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 352; vgl. 
dazu die Verhandlungen zwischen den kurkölnischen und jülichschen 
Räten vom 19. August 1550 bei Redlich , Jülich-Bergische Kirchen- 
politik I, Nr. 309 c 7, S. 352. 

2) Die Bulle vom 16. Januar 1445 bei Lacomblet, Urkunden- 
buch für die Geschichte des Niederrheins IV, Düsseldorf 1858, Nr. 252, 
S. 298 f. (datiert vom 16. Januar 1444); aber auch bei Schannat- 
Hartzheim, Concilia Germaniae V, Coloniae 1763, p.283ss. (7. Februar 
1444). Vgl. Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchenstreit, 8. 1f.; 
Scholten, Papst Eugen IV. und das klevische Landesbistum, S. 6 ff.; 
Derselbe, Wetzer und Weltes Kirchenlexikon? III, Sp. 547 ff. Wie 
man später von römischer Seite über die Herleitung der kirchenpoliti- 
schen Ansprüche Brandenburgs aus der Bulle Eugens IV. dachte, zeigt z. B. 
der Bericht des Kölner Internuntius Antonius Rota an den Kardinalstaats- 
sekretär Banchieri vom 2. November 1732 bei Hiltebrandt, Preussen 
und die römische Kurie I, 280. 

3) Irreführend ist die Darstellung bei Lehmann ]J, S$, 20£. 
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Gebiete zu bestellen!). Er half sich durch Delegation seines 
Weihbischofs 2). 

Der für die landesherrlichen Ansprüche prinzipiell völlig 
bedeutungslose Ausnahmezustand fand mit dem Schiedsspruche 
des Kardinals Carvajal vom 27. April 1449 ein schlichtes Ende?°). 

Trotz des rein transitorischen Charakters der päpstlichen 
Massnahme brachte die Interpretationskunst der klevischen 
Hofjuristen es später fertig, für den Kurfürsten von Branden- 
burg daraus die absolute Freiheit Kleves von der Gerichts- 
barkeit und dem jus dioecesanum des Kölner Erzbischofs ab- 
zuleiten. 

Zur Beurteilung dieser späteren brandenburgischen Rechts- 
ansprüche sei schon hier darauf hingewiesen, dass es sich in 
dem ganzen Streit zwischen Herzog und Erzbischof niemals 
um Beseitigung der kirchlichen Gerichtsbarkeit als solcher 
handelte, sondern in erster Linie um die Einschränkung ihrer 


1) Lehmann], S. 20, Anm. 2 und 8. 21; Eichmann, Re- 
eursus ab abusu, S. 259; Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchen- 
streit, S. 1; Scholten, Papst Eugen IV. und das klevische Landes- 
bistum, 8. 6. 

2) Hansen, Westfalen und Rheinland I, S. 65* ff.; Floss, Zum 
clevisch-märkischen Kirchenstreit, S. 2; Scholten, Papst Eugen IV. 
und das klevische Landesbistum, S. 8 fl.; Derselbe, Wetzer und Weltes 
Kirchenlexikon? III, Sp. 548. 

3) Mit Recht fasst Hansen sein Urteil über die kirchenrechtliche 
Tragweite dieses vielfach sehr aufgebauschten Intermezzos folgendermassen 
zusammen: „Was die späteren Herzöge in Sachen der geistlichen Gerecht- 
same in ihren Ländern verfügten, war nichts weiter als die auf Grund 
ihrer steigenden, seit dem Jahre 1521 verdoppelten landesherrlichen Macht 
ins Werk gesetzte konsequente Weiterbildung der seit dem Ende des 
14. Jahrhunderts erlassenen praktischen Verfügungen zur Einschränkung 
der von Köln ausgeübten geistlichen Jurisdiktion. Eine rechtliche Grund- 
lage infolge der Ereignisse der Jahre 1445—1449 kann den späteren Er- 
lassen nicht zuerkannt werden.“ Hansen, Westfalen und Rheinland I, 
S.141*; vgl. auch Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 11, 
Anm. 1; Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 346 fl. 
Dementsprechend ist die Darstellung bei Laspeyres, Geschichte und 
Verfassung, S. 184, zu berichtigen. 
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weltlichen Kompetenz, die dem Ausbau der fürstlichen Landes- 
hoheit hindernd im Wege stand. Später (von Herzog Wil- 
helm an) machte sich dann auch in immer steigendem Masse 
die Tendenz geltend, das ganze geistliche Gerichtswesen, wenig- 
stens in erster Instanz, in die Hand der inländischen Geist- 
lichkeit zu bringen, ohne dass damit der hierarchische Ver- 
band mit dem zuständigen Bischof grundsätzlich angetastet 
werden sollte). Auch die im Jahre 1513 durch Leo X. zu- 
gestandene Befreiung Kleve-Marks von der Jurisdiktion der 
geistlichen Gerichte brachte keine Lockerung des eigentlichen 
Diözesanverbandes ?); sie bezog sich nur auf weltliche Ange- 
legenheiten, und zwar im Sinne der Kurie?), war also gewiss 


1) Vgl. Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 15. In der später gegen die 
brandenburgische Kirchenpolitik gerichteten Gravaminaliteratur wurde 
gerade auf diesen Punkt immer und immer wieder hingewiesen. 

2) Das am 15. Nov. 1400 von Bonifaz IX. dembergischen 
HerzogAdolfverliehene Indult (Text beiRedlich, Jülich-Bergische 
Kirchenpolitik I, Nr. 1,8. 1fl.; vgl. ebenda, S. 22*f.; Hansen, West- 
falen und Rheinland I, S. 5*; Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 10), welches 
Jülich am 13. Febr. 1501 von Alexander VI. erhalten hatte (Text bei 
Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, Nr. 171, S. 162f.; vgl. 
ebenda, S. 75*; Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 42f.), wurde am 
6. Juni 1513 durch Leo X. auch auf Kleve-Mark ausgedehnt (Text 
bei Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, Nr. 203, S. 200 fi.; vgl. 
ebenda, S$S. 77%; Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 48f.). Der von 
Herzog Wilhelm ebenfalls im Jahre 1501 betriebene Plan, die Gerichts- 
barkeit der Jülicher Landdechanten durch den Papst gegen die kurkölni- 
schen Ansprüche bestätigen zu lassen, misslang, da der von Rom ver- 
langte Beweis des Gewohnheitsrechts nicht einwandfrei geführt werden 
konnte. Die entgegengesetzte Auffassung von Kuhl, Jülicher Kirchen- 
streit, S. 43 und Binterim, Pragmatische Geschichte der deutschen 
National-, Provinzial- und der vorzüglichsten Diözesan-Konzilien, Mainz 
1835/48, III, S. 248 fi. beruht auf einem Irrtum. Vgl. Otto Red- 
lich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, S. 75*, S. 161, Anm. 1. Näheres 
über den Streit um die Jurisdiktion der Jülicher Landdechanten ebenda, 
S. 65* fi. 

®) Vgl. Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, Nr. 309, © 7, 
S. 352. „Causae civiles, criminales, pecuniariae et mere profanae“ — hatte 


Die Verordnung des Herzogs Wilhelm IV. von 1551. 9] 


— selbst betreffs dieser weltlichen Sachen — nicht allzu frei- 
gebig gedacht. 

Die letzte und wichtigste Verordnung über die geistliche 
Gerichtsbarkeit der jülich-klevischen Lande war die des Her- 
zogs Wilhelm IV. vom Jahre 1551). Hiernach gehörten 
zur Zuständigkeit der geistlichen Gerichte: 

1. Ehesachen, soweit es sich um Gültigkeit der Ehe, 
Ehehindernisse, Scheidungen und Legitimation der Kinder 
handelte; in Verlöbnisklagen war der weltliche Richter zu- 
ständig. 

2. Testamente der Geistlichen, soweit es sich um be- 
wegliche („gereide“) Güter handelte, nicht aber bei Erbgütern. 
Für Testamentssachen von Laien war das geistliche Gericht 
nur zuständig, wenn eine darin getroffene Bestimmung ad pias 
causas von den Testamentsvollstreckern binnen Jahr und Tag 
nicht erfüllt worden war. 

38. Benefizial- und geistliche Lehenssachen; in 
Streitigkeiten betreffs der Präsentation oder „Gift“ zwischen 
weltlichen Personen war das staatliche Gericht zu- 
ständig. 

4. Geistliche mortifizierte Güter, jedoch mit ge- 
wissen Einschränkungen. 

5. Personalforderungen von Geistlichen unter- 


es in der Bulle Alexanders VI. geheissen. Vgl. Kuhl,. Jülicher Kirchen- 
streit, S. 43; Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 351. 

1) Abgedruckt mit dem Datum 20. März (für Jülich-Berg; vgl. Kuhl, 
Jülicher Kirchenstreit, S. 73) in,„Kurtzer und wahrhaffter 
Bericht der Differentien...“, S. 61 ff.; ferner in „Vollständige 
Sammlung deren die Verfassung des hohen Erzstifts Cölln betreffenden 
Stucken“, Köln 1772/73, L, 8. 23 ff.; Auszug bei Scotti mit dem Datum 
9. April (für Kleve; vgl. Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 73) in 
Klevisch-Märkische Gesetzsammlung I, 116 fl.; Scotti, Jülich-Bergische 
Gesetzsammlung I, S. 37; Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, 
Nr. 335, S. 384 fl. Vgl. Laspeyres, Geschichte und Verfassung, 
S. 195 f.; Lehmann I 9.26; Floss, Zum clevisch-märkischen 
Kirchenstreit, S. 5 und Redlich, a.a.O., S. 85f. 
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einander, ebenso von Weltlichen an Geistliche, nicht aber um- 
gekehrt. 

6. Sendsachen. 

In Hinsicht auf den Instanzenzug war bestimmt, dass 
Sendsachen und alle geistlichen Prozesse erster Instanz inner- 
halb des Landes durch die Landdechanten (Jülich) bezw. Archi- 
diakonen und ihre „Befehlshaber“, d. h. die Offiziale (für Kleve) 
entschieden werden müssten. Auch in zweiter Instanz durftn 
die Untertanen nicht gezwungen werden, persönlich vor aus- 
wärtigen Richtern zu erscheinen. Sie konnten sich aber frei- 
willig stellen oder einen Bevollmächtigten senden oder sich 
innerhalb des Landes kommissarisch vernehmen lassen '). 


II. Auf der durch Herzog Wilhelm geschaffenen Grund- 
lage blieb die geistliche Gerichtsbarkeit beruhen bis zum Jahre 
1609, in welchem der Kurfürst von Brandenburg und der 
Pfalzgraf von Neuburg gemeinsam den Besitz der klevisch- 
jülichschen Lande antraten. Bei der Besitzergreifung gaben 
beide das Versprechen ab, „die Catholische, Romische, wie 
auch andere Christliche Religion... ahn einem jeden Ohrt (!), 
in offentlichen Gebrauch und Übunge zu continuiren, zu 
manuteniren und zu lassen, und darüber niemandt in seynen 
Gewissen noch exercitio zu perturbiren, zu molestiren, noch 
zu betruben“ ?). Zudem einigten sie sich im Dortmunder 


!) Lehmann], S. 26; Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 73 fi.; 
Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 352 f. 

2) Reversal von Duisburg vom 4./l4. Juni 1609 bei Dumont, 
Corps universel diplomatique du droit des gens, Amsterdam et la Haye 
1726 ss., V 2, p. 108 s.; mit Datum 14. Juli in Gründtlicher Bericht/ 
vber das Kirchen- vnd religion-Wesen in den Fürstenthumben Gülich/Oleve/ 
und Berg (1649), S.18 £.; vgl.ebenda,8.4f.; Kurtzer und wahrhaffter 
Bericht, S 1f; Lehmann], S. 30; E.v. Schaumburg, Die 
Begründung der brandenburgisch-preussischen Herrschaft am Niederrhein, 
Wesel 1859, S. 112, 114; Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, 
S. 14 fi. Nähere Literatur über die strittige Lesart „zuzulassen“ oder „zu 
lassen“ siehe bei Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, 8. 372, 
Anm. 1; Laspeyres, Geschichte und Verfassung, S. 206 ff. Auch 
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Rezess vom 31. Mai 1609, vorbehaltlich späteren gütlichen 
oder rechtlichen Austrags, auf gemeinsame Regierung der 
Jülich-klevischen Lande nach der bestehenden politischen und 
religiösen Verfassung). Auch dem König Heinrich IV. von 
Frankreich hatten „die Possedierenden* in dem Vertrag von 
Schwäbisch-Hall (11./23. Februar 1610) betreffs der Religions- 
übung der jülich-klevischen Katholiken bindende Zusagen 
gemacht ?). 

Ill. Als dann am 25. Mai 1614 der Pfalzgraf Wolfgang 
Wilhelm öffentlich seinen Uebertritt zur katholischen Religion 
erklärte?) und durch die provisionelle Teilung von Xanten *) 
dem Brandenburger die Administration von Kleve, Mark und 
kavensberg, dem Pfalzgrafen die von Jülich und Berg zufiel, 
schieden sich die kirchenpolitischen Wege der beiden. 

Wolfgang Wilhelm schloss mit dem Erzbischofe von 
Köln am 28. Juli 1621 einen Provisionalvergleich ab, 
der für Jülich und Berg dem anderthalb Jahrhunderte alten 
Streit um die geistliche Gerichtsbarkeit ein Ende machte). 


vorher hatte Brandenburg zu wiederholten Malen sich zur Aufrechterhaltung 
des status quo der katholischen Religion vertraglich verpflichtet. Vgl. 
z. B. die Ehepakten bei der Vermählung Maria Leonoras mit dem Herzog 
Albrecht Friedrich inGründtlicher Bericht, 8.3£.; Besten- 
digeWiderlegung der vermeinten Chur-Brandenburgischen kurtzen 
Anzeige Anstatt Manifests 1651, S. 3. 

1) Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge (Datum vom 31.Mai), 
Nr. 12, 8.43 fl.,; Dumont, Corps universel V 2, p. 103 ss.; J. Ch. Lünig, 
Teutsches Reichsarchiv, Leipzig 1710/22, pars specialis III, 69; siehe auch 
Vergleich von Düsseldorf vom 15./25. Juli desselben Jahres bei Moerner, 
Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 14, S. 46 (Auszug). Vgl. Schaum- 
burg, Begründung der brandenburgisch-preussischen Herrschaft, S. 112; 
Laspeyres, Geschichte und Verfassung, S. 207. 

2) Dumont, Corps universel V 2, p. 135ss.; Moerner, Kur- 
brandenburgs Staatsverträge, Nr. 16, S. 48f. (Auszug). 

$) Dehmann], 8. 31. 

4) 12. November 1614. Dumont, Corps universel V 2, p. 259 ss.; 
Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 30, 8. 67 ff. (Auszug). 

5) Vollständige Sammlung deren die Verfassung des 
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Vorbildlich für den Vergleich war die Verordnung Herzog 
Wilhelms vom Jahre 1551'). Nur ungern und „ad salvandas 
conscientias et evitandum periculum nullitatum“ erklärte der 
Kölner Erzbischof, die Dechanten der jülich-bergischen Lande 
nach erteilter Konfirmation für die Dauer ihrer Amtszeit 
„habilitiren“ zu wollen, „die Cognitionem in Matrimonial, 
Beneficial und anderen Geistlichen Sachen, als viel sie sonsten 
darzu von alters nicht befugt, in prima instantia zu haben 
und zu gebrauchen, salva tamen appellatione ahn Uns und 
die Unserige“. Selbst für solche Fälle, welche der Juris- 
diktion der Landdechanten nicht unterstanden, zeigte sich der 
Erzbischof geneigt, „etliche im Land gesessene Geistliche“ zur 
Besorgung der ersten Instanz zu bevollmächtigen. Die jülich- 
bergischen Untertanen, die in zweiter Instanz oder sonst 
ausser Landes geladen würden, sollten nicht zu persönlichem 
Erscheinen gezwungen werden, sondern sich entweder vertreten 
lassen oder im Lande kommissarisch verhört werden. 

Beide Parteien dachten sich das Abkommen nur „pro- 
visionaliter und bis man zu einer endlichen Vergleichung mit 
Gottes Segen kommen könne“, aber tatsächlich blieb es für 
immer dabei. 

Obschon Köln der nachgebende Teil war, konnte es sich 
mit den Bestimmungen des Provisionalvergleichs unschwer zu- 
frieden geben. Grundsätzlich war seine Gerichtsbarkeit rück- 
haltlos anerkannt und nur ihre Ausübung, vor allem in erster 
Instanz, territorial gebunden; die materielle Zuständigkeit war 


Erzstifts Cölln betreffenden Stucken I, S. 23/33; Seotti, Jülich-Bergische 
Gesetzsammlung I, 206; im Auszug auch bei Scotti, Kurkölnische 
Gesetzsammlung I, 61; (Hedderich), Subsidia miscellanea histo- 
riam et iurisprudentiam ecclesiasticam Coloniensem praecipue illustrantia, 
Bonnae s. a., p.40ss. Näheres über die Verhandlungen siehe bei Kuhl, 
Jülicher Kirchenstreit, S. 97 fi.; vgl. Laspeyres, Geschichte und Ver- 
fassung, S. 210 ff.; Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, 8. 88*; 
Binterim-Mooren, Die Erzdiözese Köln bis zur französischen Staats- 
umwälzung, Düsseldorf 1892/93, II, S. 19. 
!) Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik I, S. 384, Anm. 1. 
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ebenfalls in ziemlich weitherziger Weise geregelt. Da Staat 
und Kirche in den Bestimmungen des Vertrages ihre beider- 
seitigen Interessen hinreichend gewahrt sahen, blieb das Kon- 
kordat von 1621 von nun an das Grundgesetz der katholischen 
Kirche in den jülich-bergischen Landen !). 


IV. Brandenburg, der Miterbe der jülich-klevischen 
Länder, war weit davon entfernt, in Kleve und Mark ähn- 
liche Zugeständnisse zu machen, wie sie zwischen Kurköln und 
Pfalz-Neuburg durch den Provisionalvergleich von 1621 ver- 
einbart worden waren. Es hielt nicht nur unentwegt an den 
Ueberlieferungen der alten, auf die Einschränkung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit abzielenden klevisch-märkischen Kirchen- 
politik fest, sondern verschärfte diese noch in einem Masse, 
welches mit den in den Reversalen gegebenen Zusicherungen 
nicht in Einklang zu bringen war?). 

Gerade in dem wesentlichen Punkte des Diözesanverbandes 
mit Köln und der geistlichen Gerichtsbarkeit des Kölner Erz- 
bischofs geriet die brandenburgische Politik in Auffassungen 


1) Die Statuta almae Christianitatis Juliacensis vom Jahre 1787 (bei 
Binterim-Mooren, Die alte und neue Erzdiözese Köln, Mainz 1828 31, 
II, S. 457 fi.) stehen in Bezug auf die kirchliche Gerichtsordnung noch 
vollständig auf dem Boden des Provisionalvergleiches von 1621. Kuhl, 
Jülicher Kirchenstreit, S. 119. Vgl. besonders die Capita 2: „De obligatione 
et officio Decani“; 3: „De jurisdietione et juribus Decano competentibus“ 
(Binterim-Mooren, Alte und neue Erzdiözese Köln II, S. 460 ff.); 
ferner das Juramentum Decani, Juram. Assessorum, Juram. Secretarii judicii 
ecclesiastiei, Juram. pedell. Binterim-Mooren II, S. 486 fi. 

2) Vgl. Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchenstreit, S. 6f. Dass 
die vnLehmannl, S. 31 u A. z. B. Rönne-Zorn, Das Staats- 
recht der preussischen Monarchie’, Leipzig 1899/1915, IL, S. 15 und 
Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, S. 375 gerühmte Ver- 
tragstreue, zumal auf materiellem Gebiete, nicht unbestritten ist, zeigt 
Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S.18 fi. Vgl. dazu E.Kaeber, 
in einer Besprechung des Kisslingschen Werkes, Forschungen zur branden- 
burgischen und preussischen Geschichte, N. F. der „Märkischen Forschun- 
gen“ des Vereins für Geschichte der Mark Brandenburg XXVI, 1913, 
S. 343, 
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hinein, welche mit den Grundsätzen der katholischen Kirchen- 
verfassung schlechterdings unvereinbar waren. 

Die brandenburgischen Kurfürsten fühlten sich als die 
vollwertigen Rechtsnachfolger der alten Herzöge. Diese waren 
— so wurde von den Hofjuristen fälschlich behauptet!) — 
noch im Jahre 1609 von allen Jurisdiktionsansprüchen Kölns 
exemt gewesen: also wollte man es auch sein. 

Vergebens protestierten die Erzbischöfe, die eine solche 
Behandlung unter den klevischen Herzögen nicht gewohnt 
gewesen, gegen den neuen Kurs. Ein Regierungsedikt vom 
7. November 1615?) wies die Kölner Ansprüche mit der Be- 
gründung zurück, daß. die „in Gott ruhende Vorherrn, die 
Herzogen zu Kleve, Gülich-Berg, ... in ihren Fürstenthumen 
und Landen ... niemanden dergleichen fremde Judicatur ge- 
stattet“ ®). Und ein Erlass des Kurprinzen Georg Wilhelm 
vom 24. August 1616) legte dem reformierten Landesherrn 
unbedenklich die bischöflichen Jurisdiktionsrechte bei und 
untersagte unter Berufung auf das bisher notorisch „übliche 
Herkommen“ jede Verbindung mit dem Kölner geistlichen 
Gericht ?). 


V. In schärfster Weise trat der Grosse Kurfürst‘) der 
Gerichtsbarkeit Kölns entgegen. „Wir sind“, so schrieb er 


t) Vgl. das spätere Eingeständnis der Bielefelder Unterhändler, S. 20, 
Anm, 2. 

®?\ Lehmann] 2. 

?2) Vgl. Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 92. 

*) Lehmann I, 3. Georg Wilhelm war „Gewalthaber“ seines 
Vaters in Kleve. 

5) Die Rezesse von 1624 und 1629 brachten für die Anerkennung der 
geistlichen Gerichtsbarkeit keine Neuerung. Vgl. Lehmannl], 8. 40. 

6) Ueber die klevische Kirchenpolitik des Grossen Kurfürsten 
vgl. ausser der oben angeführten Literatur Hugo Landwehr, Die 
Kirchenpolitik Friedrich Wilhelms des Grossen Kurfürsten, Berlin 1894, 
S. 96 fl. 258 fi.; Martin Spahn, Der Grosse Kurfürst, Mainz 1902, 
SETZT, 


Der Grosse Kurfürst u. d. geistl. Gerichtsbarkeit in Kleve. 27 


am 20. November 1642 wegen einer Beschwerde des Erz- 
bischofs an die klevische Regierung, „nicht gemeinet, den Con- 
cordaten und Reversalen zuwider etwas zu verhängen; aber 
von dem von S.L. prätendirten erzbischöflichen Jure dioecesano 
wissen Wir nichts, werden auch S. L. darunter nimmer etwas 
einräumen“!). Und am 28. April 1648 erklärte er in einem 
Schreiben an den Erzbischof von Köln, dass er ihn „ebenso 
wenig als Unser in Gott ruhender Herr Vater und vorige 
Unsere Vorherren, die Herzogen zu Kleve, Gülich, Berg und 
Grafen zu der Mark hochseligsten Andenkens gethan haben, 
pro Ordinario erkennen oder sonsten jemand ausser Landes 
einige geistliche Jurisdiction in Unseren Landen einräumen 
und gestatten“ könne; zugleich forderte er ihn auf, dafür zu 
sorgen, dass seine Untergebenen „sich des Exercitii solcher 
prätendirter Jurisdiction enthalten“ ?). 

Wie man sieht, stützt sich Friedrich Wilhelm in diesen 
Aeusserungen mit einer bona fides atmenden Zuversicht einfach 
auf seine überkommenen Rechte als Nachfolger der klevischen 
Herzöge. Später geht er weiter und tiefer. Mit der positiv- 
historischen Begründung verbinden sich grundsätzliche Er- 
wägungen. Die evangelische Idee des Summepiskopats des 
Landesfürsten hat bei ihm Eingang gefunden; er wendet sie 
auf die Katholiken nicht minder an als auf die Protestanten. 
Aus solchen Gedankengängen heraus ist es zu verstehen, wenn 
er seinen geistlichen und weltlichen Untertanen in Kleve und 
Mark einschärfte, „niemandten anders als Uns und Unsere 
Nachkommende Hertzogen zu ÜCleve und Graven der Marck, 
in Geistlichen Sachen vor ihrem Oberherrn und ordinario zu 
erkennen“ und sich auf sein „wohlhergebrachtes und jederzeit 
ruhiglich beibehaltenes jus Episcopale“ berief’). Zuwider- 
handelnde sollten mit den auch schon von den früheren Herr- 


!) Lehmann], 26. 

?) Lehmann ], 33, 

3) Scotti, Klevisch-Märkische Gesetzsammlung I, 8. 387 fi.; im 
Auszug bei LehmannL, S. 64f. 
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schern verordneten „Strafen, benentlich Steckung in die Säcke 
und Werffung (!) auf das Wasser anderen zum abscheulichen 
Exempel beleget und aus dem Wege geräumet werden“). 
Und in demselben Sinne schrieb er in seinem politischen 
Testament?) an seinen Nachfolger: „Wann die römisch- 
katholischen Geistlichen in diesen obbenannten Landen (Kleve 
und Mark) Euch alleine für ihren supremum Episcopum halten 
(wie sie allzeit die vorigen Herzöge von Kleve dafür haben 
erkennen müssen), des Papstes und der Bischöfe Bullen, Decreta 
und Befehl nicht pariren, sondern sich einzig und allein an 
Euch halten, so seid ihr schuldig, ihnen allen Schutz zu leisten. 
Da sie aber dem Herkommen zuwider handeln wollten und 
einen anderen Episcopum oder Supremum in diesen Landen 
erkennen möchten, so sind selbige erstlich mit Gelde zu be- 
strafen; wenn aber solches nicht bei ihnen verfangen möchte 
und sie in ihrer Bosheit und Ungehorsam verharrten, so kann 
man selbige absetzen und andere Römische Katholische an 
ihre Stelle, die da Gehorsam leisten, hinwiederum setzen.“ 
Dementsprechend verfuhr man denn auch in praxi. Zwölf 
Soester Kanoniker wurden durch Haft und Geldstrafen zu 


1) Edikt vom 7. September 1661, abgedruckt Kurtzer und 
wahrhaffter Bericht, S.53fi.; Scotti, Klevisch-Märkische 
Gesetzsammlung I, S.388f£.; siehe Kurtzer und wahrhaffter 
Bericht, 8. 15; Binterim-Mooren, Die Erzdiözese Köln bis zur 
französischen Staatsumwälzung II, S.11. Vgl. die Beschwerde des Kölner 
Erzbischofs gegen das Edikt (im Auszug bei Lehmann I], 51) und den 
auf Wunsch des Kurfürsten Lehmann I, 52) erstatteten Bericht der 
Klevischen Regierung, der mit ganz unhaltbaren Gründen das Diözesan- 
recht der Kölner Kirche zu bestreiten sucht: im Wortlaut mitgeteilt bei 
Scholten, Papst Eugen der IV. und das clevische Landesbistum, 
S.49 fi., im Auszug bei Lehmann I, 53. 

2) Vgl. Lehmann] S.58; Hans Prutz, Preussische Geschichte, 
Stuttgart 1899/1902, IL, S.119; GeorgKüntzelund MartinHass, 
Die politischen Testamente der Hohenzollern nebst ergänzenden Akten- 
stücken, 2 Teile, Quellensammlung zur deutschen Geschichte, herausg. von 
E. Brandenburg und G. Seeliger, Leipzig 1911, I, S.46; Leopold 
v.Ranke, Zwölf Bücher preussischer Geschichte II, Leipzig 1874, S. 502. 
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dem Gelöbnis gepresst, „keinen andern als ihre Churfürstl. 
Durchl. zu Brandenburg pro Episcopo & ordinario agnosciren 
zu wollen“; im Falle sie ihre Arrestierung an den Kölner 
Kurfürsten als Ordinarius berichteten, wurde ihnen mit noch 
härterem Gefängnis gedroht!). Der Propst Gottfried Düssel 
zu Soest wanderte ebenfalls neun Wochen ins Gefängnis und 
musste sich vor weiterer Verfolgung ins Ausland flüchten, 
weil er in spiritualibus die Jurisdiktion des Kölner Erzbischofs 
anerkannt hatte?). Selbst die inländischen Prälaten und De- 
chanten wurden in der Ausübung ihrer althergebrachten Ge- 
richtsbarkeit sowohl in contentiosis als in disciplinaribus öfters 
behindert ?), widerspenstige Geistliche in ihrer Renitenz gegen 
die geistlichen Gerichtsbehörden bestärkt *). 

VI. Nach langen Verhandlungen und Streitigkeiten kam 
es, nachdem im Jahre 1666 unter nachträglicher Zustimmung 
des Kaisers die Erbschaft geteilt worden war, zuerst in Biele- 
feld, dann in Oölln an der Spree am 26. April 1672 zu 
einem definitiven Religionsvergleiche°), in welchem 


ı) Kurtzer und wahrhaffter Bericht, 8. 33£. 67; vgl. 
Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchenstreit, S. 12. 59£., Anhang 4. 

2) Kurtzer und wahrhaffter Bericht, S. 34; Kiss- 
ling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 34. 

2) Kurtzerundwahrhaffter Bericht, 8.15. 17£.; vgl. 
Binterim-Mooren, Die Erzdiözese Köln bis zur französischen 
Staatsumwälzung II, S. 12. 

4 Kurtzer und wahrhaffter Bericht, S. 17£. 

5) Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 204, S. 349 ff.; 
Scotti, Klevisch-Märkische Gesetzsammlung I, 496; auch separat 
gedruckt, z. B. Duisburg 1753; vgl. auch den Nebenrezess vom 26. April 
1672 in Religionsvergleiche, S. 52fl. Ueber die zahlreichen 
vorhergegangenen Verhandlungen siehe die chronologisch geordnete Ueber- 
sicht bei Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, S.15f. Vgl. auch 
Ferdinand Walter, Das alte Erzstift und die Reichsstadt Köln, Bonn 
1866, S. 356; Las peyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 222 fl.; 
Lehmannl, S. 78f; Ottmar Hegemann, Friedrich der Grosse 
und die katholische Kirche in den reichsrechtlichen Territorien Preussens, 
München 1904, S. 74f.; Eichmann, Recursus ab abusu, S. 261 fl.; 
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der Kurfürst auch in Sachen der geistlichen Gerichtsbarkeit 
sich nachgiebiger zeigte. 

Zu einer Anerkennung des Kölner bezw. Münsterschen 
Diözesanverbandes und der Gerichtsbarkeit der betreffenden 
Bischöfe über seine Untertanen war er allerdings auch jetzt 
nicht zu bewegen; ebensowenig zur Annahme des zwischen 
Köln und Pfalz-Neuburg 1621 abgeschlossenen Provisional- 
vergleichs !). „Den Extraneis, absonderlich Kurköln räumen 
wir nichts ein“ — so hatte die brüske Instruktion an seinen 
Bielefelder Unterhändler gelautet ?). 

Tatsächlich und auf Umwegen gab man aber doch nach, 
indem man — es war dies das herkömmliche Auskunftsmittel?) — 
die Gerichtsbarkeit inländischer Offizialate anerkannte. 


Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchenstreit, S. 46 fi. Ueber die 
Aufnahme der Religionsvergleiche durch Rom siehe Hiltebrandt, 
Preussen und die römische Kurie I, Nr. 38. 39. 55. 56. 58. 59. 60. 
168. 175. 

1) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 239. 

2) Lehmann], 136. 

3) Dass die verschiedene Behandlung der geistlichen Gerichtsbarkeit 
inländischer und ausländischer Kirchenoberer auch schon 
in vorreformatorischer Zeit die kirchenpolitischen Massnahmen der Hohen- 
zollern charakterisiert, haben wir oben gesehen. Näheres bei Hennig, 
Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 131f. 155 ff. Für jene ertrug 
man selbst eine weit in das staatlicheGebiet übergreifende Zuständigkeit der 
geistlichen Gerichte ohne besondere Schwierigkeit. „Ganz anders erscheint“ 
aber, wie Hennigrichtig bemerkt, „das Verhältnis der weltlichen Gewalt 
zur Gerichtsbefugnis der Geistlichkeit in den Landesteilen, deren Kirchen- 
regiment nach einem jenseits der Landesgrenzen liegenden Zentrum gravi- 
tierte... Das Bestreben einer starken weltlichen Gewalt musste hier 
naturgemäss dahin gehen, entweder die politische bezw. speziell juris- 
diktionelle Betätigung der Kirche überhaupt zurückzudrängen, oder, 
soweit die Lage der Dinge ein völliges Ausschliessen der kirchlichen Befug- 
nisse unmöglich machte, die innerhalb des Territoriums gelegenen Teile 
fremder Diözesen zu besonderen kirchlichen Unterbezirken zu gestalten 
und auf diese einen ähnlichen Einfluss zu begründen wie auf die eigenen 
Bistümer — soweit der nie völlig zu unterbindende Zusammenhang mit dem 
Bischofssitz, dernun einmal Quelle jeder Amts- und Jurisdiktionsgewalt war, 
das zuliess..“ Hennig, Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern, S. 155._ 


Der Grosse Kurfürst u. d. geistl. Gerichtsbarkeit in Kleve. 31 


Mit Ausnahme der Sendgerichtsbarkeit überliess Branden- 
burg die „casus excepti“ der Verordnung vom Jahre 1551 
mit geringen Abänderungen dem kirchlichen Forum, allerdings 
unter scharfer Betonung des landesherrlichen Oberaufsichts- 
rechtes !). 

Die Offiziale der Archidiakone zu Xanten, Emmerich 
und Soest bildeten unter Hinzuziehung zweier einheimischer 
Rechtsgelehrter ?) die erste Instanz. Die Appellationen sollten 
dann bei dem kurfürstlichen Hofgericht in Kleve angemeldet 
und instruiert werden. Nach geschehener Instruktion hatte 
jede Partei die Wahl, entweder beim Hofgericht selbst oder 
bei einer katholischen Juristenfakultät auf Entscheid anzu- 
tragen ?). 

Der Zuständigkeit dieser klevischen Offizia- 
late‘) wurden vor allem die katholischen Eheprozessualien 
überlassen, soweit es sich um Gültigkeit des Ehebandes oder 
Scheidung a thoro et mensa handelte. In Ehesachen ver- 
schiedener Religion sollte der Actor die Klage bei dem forum 
rei anbringen und der Richter einen jeden Teil nach den Grund- 
sätzen seiner Religion aburteilen °). Ferner unterstanden dem 
geistlichen Forum die Testaments- und Nachlasssachen katholi- 


1) Vgl. Kuhl, Jülicher Kirchenstreit, S. 94. 

2) Art. III $ 1 und 2 des Rezesses. Das Dortmunder Archidiakonat 
wurde von Brandenburg nicht anerkannt. Vgl. Katholik 1880 I, 
S. 617 £. 

3) Art. III, $ 8 des Rezesses. Diese Bestimmungen entsprachen im 
Wesentlichen den Vorschlägen eines von den Bielefelder Unterhändlern 
Blaspeil und Wüsthauss im Jahre 1671 erstatteten Rechtsgutachtens. Vgl. 
Lehmann], 139, Beilage B. 

4) Vgl. darüber Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, 
S. 239; Lehmann], 8. 79£. 

5) Art. III, $2 desRezesses. Vgl. Justizministerialblatt 
für die preussische Gesetzgebung und Rechtspflege XVIIL, 1856, S. 256. 
In diesem Falle konnte eine Versendung der Akten an eine katholische 
Juristenfakultät nicht beantragt werden. Rezessmässige Er- 
innerung, S. 14. 
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scher Priester !), Benefizial- und geistliche Lehenssachen, beson- 
ders der Entscheid über die geistliche Qualifikation eines Prä- 
sentierten. Dotations-, Patronats- und Präsentationsprozesse 
zwischen Weltlichen gehörten vor die landesherrlichen Ge- 
richte ?). Die Offizialatsgerichte behielten die Erkenntnisse 
über geistliche mortifizierte Güter?) und in Personalklagen 
gegen Geistliche‘). Auch die Disziplinargerichtsbarkeit für 
Geistliche war ihnen belassen, jedoch mit ausdrücklicher 
Wahrung der landesherrlichen Strafgewalt in quibuscunque 
delictis °). 

Da die genannten Offiziale mit Köln in keinerlei offi- 
zıellem Zusammenhange stehen sollten, konnte die kirchlich- 
rechtsgültige Vornahme ihrer Funktionen nur auf dem Umwege 
heimlicher Delegation ermöglicht werden. Zwei Jahre 
später wurde zwar gestattet, in Sachen, welche die bischöf- 
liche Weihegewalt erforderten, „so viel nämlich die ordines ... 
wie auch die Ritus, Ceremonias et Visitationes... und Dis- 
ciplinam ecclesiasticam concerniren kann, fremde Geist- 
liche (sie seien, welche sie wollen) pro Ordinario vel Supe- 
riore zu erkennen“, doch war damit, wie die spätere Praxis 
zeigte, der ausländischen Gerichtsbarkeit als solcher keinerlei 
offizielle Anerkennung zugedacht ®). 

Gegen kirchliche Zensuren hatte der Rezess von 1672 
den Rekurs an die Staatsgewalt gestattet; in dem Rezess 
von Wesel (6.16. April 1677) wurde diese Bestimmung jedoch 
schon wieder fallen gelassen ?). 


1) Art. III, $ 

2) Art. III, $ 

8) Art. III, $ 

@) Art. II, $S 

5) Art. III, $ 7. 

6), Lehmann], 157. 

?) Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 224, S. 394; vgl. 
Art. III, $ 7 des Rezesses mit Scotti, Klevisch-Märkische Gesetzsamm- 
lung1,S.550f.;Lehmannl, $S. 89* Ein Extrakt des Weseler Rezesses 


Der Grosse Kurfürst u. d. geistl. Gerichtsbarkeit in Kleve. 33 


VII. Einige Worte der Kritik mögen die Darstellung der 
kirchenpolitischen Tätigkeit Friedrich Wilhelms beschliessen. 
Die schroffe klevische Kirchenpolitik Brandenburgs, vorab 
des Grossen Kurfürsten, gegenüber der geistlichen Gerichtsbar- 
keit in ihren positiven und prinzipiellen Grundlagen klarzu- 
legen und nach ihren Motiven unbefangen zu würdigen, ist 
ohne Zweifel eine dornige Aufgabe. | 

Billig und bequem, zugleich aber auch ungerecht und 
ungeschichtlich wäre es, alle die Massnahmen, die der klevische 
Katholizismus — oft mit Recht — als Bedrückung emp- 
fand, als beabsichtigten Ausfluss hasserfüllter Konfes- 
sionspolitik hinstellen zu wollen. Gewiss, oft und oft klingt 
in den staatlichen Erlassen die konfessionelle Note!) mit. 
Darf uns das wundern im Jahrhundert des Dreissigjährigen 
Krieges, dessen Leidenschaften noch in allen Gemütern nach- 


findet sich in „Religionsvergleiche“, S. 65f. Das branden- 
burgische Religionsedikt vom 26. Januar 1699 in Nebenrezesse, 
S. 37 fi., vor allem Nr. 1, S. 39. 

1) Bekannt ist, mit welch ehrlichem Hasse der Grosse Kurfürst den 
Katholizismus bedachte. Und doch wusste er seine Politik von persönlichen 
Gefühlen ziemlich frei zu halten. „Sans doute il detestait les catholiques... 
mais il savait triompher de ses haines“ — sagt Albert Waddington, 
Histoire de Prusse, Paris 1911, I, p. 440 mit Recht von ihm. Sowohl während 
des Kongresses zu Münster als auf dem zu Nimwegen bemühte sich Friedrich 
Wilhelm um die Gunst der römischen Kurie. Trotz der scharfen katholiken- 
feindlichen Aeusserungen seines Testaments entwickelte er zehn Jahre 
später einem der von ihm in Stettin auf eigene Kosten unterhaltenen 
Franziskaner den Plan, nach Abschluss des Friedens allmählich in allen 
seinen Ländern der katholischen Religion das exercitium publicum zu ver- 
leihen. Er erlaubte sogar dem von den Generalstaaten vertriebenen Vikar 
der holländischen Missionen, in dem klevischen Orte Huissen zu residieren — 
trotz des Säckeedikts vom Jahre 1661 gegen die Ausübung fremder Juris- 
diktion auf klevischem Boden. Vgl. die interessante Studie vonPhilipp 
Hiltebrandt, Die Anfänge des direkten diplomatischen Verkehrs 
zwischen dem päpstlichen und dem preussischen Hofe, Quellen und For- 
schungen aus italienischen Archiven und Bibliotheken XV, 1912, S. 358 ff., 
besonders S. 363 £. 
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zitterten? Findet sie sich nicht auch in der früheren Re- 
ligionspolitik katholischer Staaten gegenüber andersgläubigen 
Minderheiten ? 

Der führende Grundton aber, auf den die kle- 
vische Politik gegenüber der geistlichen Gerichtsbarkeit 
Kölns gestimmt ist, scheint uns trotz gelegentlicher, ja häu- 
fig wiederkehrender konfessioneller und katholikenfeindlicher 
Nuancen in seinem tiefsten Ausgangspunkt ein politischer 
zu sein. 

Greifen wir zurück auf dıe altklevische Politik, als deren 
Erben sich die Brandenburger fühlten. Mit Recht hat Ulrich 
Stutz!) nachdrücklich darauf hingewiesen, dass der Kampf 
gegen die kirchliche Gerichtsbarkeit am Niederrhein nicht so 
sehr dem geistlichen Elemente derselben galt als vielmehr der 
mit ihr in ihrer damaligen Ausdehnung noch verbundenen 
Gefährdung politischer Interessen. Dieser zunächst auf den 
altklevischen Kampf gegen die Kölner Gerichtsbarkeit ab- 
hebende, methodisch bedeutsame Wink des Bonner Kirchen- 
rechtslehrers weist den einzig möglichen Weg, um der eigen- 
artigen Verumständung der klevischen Kirchenpolitik der 
Brandenburger gerecht zu werden. 

Vergegenwärtigen wir uns das politische Milieu. Fried- 
rich Wilhelm befand sich in schwieriger Lage. Er war Herr — 
noch nicht eines festgeschlossenen Staates, sondern nur 
einer Reihe geographisch getrennter und sich auch innerlich 
getrennt fühlender Einzelterritorien, die mit aller Zähigkeit 
an ihrem Partikularismus festhielten und sich dem staatlichen 
und monarchischen Zusammenschluss entgegenstemmten, der 
für Brandenburg den Aufstieg zur Macht bedeutete ?). 


!) Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Germa- 
nistische Abteilung XVIII, 1907, 8. 581. 

?) Joh. GustavDroysen, Geschichte der preussischen Politik2, 
Leipzig 1855 ff., IIL1, S.254£.; Waddington, Histoire de Prusse I, 
p-271ss. 342ss.; Spahn, Der Grosse Kurfürst, S. 88. 98; Rönne- 
Zorn, Staatsrecht der preussischen Monarchie I, S. 16. 
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Das schmale brandenburgische Gebiet am Niederrhein 
war durchzogen und fast umschlossen von einer Kette katho- 
lischer Territorien, von den geistlichen Stiftern: Köln, Trier, 
Münster, Paderborn, Osnabrück und den Ländern des Pfalz- 
Neuburger Rivalen: Jülich und Berg }). 

Unter solchen Umständen ist es zu erklären, wenn dem 
auf die Ausbildung seiner Landeshoheit und straffe Zentrali- 
sierung der brandenburgischen Staaten?) hinstrebenden Kur- 
fürsten der alteingesessene, auch weltliche Angelegenheiten 
vor sein Forum ziehende Gerichtsorganismus des wenigstens 
anfangs noch mächtigen und auf Erweiterung seiner welt- 
lichen Herrschaft bedachten Kölner Erzbischofs als unerträg- 
liche Schmälerung der staatlichen Rechte erschien, als be- 
drohliches Hemmnis für die Ausgestaltung der eigenen fürst- 
lichen Landeshoheit. In so weit befand sich Friedrich Wilhelm 
in derselben, ja noch in einer gefährlicheren Lage als seine 
katholischen Vorgänger in Kleve. So wie bei diesen, so 
brachte auch, ja erst recht bei ihm, der Aufstieg der Landes- 
hoheit mit innerer Notwendigkeit den Kampf gegen das welt- 
liche Element in der geistlichen Gerichtsbarkeit des Kölners 
mit sich, der eben nicht nur Erzbischof war, sondern auch 
Kurfürst, ihm gleichgeordneter Reichsfürst und zugleich ein 
nicht ungefährlicher Konkurrent ’°). 

Soweit also das weltliche Element der Kölner geist- 
lichen Gerichtsbarkeit in Betracht kommt, wird man diese bei 
unbefangener Würdigung der Zeitverhältnisse als politisches 
Streitobjekt anerkennen müssen. 

!) Droysen, Geschichte der preussischen Politik III 2, S. 16. 

2) „Membra unius capitis“ erklärte Friedrich Wilhelm aus den ver- 
schiedenen Gebieten machen zu wollen. Waddington, Histoire 
de Prusse I, p. 271. Vgl. Rönne-Zorn, Staatsrecht der preussischen 
Monarchie T®, S. 16. 

®2) Vgl. Karl Rothenbücher in einer Besprechung von 
Kissling, Geschichte des Kulturkampfs, Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung für Rechtsgeschichte XXXIIL, Kanonistische Abteilung II, 1912, 
S. 461 f. 
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Aber Brandenburg ging weiter, weiter als historische und 
staatsmännische Gründe es erlaubten und verlangten. 

Die alten Klever Herzöge hatten auch gegen die Kölner 
Gerichtsbarkeit remonstriert und mit selbstbewusster Energie 
das gefordert, was ihnen zur staatlichen Sphäre gehörig er- 
schien — niemals aber war es ihnen in den Sinn gekommen, 
den Diözesanverband mit dem Kölner Stuhl zu leugnen). 


1) Das Klever Kapitel konnte in seiner Supplik um Aufhebung des 
Edikts vom 7. September 1661 darauf hinweisen, dass keiner der früheren 
Landesherren sich je zum Ordinarius habe machen wollen; der Kölner Erz- 
bischof habe von jeher durch seine Unterbehörden geistliche Amtsverrichtun- 
gen in den klevischen Ländern vornehmen lassen. Kurtzer und wahr- 
haffterBericht, S.356fl.; Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchen- 
streit, S. 13 ff. In demselben Sinne argumentierten die Beschwerdeschriften 
der Kurfürsten von Köln. So antwortete der Erzbischof 1658 dem Grossen 
Kurfürsten, die Leugnung des Kölner Jus dioecesanum sei ihm „ganz 
fremd und unvermuthet vorkommen; zumalen mit gar vielen Protocollis 
und fast unzählbaren Episcopal-Actibus klärlich dargethan und erwiesen 
werden kann, dass dessen (des jus dioecesanum) Wir und Unsere Vorfahren 
am Erzstift je und allezeit in ruhig- und unwidersprechlichem Besitz ge- 
wesen.“ Lehmann ], 4l. Vgl. Floss, Zum clevisch-märkischen 
Kirchenstreit, S. 10 ff.; Katholik 1880 I, S. 606f.;Schneemann, 
Preussische Kirchenpolitik in Kleve-Mark, S. 125 fl. Weitere Auslas- 
sungen von kölnischer wie von brandenburgischer Seite siehe bei Leh- 
mann], SS. 170f. 

Charakteristisch ist, dass die für die Bielefelder Verhandlungen des 
Jahres 1671 abgeordneten brandenburgischen Räte in einem der klevischen 
Regierung vorgelegten Gutachten die früher so beliebte Berufung auf die 
Politik der alten Klever Herzöge gegenüber der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
mit anerkennenswerter Offenheit als unhistorisch preisgaben. Sie zogen sich 
lediglich auf J.P.O. Art. V, $48 zurück und behaupteten, die Brandenburger 
Kurfürsten hätten gleich von der Besitzergreifung an der Kölner Juris- 
diktion beharrlich widersprochen. Von der im Osnabrücker Frieden ver- 
langten quieta possessio in dem (erst nachträglich auch für die klevischen 
Länder festgelegten) Normaljahr 1624 könne daher keine Rede sein. Leh- 
mann], 139, Beilage A; vgl. auch Lehmann VI, 208. Keine gerade 
glückliche Argumentation, wenn man sich an die Reversale erinnert und 
das dort garantierte exercitium publicum nach dem Stande des Jahres 1609, 
wozu historisch auch der Diözesanverband mit Köln gehörte; um so weniger 


Der Grosse Kurfürst u, d. geistl, Gerichtsbarkeit in Kleve. 37 


Diesen Schritt zu tun, konnte nur einem protestantischen 
Fürsten möglich erscheinen, der — den protestantischen 
Kirchenbegriff auf die katholische Kirche übertragend — für 
den im Katholizismus wesentlichen Konnex zwischen Be- 
kenntnis und hierarchischer Unterordnung kein Verständnis 
hatte, der zwischen den weltlichen und den geistlichen Attri- 
buten der katholischen Gerichtsbarkeit keinen politisch be- 
achtlichen Unterschied sah und darum in dem Kampf gegen 
jene seine Waffen auch gegen diese kehrte — ohne sich dar- 
über Rechenschaft zu geben, dass die 1609 rezessmässig garan- 
tierte Freiheit des exercitium religionis nach katholischen 
Grundsätzen auch die freie Verbindung mit dem katholischen 
Diözesanbischofe in rein geistlichen Angelegenheiten als natur- 
gemässes Korrelat forderte. 

Die Gerechtigkeit verlangt allerdings den Hinweis, dass 
der Wortlaut des Osnabrücker Friedens, vor allem die damals 
in Aufnahme gekommene Summepiskopaltheorie in Friedrich 
Wilhelm den ehrlichen Glauben erweckt haben mochte, er 
dürfe auch die rein geistliche Jurisdiktion des Kölners unter- 
binden und sich — unter Ausschluss des Erzbischofs und selbst 
des Papstes — als alleiniger Episcopus und Ordinarius seiner 
katholischen Klever fühlen und gerieren. Dass diese Auf- 
fassung nach katholischen Grundsätzen ein Unding sei, ver- 
suchte man auch damals schon zu wiederholten Malen der 
brandenburgischen Regierung begreiflich zu machen, aber 
immer ohne Erfolg. 

Auch rein politisch gesprochen kann man es bedauern, 
dass Brandenburg in seinem Kampfe gegen die kirchliche Ge- 
richtsbarkeit am Niederrhein nicht hinreichend zwischen dem 
weltlichen und rein geistlichen Element derselben unterschied. 
Der Kampf gegen die weltlichen Anhängsel der Kölner Ge- 
richtsbarkeit war eine politische Notwendigkeit, der Kampf 


glücklich, als man jetzt selbst eingestand, dass der bis 1624 für die „In- 
quietierung“ des Kölner Diözesanrechtes angeführte Rechtsgrund hin- 
fällig gewesen sei. 
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gegen die eigentlich bischöfliche Jurisdiktion aber und erst 
recht die radikale Ableugnung jedes auch rein geistlichen 
Diözesanrechtes der Kölner Kirche konnte weder durch die 
Berufung auf die frühere, in dieser Richtung niemals enga- 
gierte klevische Politik noch durch staatliche Notwendigkeiten 
gedeckt werden. Trotz aller bona fides mussten die branden- 
burgischen Herrscher es sich daher gefallen lassen, dass der 
katholische Volksteil ihr Vorgehen als eine Verletzung der rezess- 
mässigen Bekenntnisfreiheit empfand und seiner Unzufrieden- 
heit in endlosen Gravamina Ausdruck gab — eine Unzu- 
friedenheit, die in so exponiert liegenden Gebietsteilen auch 
politisch bedenklich war und die friedliche Eingewöhnung 
derselben in den Verband des Preussischen Staates, die an sich 
schon nicht leicht vonstatten ging, auch noch durch konfes- 
sionelle Verbitterungen unnötig erschwerte. 


VIII. Die praktische Durchführung der den klevi- 
schen Katholiken gemachten Zugeständnisse gab auch in 
der Folgezeit fortgesetzt Anlass zu Klagen!). Vor allem 
war das Kölner Diözesanrecht ein Streitpunkt, der nicht mehr 
zur huhe kommen wollte. 

Der päpstliche Nuntius Passionei benutzte den Utrechter 
Kongress, um bei dem preussischen Gesandten die Religions- 
beschwerden der klevischen Katholiken zur Sprache zu bringen?), 
anscheinend aber ohne nennenswerten Erfolg. 

Das gespannte Verhältnis zwischen Preussen und den 
klevischen Katholiken brachte einen charakterlosen Streber, 
Baron von Mertzenfeldt, auf den Gedanken, sich dem König als 


!) Vgl. z. B. die Rheinberger Rezesse vom 7. und 10. März 1682 über 
die Ausführung der früheren Religionsvergleiche, Moerner, Kurbranden- 
burgs Staatsverträge, Nr. 249, 250, S. 429f.; Auszüge daraus in Reli- 
gionsvergleiche, 8. 67 fl. 

?) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, $. 225, 
Anm. 2; Derselbe, Anfänge des direkten diplomatischen Verkehrs, 
a OIXV, 8.0761 
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geistlicher Oberrichter für Kleve-Mark anzubieten. In einem 
Schreiben vom 16. Januar 1716!), einem traurigen Dokument 
serviler Charakterlosigkeit, stellt er sich Friedrich Wilhelm 1. 
vor als „dem äusserlichen Vorschein nach ein romanisch- 
katholischer Ecclesiasticus“, wehrt sich aber gegen den Ver- 
dacht, „der romanisch angemaassten Jurisdietion zugethan 
oder auch ergeben zu sein“, und wünscht, in den klevisch- 
märkischen Landen „unter dem Namen eines dasigen Officialen 
oder geistlichen Oberrichters und respective königlichen Fis- 
calen zur Abschaffung vieler ärgerlichen Uebertretung und 
Abwendung attentirend auswendiger geistlicher Jurisdietion“ 
angestellt zu werden. Die klevische Regierung, welcher der 
König den Vorschlag Mertzenfeldts zur Begutachtung über- 
sandt hatte?), besass Takt und politische Klugheit genug, um 
sich aufs entschiedenste auszusprechen gegen die Anstellung 
„eines geistlichen Oberrichters, welcher wider der Römisch- 
Katholischen allgemeine Meinung den Papst ferner nicht pro 
Capite Ecclesiae erkennen und dem königlichen Interesse allein 
anhangen, folglich katholisch und nicht katholisch, weder kalt 
noch warm sein solle“ ?). Seine Replik auf das ablehnende 
Gutachten der klevischen Regierung unterstützte der schlaue 
Baron dadurch, dass er dem geldsüchtigen Könige ein jähr- 
liches subsidium caritativum von 6000 Talern für den Fall 
seiner Ernennung garantierte‘). Da die klevischen Räte aber 
fest blieben und den Plan in einem neuen Gutachten?) wieder- 
um abwiesen, gab der charaktervolle Bewerber seine weiteren 
Bemühungen auf). 

Der Gedankedersummepiskopalen Gewalt spielte 


SElrehemramn2 1,2782. 
SuLehmannl, 733. 
3) Lehmann I, 734. 
Elzerhmaınn 172735: 
5) Lehmann ], 736. 
6%, Lehmann], 738; vgl. ebenda I, 622. 


> 
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auch unter den beiden ersten Königen noch eine grosse 


Rolle }). 
Mit besonderer Ueberzeugung vertrat Friedrich Wil- 


helm I., der sonst dem Katholizismus persönlich wohlwollend 
gegenüberstand?), den summepiskopalen Standpunkt und lehnte 
von ihm aus jede Anerkennung der Kölner Gerichtsbarkeit 
ab®). Die Appellation von dem Xantener ÖOffizialat an das 
geistliche Gericht in Köln trug einem Kanonikus des Xantener 
Stifts eine Geldstrafe von 100 Goldgulden ein; zudem wurde 
er gezwungen, die Berufung zurückzunehmen®). Auch die 
einheimischen Offizialate klagten über Eingriffe in ihre rezess- 
mässigen Rechte. Die umfangreichen Gravamina, welche die 
kurfürstliche Regierung von Jülich und Berg dem Kaiser 
unterbreitete?), enthalten unter anderem die Beschwerde, dass 
den Offizialatsgerichten zu Xanten, Emmerich und Soest die 
Ausübung ihrer Jurisdiktion „thätlich entzogen, ja sogar die 


1) Vgl. z. B. Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, 
Urk. 268, S. 374 fi. Ergiebig für die Beurteilung der Kirchenpolitik der 
beiden ersten Könige sind auch die Kölner Beschwerdeschriften: Gravamina 
Religionis / betrefiende das Ertz-Stifit Cöllen / wegen deren Clevisch- 
Märckisch- und angräntzenden Landen, 1718; Ahn die Röm. Kayserl. und 
Königl. Majestät von Jhro Churf. Durchl. ... hertzogen Clement Au- 
gust... abgegebene ausführliche Demonstration, Bonn 1730; 
Unvermeidliche und gründliche Verthätigung der Ertz- und Bischofflicher 
Jurisdietion, Auch Behauptung der Catholischen-Feyrtägen in den 
Clevisch- und angehörigen Landen, Cöln 1712. 

2) Vgl. die Instruktion für seinen Nachfolger bei Küntzel und 
Hass, Politische Testamente der Hohenzollern I, S. 85. 

®) Vgl. Lehmann I, 737. 739; Schreiben des Königs an den Erz- 
bischof Joseph Clemens vom 5. Nov. 1716 bei Floss, Zum. clevisch- 
märkischen Kirchenstreit, S. 64, Anhang VII; dasselbe im Auszug bei 
Lehmann I, 740; Rückschreiben des Erzbischofs vom 24. Februar 1717 
ebenda, 741; Antwortschreiben Friedrich Wilhelms I. vom 1. Mai 1717 
bei Floss, Zum clevisch-märkischen Kirchenstreit, S. 65 f., Anhang VII. 

Clemens Augusts Demonstration von 1730, 8. 25; 
Lehmann], 643. 

5) Vgl. oben S. 15. 
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Ausstellung der Acten inter Catholicos ad J[uris]e[|onsul ]tos 
Catholicos, ad petita eorum, zur Ungebühr abgeschlagen werde‘). 
Mit den Schilderungen der klevischen Gravamına-Literatur 
stimmt überein ein Bericht des Kölner Nuntius Cavalieri an 
die Propaganda vom 28. Oktober 1731; er führt unter den 
Gravamina der klevischen Katholiken auch die Behinderung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit auf: „I superiori ecclesiastici,* 
so heisst es dort, „sono privati della giurisdizione e 
cognizione, che loro compete, su le persone e cause 
ecclesiastiche, mentre queste vengono cotidianamente tirate 
al foro laicale, cosi che ı chierici delinguenti vengono puniti 
dal giudice laico e i loro legittimi superiori non hanno piü 
liberta di correggerli secondo ı canoni e secondo gli statuti 
delle loro chiese“ ?). Auf Anregung Cavalieris wurde der 
Wiener Nuntius beauftragt, den Kaiser zum Eingreifen zu 
veranlassen?); wie aber zu erwarten stand, war auf diesem 
Wege nichts zu erreichen‘). 

IX. Auch gegenüber der Utrechter Diözese machte 
Brandenburg seine Episkopalrechte geltend und verbot der 
Geistlichkeit des Utrechter Diözesananteils jeden offiziellen 
Verkehr mit ihrem Bischofe. Der Dechant und der Offizial 
zu Emmerich, welche „ex speciali Commissione des Vicarii 
Apostolici Joannis von Bilefeldt qua Ordinarıi“°) im Frater- 


1) Allerunterthänigst - Summarische Wieder- 
hohlung Gravaminum Religionis..., Vorrede; vgl. auch Additionalia 
Gravamina, Nr. I, S. 22. 

2) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 375. 
Vgl. ebenda, S. 369, Anm. 2. 

3) Vgl. das Reskript aus der Propagandasitzung vom 3. Dez. 1731 
bei Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 376 und das 
Schreiben der Propaganda an Cavalieri vom gleichen Datum ebenda, 
Nr. 269 und Anm. 1, 8. 377 f. 

4) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 
280 (Bericht des Internuntius Rota vom 2. Nov. 1732), S. 393£.; vgl. 
Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 75. 

5) AdditionaliaGravamina, 8.20. —Jan.Bylevelt 
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herrnhause zu Emmerich die Wahl eines neuen Superiors an- 
geordnet hatten, wurden „sub praefato praetextu supremi Juris 
Episcopalis“ wegen „Usurpation des hohen Episcopal-Rechtens“ 
vor Gericht gezogen. »Sie verteidigten sich mit der Behaup- 
tung, es sei „des Committentis Pro-Vicarii Apostolici seu ordi- 
narii ultrajeetensis vom Päbstlichen Stuhl legitime beschehener 
Deputation der Regierung zu Üleve von der Gülich- und 
Bergischen Regierung zu Düsseldorf im Jahr 1720 gebührend 
notificirt worden“. Zugleich beantragten sie unter Berufung 
auf die Religionsrezesse, speziell auf die 1697 zu Rheinberg 
abgehaltene heligionskonferenz, dass „die Acta, utpote super 
Causa mere Ecclesiastica inter Romano-Catholicos vertente, 
ventilata, nach einer unpartheyischer Römisch-Catholischer 
Juristen-Facultät ad Referendum et Dijudicandum ausgestellt 
und verschickt werden mögten“ !). Diese Bitte wurde aber 
abgewiesen, und beide, Dechant und Offizial, wegen „begangenen 
straffbahren (!) Eingriffs in die Landesherrliche Episcopal- 
Hoheit“ zu einer Strafe von je 150 Goldgulden und in die 
Kosten verurteilt?). 

Der Kampf gegen die Gerichtsbarkeit auswär- 
tiger Kirchenoberer, vor allem des Erzbischofs von Köln, 
setzte sich auch unter den folgenden Königen noch fort. 
Friedrich der Grosse plante zur Abwehr der. Kölner 
Diözesanansprüche die Einrichtung eines Generalvikariats für 


war von 1717—1727 apostolischer Vikar der holländischen Missionen. 
Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 282, Anm. 1. 
Seitdem es keine Utrechter Erzbischöfe mehr gab, übten die apostolischen 
Vikare in Kleve die Jurisdiktion aus. Hiltebrandt, Preussen und die 
römische Kurie I, 239. 

1) Additionalia Gravamina, 8. 2lf. 

2) Additionalia Gravamina, S. 22; Text des Urteils 
AdjunctaLl.S. S. 20; Hiltebrandt, Preussen und die römische 
Kurie I, 239. Vgl. dazu die Darstellung des Falles in der brandenburgischen 
Gegenschrift „Reichs-Constitutions- auch Provincial-Religions-Recess- 
mässige Erinnerung und Vortrag....“, Soest 1733, 8. 12f. 
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die rheinisch-westfälischen Gebiete; doch scheiterte das Pro- 
jekt an der Schwierigkeit der Personenfrage und an dem 
passiven Widerstande der römischen Kurie!). Ein neuer 
Versuch Friedrich Wilhelms II. hatte denselben negativen 
Erfolg ?). 

In den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts scheint 
die Behandlung der einheimischen Gerichtsstellen 
durch die Regierung wohlwollender gewesen zu sein. Mass- 
gebend für die staatsrechtliche Stellung des kirchlichen Gerichts- 
wesens blieb der hezess vom Jahre 1672. Wenn dieser auch 
formell durch Todschweigen des Kölner Diözesanverbandes wider 
die kanonischen Prinzipien verstiess, so gewährte er doch mate- 
riell der Kompetenz der einheimischen Tribunale einen so 
liberal bemessenen Betätigungskreis, dass diese — die ehrliche 
Durchführung des Rezesses vorausgesetzt — sehr wohl im- 
stande waren, den kirchlichen Vorschriften im wesentlichen 
gerecht zu werden’). 


2. Magdeburg, Halberstadt und Minden. 


l. In den drei reichsunmittelbaren Hochstiftern Magde- 
burg, Halberstadt und Minden, die 1648 an Brandenburg 
fielen, waren nur noch wenige Anhänger der katholischen 


!) Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche, 
S. 75 fi. 

?2) Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche, 
BEST EL. 

3) Vgl. den Bericht der klevisch-märkischen Regierung an das geist- 
liche Departement vom 23. Oktober 1799, Granier VIII, 147; Bericht 
der Regierung zu Kleve vom 9. April 1817 an das Ministerium des Innern, 
in dem die Rechtslage der geistlichen Gerichtsbarkeit in Kleve eingehend 
dargelegt wird, Akten des Kultusministeriums, G IL V Nr. 8, 
Vol. II. Die Immediateingabe der römisch-katholischen Geistlichkeit im 
linksrheinischen Kleve vom 3. Juli 1802 (Granier VIII, 448) beweist, 
dass der Uebergang von der preussischen unter die französische Herrschaft 
auch auf katholischer Seite rückhaltlos bedauert wurde. 
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Religion vorhanden!). Die von den neuen Landesherren er- 
lassenen Bestimmungen über die kirchliche Jurisdiktionsgewalt 
gestalteten sich verschieden. 


II. Für Magdeburg, wo jede öffentliche Religionsübung 
ausgeschlossen war, versprach der Kurfürst nur im allgemeinen 
die Aufrechterhaltung des Westfälischen Friedens?). 


III. In Minden?) hingegen wurden durch den Homagial- 
rezess vom 22. Februar 1650?) die Rechte der dortigen Katho- 
liken, speziell auch die geistliche Gerichtsbarkeit genauer um- 
grenzt’). Das nach dem Besitzstand des Normaljahres in 
seiner Mehrheit katholische Domkapitel wurde als Verwalter 
der bischöflichen Rechte anerkannt und behielt, „so viel den 
geistlichen Catholischen Stand und dessen Disciplin belanget, ... 
die Inspectio, Visitatio, Examinatio, Ordinatio & Introductio, 
wie auch die Jurisdictio civilis über die geistliche Persohnen (!), 
ihre Bedienten und Gesinde, welche auf ihrer Freyheit wohnen 
und keine Bürger seyn, noch bürgerliche Nahrung treiben, in 


) Lehmann LS. 90f.; Friedberg, Gränzen, S. 109; Eich- 
mann, Recursus ab abusu, S. 263 f. 

2) Lehmann], S. 92 und Anm. 2 ebenda; Laspeyres, Ge- 
schichte und heutige Verfassung, S. 101 fi. 

®) E.A. F. C(ulemann), Sammlung derer vornehmsten Landes- 
Verträge des Fürstenthums Minden, Minden 1748, S.227ff.; Laspeyres, 
Geschichte und heutige Verfassung, S. 216; vgl. Wurm, Art. Minden in 
Wetzer und Weltes Kirchenlexikon? VIII, Sp. 1530 fi. 

4) Die hierher gehörigen Bestimmungen des Rezesses siehe bei Cule- 
mann, Sammlung derer vornehmsten Landes-Verträge des Fürstenthums 
Minden, S. 230 ff.; vgl. Lehmannl, S. 92 und Anm. 3u.4; $S. 93 und 
Anm. 1u.2; Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 217; 
Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 256. 

5) Schon vorher hatte der Kurfürst einer Gesandtschaft des minden- 
schen Domkapitels und der Ritterschaft die Aufrechthaltung des status 
quo „sowohl in Religions- als anderen politischen Sachen“ zugesagt. Vgl. 
Karl Spannagel, Minden und Ravensberg unter brandenburgisch- 
preussischer Herrschaft von 1648 bis 1719, Hannover und Leipzig 1894, 
S. 78. 
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prima instantia, so weit bemeldtes Thum-Capittul solche Jura 
hergebracht“ !), Ebenso wurde ihm die Entscheidung über „alle 
unter ihnen den Catholischen fürfallende geistliche Contro- 
versien“ zugestanden und zur Ausführung der Erkenntnisse 
auch die Anrufung des weltlichen Arms, jedoch mit Ausschluss 
der Ehegerichtsbarkeit?). Zugleich war aber bestimmt: „Solte (!) 
aber einer oder anderer Theil durch die in prima instantia 
ausgesprochene Sententz sich graviret befinden, stehet ihnen 
in alle Wege frey, davon zu appelliren, welche Appellation 
dann an uns als den Landes-Fürsten immediate dirigiret werden 
muss“ ?). Bis zu seinem im Jahre 1661 erfolgten Tode übte 
übrigens noch der ehemalige Bischof Kardinal Franz Wilhelm 
von Wartenberg die geistliche Jurisdiktion aus®). Drei Jahr- 
zehnte nach dem Hinscheiden des Kardinals setzte der Suffragan 
von Osnabrück, Otto von Bronkhorst, der Propaganda in einem 


) Culemann, Sammlung derer vornehmsten Landes-Verträge, 
S. 230f.; Lehmannl, S. 92, Anm. 2; Spannagel, Minden und 
Ravensberg unter brandenburgisch-preussischer Herrschaft, S. 75 f. 

2) Ein städtisches geistliches Niedergericht übte unter stills chwei- 
gender Duldung des Kurfürsten eine vom Bischof allerdings bestrittene 
Gerichtsbarkeit in Ehesachen und Kirchendelikten aus. So nach Akten des 
Geheimen Staatsarchivs Berlin: Spannagel, Minden und Ravens- 
berg, S. 156. 

3) Culemann, Sammlung derer vornehmsten Landes-Verträge, 
8.231. Die letztere Bestimmung zielte wohl hauptsächlich auf den Ausschluss 
der Kölner Metropolitangerichtsbarkeit ab. Vgl. Laspeyres, Ge- 
schichte und heutige Verfassung, S. 218; Spannagel, Minden und 
Ravensberg unter brandenburgisch - preussischer Herrschaft, S. 154; 
Eichmann, Recursus ab abusu, S. 264 charakterisiert mit Recht diese 
scharfe Betonung des Rekurses an den Landesherrn als Konsequenz des 
Summepiskopats über die katholische Landeskirche. Vgl. auch Fried- 
berg, Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt, Zeitschrift für Kirchenrecht 
VIIL, 1869, S. 338. 

4) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 60, 
S. 77fl. Vgl. die von dem Osnabrücker Suffragan Otto von Bronkhorst 
im Jahre 1694 für die Propaganda verfasste Informatio circa Statum 
praesentem Mindensis dioecesis, ebenda I, Urk. 64. 
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ausführlichen Berichte!) die Notwendigkeit auseinander, zur 
Beseitigung der unsicheren Jurisdiktionsverhältnisse für Minden 
einen apostolischen Vikar zu bestellen. Er schlug dazu den 
damaligen apostolischen Vikar der nordischen Missionen Fried- 
rich von Hörde vor und riet, seine Ernennung, um sie dem Kur- 
fürsten geheim zu halten, nur dem Dompropst und den Pfarrern 
mitzuteilen. Der Rekurs an fremde Bischöfe sei verboten „et 
omnibus modis etiam in dispensationibus jus pontificium et 
episcopale sibi attribuit (sc. der Kurfürst), graviter puniens 
subditos catholicos pro similibus ad quoscunque superiores 
catholicos recurrere depraehensos ....“?). 


IV. Ganz in demselben Sinne wie in Minden war auch 
in Halberstadt?) die geistliche Gerichtsbarkeit durch den 
Homagialrezess vom 2./12. April 1650*) geregelt worden, nur 
traten hier die Ansprüche des neuen Landesherrn auf die 
Episkopalgewalt noch klarer zutage. Mit ausdrücklichen 
Worten behielt sich der Kurfürst seine jura episcopalia vor, 
versprach aber, die ihm zustehenden Konsistorialrechte über 
die Katholiken „jederzeit durch catholische Subjecta zu exer- 
ciren“ °). Diesem Versprechen kam er dadurch nach, dass er 
den Generalvikar des letzten katholischen Bischofs von Halber- 
stadt, einen Kanonikus von Deutsch‘), in dieser Würde bestätigte 


!) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 64. 

®2) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, $. 78£. 

®) Interessante Einblicke in das Halberstädter katholische Kirchen- 
wesen in nachreformatorischer Zeit auch nach der Seite der Jurisdiktions- 
verhältnisse hin gewähren die vonP.MaternusHeinrichs heraus- 
gegebenen P. Raimundi Bruns Ord. Praed. Annales Conventus 
Halberstadiensis, eine Chronik der Militärseelsorge und Missionstätigkeit 
der deutschen Dominikaner in Brandenburg-Preussen im 18. Jahrhundert, 
Quellen und Forschungen zur Geschichte des Dominikanerordens in 
Deutschland, herausgegeben vnPaulusvonLo&undBenedictus 
Maria Reichert, 8. Heft, Leipzig 1913. 

*) Lehmann], S. 93 ff., 95, Anm. 2; vgl.auchLehmannl, 64. 

°) $ 5 des Homagialrezesses. 

) Infolge eines Berichtes des Bischofs von Osnabrück und Minden, 
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und ihn in der Ausübung seiner Funktionen unbehelligt 
liess }). 

So war zwar staatlicherseits für die Handhabung der sehr 
beschränkten kirchlichen Gerichtsbarkeit gesorgt. Aber es 
war eine Gerichtsbarkeit, die eigentlich den Namen „kirch- 
lich“ kaum verdiente; denn sie war nur gedacht als ein 
Ausfluss der landesherrlichen summepiskopalen Gewalt. Der 
eigentliche Träger der Gerichtsgewalt war der Kurfürst; der 
„Vicarius in spiritualibus“ war nichts als ein Organ, das 
in des Fürsten Namen und kraft seines Summepiskopats zu 
handeln hatte. Dieser kirchenrechtlich unmögliche Zustand 
wurde dann dadurch zu sanieren versucht, dass der Erzbischof 
von Mainz, der sich als Metropolit dazu berechtigt glaubte?), 
den Kanonikus von Deutsch auch seinerseits zum mainzischen 
Generalvikar für Halberstadt ernannte’). 


Franz Wilhelm von Wartenberg, vom 30. Juni 1644 hatte die Propaganda 
den in Wien lebenden (Heinrichs, Annales, S. 9) letzten Bischof von 
Halberstadt und Administrator von Magdeburg aufgefordert, in Halber- 
stadt einen Suffragan einzusetzen, dem dann auch das apostolische Vikariat 
über Magdeburg übertragen werden sollte (Hiltebrandt I, S. 14, 
Anm. 6; A. Pieper, Die Propaganda-Congregation, Köln 1886, S. 52); 
Leopold Wilhelm übertrug darauf dem Halberstädter Kanonikus von 
Deutsch das Generalvikariat und dem Dechanten Bötticher von St. Mauritz 
das Offizialat. Vgl. den Bericht Leopold Wilhelms an den Wiener Nuntius 
Melzi vom 3. März 1645 bei Hiltebrandt, Preussen und die römische 
Kurie I, Urk. 10, S. 14f.; Pieper, Propaganda-Congregation, S. 53. 

) Lehmann], S. 96; Laspeyres, Geschichte und heutige 
Verfassung, S. 100. 262; Mejer, Propaganda II, S. 249. 

2) Vgl. oben 8. 9f. das über sedes impedita Gesagte. Der Mainzer 
Metropolit hatte dazu keine Befugnis. „Il metropclitano non ha alcuna 
autoritä nelle chiese vacanti anchorch& suffraganee della sua metropolitana“ 
— so urteilte der Kölner Nuntius über eine später von Johann Philipp noch- 
mals vorgenommene Delegation. Vgl. Pieper, Propaganda-Congregation, 
S. 58. Die entgegengesetzte Ansicht von Lehmann], S. 97 ist irrig. 

3) Mejer, Propaganda II, S. 249; Hiltebrandt, Preussen 
und die römische Kurie I, Urk. 25, S. 30; Kissling, Geschichte des 
Kulturkampfs I, S. 49; F. W. Woker, Agostino Steffani, Bischof von 
Spiga, apostolischer Vicar von Norddeutschland 1709—1728, Köln 1886, 


48 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. 1. 


V. Einen besonders charakteristischen Niederschlag 
der staatskirchlichen Ideen des Grossen Kurfürsten 
stellte die Art dar, in welcher er nach Deutschs Tode!) den Abt 
Placidus Meinders von Ammensleben zum Vicariusin 
spiritualibus für das Fürstentum Halberstadt ernannte. Der- 
selbe schroffe, die katholische Kirchenverfassung brüskierende 
summepiskopale Standpunkt Friedrich Wilhelms I., der die kle- 
vische Kirchenpolitik kennzeichnet, tritt uns auch hier entgegen, 
wenn wir in der Bestallungsurkunde für Meinders lesen: „Tragen 
auch solches Vicariat demselben hiermit und kraft dieses also 
und dergestalt auf, dass Uns er zuvörderst treu, hold und gehor- 
sam sei, Unsern Nutzen und Frommen, so viel an ihn, suchen 
und fördern ..., ‚Unsere hohe iura in Ecclesiasticis et Spiri- 
tualibus bei Denen, welche der römischen katholischen Religion 
beigethan, respiciren und beobachten, dagegen weder dem 
Pontifici Romano, noch Episcopo, Metropolitano oder sonsten 
jemanden das Geringste nicht verstatten und einräumen, son- 
dern an Unsere Statt alles dasjenige, was Uns als Episcopo 
et Ordinario in geistlichen und Kloster-Sachen zu handeln, zu 
ordnen, zu ändern, zu verbessern und sonst in einige Wege 
zukommt, thun und verrichten, bei Begebenheit die Dispen- 
sationes episcopales circa Ritus Ecclesiae Romano-Catholicae 
in Unserm hohen Namen ertheilen“ ?). Meinders verpflichtete 


S. 59 ff, Als im Jahre 1668 die Franziskaner von Halberstadt den päpst- 
lichen Stuhl baten, in Ermanglung eines Bischofs den Generalvikar des 
Erzbischofs von Mainz zum „supremo missionario“ mit einigen bischöf- 
lichen Weiherechten zu bestellen (Hiltebrandt, Preussen und die 
römische Kurie I, Urk. 25, S. 29 ff.), war man sich über Deutschs Juris- 
diktionsbefugnis weder an der Nuntiatur in Köln noch an der Kurie im 
klaren (Hiltebrandt, a.a.0. S.30f.), und der Nuntius wurde ange- 
wiesen, zu untersuchen, „qua autoritate offieium vicarii in civitate 
Halberstad (!) exerceat“. Hiltebrandt,a.a. O.S.31. Vgl. auch 
Katholik 1880 I, $S. 622 fi. 

!) Er starb 1676. Vgl. Heinrichs, Annales, S. 9. 30; Woker, 
Agostino Steflani, Bischof von Spiga, S. 59. 

2) Lehmann], 198; vgl. auchebendal, 645; VII, 475. 
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sich eidlich auf die genannte Instruktion, begnügte sich aber 
selbstverständlich nicht mit dieser landesherrlichen Ernennung 
und erbat sich von dem Erzbischof von Mainz die nötige 
Delegation zu seinem Amte, das er mit Genehmigung des 
apostolischen Vikars Nicolaus Steno und im Einverständnis mit 
den späteren apostolischen Vikaren bis zum Jahre 1702 ver- 
waltete. Als der in diesem Jahre zum apostolischen Vikar 
ernannte Osnabrücker Weihbischof Otto von Bronkhorst die 
Gültigkeit der Mainzer Fakultäten anfocht, verteidigte Mein- 
ders seinen Standpunkt, war aber bereit, sein Amt aufzugeben; 


im folgenden Jahre (1703) starb er). 


VI. Uebrigens deckten sich die staatlicherseits ernannten 
Vikare nicht immer mit den kirchlichen Bevollmächtigten. 
Ende April 1667 war Valerio Maccioni zum apostolischen 
Vıikar der nordischen Missionen ernannt worden?). Wie aus 
einem bei Hiltebrandt?) mitgeteilten Aktenstücke hervorgeht, 
ernannte Johann Philipp von Schönborn, Erzbischof von Mainz, 
am 23. April 1669 den apostolischen Vikar zum mainzischen 
Generalvikar in Pontificalibus et Spiritualibus von Halberstadt, 
Magdeburg, Mecklenburg und den benachbarten Gebieten. Als 
Erzbischof, bezw. als episcopus vicinior glaubte er dazu be- 
rechtigt zu sein‘). Der Kölner Nuntius Franciotti bezweifelte 
diese Zuständigkeit und riet der Propaganda, man möge, um 
jeder Diskussion mit dem Mainzer Oberhirten auszuweichen, 
das apostolische Vikariat Maccionis auch auf Halberstadt aus- 


ı) Woker, Agostino Steffani, S. 59f. Ob Meinders auch direkt 
von Rom aus die nötigen Fakultäten zur Ausübung seines Vikariates er- 
halten hat, ist mehr als zweifelhaft. Vgl. Hiltebrandt, Preussen 
und die römische Kurie I, Urk. 240, S. 322, Anm. 3. 

2) Pieper, Propaganda-Congregation, S. 56 f. 

®) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 26, 
S. 31f.; vgl. Pieper, Propaganda-Congregation, S. 58. 

4) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 25, 
S. 30; Mejer, Propaganda II, S. 249; vgl. Kissling, Geschichte des 
Kulturkampfs I, S. 49. 
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dehnen!). Das geschah denn auch durch Breve vom 7. Oktober 
1669 für Halberstadt, am 7. Juni 1670 ebenso für Mecklen- 
burg, Bremen, Altona, Glückstadt und Magdeburg‘). Nun 
geht aber aus den von Heinrichs veröffentlichten Annales 
Conventus Halberstadiensis hervor, dass Deutsch im Jahre 1674 
einen Präzedenzstreit der Halberstädter Dominikaner und 
Franziskaner als von beiden Seiten anerkannter Richter ent- 
schied°), ebenso aus den bei Lehmann veröffentlichten Akten, 
dass Deutsch noch bis Mai des Jahres 1676 der Regierung 
gegenüber als Vicarius fungierte‘). Es ist demnach mit Sicher- 
heit anzunehmen, dass der apostolische Vikar Maccioni, dem 
von Rom aus eine möghchst zuvorkommende Haltung gegen 
Deutsch eingeschärft war’), ihn kraft apostolischer Vollmacht 
zur Fortführung seines Amtes subdelegierte®). So war denn der 
Konnexmitder kirchlichen Hierarchie hinter dem Rücken 
des Kurfürsten?) und gegen seinen ausdrücklichen Willen doch 
in einwandfreier Weise vorhanden; die, von denen er ver- 


t) Vgl. den Bericht Franciottis an die Propaganda vom 24. Mai 1669 
beiHiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 27, S. 32 f.; 
Pieper, Propaganda-Congregation, S. 58 führt einen Brief vom 
30. August 1669 an. 

2) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, a.a.O. 
und Anm. 1, S. 33; Pieper, Propaganda-Congregation, S. 59. 

3) Heinrichs, Annales, S. 28. 

* Lehmann |], 190. 191. 191 a. 192. 

5) Vgl. Pieper, Propaganda-Congregation, S. 60. 

6) Vgl. den Bericht Maccionis an die Propaganda über seine heim- 
liche Visitation bei Mejer, Propaganda II, Anhang, S. 571. Er schlug 
vor, den Generalvikar von Deutsch zum apostolischen Kommissar von 
Halberstadt zu machen — „subordinato perö al mio Vicariato, con ordinaria 
dipendenza dalla Nunziatura di Colonia“. Vgl. auch Hiltebrandt, 
Preussen und die römische Kurie I, Urk. 240, S. 322 fi. 

?) Vgl. Stutz in der früher erwähnten Besprechung von Hilte- 
brandt, Preussen und die römische Kurie, Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung für Rechtsgeschichte XXXIL, Kanonistische Abteilung I, 1911, 
S.426. Woker, Agostino Steflani, S. 59 behauptet, der Kurfürst habe um 
Deutschs Delegation durch Maccioni gewusst, ohne dafür jedoch einen 
Beweis zu erbringen. 
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langte, dass sie in seinem Namen amtierten, übten tatsächlich 
ihre jurisdiktionellen Befugnisse nur im Auftrage auswärtiger 
Kirchenobern. 


3. Preussen, Lauenburg und Bütow, Draheim. 


I. Für das herzogliche Preussen hatten die branden- 
burgischen Kurfürsten schon in den Lehensverträgen von 1605 
und 1611 einer Reihe von Kirchen das öffentliche Exerzitium 
der katholischen Religion zugesagt‘). In der Kaution vom 
5. November 1611 war der Bau einer katholischen Kirche in 
Königsberg und die Dotation einer Pfarrstelle daselbst zuge- 
standen worden, deren Inhaber unter der Jurisdiktion des erm- 
ländischen Bischofs stehen sollte ?). 

Der zu Schippenbeil geschlossene, zu Königsberg rati- 
fizierte Vertrag des Grossen Kurfürsten mit Schweden vom 
7.17. Januar 1656 überwies Ermland mit Ausnahme des 
Distrikts Frauenburg an Brandenburg). Schon während der 
vorausgegangenen Besetzung Ermlands hatte der Kurfürst in 
einer Deklaration vom 11. April 1656 dem Bischofe die bisher 
ausgeübte Gerichtsbarkeit über Laien genommen, ihm aber unter 
Vorbehalt der Oberherrlichkeit des Landesfürsten das „exer- 


citium jurisdietionis in omnes et singulos clericos“ belassen, 


!) Kolberg, Die Lehnsverträge zwischen Polen und Brandenburg 
von 1605 und 1611, Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde Erm- 
lands IX, 1887, S. 129 £. 

2) Kolberg, Lehnsverträge, S. 167£f.; vgl. Laspeyres, Ge- 
schichte und heutige Verfassung, S. 147 fl.; Maurenbrecher, Die 
preussische Kirchenpolitik und der Kölner Kirchenstreit, S. 15. 

3) Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 105. 106, 
S. 195 ff.; Franz Dittrich, Der Katholizismus in Altpreussen von 
1525 bis zum Ausgange des 18. Jahrhunderts (aus der Zeitschrift für 
Geschichte und Altertumskunde Ermlands), Braunsberg 1902, I, S. 181; 
Lehmann I, S.104f.; Prutz, Preussische Geschichte II, 
Su 5 & 
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„salva tamen, si quis clericorum ad Ser. S. Elect. uti velit, 
appellatione“ }). 

In Wehlauer (Bromberger) Vertrag vom 19. Sep- 
tember (6. November) 1657?) musste Brandenburg das Erm- 
land wieder an Polen abtreten; doch erkannte Polen seine 
Souveränität über das herzogliche Preussen an. Betreffend 
die geistliche Gerichtsbarkeit in dem herzoglichen Preussen 
legte der Wehlauer Vertrag den bisherigen Zustand als 
massgebend fest: „Exercitium religionis Catholicae Romanae, 
prout ante hoc bellum Suecicum juxta antiqua et recentia 
pacta, in Prussia Ducali viguit aut vigere debuit, conserva- 
bitur aut restituetur ... Personae ecclesiasticae iis immuni- 
tatibus et foro in posterum gaudebunt, quibus hactenus gavisae 
sunt aut gaudere debuerunt, juxta pacta priora. Jurisdictio 
spiritualis rev. et exc. domini episcopi Warmiensis juxta 
pacta intacta et integra conservabitur in parochum et omnes 
alias ecclesiasticas personas Catholicae religioni addictas.“ An 
diesem Vertrage hielt der Kurfürst mit Entschiedenheit fest. 
Ein Versuch des Ermländer Bischofs, seine Gerichtsbarkeit in 
dem zu seiner Diözese gehörigen Teile des herzoglichen Preussen 
auch über Laien auszuüben, vor allem in Ehesachen, wurde 
durch einen Erlass an die preussische Regierung vom 10. Mai 
1680 aufs schärfste zurückgewiesen ?). 

In dem nicht zur Diözese Ermland gehörigen 


1) Art. 3 der Deklaration. B. Erdmannsdörffer, Urkun- 
den und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Fr. Wilhelm von 
Brandenburg IV, Berlin 1877 (der Gesamtreihe 7. Band), S. 560 ff. 

2) Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 121 a, S. 220 ff.; 
vgl. Lehmann I], S. 105, Anm. 1; Laspeyres, Geschichte und 
heutige Verfassung, S. 151 f.; Prutz, Preussische Geschichte II, 
8. 46 fl. Al Win 

3) Lehmannl,246;vgl.ebenda 8.108; Dittrich, Katholi- 
zismus in Altpreussen II, S. 885; Landwehr, Kirchenpolitik Friedrich 
Wilhelms des Grossen Kurfürsten, S. 360f.; Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung, S. 156. 
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Preussen unterstanden ebenfalls alle Eheprozessualien, selbst 
wenn beide Teile katholisch waren, den staatlichen Gerichten). 
Daran hielt auch ein Erlass des Kurfürsten Friedrich III. vom 
2.12. Februar 1689 fest; er wies darin die preussische Regie- 
rung an, den Katholiken nicht mehr einzuräumen, „als ihnen 
vermöge der Pactorum zustehet. Dieweilen aber auch be- 
kannt,“ so fügt er mildernd hinzu, „dass die Römisch-Katho- 
lische in Gradibus Jure canonico prohibitis salva Conscientia 
kein Matrimonium contrahiren dürfen, so kann man denselben 
nicht verwehren, sondern wohl per Modum Üonniventiae zu- 
lassen, in dergleichen Casibus ad tranquillandam Conscientiam 
Dispensation bei ihren Geistlichen zu suchen“ ?). Der Aus- 
schluss der kirchlichen Gerichtsbarkeit, speziell der Ehe- 
gerichtsbarkeit blieb für Altpreussen — mit der oben für 
Königsberg angegebenen Ausnahme — bis ins 19. Jahrhundert 
hinein bestehen °). 


II. Lauenburg und Bütow waren dem Grossen Kur- 
fürsten im Wehlauer bezw. Bromberger Vertrage von Polen 
zam Lehen gegeben worden, unter der Bedingung, dass die 
Uebung der katholischen Religion frei sein solle, die Ehe- 
sachen vor das geistliche Gericht gehörten und die Gerichts- 


1) Dittrich, Katholizismus in Altpreussen II, S. 835; vgl. auch 
ebenda I], $. 201. 296 fi., II, S. 648. 710ff. 833 fi.; Laspeyres, 
Geschichte und heutige Verfassung, S. 156, Anm. 17. 

2) Lehmann, 527. 

2) Vgl. Dittrich, a. a. O.,; Justizministerialblatt 
XVII, 1856, S. 267f. Ein Reskript des Staatsrats vom 18. Okt. 1726 
(bei Heinrich Friedrich Jacobson, Geschichte der Quellen 
des Kirchenrechts des preussischen Staats, 1. Teil, Die Provinzen Preussen 
und Posen I [Geschichte der Quellen des katholischen Kirchenrechts], 
Königsberg 1837, Urkundensammlung Nr. XCVI, S. 301 £f.), eine Verord- 
nung des ostpreussischen Etatsministeriums vom 19. Juli 1792 (Jacob- 
son, a. a. O. Nr. XCVH, S. 302) und die Resolution vom 12. April 1806 
(Jacobson, a.a.0. Nr. C, S. 305 f.) wiesen die Ansprüche Ermlands 
zurück. 
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barkeit des Bischofs von Kujavien über die dort befindlichen 
Kirchen und Priester bestehen bleiben müsse). 


III. Für Draheim, das Friedrich Wilhelm in demselben 
Vertrage pfandweise übergeben und 1668 von ihm als ver- 
fallenes Pfand in Besitz genommen wurde, war in bezug auf 
die geistliche Gerichtsbarkeit keine vertragliche Verpflichtung 
für Brandenburg vorhanden, doch geboten hier, ebenso wie 
in Lauenburg und Bütow, Gründe „staatlicher Zweckmässig- 
keit“ eine rücksichtsvolle Behandlung der Katholiken?). Die 
Geistlichkeit des Ländchens stand in kirchlichem Verband mit 
dem Bischofe von Posen, allerdings gegen den Willen der 
brandenburgischen Regierung’). 


4. Geldern, Mörs, Tecklenburg und Lingen. 


I. Kurz nach der Thronbesteigung Friedrich WilhelmsI. kam 
durch den Utrechter Frieden vom 2. April 1713) das 


!) Der Bromberger Vertrag vom 6. November 1657 (Moerner, 
Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 121 c, S. 225f.; Lehmann], 
S. 106, Anm. 1) bestimmte: „Religionis Catholicae exercitium, prout ad 
hanc usque diem fuit, liberum erit. Jurisdietio episcopi Wladislaviensis in 
templa Catholica sacerdotesque integra maneat.... Causae tam nobilium 
quam plebeiorum matrimoniales ad forum ecclesiasticum pertinebunt.“ 
Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 96£.; Land- 
wehr, Kirchenpolitik Friedrich Wilhelms, 8. 361£.; Hiltebrandt, 
Preussen und die römische Kurie I, Urk. 16, S.20f£.; Justizmini- 
sterialblatt XVIII, 1856, S. 254; Schultz, Geschichte des 
Kreises Lauenburg in Pommern, Lauenburg 1912, S. 160 fi., 183 ff. 

?2) Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, Nr. 121e, S. 226 f. 
Vgl. Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 50. 

®) Lehmann], 289; vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige 
Verfassung, S. 97; Landwehr, Kirchenpolitik Friedrich Wilhelms, 
S. 362. 

*) Dumont, Corps universel diplomatique du droit des gens 
VII 1, p. 337ss.; Viktor Loewe, Preussens Staatsverträge aus 
der Regierungszeit König Friedrich Wilhelms I, Publikationen aus den 
Kgl. Preussischen Staatsarchiven, Leipzig 1913, Nr. 1, 8.3fi. Vgl. 


Die geistliche Gerichtsbarkeit in Geldern. 55 


Öberquartier von Geldern, ein ganz katholisches Land, 
unter preussische Herrschaft. 

Eine der Friedensbedingungen war, es solle die katho- 
lısche Religion in dem bisherigen Zustande bewahrt!) und 
dem Bischof von Roermonde „die geistliche Jurisdietion und 
das jus dioecesanum in dem vorhin gehabten völligen District 
gelassen werden, wie er solche zu Zeit Caroli Il. exereiret* ?). 

„Eine starke Zumutung,“ so urteilt Lehmann darüber °), 
„wenn man bedenkt, mit welcher Eifersucht die brandenburg- 
preussische Regierung von jeher an ihrer oberbischöflichen 
Gewalt festgehalten hatte: nun sollte sie die geistliche Ge- 
richtsbarkeit eines Bischofs anerkennen, welcher von einem 
fremden Monarchen ernannt wurde und seinen Sitz im Aus- 
lande hatte.“ 

Dass Friedrich Wilhelms I. Minister diese der traditio- 
nellen Kirchenpolitik widersprechende Bedingung, deren Un- 
bequemlichkeit man schon in Lauenburg und Bütow genug- 
sam empfunden hatte, ohne Zaudern annahmen), ist ein 
Beweis dafür, wie gut schon damals die brandenburg-preussi- 
sche Kirchenpolitik es verstand, einseitig konfessionelle Vellei- 
täten gegenüber dem allgemeinen Staatsinteresse in den Hinter- 
grund treten zu lassen). 


auch Erich Klein, Preussen und der Utrechter Frieden (Königsberger 
phil. Dissertation), 1910; Lehmann I], S. 410, Anm. 3; Pariset, 
L’Etat et les eglises en Prusse, p. 773 ss.; Laspeyres, Geschichte und 
heutige Verfassung, 8. 252£.; Justizministerialblatt XVIII, 
1856, S. 256. 

1) Art. 4 des Utrechter Friedens. Loewe, Preussens Staatsverträge, 
S. 6. Der am 11. April zu Utrecht geschlossene Vertrag mit Ludwig XIV. 
sanktionierte in Art. 7 u. 8 ebenfalls die strikte Aufrechthaltung des status 
quo für das katholische Religionswesen. Loewe, Preussens Staatsver- 
träge, Nr. 2, 8. 8 fi. 

?) Art.5 des Utrechter Friedens. Loewe, Preussens Staatsverträge, S.6. 

3) Lehmann], S. 410f. 

4 Lehmann ], 964. 

5) Vol. Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 83. 
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Allerdings mag man sich beim Vertragsabschluss mit dem 
Gedanken getröstet haben, unter der Hand werde sich Ge- 
legenheit zu einem günstigeren Arrangement finden. Die Inter- 
pretation, die man später dem Utrechter Friedensinstrument 
gab, macht das wahrscheinlich. Bei den sich später ent- 
wickelnden Konflikten erkannte nämlich Preussen das vertrags- 
mässige Diözesanrecht des Roermonder Bischofs grundsätzlich 
zwar rückhaltlos an, doch suchte es ihn, wie wir noch sehen 
werden, in der persönlichen und unmittelbaren Ausübung des- 
selben zu beengen. 


II. Obergeldern war die letzte Erwerbung in vorfrideri- 
zianischer Zeit, die für die Geschichte der geistlichen Gerichts- 
barkeit von Bedeutung ist. 

In Mörs!), Tiecklenburg?) und Lingen’), welche 
ebenfalls unter Friedrich I. an Preussen fielen, hatten die 
Katholiken keine freie Religionsübung; von einer staatlichen 
Zulassung geistlicher Gerichtsbarkeit war demnach erst recht 
keine Rede‘), In Lingen erhielten die Katholiken die 


1) Vgl. Lehmann I], S. 390; Laspeyres, Geschichte und 
heutige Verfassung, S. 254 fi. 

2) Vgl. Lehmann ], S. 391; Hiltebrandt, Preussen und 
die römische Kurie I], Nr. 117, S. 124f. Siehe die Urkunden I, 596—600; 
Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 254 fi. 

®) Vgl. Lehmann ], 577; Anton Goldschmidt, Ge- 
schichte der Grafschaft Lingen und ihres Kirchenwesens insbesondere, 
Osnabrück 1850; LudwigSchriever, Geschichte des Kreises Lingen, 
2 Bde., Lingen 1905/1910. 

4) Die Grafschaft Tecklenburg nebst der Herrschaft Lingen hatte 
von alters her dem Bischofe von Osnabrück als Ordinarius unterstanden 
(Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 8 ff.). Als im 
Jahre 1400 ein Teil des Gebietes politisch an Münster fiel, blieb — einige 
schon früher kirchlich zu Münster gehörige Kirchspiele ausgenommen — 
trotzdem der bisherige Diözesanverband und damit auch die 
kirchliche Gerichtsbarkeit Osnabrücks weiter bestehen (Goldschmidt, 
Geschichte der Grafschaft Lingen, S.23f.). Paul II. überwies 1559 Lingen 
an das neuerrichtete Bistum Deventer, eine Massregel, gegen welche die 
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Erlaubnis zum Privatgottesdienst in ihren Häusern, als sie 
Friedrich Wilhelm I. 5000 Taler zur Erwerbung zweier 
Kanonen!), und noch weitere Zugeständnisse, als sie 
400 Taler „zur Erwerbung einer grenadiermässigen Person“ 


Osnabrücker Bischöfe vergebens protestierten (Goldschmidt, Ge- 
schichte der Grafschaft Lingen, S. 59f.; Schriever, Geschichte des 
Kreises Lingen I, S. 203). Im Jahre 1589 übernahm der Bischof von Utrecht 
als apostolischer Vikar von Holland, Seeland und den anderen von Pro- 
testanten besetzten niederländischen Provinzen auch die Jurisdiktion 
über Lingen, für deren Ausübung er einen Erzpriester als Substituten 
bestellte (Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 91 £.). 
Osnabrück hatte sein Diözesanrecht aber noch immer nicht aufgegeben. 
Erst unter dem Bischofe Bernhard von Galen fand 1668 der Jurisdiktions- 
streit um die 1400 an Münster gekommenen Gebiete dadurch ein Ende, 
dass Osnabrück gegen eine Entschädigung von 10000 Talern auf seine 
Diözesanrechte verzichtete (Goldschmidt, Geschichte der Graf- 
schaft Lingen, S. 26). 

Preussen übernahm 1702 Lingen und Mörs (vgl. Loewe, 
Preussens Staatsverträge, S. 2; den die Streitigkeiten um die oranische 
Erbschaft endgültig beilegenden Vertrag vom 14. Mai/16. Juni 1732 siehe 
ebenda Nr. 92, S. 404 ff.) und 1707 auch die Grafschaft Tecklen- 
burg (Loewe, Preussens Staatsverträge, S. 384; den Vergleich mit dem 
Grafen von Bentheim - Tecklenburg vom 14./20. August 1729 siehe bei 
Loewe, a. a. O. Nr. 86, S. 384 ff.) in dem für die Katholiken nahezu 
rechtlosen Zustande, der sich unter oranischer Herrschaft herausgebildet 
hatte (Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 230 fi.). 
Mit der seit Anfang des 18. Jahrhunderts meist durch den Brüsseler Nuntius 
ausgeübten kirchlichen Jurisdiktion über Lingen (vgl. Genaueres bei 
Schriever, Geschichte des Kreises Lingen I, S. 274 f.) fand man sich 
ab, beanspruchte aber später bei kirchlichen Dispensgesuchen, Publikation 
von Bullen oder Breven und Besetzung kirchlicher Stellen die vorherige 
Approbation von seiten der Regierung. Goldschmidt, Geschichte 
der Grafschaft Lingen, S. 346 ff. 

Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 267 f. 
Der Text der königlichen Konzession vom 17. August 1717 ist abge- 
druckt bei Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 629 f., 
Urk. Nr. 63; ferner bei Lehmann], 937; vgl. auch Schriever, 
Geschichte des Kreises Lingen I, S. 281; Hiltebrandt, Preussen 
und die römische Kurie I, Urk. Nr. 207, S. 277. 
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bezahlten!). Die Ehegerichtsbarkeit oder eine sonstige Juris- 
diktion wurde ausdrücklich ausgenommen ?). 


8 3. 
Ansätze zur einheitlichen Regelung des geistlichen 
Gerichtswesens. 


I. Fassen wir die Stellung, welche der vorfriderizianische 
preussische Staat dem katholischen Kirchenwesen und speziell 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit gegenüber einnahm, kurz zu- 
sammen, so muss vor allem hingewiesen werden auf den voll- 
ständigen Mangelan Einheitlichkeit, der die Kirchen- 
politik dieser Periode kennzeichnet. Zunächst ein klaffender 
Gegensatz zwischen den alten Stammlanden der Monarchie und 
den später erworbenen Landesteilen. Aber auch in den letz- 
teren bestand kein einheitlicher, sondern ein durch die jewei- 
ligen Staatsverträge normierter, buntverschiedener Rechtszu- 
stand. Beim Uebergang der einzelnen Gebietsteile in den 
Verband der preussischen Monarchie begnügte man sich da- 
mit, den für die Katholiken ausbedungenen status quo auf- 
recht zu erhalten. Infolge dieser rein konservierenden Kirchen- 
politik „wies der Zustand in den einzelnen Teilen der Monarchie 
noch grössere Verschiedenheiten auffals das Deutsche Reich 
in seinen einzelnen Territorien“). Für eine einheitliche, auf 
die ganze Monarchie sich erstreckende kirchenpolitische Gesetz- 
gebung war die Zeit noch nicht gekommen. Solange die 


!) Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 283; 
Schriever, Geschichte des Kreises Lingen I, S. 282. Vgl. Lehmann 
I, S. 875 fl.; Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 82. 

2) Goldschmidt, Geschichte der Grafschaft Lingen, S. 268. 

3) Paul Hinschius, Staat und Kirche, Handbuch des öffent- 
lichen Rechts der Gegenwart, herausg. vonHeinrichMarquardsen 
I 1, Freiburg i. Br. und Tübingen 1883 (auch separat Freiburg 1883), 
S. 210; vgl. Lehmann], S. 121. 
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katholische Kirche in Preussen eine so verschwindende Minder- 
heit von Anhängern zählte, fühlten die Fürsten und Staats- 
männer noch gar nicht die politische Notwendigkeit, ihr in 
der Verfassung und der Verwaltung des Staates eingehendere 
Beachtung zu schenken }). 


II. Einige Male allerdings machte man den Versuch zu 
einer umfassenderen Regelung des Verhältnisses der 
Staatsgewalt zu dem katholischen Kirchenwesen; ein Versuch, 
der, wenn er nicht fehlgeschlagen wäre, auch für die Entwick- 
lung der kirchlichen Gerichtsbarkeit von grösster Bedeutung 
geworden wäre. 

Das vorfriderizianische Preussen besass innerhalb seiner 
Grenzen keinen einzigen Bischofssitz. Alle seine katholischen 
Untertanen waren entweder vertragsmässig der Jurisdiktion 
und Gerichtsbarkeit auswärtiger Bischöfe unterstellt oder 
nahmen doch wenigstens heimlich und auf Umwegen trotz 
aller staatlichen Verbote ihre geistliche Jurisdiktionsgewalt 
in Anspruch ?). Es war in Berlin bekannt, dass der Kurfürst 
von Köln als Bischof von Paderborn und Münster in Minden, 
Ravensberg, Lingen und Tecklenburg, Kleve und Mark, und 
als Bischof von Hildesheim ın Halberstadt sich „allerhand 
Disposition und Autorität anmasse“?); ebenso, dass der Kölner 
Nuntius die geistliche Gerichtsbarkeit über die magdeburgi- 
schen und halberstädtischen Katholiken beanspruche und im 
Begriffe stehe, dort einen Vikar zu ernennen‘). Dass die 
preussische Regierung unter diesen Verhältnissen auf den Ge- 
danken kam, das kirchliche Jurisdiktionswesen in einer für 
den Staat befriedigenderen Weise zu regeln, ist nicht zu ver- 
wundern; leider aber beschritt man einen Weg, der nicht zum 
Ziele führen konnte. 


1) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 268 fl. 
2) Vgl. Pariset, L’Etat et les &glises, p. 751 s. 

3) Lehmann], 641. 

*) Lehmann], 639. 
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Der Plan eines landesherrlichen Vikariats, den 
schon der Grosse Kurfürst in Halberstadt erfolglos betrieben 
hatte, wurde von den preussischen Staatsmännern wieder von 
neuem aufgegriffen. Der früher genannte Abt Placidus 
Meinders!) erhielt noch zu seinen Lebzeiten einen Gehilfen 
in dem Domherrn von Westerholtz, der „Inspector und 
Suffragan“ für Halberstadt, Magdeburg und Minden sein 
sollte?). Doch scheint der Ernannte niemals zur Ausübung 
seines prekären Amtes gekommen zu sein ?). 

Im Jahre 1709 wurde allen Ernstes der Plan erwogen, 
den Jesuiten Vota zum staatlich anerkannten Oberhaupt der 
preussischen Katholiken zu machen). Ebenso wie dieses 
eigenartige Projekt scheiterten auch die langwierigen Ver- 
handlungen, welche die Anerkennung des apostolischen Vikars 
Agostino Steffani als königlichen Vikars bezweckten, so 
sehr auch Steffani sich selbst bemühte, zwischen Berlin und 
Rom zu vermitteln). 

Die Regierung Friedrich Wilhelms I. brachte schon bald 


eine Neuauflage des Vikariatsprojekts ©), welches in den Jahren 


t) T 22. September 1704. Vgl. Lehmann], S. 699, Anm. 2. 

®2) Lehmann, S. 395 (fälschlich Halberstadt für Minden); Der- 
selbe, Urk. 510. 

®) Vgl. Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie, Urk. 
240, S. 322 f. 

*) Lehmannl, S. 396 f. und Urk. 468. 470. 471-475. 478. 

5) Lehmann I], S. 400fl. und Urk. 476. 477. 489; Woker, 
Agostino Steffani, S. 62fl.; Paul Wittichen, Zur Geschichte des 
Apostolischen Vikariats des Nordens zu Beginn des 18. Jahrhunderts, 
Quellen und Forschungen VI, 1904, S. 346f. 366 f. Vgl. auch die Re- 
lation und die Denkschrift Steffanis vom 27. November 1711 bei Hilte- 
brandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 156, S.182 fi. und Urk. 
157,S.194 ff.; ebenda, S.224, Anm.; Urk. 170, S. 229f. Ueber die Hal- 
tung der Kurie zu den Plänen Steffanis vgl. das Schreiben der Propaganda 
an ihn vom 15. Februar 1712 bei Hiltebrandt, a.a. O. ], Urk. 160, 
8. 203 ff., Urk. 162, S. 206 ff., Urk. 163, S. 210£., Urk. 166, S. 216 ff. 

©) Für die klevischen Länder vgl. das schon oben erwähnte An- 
erbieten des Barons von Mertzenfeldt, unter dem Namen eines königlichen 
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1713—1740 nicht weniger als siebenmal (1714, 1720, 1725, 
1726, 1732, 1735 und 1736) wieder aufgegriffen wurde). 

Einen ernsten Kandidaten für den heiklen Posten glaubte 
die Regierung im Jahre 1725 in dem Abt von Huysburg 
Mathias Hempelmann gefunden zu haben ?). 

Das Vikariat sollte zunächst auf Magdeburg, Halberstadt 
und Minden beschränkt sein°); dann dachte man auch die 
rheinischen Gebiete miteinzubeziehen *), kam jedoch aus Furcht, 
dadurch in die Religionsrezesse mit Pfalz-Neuburg und in die 
Bestimmungen des Utrechter Friedens einzugreifen und sich 
so politische Verwicklungen zu schaffen, wieder davon ab°). 

Hempelmann war schon früher von dem apostolischen 
Vikar Agostino Steffani als eine Art Substitut für Halberstadt 
subdelegiert worden, hatte aber sein Amt nicht zur Zufrieden- 
heit seines Auftraggebers verwaltet®). Der nach Steffanis 
Weggang seit dem 1. Dezember 1722 als interimistischer 
Provikar fungierende Ludolf Majus”’), der die Unfähigkeit 
Hempelmanns kannte, suchte ihn kaltzustellen und übertrug 
unter Uebergehung des Huysburger Prälaten seinerseits dem 


geistlichen Oberrichters die kirchliche Jurisdiktion auszuüben. Lehmann 
I, 732—738; siehe auch 622. 655. 656. 668; Katholik 1880 I, S. 620. 

ı) Vgl. Maurenbrecher, Preussische Kirchenpolitik, S. 24. 

2) Ueber die Persönlichkeit Hempelmanns vgl. Hiltebrandt, 
Preussen und die römische Kurie I, Urk. 235, S. 316f. Der Provikar der 
nordischen Missionen Majus berichtete über den Abt an die Propaganda 
folgendes; „Il buon abbate si rendeva inhabile ad ogni cosa per il continuo 
uso dell’ aquavita, di che poi io hebbi la sperienza occulare.“ Hilte- 
brandt,a.a. 0.1], S. 317, Anm. 1; vgl. auchWoker, Agostino Steffani, 
S. 114. 

3) Lehmann’, 644. 

*) Lehmann I, 651. 656. 

5) Lehmann], 655. 668. 

6) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 
235, S. 316 fi. 

”), Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 315, 
Anm. 3. 
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Abt von Hammersleben eine Reihe von Fakultäten für Halber- 
stadt!). Hempelmann ignorierte diese Massregel und fuhr im 
Gebrauch der ihm von Steffani erteilten Vollmachten fort. 
Sein gekränkter Ehrgeiz mag ihm dann den Plan eingegeben 
haben, mit Hilfe der Regierung die Leitung der Halberstädter 
Kirche in seine Hand zu bringen ?). 

Bald darauf wurde das Vikariat des Nordens dem Kölner 
Nuntius Cavalieri übertragen®). Anfangs Februar 1725 
forderte er Hempelmann auf, sich jeder Ausübung kirch- 
licher Jurisdiktion zu enthalten‘). Der in seinem Ehrgeiz 
nun noch mehr verletzte Abt teilte der Halberstädter Regie- 
rung das Schreiben des Nuntius mit und veranlasste diese, 
beim Könige die Verleihung des Vikariats an ihn zu bean- 
tragen °). 

Cavalieri sprach dem Abt wegen seines inkorrekten Vor- 
gehens schärfsten Tadel aus und hielt ihm vor, dass die An- 
nahme des Vikariats „a marchione Brandenburgico homine 
laico et acatholico ac praeterea omnis spiritualis iurisdietionis 
essentialiter incapacı“* kirchenrechtlich unmöglich sei %). Hempel- 
mann suchte sich zu rechtfertigen, führte alles auf die Ini- 
tiative der Regierung zurück und bat den Nuntius um die 
Bevollmächtigung zur Annahme des Vikariats oder um Ver- 
mittlung der Erlaubnis in Rom’). Dieser verwies ihn an 
Steffani, der gegen Ende 1725 die Leitung der nordischen 
Missionen wieder übernommen hatte°®). Trotz aller Versiche- 


1) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 317. 

®2) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 327. 

3) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 317, 
Anm. 3. 

2, LehmannT, 638. 

5) Lehmann ], 639. 640. 642. 

6) Vgl. Schreiben Cavalieris an Hempelmann vom 22. Juni 1725 
bei Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 237. 

’) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 320 £. 

8) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 241. 
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rungen seiner Uneigennützigkeit!) fand Hempelmann bei den 
Vertretern Roms keinen Glauben; die Kurie war im Gegen- 
teil davon überzeugt, dass er die preussische Regierung zum 
Festhalten an dem Vikariatsplan, ja sogar zu Zwangsmass- 
regeln ansporne ?). 

Der Abt, der anfänglich dem Könige seine Bereitwillig- 
keit zur Annahme ausgesprochen und nur um Milderung der 
in der Instruktion?) gegen den Papst enthaltenen Stellen ge- 
beten hatte), wurde durch die Vorhaltungen des Nuntius und 
den zähen Widerstand des apostolischen Vikars und der Kurie 
bald wieder schwankend°). Da auch die von der Regierung 
angedrohten Gewaltmassregeln ohne Erfolg blieben ®), gab 
Hempelmann zeitweilig seine Sache selbst verloren und bat 
den König, ihn von dem ihm zugedachten Amte zu dispen- 
sieren‘). Zwei Monate später erklärte er sich wieder zur 
Uebernahme bereit, betonte aber diesmal mit anerkennens- 
werter Energie die Notwendigkeit der Delegation durch den 
Papst und wies darauf hin, dass die Erlangung der Fakul- 
täten unmöglich sei, solange man den Revers für den Vikar 
nicht ändere und vor allem die für Rom anstössigen Punkte 
ausmerze °). 

Mit diesem Frontwechsel Hempelmanns hatte das Pro- 
jekt für Preussen gerade das verloren, worauf es diesem allein 
ankam: die Spitze gegen Rom. Die Halberstädter Regierung 
befürchtete, dass Hempelmann „auf eine gar subtile Weise 


1) Vgl. Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 325 f., 
Anm. 1, 8. 8272. 329f., Urk. 284. 

2) Hiltebrandtl, Urk. 244. 246. 249. 250. 

3) Lehmann], 645. Die Instruktion war ganz nach dem Muster 
der früher für Meinders erlassenen verfasst. 

4 Lehmann I, 647. 648. 649. 

5) Lehmann I, 652. 

6) Lehmann], 652. 653. 654. 657. 658. 659. 662. 664. 665. 667. 
669. 670. 671. 

), Lehmann I, 660. 661. 

8) Lehmann ], 677. 
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ein eigen päpstliches Consistorium zu etabliren, auch die 
Autorität des Papsts (!) insensiblement wieder herzustellen“ 
willens sei!). Von Berlin aus erging hierauf die Weisung, 
die von Hempelmann gestellten Bedingungen eingehender zu 
erforschen, zugleich aber auch sich nach einem anderen Kandi- 
daten umzusehen ?). Auf Veranlassung der Halberstädter Re- 
gierung formulierte der Abt seine Desiderata in einem Pro- 
memoria „Ueber die Pflichten und Rechte eines Vicarius in 
Spiritualibus“, und zwar — ohne den Auftrag durch den 
Landesherrn auch nur zu erwähnen — in einer kirchlich so 
korrekten und die oberste Gerichtsbarkeit des Papstes so klar 
respektierenden Weise?), dass die Halberstädter Regierung *) 
und das geistliche Departement seine Kandidatur endgültig 
aufgaben, letzteres mit den offenherzigen Worten: „Diejenige 
Conditiones, unter welchen der Hempelmann dieses Vicariat 
annehmen will, sind ridıcul und Unserem Interesse nicht con- 
venable“?). 

Nachdem Hempelmanns Kandidatur fallen gelassen war, 
bot die preussische Regierung dem Halberstädter Domherrn 
Baron von Westerholtz das prekäre Amt an‘). Die 
Kurie verharrte auf ihrem ablehnenden Standpunkte und war 
froh, dass Westerholtz nach einiger Ueberlegung das Vikarlat 
ablehnte, weil die Halberstädter Geistlichkeit erklärte, nie- 
mals einen vom Berliner Hofe ernannten Vikar anerkennen 
zu wollen ?). 


!) Lehmann], 679; vgl. auch Hiltebrandt, Preussen und 
die römische Kurie I, Urk. 248. 

®2)\ Lehmann], 680. 

®) Lehmann], 681, Beilage. 

*) Bericht vom 8. März 1727 bei Lehmann], 681. 

5) Lehmann], 68. 

6) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 251. 
252. 253; Lehmann I, 681. 682. 

”), Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 254. 
256; vgl. auchebenda, S. 349, Anm. 2. 
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Der interessanteste Versuch zur Errichtung des könig- 
lichen Vikariats aus der Regierungszeit Friedrich Wilhelms I. 
ist unstreitig der aus dem Jahre 1732. Dieses Mal war es 
Samuel von Cocceji, der das seinen territorialistischen 
Ideen entgegenkommende Projekt wieder aufnahm und mit 
grösstem Eifer zu verwirklichen suchte). Als geeignete Per- 
sönlichkeit erschien ihm der beim König in besonderer Gunst 
stehende?) Abt Martin von Neu-Zelle?°), weil er „sich 
nicht viel um den Papst bekümmert und darbei ein hardier 
Mann ist“ *). Die Aufforderung zur Annahme des Amtes war 
von der Drohung begleitet, dass im Falle der Weigerung „bei 
Leib- und Lebens-Strafe alles Exereitium Jurisdictionis eccle- 
siasticae inter Catholicos in Unsern Landen suspendirt werden 
soll, bis die Katholische jemand unter sich ausmachen und 
Uns praesentiren werden, welcher sothane Jurisdiction in 
Unserm höchsten Namen exerciren soll“ °). 

Der Abt nahm das Vikariat an®) und erhielt eine kurze 
„Bestallung“, in der er angewiesen wurde, die geistliche Juris- 
diktion nach den Bestimmungen des Westfälischen Friedens 
im Namen des Königs auszuüben ’). 

Das Institut war für die ganze Monarchie berechnet. Aber 
vor den Bedenken des auswärtigen Amtes zurückweichend liess 
Cocceji es auf die Kurmarken, Magdeburg, Halberstadt und 
Minden beschränken®). Die Kurie, welche schon frühzeitig 


1) Mit Recht sagt Pariset, L’Etat et les glises, p. 795 von ihm: 
„Lidee du vicariat seduisait son esprit; eile correspondait & ses goüts 
d’uniformite administrative.“ Vgl. auch Stölzel, Brandenburg-Preussens 
Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung IL, S. 105 ft. 

2) Vgl. Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, S. 373. 

3) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 271, 
8. 379. 

* Lehmann I, 684. 

5) Lehmann], 686. 687. 

6) Lehmann], 690. 

”, Lehmann], 691. 

8) Lehmann I, 702. 708. Auch von Rom war dem Abt verboten 
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von den Absichten Preussens verständigt worden war!), 
ging unter Wahrung ihres Ernennungsrechtes mit über- 
raschender Bereitwilligkeit auf den Plan ein. Die in Be- 
tracht kommenden Gebiete wurden durch Dekret einer Parti- 
kularkongregation vom 24. April 1732?) von dem Vikariat 
der nordischen Missionen getrennt und zu einem neuen Vi- 
kariat vereinigt. Abt Martin wurde unter Dispens von der 
Residenzpflicht zum äpostolischen Vikar mit dem Titel eines 
Bischofs von Zama i. p. i. und den Fakultäten eines Nuntius 
ernannt ?). 

Cocceji glaubte, am Ziel seiner Wünsche zu sein. In einem 
eindringlichen Expos& bemühte er sich, die letzten Bedenken 
des Kabinettsministeriums zu beschwichtigen. Die unver- 
meidliche Doppelstellung des Abtes als Vikar des Papstes und 
Vikar des Königs erschien ihm nicht weiter bedenklich. Der 
Abt erhalte auf diese Weise einen doppelten Auftrag, vom 
Könige und vom Papste. Der König übertrage ihm die Ver- 
waltung der ihm nach dem Westfälischen Frieden zustehenden 
Jurisdiktionsrechte, der Papst die ihm zustehenden Jura. „Ich 
bin“, so schreibt er, „der Meinung, dass wir ignoriren müssen, 
was der Papst dem Prälaten vor Permission ertheile, eben als 
wie der Papst ignorieren wird, was 8. K. M. dem Prälaten 
vor eine Instruktion über ihre Jura territorialia zu ertheilen 
geruhen werden. Der Prälat nimmt das Vicariat, insoweit es 
in dem Instrumento Pacis gegründet ist, einzig und allein von 
Sr. K. M. an“*). Es sei Sr. Majestät „gewiss sehr viel daran 
gelesen, den Papst aus ihren Landen zu halten und die 


worden, über die erwähnten Gebiete hinaus in die Jurisdiktion anderer 
Bischöfe einzugreifen. Hiltebrandt, Preussen und die römische 
Kurier BE Urk2274827082774 
) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 271. 
2) Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I, Urk. 272. 
®) Vgl. Hiltebrandt, Preussen und die römische Kurie I], 
Urk. 273. 274. 275; Lehmann ], 697. 703. 704. 
4) Lehmann], 712. 
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Unterthanen von der bischöflichen und päpstlichen Juris- 
dietion abzuleiten“. Zu diesem Zweck sei die Einrichtung des 
Vikariats aber unstreitig der geeignetste Weg. Das Kabinetts- 
ministerium erklärte sich einverstanden; nur einige neben- 
sächliche Punkte sollten in einer Konferenz noch ihre Erledi- 


gung finden. 
Auf einmal aber geriet — wodurch, ist niemals aufgeklärt 
worden — der ganze Plan, wie Cocceji später selbst schrieb, 


„durch eine besondere FataliteE ins Stocken‘ !). Der König 
lehnte — vielleicht doch noch auf Betreiben des Kabinetts- 
ministeriums ?) — die Vollziehung der förmlichen Ernennungs- 
urkunde ab mit den Worten: Der Abt von Neu-Zelle ist ein 
Narr?). Lehmann vermutet, dass der Abt durch die Forde- 
rung einer Halberstädter Präbende den König „aufgebracht 
und misstrauisch gemacht hat“. Sicher ist nur, dass er sein 
Amt niemals angetreten hat '). 

Die Propaganda übertrug am 21. März 1733 dem apo- 
stolischen Vikar der nordischen Missionen Leopold von Schorrer 
wieder von neuem die Jurisdiktion über die dem preussischen 
Vikariate zugedachten Gebiete). 


!) behmann III, 20. 

2) Vgl. Kissling, Geschichte des Kulturkampfs I, S. 89; Stölzel, 
Brandenburg - Preussens Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung II, 
S. 109 ff. 

3) So nach einer Darstellung Coccejis an das auswärtige Departement. 
Lehmann II, 734. 

% Lehmann], S. 435. 

5) Vgl. Hiltebrandt I, Urk. 282. 283. 287. 288. 291. 300, 
S.418 fl. 
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Zweites Kapitel. 


Vom Regierungsantritt Friedrichs des Grossen bis 
zum Anfange des 19. Jahrhunderts. 


Sa 


Allgemeines. 


I. Mit dem Zeitalter Friedrichs des Grossen !) begann das 
katholische Kirchenwesen eine Bedeutung für Preussen zu er- 
langen, die ihm bis dahin nicht zugekommen war. Grössere 
Landesteile mit überwiegend katholischer Bevölkerung, mit 
einer festgeschlossenen, bisher staatlich anerkannten hierarchi- 
schen Organisation traten in den Verband des preussischen 
Staatswesens ein. 

Das waren Kräfte, die man bisher kaum gekannt, Grössen, 
mit denen man nicht viel hatte rechnen müssen, Elemente, die 
auf den ersten Blick in einen Staat von solch konfessioneller 
Geschlossenheit, wie Preussen es war, schlecht hineinzupassen 
schienen. Aber — mochte man sich innerlich zu dem katholi- 
schen Kirchenwesen stellen, wie man wollte — es wurde auf 
die Dauer eine politische Notwendigkeit, ihm in dem prote- 
stantischen Preussen ein Haus zu bauen, in dem es wohnen 
konnte, ihm die Freiheit zu geben, welche einerseits dem 
Staatsinteresse nicht zu nahe trat, anderseits wenigstens die 
wesentlichen Ansprüche des katholischen Dogmas und der 
kanonischen Disziplin befriedigte. Hinzu kam, dass Preussen 


!) Reinhold Koser, Geschichte Friedrichs des Grossen #5, 
Stuttgart und Berlin 1912/14, vor allem II, S. 129 fi; Augustin 
Theiner, Zustände der katholischen Kirche in Schlesien von 1740 bis 
1758, Regensburg 1858; Max Bär, Westpreussen unter Friedrich dem 
Grossen (Publikationen aus den preussischen Staatsarchiven), Leipzig 1909; 
AlfonsBellesheim, Die preussische Kirchenpolitik unter Friedrich II., 
Historisch-politische Blätter LXXXIX, 1882, S. 762 fl.; Kissling, Ge- 
schichte des Kulturkampfs I, S. 90 ff. sowie die früher angeführten Werke 
von Hegemann und von Dittrich. 
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bei Uebernahme der betreffenden Gebiete sich völkerrechtlich 

verpflichtet hatte, die kirchlichen Rechte seiner neuen katholi- 
schen Untertanen zu achten und in dem Zustande zu belassen, 
in dem es sie vorgefunden hatte). 

II. Naturgemäss war die katholische geistliche Gerichts- 
barkeit, weil in den äusseren Rechtsbereich übergreifend, ein 
Gebiet, auf dem sich die Kreise der kirchlichen und staat- 
lichen Ansprüche am leichtesten schnitten — ein Problem, 
welches daher von Anfang an das besondere Misstrauen der 
preussischen Staatsmänner erregte und wachhielt und schliess- 
lich zu tiefgreifenden staatsgesetzlichen Massnahmen Anlass 
gab. Speziell auf dem Gebiete der geistlichen Gerichtsbarkeit 
war infolge der historischen Entwicklung der kirchlichen Juris- 
diktionsgewalt manches zugefallen, was nicht von Haus aus 
zu ihren Funktionen gehörte; unter veränderten Zeitverhält- 
nissen konnte die Kirche daher das eine oder andere dieser 
Rechte ohne grundsätzliche Bedenken auch wieder preisgeben, 
wenn der Staat sie dazu zwang?). In thesi war eine Grenz- 
regulierung zwar unmöglich; dafür standen sich die hierarchi- 
schen und staatlichen Ansprüche zu schroff gegenüber... Aber 
ein schiedlich-friedlicher modus vivendi musste in beiderseitigem 
Interesse gefunden werden, selbst wenn er mit Opfern erkauft 
werden sollte. 


8 2 
Friedrich !der Grosse und die geistliche Gerichtsbarkeit 
in Schlesien. 


I. Die erste Probe sollte in Schlesien gemacht werden ’?). 
Hier sah sich der preussische Staat zum ersten Mal vor die 


1) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der 
katholischen Kirche Preussens, S. 268 fi. 

2) Vgl.z.B. RichardDove, De iurisdietionis ecclesiasticae apud 
Germanos Gallosque progressu, Berolini 1855, p. 23 ss. 72. 74; Wilhelm 
Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik I, Frei- 
burg i. B. und Leipzig 1894, S. 354 ff.; Vering, Kirchenrecht?, S. 676 fi. 

3) Ueber die preussische Politik gegenüber der kirchlichen Gerichts- 
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schwere Aufgabe gestellt, „das Problem eines den verschiedenen 
Konfessionen unparteiisch gegenüberstehenden Hechtsstaats 
praktisch in grösseren Verhältnissen“ anzufassen !). 

Die Behandlung des katholischen Kirchenwesens in Schle- 
sien, speziell der kirchlichen Gerichtsbarkeit, ist ein typisches 
Muster, an welchem sich Friedrichs des Grossen vielgenannte 
Toleranz in ihrer Eigenart am besten verfolgen lässt. Ge- 
rade hier zeigt es sich, dass diese Toleranz sich nur auf den 
Glauben des Einzelnen, keineswegs aber auf die jurisdiktionelle 
Tätigkeit der kirchlichen Hierarchie bezog. Für den unlös- 
lichen Zusammenhang der letzteren mit dem katholischen 
Dogma hatte er kein -Verständnis. Sobald die Religion in 
ihren Lebensäusserungen das öffentlichrechtliche Gebiet be- 
trat, musste sie dem absolutistisch denkenden Könige als 
Gegnerin seiner eifersüchtig gewahrten souverainete erscheinen. 

Immerhin muss anerkannt werden, dass Friedrichs schle- 
sische Kirchenpolitik im Vergleich mit derjenigen der früheren 
brandenburgisch-preussischen Herrscher den Toleranzgedanken, 
auch der kirchlichen Hierarchie gegenüber, gefördert hat?). 


barkeit in Schlesien vgl. Löwenberg, Juristische Wochenschrift für 
die preussischen Staaten I, 1835, S. 345 ff.; Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung der katholischen Kirche Preussens, S. 247 ff.; 
Schlesisches Archiv für die praktische Rechtswissenschaft, 
herausgegeben von KochundBaumeister III, Breslau 1839, Heft, 
S. 41fl.; Starke, Beiträge I, $ 137—140, S.363 fl.; Justizministerial- 
blatt XVIIL 1856, S. 257 fl.; Mejer, Propaganda II, S. 333 fi.; Eich- 
mann, Recursus ab abusu, S. 265 fl.; Stölzel, Eherechtliche Con- 
fliete nach dem Breslauer Frieden (1742—1748), Zeitschrift für Kirchen- 
recht, XIX (neue Folge IV), 1884, S. 383 ft. 

!) Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche, 
S. 1; Prutz, Preussische Geschichte III, S. 47. 

?) Vgl. darüber die Monographie von Heinrich Pigge, Die 
religiöse Toleranz Friedrichs des Grossen nach ihrer theoretischen und 
praktischen Seite, Mainz 1899. — Manche unfreundliche Massregeln 
des Königs erklären sich auch aus seinem erbitterten Misstrauen gegen die 
katholischen Schlesier, die ihm ihre Sympathie für Oesterreich naturgemäss 
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Il. Schon in dem „Patent wegen des Einmarsches der 
preussischen Truppen in Schlesien“ vom 1. Dezember 1740 
hatte Friedrich der Grosse erklärt, dass er die schlesischen 
Untertanen „bey allen und jeden ihren wohlhergebrachten 
Recht- und Gerechtigkeiten, Freyheiten und Privilegien in 
publieis et privatis, in ecclesiasticis et politieis, welcher Reli- 
gion, Standes oder Würden dieselben seyn könnten‘, schützen 
wolle !). Ebenso beauftragte er seinen Gesandten von Pollmann, 
auf dem Reichstage zu Regensburg dem Misstrauen der katho- 
lischen Reichsfürsten entgegenzuarbeiten und zu erklären, der 
König werde nie und nimmer die wohlerworbenen Rechte der 
schlesischen Katholiken verletzen ?). 

Ganz in demselben Sinne waren auch die offiziellen 
Friedensschlüsse gehalten?).. Sowohl in den Breslauer 


nicht schnell genug ablegten. Colmar Grünhagen, Schlesien unter 
Friedrich dem Grossen, Breslau 1890/92 I, S. 426. 

I) Preussische Staatsschriften aus der Regierungszeit 
König Friedrichs II. Im Auftrage der Kgl. Akademie der Wissenschaften 
herausgegeben 1—3, Berlin 1877—1892 I, S. 67 fl.; Laspeyres, Ge- 
schichte und heutige Verfassung, S. 352; Grünhagen, Schlesien unter 
Friedrich dem Grossen I, S. 63. 

?2) Preussische Staatsschriften aus der Regierungs- 
zeit König Friedrichs II. I, S.284f.; LehmannII, 28.30; Theiner, 
Zustände der katholischen Kirche in Schlesien I, S.5f. Vgl. das Schreiben 
des bayrischen Kurfürsten Karl Albert an Benedikt XIV. vom 16. März 1741 
beiTheiner, Zustände II, Urk. IV. Auch sonst bemühte sich der König, 
dem Gerüchte einer bevorstehenden Unterdrückung der katholischen Religion 
entgegenzutreten und zu versichern, er werde die schlesischen Katholiken 
in allen ihren Rechten belassen. Lehmann II, 19. 20. 21. 22. 25. 27. 

3) Schon in den Entwürfen der vorbereitenden Friedensverhandlungen 
aus dem Jahre 1741 war die Aufrechthaltung des status quo in Nieder- 
schlesien vorgesehen. Vgl. bei Lehmann II, 43 die darauf bezüglichen 
Bestimmungen; Grünhagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen 
IL, S. 423. Eine Uebersicht über die Rechtslage der Breslauer geistlichen 
Gerichtsbarkeit nach Massgabe der verschiedenen Friedensschlüsse findet 
sich in einer Denkschrift des Breslauer Fürstbischofs Heinrich Förster vom 
30. April 1864, Erzbischöfliche Kabinetts-Registratur 
Köln XXIX 2, Bl. 149 fi. 
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Präliminarartikeln vom 11. Juni 17421) als ın dem definitiven 
Friedensvertrage vom 28. Juli desselben Jahres?) wurde der status 
quo der katholischen Religion, mithin auch die kirch- 
liche Jurisdiktionsgewalt und die geistliche Gerichtsbarkeit in 
dem bisher bestandenen Umfange gewährleistet, allerdings mit 
dem Zusatze: „unbeschadet der Gewissensfreiheit für die Prote- 
stanten und [der Rechte des Souverains“ ?). Doch wurde in 
der endgültigen Fassung des Berliner Friedensinstruments diese 
für die Katholiken beunruhigende Klausel auf Betreiben Oester- 
reichs wieder abgeschwächt durch eine andere des Inhalts, dass 
„S. M. le roi de Prusse ne se servira des droits du souverain 
au prejudice du status quo de la religion catholique en Sile- 
sie“ *). In den späteren Friedensschlüssen, der Konvention von 
Hannover vom 26, August 17455), dem Dresdener Frieden 


!) Lehmann II], 152; Laspeyres, Geschichte und heutige 
Verfassung, S. 357. 

2) Lehmann II, 168; Laspeyres, Geschichte und heutige 
Verfassung, S. 357. 

3) Art. VI des Berliner Friedens. Gerade auf diesem Punkte hatte 
der den Frieden vermittelnde englische Gesandte Lord Hyndford schon 
bei den Breslauer Vorverhandlungen mit unerschütterlicher Festigkeit 
bestanden. Maria Theresia hielt sich im Gewissen verpflichtet, ihre Glaubens- 
genossen in den abzutretenden Gebieten zu schützen und die Aufrecht- 
haltung des status quo zur conditio sine qua non zu machen. Um- 
sonst versuchte der preussische Unterhändler von Podewils, dieses 
Zugeständnis zu vermeiden. Preussen wollte vor allem deshalb nicht 
auf eine vertragliche Festsetzung des status quo eingehen, weil es fürch- 
tete, damit Oesterreich eine Handhabe zu bieten, um sich später unter 
dem Vorwande der Verletzung desselben in preussische Angelegenheiten 
zu mischen. Schliesslich verstand es sich aber doch dazu, nachdem es 
ihm in letzter Stunde gelungen war, eine die Gewissensfreiheit der 
Protestanten und die Souveränitätsrechte salvierende Klausel durch- 
zudrücken. Vgl. Grünhagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen 
I, S. 204. 

%) LehmannlILS.146;Grünhagen, Schlesien unter Friedrich 
dem Grossen I, S. 423 f. Vgl. auch das Schreiben des auswärtigen Departe- 
ments vom 6. Juli 1743 bei Lehmann II, 365. 

5) Art. 2. 
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vom 25. Dezember 1745), dem Hubertusburger Frieden vom 
15. Februar 1763?) und dem Teschener Frieden vom 13. Mai 
1779?) wurden die Zusagen für die Aufrechthaltung des status 
quo von neuem bestätigt. 


Ill. Tatsächlich entsprach aber die Behandlung, die 
Friedrich II. der katholischen Kirche Schlesiens angedeihen 
liess, keineswegs in allem den gegebenen Zusicherungen. Noch 
während des Krieges ordnete er eine durchgreifende Reform 
des schlesischen Justizwesens*) an, die auch in das 
Gebiet der geistlichen Gerichtsbarkeit eingriff, und 
zwar in einer Weise, dass dıe kirchlichen Behörden sich mit 
Recht darüber beklagen konnten. 


1) Art. 2; vg. Lehmann IH, 674. FF 

2) Art. 14. Martens, Recueil des prineipaux traites I, p. 67. — 
Auch bei den Hubertusburger Friedensverhandlungen 
machte die von Maria Theresia verlangte Garantie der Aufrechthaltung 
des status quo grosse Schwierigkeiten. Der österreichische Bevoll- 
mächtigte legte ausserdem noch eine Reihe anderer kirchenpolitischer 
„Spezialbegehren“ vor — unter anderem auch das, dass die Rechtsprechung 
der bischöflichen Konsistorien in Ehesachen und die Appellation an den 
Wiener Nuntius nicht gehemmt werden sollten. Infolge der ablehnenden 
Stellungnahme Preussens liess man die ins einzelne gehenden Forderungen 
fallen, bestand aber nach wie vor auf der Gewährleistung des religiösen 
status quo. Trotzdem gelang es dem preussischen Bevollmächtigten Herz- 
berg, die seinerzeit von Oesterreich durchgesetzte Klausel des Berliner 
Friedens (Art. 6) auszumerzen, in welcher sich der König verpflichtet hatte, 
seine Souveränitätsrechte nicht zum Nachteil des status quo der katholischen 
Kirche Schlesiens auszuüben. Demnach blieb in Art. 14 des Hubertus- 
burger Friedens die Gewährleistung des status quo bestehen, aber mit der 
Einschränkung der Breslauer Präliminarverhandlungen von 1742: „un- 
beschadet der protestantischen Religion und der Rechte des Souveräns“. 
Vgl: Grünhagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen I, S. 256 fl.; 
EduardLochmann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche 
in Schlesien seit dem Beginne des siebenjährigen Krieges, Göttinger phil. 
Dissertation 1903, S. 17. 

®) Art. 12. Martens, Recueil des principaux traites II, p. 6. 

4) Vgl. Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und 
Rechtsverfassung II, S. 150 ft. 


74 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. 1. 


Der Fürstbischof von Breslau, Kardinal Sinzendorf, war 
Ende März 1741 verhaftet!) und am 18. April desselben Jahres 
des Landes. verwiesen worden ?). Als er am 5. Januar 1742 in 
seine Residenz zurückkehrte, waren, wie er an den Papst be- 
richtete, schon „einige Störungen und Eingriffe sowohl in die 
geistliche als weltliche Gerichtsbarkeit des Bistums“ vorge- 
kommen, aber — wie er meinte — „ohne Befehl des Königs“ °). 
Ebenso hatte der Kardinal erfahren, dass man zwei könig- 
liche Konsistorien einrichten und „alle Appellationen nach 
Rom, auch sogar in Ehesachen, verbieten wolle“ *). 

Diese dem Kardinal auf inoffiziellem Wege°) zugekom- 
mene Nachricht entsprach vollständig den Tatsachen. Schon 
Anfang Dezember 1741°) hatte Friedrich betreffs der kirch- 
lichen Angelegenheiten Niederschlesiens seine Minister Cocceji 
und Arnim dahin instruiert, dass „qua Doctrinalia bei denen 
Römisch-Katholischen alles bei den nach denen Principiis ihrer 
Religion subsistirenden Verfassungen“ verbleiben müsse. „Quoad 


ı) Vgl. Lehmann II, 31. Der Staatsminister Podewils billigte 
die aus politischen Gründen geschehene Massregel des Königs nicht. Vgl. 
auch Lehmann II, 32. 33. 

2) LehmannII, 34 35; Theiner, Zustände der katholischen 
Kirche in Schlesien I, S. 9 f. Ueber das Verhältnis des Kardinals zum Könige 
vgl. Karl Möhrs, Friedrich der Grosse und der Kardinal Sinzendorf, 
Fürstbischof von Breslau, Programm des städtischen Realgymnasiums zu 
Königsberg i. Pr. 1885. 

®) Vgl. das Schreiben Sinzendorfs an Benedikt XIV. vom 22. Januar 
1742 bei Theiner, Zustände I, S. 14f. Der eigentliche Inspirator aller 
gegen die kirchliche Gerichtsbarkeit gerichteten Massnahmen war Cocceji, 
dem der König die Neuordnung des schlesischen Justizwesens übertragen 
hatte. Koser, Friedrich der Grosse *° II, S. 129 £. 

*) Theiner, Zustände IL 8. 15. 

5) Vgl. Sinzendorfs Schreiben vom 22. Januar bei Theiner, 
Zustände I, S. 14f. Das Notifikationspatent war damals schon erlassen, 
aber noch nicht veröffentlicht. 

6) Vgl. das Konferenzprotokoll der schlesischen Kommission vom 
8. Dez. 1741 biLehmannII, 60; Pigge, Religiöse Toleranz Friedrichs 
des Grossen, S. 153 ff. 
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Processualia* aber erklärte der König, er wolle „sich der- 
jenigen obersten Gewalt, deren andere evangelische Könige, 
Kurfürsten und Fürsten in dero Königreichen und Landen 
nach der von Gott ihnen verliehenen unumschränkten Macht 
sich zu erfreuen haben, in Dero conquetirten und mit aller 
Souveränität beherrscheten Herzogthum Schlesien gleichfalls 
gebrauchen“. Alles, was „nach denen vom römisch-katholi- 
schen Ülero adoptirten Principis damit nicht harmoniren 
möchte“, müsse daher „gänzlich und auf ewig cessiren* !). 
Zur Besorgung der geistlichen Angelegenheiten, speziell zur 
Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit, wurde die 
Errichtung zweier Konsistorien beschlossen, die in 
engster Verbindung mit den in Breslau und Glogau neu zu 
schaffenden Oberamtsregierungen ?) stehen und von diesen mit- 
versehen werden sollten. Die Präsidenten und Räte der Ober- 
amtsregierungen, die das ständige Beamtenkontingent dieser 
„geistlichen“ Gerichte bildeten, mussten zu den gewöhnlich 
alle Vierteljahre stattfindenden Konsistorialsitzungen „jedes- 
mal einen römisch-katholischen Prälaten, zwei evangelische 
Geistlichen und zwei andere weltliche Consistorial-Räthe zu 
sich nehmen‘. Nach dem ursprünglichen Entwurf sollten diese 
beiden — mit Ausnahme des katholischen Prälaten — nur 
mit Protestanten besetzten Gerichtshöfe „alle geistliche An- 
gelegenheiten (sie mögen diese oder jene Religions-Verwandten 
angehen) in Öognition ziehen und entscheiden“ °); die Appel- 


1) Konferenzprotokoll, Nr. 12. 

2) Der Name würde nach unserem heutigen Sprachgebrauche auf 
Verwaltungsbehörden schliessen lassen. In der Tat waren sie aber reine 
Justizkollegien und mit Verwaltungsangelegenheiten in keiner Weise 
befasst. Vgl. Bornhak, Preussische Staats- und Rechtsgeschichte, 
S. 198f.; Acta Borussica VI 2, Die Behördenorganisation und die 
allgemeine Staatsverwaltung Preussens im 18. Jahrhundert, Akten vom 
31. Mai 1740 bis Ende 1745, bearbeitet von G. Schmoller und ©. Hintze, 
Berlin 1901, S. 271 fi. 287 ff. 294 fi. 

3) Konferenzprotokoll, Nr. 12, Lehmann II, 60. 
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lationen sollten an das ÖOberappellationsgericht zu Berlin 
gehen }). 

Es liegt auf der Hand, dass der Plan in dieser Fassung 
einen für die Katholiken unannehmbaren Eingriff in die kirch- 
liche Jurisdiktionsgewalt und eine radikale Ausschaltung der 
oberstrichterlichen Gewalt des Papstes im besonderen bedeutete. 
Auch in ministeriellen Kreisen stiegen daher bald Bedenken 
auf, ob man nicht zu weit gegangen sei. Der Kabinettsrat 
Eichel legte Cocceji nahe”), „ratione iurisdietionis papalis“ 
noch einmal an höchster Stelle anzufragen. Denn wenn einer- 
seits auch der König nicht gern „in dergleichen geistlichen 
Sachen von einem Bischof zu Rom ... dependiren und da- 
durch Statum in Statu formiren* lassen wolle, so sei anderer- 
seits aber auch „diese Corde etwas delicat zu touchiren“, und 
die Sache sei geeignet, „den Ülerum papalem in grosse Motus 
zu bringen“°). Die auf einen Immediatbericht Coccejis *) er- 
folgte Resolution des königlichen Kabinetts®) beweist, dass 
auch Friedrich die Fassung des ersten Projekts als bedenklich 
erkannt hatte; denn sie bedeutet — mit diesem verglichen — 
einen entschiedenen Schritt nach rückwärts. Den Ministern 
Cocceji und Arnim wurde empfohlen, die Angelegenheit „mit 
aller menschenmöglichen Vorsicht und Behutsamkeit* zu be- 
handeln, damit „auf der einen Seite dem ÜClero papali keine 
gegründete Ursache zu Klagen gegeben, auf der anderen Seite 
aber auch Sr. K. M. oberlandesherrlichen Rechten nicht prä- 
Judiciret“ werde. Der König erklärte es für seine Willens- 
meinung, „dass, was mere Spiritualia anlanget, solche dem 
General-Vicariat-Amte oder dem bischöflichen Consistorio in 
Breslau verbleiben und es wegen der Appellation darunter bei 
der bisherigen Gewohnheit belassen werden müsse“, Ebenso 


!) Konferenzprotokoll, Nr, 13. 
2) Lehmann II, 63. 
®») Lehmann II, 63. 
*) Lehmann I, 70. 
>yLehmann’ll, 72. 
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sollte der richterliche Entscheid in rein katholischen Matrimonial- 
klagen der bischöflichen Behörde zustehen. Zitationen des 
Vikariats an Personen anderer Jurisdiktion sollten zudem „nicht 
immediate, sondern durch Requisitoriales und Subsidiales ge- 
schehen‘. 


IV. Am 15. Januar 1742 wurde das von Cocceji ent- 
worfene!) und von Arnim teilweise abgeänderte?) „Notifica- 
tions-Patent betreffend die Einrichtung, welche $. K. M. 
bei dem weltlichen und geistlichen Justizwesen in Dero sou- 
veränen Herzogthum Niederschlesien gemacht haben“ ?) vom 
König ohne nähere Prüfung vollzogen ®). 

Es war für die katholische Gerichtsbarkeit bedeutend 
günstiger als der erste Entwurf. Den beiden in Breslau und 
Glogau errichteten königlichen Konsistorien wurden „die geist- 
lichen Sachen, so Unsere evangelischen Unterthanen an- 
gehen“, anvertraut’). Das Breslauer Generalvikariat®) 


I) Lehmann ll, 78. 

?2) Lehmann II, 79. Ueber die erbitterte Rivalität der “Deiden 
Minister vgl. Koser, Friedrich der Grosse #5 II, S. 37 fi. 

®») Korn, Ediktensammlung vom Jahre 1842, S. 16fl.; Samm- 
lung alter und neuer schlesischer Provinzial-Gesetze Ill, S. 3 ff. Auszug 
beiLehmannll, 83; ActaBorussica VI2, Die Behördenorgani- 
sation, S. 341 ff. Durch Patent vom 23. Mai 1742 wurde es auf die Graf- 
schaft Glatz (Sammlung II 1, 8. 18fil.; Korn, Ediktensammlung, 
S. 85 ff.) und durch Patent vom 17. November 1742 auf Oberschlesien aus- 
gedehnt. Korn, Ediktensammlung, S. 214 ff. Vgl. Justizministerial- 
blatt für preussische Gesetzgebung und Rechtspflege XVIIIL, 1856, 
BESB1T. 

4) Koser, Friedrich der Grosse *5 II, S. 130. 

5) Notifikationspatent, $ 18. 

6) Die Befugnisse des Breslauer Generalvikariatamtes und des Kon- 
sistoriums waren durch die pragmatische Sanktion des Fürstbischofs Franz 
‘ Ludwig vom 26. Oktober 1699 im Sinne einer strengen Scheidung zwischen 
Justiz und Verwaltung geregelt worden. Vgl. Hugo Laemmer, In- 
stitutionen des katholischen Kirchenrechts?, Freiburg i. B. 1892, S. 268 ff.; 
Sammlung kirchlicher Verordnungen, Erlasse und Bekanntmachungen 
für das Bistum Breslau, Breslau 1902, S. 632, Nr. 537. 
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wurde „in denen Stücken, welche ihrer Natur nach dahin ge- 
hören und Unserer Souveränität nicht nachtheilig fallen“, be- 
stätigt !), zugleich aber auch der Erwartung Ausdruck gegeben, 
„dass der Vicarius generalis sich in seinen Schranken halten und 
weiter keine Klagen super Jure Patronatus, Decimis et Testamentis 
Sacerdotum; auch nieht über Hospitäler sich anmaassen werde“ ?). 
Für die Zukunft wurde ein besonderes Reglement in Aussicht 
gestellt, das den Kompetenzbereich und die Gebührenordnung 
der geistlichen Behörde des näheren bestimmen sollte. 

Ebenso wurde bis auf weitere Verordnung das fürst- 
bischöfliche Konsistorium bestätigt, ihm aber einge- 
schärft, nur über causas vere ecelesiasticas zu kognoszieren. 
Die causae civiles, auch der Geistlichen, waren ihm entzogen’). 

Im wesentlichen entsprachen diese Bestimmungen dem 
schon unter österreichischer Herrschaft geltenden Rechte *) 
und liessen der geistlichen Gerichtsbarkeit einen Spielraum, 
mit dem die kirchlichen Behörden sich zufrieden geben konnten. 
Bedenklich waren aber die Einschränkungen, welche die kirch- 
liche Ehegerichtsbarkeit sich gefallen lassen musste, und 
die Ordnung des Instanzenzuges. Die Ehesachen wurden, wenn 
beide Teile katholisch waren, den bischöflichen Gerichten 
überlassen. War ein Teil andersgläubig, so stand die Kogni- 
tion ausschliesslich den staatlichen Gerichten bezw. den 
evangelischen Konsistorien zu Breslau und Glogau zu. Eine 
Prävention war nicht mehr statthaft ’). 


1) Notifikationspatent, $ 23. 

°) In dem ursprünglichen Entwurf Coccejis waren die der geistlichen 
Gerichtsbarkeit entzogenen Sachen an dieser Stelle nicht genauer speziali- 
siert. Arnim machte bei der Begutachtung des ihm von Cocceji vorgelegten 
Entwurfs die bezeichnende Randglosse: „.... die Natur des römisch- 
katholischen Cleri hat eine gewaltige Vim elasticam und extendiret sich 
gerne so weit als immer möglich.“ Daraufhin gab Cocceji der Stelle die 
obige genauere Fassung. Lehmann II, S. 57, Anm. 2. 

®) Notifikationspatent, $ 24. 

*) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, 8. 341f, 

5) Notifikationspatent, $ 26. 
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Appellationsinstanz für das bischöfliche Konsistorium 
— bisher die Nuntiatur in Wien — sollte das Obertribunal 
in Berlin sein, welches allerdings angewiesen wurde, die 


Sachen „nach den principiis catholicae religionis zu deci- 
diren“ }). 


V. Kardinal Sinzendorf, der inoffiziell, vielleicht durch 
Cocceji, schon vor der Ausfertigung Nachricht über den In- 
halt des Notifikationspatentes erhalten hatte, erhob sofort 
Vorstellungen?). 

Der König beruhigte ihn und versicherte, die Einrich- 
tung der beiden königlichen Konsistorien bezwecke keines- 
wegs einen Eingriff in die Gewissensfreiheit der schlesischen 
Katholiken noch in das Recht des Bischofs, die Gewissen 
seiner Diözesanen zu leiten. Die Konsistorien zu Breslau und 
Glogau hätten sich nur mit den Religionsangelegenheiten der 
Protestanten zu befassen. Bei Prozessen zwischen Katholiken 
und Protestanten sei für eine angemessene Vertretung der 
katholischen Konfession im Richterkollegium gesorgt °). 

Cocceji aber, der von Friedrich beauftragt war, im 
Januar 1742 mit dem Kardinal über dessen Beschwerden in 
persönliche Verhandlung zu treten, beliebte im Gegensatze zu 
seinem königlichen Herrn zunächst eine sehr wenig freund- 
liche Sprache*). Das ganze Notifikationspatent war ja sein 
Werk. 


1) Notifikationspatent, $ 28. 

2) Lehmann II, 86. 87. Vgl. Möhrs, Friedrich der Grosse und 
der Kardinal Sinzendorf, S. 8f. Jedenfalls waren dem Kardinal die genauen 
Einzelheiten des Notifikationspatentes oder wenigstens der Text desselben 
noch nicht bekannt. Vgl. Theiner, Zustände I, S. 14. 

3) Lehmann II, 37. 

4) Ueber die von Cocceji bei den Breslauer Verhandlungen geführte 
Sprache vgl. das Schreiben Sinzendorfs an Benedikt XIV. bei Theiner, 
Zustände I, S. 15£.: „Nicht wenig bestürzte mich aber, als er mir erklärte, 
der König wolle gleichfalls auch über die Katholiken 
Papstsein, und dass alle Appellationen von meinen Tribunalen an das 
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Und es war gewiss nicht seine Schuld, sondern nur dem 
Eingreifen des Königs zu danken gewesen, dass der erste 
Entwurf desselben gemildert worden war. In seinem theoreti- 
sierenden Eifer ging Cocceji nicht selten weiter, als es den 
Intentionen seines praktisch gerichteten Herrn entsprach. 
Man würde Friedrich Unrecht tun, wollte man seine An- 
schauungen identifizieren mit den kirchenrechtlichen Theorien 
und der von ihnen inspirierten schlesischen Kirchenpolitik 
seines Ministers. Die letztere verdient das Urteil, das Koser 
über sie fällt: „Formal-juristische Gesichtspunkte liessen in 
seinem Kopfe weder für die Schonung religiöser Empfin- 
dungen noch für politische Zweckmässigkeitsrücksichten Raum. 
Weil die Waffen über das Geschick von Schlesien entschieden 
hatten, so durfte der König von Preussen nach Üoccejis Auf- 
fassung die geistliche Gerichtsbarkeit hier nach Eroberungs- 
recht für sich in Anspruch nehmen, und sein Minister hatte 
dann ein Versuchsfeld für eine ganz abstrakte Kirchen- 
politik“ 2). 

Auf katholischer Seite hatte man vor allem an zwei Be- 
stimmungen der Neuregelung Anstoss genommen: einmal an 
der ausschliesslichen Ueberweisung der gemischten Ehesachen 
an die königlichen Konsistorien, besonders aber daran, dass 
alle Processualia, auch die vor den bischöflichen Gerichten 
verhandelten, in zweiter und höchster Instanz an das könig- 
liche Obertribunal in Berlin gehen sollten. In den mündlichen 
Verhandlungen, die Ende Januar 1742 zwischen Sinzen- 
dorf und Cocceji in Breslau gepflogen wurden, machte der 
Kardinal den Minister darauf aufmerksam, dass die Urteils- 
sprüche eines solchen königlichen Gerichtshofes bei dem Mangel 


von ihm errichtete lutherische Consistorium, dessen ich schon in meinem 
letzten Briefe Meldung that, für die Zukunft gerichtet werden müssten, 
wo sie nach katholischen Grundsätzen entschieden werden würden.“ 

1) Koser, Friedrich der Grosse #5 II, 8.130. „Cocceji ist ein Pedant“ 
— so äusserte Friedrich später selbst einmal spöttisch zu Schaffgotsch. 
Koser, Friedrich der Grosse #5 II, 8. 134. 


Friedrich d. Grosse u. d. geistl. Gerichtsbarkeit in Schlesien. s1 


jeglicher kirchlicher Jurisdiktion null und nichtig seien, und 
dass darum die Gewissen der Katholiken sich bei seinen Ent- 
scheiden nie würden beruhigen können). 

Es war für Sinzendorf kein leicht zu parierender Hieb, 
wenn der scharfsinnige Cocceji ihm vorhielt, die im Notifika- 
tionspatent vorgesehene Behandlung katholischer Eheproces- 
sualia sei nur das sinngemässe Gegenstück und ein „jus 
talionis“ gegenüber der Behandlung der protestantischen 
Prozessachen unter österreichischer Herrschaft; denn wenn 
früher in evangelischen Matrimonialsachen die Appellation 
nach Wien gegangen sei, so könne „keine vernünftige Ursache 
gegeben werden, warum nicht jetzo, da die Herrschaft evange- 
lisch ist, die Causae matrimoniales Catholicorum vor die 
evangelischen Üollegia gezogen werden können; nam quod 
quisque in se statuit in alio improbare nequit“. Ebenso 
hätten unter österreichischer Herrschaft die Katholiken die 
Evangelischen gezwungen, in gemischten Eheprozessen vor 
dem katholischen Konsistorium Recht zu nehmen ?). 


1) Vgl. Theiner, Zustände I], S. 15£. 

2) LehmannllI,89. Vgl.auchMaxLehmann, Staat und Kirche 
in Schlesien vor der preussischen Besitzergreifung, Sybels historische 
Zeitschrift L, 1883, S.219. Koser, Friedrich der Grosse?’ II, S.130 £. macht 
wohl mit Recht auf die Möglichkeit aufmerksam, „dass Cocceji diese Gesetz- 
gebung in dem unbarmherzigen Geiste des ‚Auge um Auge und Zahn um 
Zahn‘ nur als Schreckgespenst wirken lassen wollte, um für einen ge- 
linderen Vorschlag, den er schon bereit hatte, Stimmung zu machen,“ 
nämlich den des Generalvikariats. 

Ueber die Gerichtsbarkeitunterösterreichischer 
Herrschaft vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, 
S. 341 f., speziell für die evangelische Kirche ebenda, S. 344 fi. In einer 
von den Bevollmächtigten des Kardinals Sinzendorf der Oberamtsregierung 
in Breslau bei den damaligen Verhandlungen vorgelegten Denkschrift 
(LehmannllI, 103, Beilage A, S. 77 £.) wird die Zuständigkeit des fürst- 
bischöflichen Konsistoriums in österreichischer Zeit folgendermassen dar- 
gestellt: 

„Es gehören unter die Judicatur des bischoflichen Consistorii folgende 
Personen: 
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Die Gegenvorstellungen des Kardinals waren zwar, wie 
aus der späteren Replik auf seine Dubia hervorgeht !), nicht 
imstande, Cocceji zu überzeugen; doch gab er, vielleicht auch 
nur aus Höflichkeit, das Versprechen, beim Könige auf Milde- 
rung der geplanten Bestimmungen zu plädieren ?). Der Minister 
von Arnim meinte, Sinzendorf werde sich mit der Appellation 
an das Berliner Tribunal schon zufrieden geben, „wann S.K.M. 
sich allergnädigst entschliessen wollten, ad recommendationem 
hochgedachten Herrn Cardinals einen Romano-Catholieum mit 
ins Tribunal zu setzen“). Entgegengesetzter Ansicht war 
sein Kollege von Podewils. Er fand die Bestellung eines 
protestantischen Tribunals als Appellationsinstanz in katholi- 


1. Beederseits katholische Parten im ganzen Land Schlesien. 

2. Jene Parten, deren eine katholisch, die andere der A.C. (Augs- 
burger Confession) zugethan ist. 

3. Alle der A.C. Zugethane, so nit zu dem Brieger, Liegnitzer, Wohlaui- 
schen, Oellsnisch- und Bernstädtisch- oder Breslauer Stadt-Consistoriis ge- 
hören: wohin nur jene Personen citiret worden, welche ansonsten quoad 
Civilia unter solcher Fürstenthumbs-Regierungen oder der Stadt Bresslau 
Jurisdiction gestanden. Folgsam aus denen Fürstenthümbern Münster- 
berg, Bresslau, Schweidnitz, Jauer und Glogau, freien Standesherrschaften 
und Statibus immediatis et minoribus alle, auch A.C. Verwandte beim 
katholischen Consistorio in vorgedachten Causis erschienen. 

4. Worüber noch juxta $ 14 des Executions-Recess Paecis Alt-Ransta- 
diensis auch die A.C. Verwandte der Stadt Bresslau sich nach dem bischof- 
lichen Consistorio nach Belieben des Actoris wenden können, welches 
hierinnen das Jus Praeventionis exereiret. Gedachter Articulus Paecis ist 
aufBegehrenderen A.C. Verwandten verfasset worden, weilen 
ihnen wegen schleuniger Justiz und moderirter 
Tax das Forum episcopale sehr anständig ware. 

5. Die Appellation von denen A.C. Verwandten hat zu I. Kais. Kön. M. 
jederzeit Statt gehabt, von denen Katholischen aber und theils Katholisch-, 
theils A.C. Verwandten ist nie zu I. M., sondern zur päpstlichen Nuntiatur 
appelliret worden.“ 

!) Lehmann II, 89; vgl. auch II, 94. 

?) Vgl. den Brief Sinzendorfs an Benedikt XIV. vom 29. Januar 1742 
bei Theiner, Zustände ], S. 16. 

3) Lehmann II, 90. 
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schen Prozessualien gar zu paradox und erklärte einen anderen 
Ausweg für geraten!). Es blieb jedoch bei dem einmal Be- 
schlossenen; die Verhandlungen Sinzendorfs mit Cocceji gaben 
auch nicht in einem einzigen Punkte Veranlassung zu einer 
Aenderung des am 15. Januar ausgefertigten Notifikations- 
patents. Im Laufe des Februars wurde es in seiner schon vor 
den Breslauer Verhandlungen festgelegten Form für Nieder- 
schlesien publiziert ?). 

VI. Einen Erfolg hatten die Breslauer Besprechungen 
aber doch. Die Schwierigkeiten, auf welche die Ordnung des 
kirchlichen Instanzenzuges gestossen war, hatten Cocceji wieder 
an einen alten Lieblingsplan erinnert, den er schon unter dem 
Vater Friedrichs des Grossen eifrig betrieben hatte, nämlich 
den der Errichtung eines königlichen Generalvikariats 
für den ganzen Umfang der preussischen Monarchie). 

Als Sinzendorf mit solcher Energie die Unannehmbarkeit 


1) Podewils an Cocceji (6. Februar 1742) beiLehmann II, 92: „Quant 
au cardinal.... je suis entierement du sentiment de V.E. par rapport 
aux appels de son consistoire au tribunal; et & moins que le roi ne l’ait 
ordonne expressement et proprio motu, il me semble, qu’on aurait 
pu trouver un autre expedient. Car qu’un tribunal purement protestant 
et ou il n’ya pas un seul Catholique doive juger des aflaires de cette religion, 
cela me parait non seulement paradoxe, mais (si j’ose le dire) möme un 
peu dur.“ 

2) Vgl. Theiner, Zustände I, S. 16; Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung, S. 354 ff. 

3) Vgl. hierüber Theodor Mommsen, Friedrich der Grosse 
und das katholische Vicariat in Berlin, Preussische Jahrbücher XXXIX, 
1877, S. 144 ff. (jetzt auch in desselben Reden und Aufsätzen, Berlin 
1905); Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 365 ff.; 
Maurenbrecher, Preussische Kirchenpolitik, S. 40£.; Lochmann, 
Friedrich der Grosse und die katholische Kirche in Schlesien seit dem Be- 
ginne des siebenjährigen Krieges, 8. 30; Koser, Friedrich der Grosse #5 
II, S. 131 ff.; Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und 
Rechtsverfassung II, S. 152 fi.; Möhrs, Friedrich der Grosse und der 
Kardinal Sinzendorf, 8.9 fl.; Pigge, Religiöse Toleranz Friedrichs des 
Grossen, S. 159 ft. 
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eines protestantischen Berliner Tribunals als Appellations- 
instanz darlegte, war ihm von Cocceji das Generalvikariat als 
letztes Auskunftsmittel vorgeschlagen worden !). Sinzendorf 
zeigte sich dem Plane unter der Bedingung geneigt, dass die 
Appellationen an ein Tribunal gehen sollten, das er in 
Berlin sub auspiciis regis errichten wolle?). Nachdem sich 
auch der Minister von Podewils damit einverstanden erklärt 
hatte®), legte Cocceji dem Könige sein Projekt vor‘). Da 
er befürchtete, dass „der Papst sowohl als der Cardinal und 
der ganze Olerus bei dem künftigen Frieden, sonderlich wegen 
des letzten Punkt (!) (Appellation an das K. Tribunal) grosse 
Motus machen werden“ °), hielt er es für nötig, die Angelegen- 
heit noch vor dem Friedensschlusse im Einverständnis mit 
Sinzendorf zu regeln. Selbstverständlich hatte aber Cocceji 
das Amt sich im Geiste des starrsten Territorialismus gedacht. 
Im Namen des Königs, des eigentlichen Summepiscopus, sollte 
der künftige Generalvikar dessen „souverainete ecelesiastique* 
ausüben. Die Einmischung jedes ausserpreussischen Kirchen- 
obern, vor allem die päpstliche Jurisdiktion sollte ausge- 
schlossen, die kirchliche Regierungsgewalt und Gerichtsbarkeit 
als von dem Könige, der Quelle alles Rechtes, ausgehend hin- 
gestellt werden ®). 

Friedrich Il. war sofort für den Plan des Generalvikariates 


1) Vgl. das Schreiben Coccejis an Podewils vom 10. Februar 1742 bei 
LehmannllI, 9; Theiner, Zustände I, S. 16. Nach der Darstellung 
Theiners scheint es, als ob die Initiative von Sinzendorf ausgegangen 
sei. Das Schreiben Coccejis an Podewils legt aber entschieden das Gegenteil 
nahe. „Pour le tranquilliser, je lui ai propose comme un expedient, s’il 
se contenterait du vicariat general de tous les pays du roi.“ Vgl. auch 
Koser, Friedrich der Grosse #5 II, S. 131. 

2) Lehmann II, 9. 

3) Lehmann II, 9%. 

*) Lehmann II, 9. 100. 107. 

5) Lehmann II, 100. 
) 
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eingenommen!). Bald nach dem Einlauf des Coccejischen 
Berichtes schickte er seinem Freunde Sinzendorf ein paar 
lebende Fasanen, samt einem das geplante Institut erwähnen- 
den gnädigen Schreiben ?), über welches, wie der Oberamts- 
präsident Benekendorff an Öocceji berichten konnte, „S. Eminenz 
dergestalt attendriret worden, dass sie wie Petrus bitterlich 
geweinet“ *). In der von Cocceji ausgearbeiteten Instruktion 
für den Generalvikar*) war, weil „Wir aber Unsern katholi- 
schen Unterthanen in allen Stücken so viel möglich fügen 
und denenselben Unsere königliche Propension zu erkennen 
geben wollen“, vorgesehen, dass ein besonderes Vikariats- 
gericht in Berlin errichtet werde, bei welchem der zukünftige 
Generalvikar das Direktorium führen sollte. Ausser den 
Appellationen von Breslau sollten vor diesem Tribunal auch 
„alle in Unsern übrigen Reichslanden vorfallende Sachen, 
welche bishero unter der Hand von auswärtigen Officialibus, 
Provincialibus, Commissarlis untersuchet, erörtert und decidiret 
worden, in prima Instantia gebracht und daselbst cum Causae 
Cognitione entschieden werden“. In zweiter Instanz sollten 
dann entweder andere heferenten das Urteil sprechen oder auf 
Verlangen der Parteien die Prozessakten an eine katholische 
Universität verschickt werden. Zugleich wurde der Vikar an- 
gewiesen, eine Prozessordnung nebst Sportelntaxe auszuarbeiten 
und zur königlichen Approbation einzusenden. 

Die schonungslose Deutlichkeit, mit welcher in dem der 
Instruktion beigefügten Treueid°) des künftigen Vikars aus- 


1) Lehmann II, 92. Die mündliche Resolution des Königs zu 
dem Immediatbericht von Podewils vom 14. März 1792 ebenda, 107; 
vgl. auch LehmannlJJ, 111. 

Allen miamnın= 11,109: 

Ö) Lehmann II, 115. 

4 Lehmann II, 116. 

5) „Ich N. N. schwöre zu Gott einen körperlichen Eid, dass, nachdem 
Sr. K.M.in Preussen mich zu Dero General-Vicario in allen Dero Landen 
über Dero katholische Unterthanen ernennet, ich Sr. K. M. treu, 
hold und gewärtig sein, Dero Nutzen und Frommen, so viel an mir ist, 
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gesprochen wurde, dass dieser im Namen des Königs sein Amt 
auszuüben habe, veranlasste selbst den nachgiebigen Sinzen- 
dorf, dem Könige zu schreiben, er möge keinen Eid verlangen, 
den der Papst nie gestatten und den kein Geistlicher ohne 
Erlaubnis des Papstes leisten könne!). Nach längeren Be- 
denken, die vor allem aus persönlichen Gründen entsprangen?), 
entschloss der Kardinal sich, das Generalvikariat anzunehmen, 
vorbehaltlich der päpstlichen Genehmigung und unter der Be- 
dingung, dass das Berliner Tribunal keinen allzulangen Aufent- 
halt dort notwendig mache). 

Benedikt XIV., der von Sinzendorf informiert war und 
schon gleich von Anfang an die kirchenpolitischen Pläne des 
„Marquis de Brandenbourg“ mit steigendem Misstrauen ver- 
folgt hatte*), trat dem Projekt des Generalvikariats mit 
grösster Zurückhaltung gegenüber’), ohne es allerdings im 
Prinzip abzulehnen. 

Während des Aufenthaltes Sinzendorfs in Berlin im 
Januar und Februar 1743 war das Vikariat der Hauptgegen- 
stand der Beratungen zwischen ihm und Cocceji und wurde, 


suchen und befördern, Schaden und Nachtheil warnen und verhüten, 
dieSr.K.M.indemInstrumentoPaciszugestandene 
omnimodam Jurisdictionem ecclesiasticam und Jure 
supremo in dem Fürstenthum Nieder-Schlesien acquirirte Jura circa, Sacra 
über die katholische Unterthanen im Namen Sr. K.M. nach der 
mirertheiltenInstructionexerciren und respiciren, auch mich 
von niemand (weresauch sei) dispensiren oder absolviren lassen.... 
wolle.“ LehmannlIl, S. 89. 

) Lehmann HJ, 118. 119. Vgl. auch Mommsen, Friedrich 
der Grosse und das katholische Vicariat, S. 150. 

2) Lehmann II, 118. 119. 120. 121. 122. 126. 127. Vgl. auch 
Möhrs, Friedrich der Grosse und der Kardinal Sinzendorf, S. 11; Pigge, 
Religiöse Toleranz Friedrichs des Grossen, S. 162 ft. 

®) Lehmann II, 128. 

*%) Lehmann], 105. 112. Vgl. Theiner, Zustände ], S. 5. 

5) Theiner, Zustände I, S. 18 fi. 24 ff. 37 fi. Text des päpstlichen 
Schreibens vom 14. Juli 1742 siehe ebenda I, 8. 219£.; Pigge, 
Religiöse Toleranz Friedrichs des Grossen, 8. 164 f. 
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vorbehaltlich der päpstlichen Bestätigung, fest beschlossen !). 
Die mit Oocceji und Podewils „unter Vorbehalt der päpstlichen 
Genehmhaltung“ verabredete königliche Instruktion vom 
9. Februar 1743?) stimmte im wesentlichen mit der früheren, 
von Üocceji entworfenen überein?), trug aber den von 
Sinzendorf gemachten Ausstellungen in manchen Punkten 
Rechnung ?). 

Der Eid hatte eine mildere Fassung erhalten’). Die 
unmöglichen Wendungen des ersten Entwurfs, in welchen 
Sinzendorf als Generalvikar des Königs hingestellt wurde, 
der die jurisdietio ecelesiastica des Landesfürsten über die 
katholischen Untertanen ausüben sollte, hatte man ausgemerzt. 

Von der Gerichtsbarkeit des Generalvikars sollten aus- 
genommen sein das Königreich Preussen, Kleve, Mark und 
Ravensberg, Preussisch-Geldern, Lauenburg und Bütow und 
die Starostei Draheim. Aus den anderen Gebieten sollten 
„alle causae contentiosae ecclesiasticae, welche bishero an 
fremde Gerichte evocirt worden*, in erster und zweiter In- 


!) Lehmann II, 270. Vgl. zum folgenden Theiner, Zustände 
1I,S.58fl.; Pigge, Religiöse Toleranz Friedrichs des Grossen, S. 168 ff. 
Ueber die vorhergehenden schriftlichen Verhandlungen zwischen Sinzendorf 
und Cocceji sehe Lehmann II, 187. 201. 212. 217. 219. 221. 224. 233. 

2) Lehmann II, 278. 

3) Lehmann], 116. 

*) Vgl. LehmannlII, 187 und die von Cocceji verfassten „Monita“ 
zu den von Sinzendorf übergebenen „Erinnerungen“ bei LehmannIJ, 
212. Auch betrefis der Aburteilung gemischter Eheprozesse hatte Cocceji 
auf Vorschlag von Podewils (Lehmann II, 195) zugestanden, dass in der- 
gleichen Fällen ein Collegium mixtum aus dem evangelischen und katho- 
lischen Konsistorium ernannt und im Falle der Uneinigkeit die Sache zum 
Entscheid direkt an den König gebracht werde. Vgl. biLehmannlJ, 
201 die mündliche Resolution Friedrichs auf den Immediatbericht Coccejis 
vom 12. September 1742. Auf Grund der Verhandlungen hatte Sinzendorf 
dann eine neue Instruktion ausgearbeitet. Lehmann II, 219; vgl. 
dazu die neuen „Monita“ Coccejisebenda II, 224 und sein Schreiben 
an Sinzendorf vom 6. November 1742 ebenda II, 233. 

5) Lehmann II, S. 264 unter 190, 
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stanz von dem Vikariatsgericht abgeurteilt werden; bei etwa 
notwendiger dritter Instanz sollten die Akten zur Einholung 
eines rechtlichen Gutachtens an eine katholische Universität 
geschickt, das Urteil aber im Namen des Vikariatsgerichts 
publiziert werden). Die schlesischen Prozesse, die in erster 
Instanz dem bischöflichen Konsistorium in Breslau verblieben, 
waren in zweiter bezw. dritter Instanz vor das Vikariats- 
tribunal zu leiten ?). 

Wichtig war die Kompetenzbestimmung für ge- 
mischte Ehen. Der Kläger hatte die Sache bei dem Forum 
seiner Konfession einzubringen; der Beklagte war verpflichtet, 
sich dort darauf einzulassen. Der Urteilsspruch sollte aber 
von keinem Konsistorium ohne Einverständnis der Gerichts- 
behörde der anderen Konfession publiziert werden. War ein 
solches Einverständnis nicht zu erzielen, so sollte ein jedes 
Kollegium das Urteil nach den principiis seiner Religion publi- 
zieren und die Parteien gehalten sein, sich jeweils nach dem 
Spruch der für den einen oder anderen Teil zuständigen Ge- 
richtsbehörde zu richten. Die effectus civiles sollten nach den 
Landesgesetzen reguliert, dabei aber beiden Konfessionen 
gleiches Recht zugestanden werden’). 

Nachdem die Instruktion vom König genehmigt war), 
wurde sie Sinzendorf übersandt?) und der Kardinal zu baldiger 
Einrichtung des Vikariats aufgefordert. 

Zu einer förmlichen Anerkennung der oberst- 
richterlichen Gewalt des Papstes, wie Benedikt XIV. 
sie als Bedingung für die Bestätigung des Vikariats gefordert 
hatte‘), waren König und Minister nicht zu bewegen ge- 

DElnsuruk tions Nesl4:2 ze hinvanıns Ira Sw252 

\Instruktion,’Nr 13: Lehmannl 8.2578 
| ®) Instruktion, Nr.9; Lehmann II, S. 249f.; vgl. Möhrs, 
Friedrich der Grosse und der Kardinal Sinzendorf, S. 13. 

*) Lehmann II, 279; vgl. auch ebenda II, 280. 

®\ Lehmann IL 283. 


6) Vgl. das Schreiben des Papstes an Sinzendorf vom 14. Juli 1742 
bei Theiner, Zustände II, S. 220; ferner Lehmann II, 194. 208. 
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wesen!). Nach der von Cocceji aufgestellten Theorie?) war 
durch den Osnabrücker Frieden die „jurisdietio papalis in 
terris Protestantium ausdrücklich suspendiret und solch Recht 
denen Landesfürsten vi superioritatis territorialis vindiciret 
worden“. Friedrich sollte den Kardinal Sinzendorf einfachhin 
zu seinem Vikar ernennen; diesem war es dann „connivendo 
erlaubt“, sich „nach denen Prineipiis seiner Religion apud 
quemcumque zu solcher Function qualifieiren zu lassen “?). 
Da sich nicht mehr erreichen liess, sandte Sinzendorf am 
4. März 1743 die königliche Instruktion an den Papst). 
Unterdessen war bei Friedrich II. ein Wunsch gereift, der 
das Projekt des Generalvikariates wenigstens zeitweise zurück- 
treten liess: die Bestellung seines Freundes Schaffgotsch 
zum Koadjutor von Breslau?°). Zunächst kam es darauf 
an, Sinzendorf für dieses ihm äusserst unliebe Projekt zu ge- 
winnen. Der pedantische, dem Kardinal verhasste Cocceji 
war dazu ungeeignet. Statt seiner beauftragte der König 
daher den geschmeidigen Münchow °) mit der Einleitung der 


1 


) Lehmann II, 204. 208. 

2) Vgl. oben die Instruktion für den Abt Meinders. 
) 
) 


w 


Lehmann II, 204. 

4) Vgl. Theiner, Zustände I, S. 78 ff. Die Verdächtigungen, die 
Theiner wegen dieser „späten“ Uebersendung gegen Sinzendorf aus- 
spricht, sind unbegründet und würden unterblieben sein, wenn Theiner 
den Gang der Verhandlungen zwischen dem Kardinal und der Regierung 
gekannt hätte. Die einseitige Benutzung römischer Akten machte ihm 
das unmöglich. Der Kardinal wollte die königliche Genehmigung abwarten, 
um dem Papst etwas Endgültiges vorlegen zu können. Die Instruktion wurde 
am 16. Februar in Berlin ausgefertigt und Sinzendorf zugesandt. Er über- 
setzte sie ins Italienische und arbeitete zu den einzelnen Paragraphen 
umfangreiche Erläuterungen aus. Damit ist der von Theiner gerügte 
Aufschub von 14 Tagen hinreichend erklärt. Vgl. Theiner, Zustände I, 
8. 63. 

5) Näheres siehe bei Ulrich Stutz, Der neuste Stand des deut- 
schen Bischofswahlrechtes, Kirchenrechtliche Abhandlungen, 58. Heft, 
Stuttgart 1909, S. 142 fi. und die dort angeführte Literatur. 

6) Ueber seine Persönlichkeit vgl. Colmar Grünhagen, Die 
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Verhandlungen). Mit unendlicher Mühe gelang es diesem, 
die Bedenken Sinzendorfs, wenn nicht zu beseitigen, so doch 
zu beschwichtigen und ihn zur Annahme Schaffgotschs als 
Koadjutor zu bestimmen ?). 

Der Vikariatsplan stiess in Rom auf solche Schwierig- 
keiten?), dass Sinzendorf die Hoffnung aufgab, ihn vorerst 
durchführen zu können. 

Der König war über die dilatorische Stellungnahme der 
Kurie aufs äusserste erbost und drohte für den Fall der Ab- 
lehnung des Vikariats mit einem gewaltsamen Boykott jeder 
ausserpreussischen Gerichtsinstanz. Wenn die päpstliche Ap- 
probation des Generalvikariats nicht binnen zwei Monaten 
erteilt sei, erklärte er „eine General-Ordre an alle in Unseren 
Reichslanden befindliche geistliche Stifter und Unterthanen 
römisch katholischer Religion ergehen zu lassen, dass sie bei 
Confiscation ihres Vermögens, von keinem Judice ecclesiastico 
extraneo (es sei, wer es wolle) einige Bulle oder Befehl weder 
annehmen noch vor demselben Processe führen oder den aller 
geringsten actum jurisdictionis ecclesiasticae sive voluntariae 
sive contentiosae exerciren lassen oder einige Gebühren davor 
bezahlen sollen“ *). Auf den Rat seiner politischen Berater 
führte der König jedoch gegen den Willen Coccejis?) seine 
Drohung nicht aus®). 


beiden ersten schlesischen Sonderminister, Forschungen zur brandenburgi- 
schen und preussischen Geschichte XX, 1907, S. 430 ft. 

!) Kabinettsordre vom 17. März 1743 bei Lehmann II, 291; 
Grünhagen, Die beiden ersten schlesischen Sonderminister, a. a. O., 
8.449. Vgl. auch die Kabinettsordre vom 13. April 1743 bei LehmannlI, 
301 und den Kabinettsbefehl vom 14. November 1743 bei LehmannlII, 435. 

?) LehmannII, 303; Grünhagen, Die beiden ersten schlesi- 
schen Sonderminister, a. a. O., S. 449. Vgl. auch Lehmann I, 306. 
307. 308. 313. 315. 328. 329. 

®) Bericht Sinzendorfs an den König vom 4. Juni 1743, Lehmann 
1I, 335. Vgl. Theiner, Zustände II, S. 237. 

*) Lehmann II, 342. 

5) LehmannII, 439. 

6) LehmannlII, 441. Vgl. Koser, Friedrich der Grosse *5 II, 8.134. 
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Auch in der Koadjutorfrage erhielt Sinzendorf ungün- 
stigen Bescheid vom Papste!). Auf seinen Rat?) war der König 
damit einverstanden, den Vikariatsplan vorerst zurückzustellen 
und die Koadjutoriefrage in Rom mit aller Energie zu betreiben?), 
unterliess es aber nicht, für den Fall der Ablehnung Schaff- 
gotschs durch den Papst mit massiven Drohungen zu operieren ®). 

Da Rom trotzdem nicht nachgab, ernannte Friedrich den 
Grafen Schaffgotsch aus eigener Machtvollkommenheit zum 
Koadjutor). 

VII. Der Vikariatsplan war vorläufig zwar zurückgestellt. 
Mit unentwegter Zähigkeit aber hielt Friedrich fest an seinem 
grundsätzlichen Widerstande gegen die Avokation von 
Prozessen an ausserpreussische Instanzen‘). Die ein- 
schlägigen Aktenstücke lassen keinen Zweifel darüber, dass der 
treibende Grund für das Vikariatsprojekt gerade auf dem Ge- 
biete der geistlichen Gerichtsbarkeit, speziell ihres Instanzenzugs 
lag. Für einen im Geiste des ausgesprochensten Territorialismus 
denkenden Fürsten wie Friedrich II. war es etwas Unerträg- 
liches, seine Untertanen vor auswärtigen Richtern, die ihm 
durch keinen Treueid verpflichtet waren, Recht suchen zu 
sehen; es waren das, wie er es selbst einmal ausdrückte, 
„maximes, qui sapent les fondements de ma souverainete in 
spiritualibus“. Ganz abgesehen von dem Misstrauen, welches 
er vorab gegen die in österreichischen Landen residierenden 
Kirchenobern nicht loswerden konnte ?). 


1) Immediatschreiben an den König vom 12. Juni 1743 bei Leh- 
mann II, 346. Vgl. Theiner, Zustände II, S. 245 f. 

2) Immediatschreiben vom 16. Juni 1743, Lehmann II, 350. 

3) Kabinettschreiben an Sinzendorf vom 23. Juni 1743, Lehmann 
II, 354; Kabinettsbefehl an Cocceji vom gleichen Datum, Lehmann 
II, 355. Vgl. auch Lehmann I, 363. 

*) Lehmann II, 353. 354. 

5) Stutz, Bischofswahlrecht, S. 146 ff. 

6), Lehmann II, 407. 565. 

?) Auch der Geldpunkt wurde von ihm nicht übersehen. Vgl. Leh- 
mann I], 565. 


9%  L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 


Des Königs Widerstand gegen jede Avokation von Pro- 
zessen an auswärtige Richter betraf nicht nur den päpst- 
lichen Nuntius, sondern auch die Bischöfe von Prag!), 


1) Ve. Lehmannll, 687. Die im Jahre 1744 spielende Schmie- 
delsche Eheangelegenheit ist für die oben erwähnte Stellung- 
nahme Friedrichs charakteristisch. Die in der Grafschaft Glatz wohnhafte 
Baronin Schmiedel hatte Ehescheidung beantragt wegen Impotenz des 
Mannes. Da beide Eheleute katholisch waren, gehörte die Sache vor die 
kirchlichen Gerichte. Das Oberkonsistorium in Breslau, an welches sich 
die Klägerin zuerst gewandt hatte, verwies sie an den Fürstbischof, dieser, 
weil Glatz ihm nicht unterstellt war, an das Konsistorium in Prag. Darauf 
wandte sie sich direkt an den König mit der Bitte, ihre Ehe „ex potestate 
regia ut summus episcopus“ zu scheiden. LehmannIlI, S. 454, Anm. 4. 
Friedrich verlangte von Sinzendorf, er solle, wenn er es bedenklich finde, 
dieSache vor dem Breslauer Konsistorium abzuurteilen, irgend einen anderen 
Ausweg suchen; vor das Prager Konsistorium dürfe sie nicht gebracht 
werden. Lehmann II, 534. Um der „allerhöchsten Intention de non 
evocandis subditis“ entgegenzukommen, schlug Sinzendorf vor, den Erz- 
bischof von Prag zur Delegierung eines aus Geistlichen der Grafschaft 
Glatz bestehenden Gerichtes aufzufordern. Lehmann II, 551. Friedrich 
erklärte sich damit einverstanden unter der Bedingung, „dass dergleichen 
Matrimonial-Sachen inter Romano-Catholicos unter keiner andern als 
E. Lbd. Autorität entschieden werden“. Lehmann II, 561. Sinzen- 
dorf erklärte diese Bedingung für unmöglich und meinte, es sei doch genug, 
wenn die Delegierten einheimisch seien (Lehmann II, 567), worauf 
Friedrich schliesslich einging; nur bestand er noch darauf, „dass dergleichen 
Sachen innerhalb Unsers (!) Territorii vor einem mit Unsern Vasallen 
besetzten Judicio ventiliret und abgethan werden mögen“. Lehmannll, 
573. Sinzendorf lehnte es aber trotzdem ab, sich weiter mit der Angelegenheit 
zu befassen, in welcher „niemand als der Erzbischof von Prag Richter 
sein könne“. Lehmann II, 696. Der Staatsminister von Arnim, der 
dem König am 5. April 1746 von der Weigerung Mitteilung machte, musste 
zugestehen, dass sein Vorgehen „nach denen Principiis der katholischen 
Religion vollständig gegründet“ sei. Nach denselben könne „niemand als 
der Papst die Grenzen der geistlichen Jurisdiktion verändern“. Der Minister 
weiss daher schliesslich auch kein anderes Mittel zu finden, „wodurch der 
v. Schmiedel, solange sie katholisch bleibt, auf eine zu Recht beständige Art 
geholfen werden könne: es wäre dann, dass E. K. M. allergnädigst agreiren 
wollten, dass sie sich damit nach Prag wenden dürfte. Bei katholischen 
Unterthanen ist dergleichen Reeurs an auswärtige geistliche Judicia unver- 
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Olmütz!) und Krakau ?), deren Sprengel in preussisches Gebiet 
übergriffen. Alle Bemühungen Sinzendorfs, den König umzu- 
stimmen, scheiterten. Friedrich, den kirchenrechtliches Detail 
nicht viel kümmerte, machte, von Üocceji veranlasst, ganz 
unmögliche Vorschläge. Warum sollte der Bischof von Breslau 
nicht die Gerichtsbarkeit über den zu Krakau gehörigen Teil?) 
oder über den Prager Anteil übernehmen können, wenn sein 
Souverän es wünschte *)? Die kanonischen Bedenken, die der 
Kardinal hatte und haben musste, vermochte Friedrich nicht 
zu würdigen. 

Die schon in der Instruktion vom 9. Februar 1743 in Aus- 
sicht gestellte’) und von Sinzendorf immerfort erbetene Dekla- 
ration zu dem Notifikationspatent, die eine Reihe der be- 
stehenden Härten mildern sollte, lehnte der König, vornehm- 
lich wohl auf Coccejis Rat, beharrlich ab ®), solange nicht das 
Generalvikariat unter Dach und Fach sei. Die politische Klug- 
heit musste es nahe legen, mit der Aufhebung der sich aus 
dem Notifikationspatent für die kanonische Ausübung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit ergebenden Schwierigkeiten nicht zu 
eilen; denn je unbefriedigender der vorläufige Zustand war, 
um so eifriger war Sinzendorf in eigenstem Interesse bemüht, 


meidlich und hat freilich seine grossen Inconvenientien. Im Grunde aber 
wird dadurch E. K. M. höchsten Gerechtsamen über Schlesien eben so 
wenig derogiret, als es Dero Souverainete über Preussen nachtheilig ist, 
dass die dortigen katholischen Einwohner vor dem Bischof von Cujavien 
(soll heissen Ermland) in geistlichen Sachen Recht nehmen müssen“, 
Dazu konnte sich der König aber nicht entschliessen und gab auf den 
Immediatbericht Arnims die bezeichnende mündliche Resolution: „Wenn 
die Schmiedeln katholisch ist, so kann Ich ihr nicht helfen.“ Lehmann 
II, 696. Vgl. auch Stölzel, Eherechtliche Conflicte nach dem Breslauer 
Frieden, a. a. O., 8. 406 f. 

1) Lehmann II, 687. 

2) Lehmann IJ, 333. 
) Lehmann II, 333. 
4) Lehmann II, 333. 
5) Lehmann II, S. 264, sub 3. 
6) Lehmann II, 297. 304. 348. 355. 363. 403. 406. 432. 442. 578. 
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den Vikariatsplan in Rom energisch zu vertreten, und um so 
eher stand zu hoffen, dass die bisher so spröde Kurie zu einem 
Zugeständnis sich bereit finden lassen werde !). 

Die zähe Hartnäckigkeit, mit der Cocceji an der Durch- 
führung seines Lieblingsplanes festhielt und vor dessen Er- 
ledigung jede Nachgiebigkeit in Betreff der geistlichen Gerichts- 
barkeit von sich wies, brachte Sinzendorf in halbe Ver- 
zweiflung. 

Die Argumente Coccejis entlockten dem Kardinal die 
Klage, „que cet homme ne respire d’autres atomes que ceux, 
qui partent des effluves du $ 48 art. V du traite de West- 
phalie“ 2). Wiederholt bat er den König, die schlesischen 
Religionssachen Münchow zu übertragen?). Und wirklich 
entschloss sich Friedrich im Dezember 1743, Cocceji von den 
schlesischen Justizsachen zu entbinden und diese samt den 
„Consistorial-Sachen“ dem Minister @. Detlef von Arnım zu 
übertragen *). Eine Wendung zugunsten des Breslauer Ge- 
richtswesens trat damit aber doch nicht ein. 

Da Friedrich es mit Beharrlichkeit ablehnte, die Prozesse 
preussischer Katholiken an ausserpreussische Instanzen gehen 
zu lassen, so war Sinzendorf, um so mehr als der Papst selbst 
diesen Ausweg als leicht durchführbar hingestellt hatte, in 
Rom um die Fakultät eingekommen, preussische Geistliche 
als judices delegati bestellen zu dürfen. Am 10. August 1743 
wurde ihm das erbetene Indult für die causae pendentes 
(Schimonskische Ehesache) gewährt®) und der Abt von Neu- 


1) Vgl. Theiner, Zustände I, S. 249. 

2) Lehmann II, 450. 

®) Lehmann II, 4422. Vgl. Lehmann IJIIJ, 432. 443. 450. 

*) Lehmann II, 466. Vgl. Grünhagen, Die beiden ersten 
schlesischen Sonderminister, a. a. O., S. 449 f. 

°) LehmannIJI, 402. 403. Demnach ist die Darstellung bei Thei- 
ner, Zustände I, S. 98 zu berichtigen, nach welcher es den Anschein ge- 
winnt, als habe Benedikt XIV. die Delegierung einer zweiten Instanz bis 
zum Jahre 1747 konsequent verweigert. Nur dieständige Delegation 
wurde noch nicht gegeben. 
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Zelle unter Zustimmung des Königs zum Richter zweiter 
Instanz ernannt). Eine ständige Delegation wollte der 
Papst aber erst erteilen, wenn Sinzendorf eine Liste von 
geeigneten Persönlichkeiten nach Rom sende und förmlich 
um ihre Autorisierung einkomme ?). 

Am 20. Juli 1744 glaubte der Kardinal dem Könige 
melden zu können, er habe nunmehr „bei I. Päpstl. Heil. 
ausgewirket, dass selbe im Begriffe stehen, pro secunda in- 
stantia in causis ecelesiastieis durch hiesiges Herzogthum 
Schlesien die erforderlichen Facultates zu ertheilen‘, und dass 
er „sofort diese secundam instantiam, aus lauter Landes- 
kindern bestehende, in kurzer Zeit zu ihrem vollkommenen 
esse zu bringen und E. K. M. allergehorsamst anzuzeigen 
im Stande zu sein hoffe“ ®). Die Kurie zeigte sich aber 
schwieriger, als Sinzendorf erwartet hatte. Noch im Jahre 1746 
erklärte der Kardinal, es sei „schon eine geraume Zeit“, dass 
er „mit Sr. Päpstl. Heiligkeit ratione judicis ad quem oder 
secundae instantiae in Correspondenz stehet, es hat aber diese 
Sach noch keine Endschaft erreichen können“ ®). 


!) Lehmann II, 402. 432. Zur Ausübung seiner richterlichen 
Tätigkeit in der causa Schimonski kam der Abt übrigens nicht. Friedrich 
hatte unterdessen in seiner eigenmächtigen Art, da ihm die Etablierung 
der zweiten Instanz zu lang dauerte, durch Kabinettsbefehl vom 20. August 
1743 „wegen bekannter und bewegender Ursachen resolviret, den vor dem 
Breslauschen Consistorio bisher geführten sehr langwierigen Matrimonial- 
Process aus landesherrlicher Macht und Gewalt gänzlich zu cassiren und 
aufzuheben“. Lehmann II, 392. Auf die später einlaufende Mitteilung 
Sinzendorfs von der päpstlichen Delegation der zweiten Instanz erklärte er, 
das kirchliche Gericht werde sich mit der Schimonskischen Ehescheidungs- 
sache nicht mehr zu befassen haben; die effectus civiles der Ehe habe er 
schon kraft landesherrlicher Gewalt aufgehoben, die Lösung des vinculum 
werde aber von dem Kläger nicht gesucht. Lehmann II, 407. Vgl. 
Stölzel, Eherechtliche Confliete nach dem Breslauer Frieden, a. a. O., 
S. 405 f. 

2) Theiner, Zustände II, S. 259; Lehmann II, S. 565, Anm. 3. 

®) Lehmann II, 591. 

* LehmannII, S. 565, Anm. 3. 
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Als der Kardinal später in einem schon lange schweben- 
den Eheprozess der Gräfin Almesloe den Papst bat, er möge, 
um den König nicht zu reizen, die Appellation nach Rom 
nicht annehmen, ging Benedikt XIV. wiederum darauf ein 
und gestattete, die Sache in zweiter Instanz einem der 
benannten drei delegierten Richter zu übertragen‘). Zu 
einer dauernden Einrichtung der Instanzen kam es aber auch 
jetzt noch nicht. 

VII. Am 28. September 1747 starb Sinzendorf?), ohne 
die Regelung der geistlichen Gerichtsbarkeit durchgeführt zu 
haben. Unter seinem Nachfolger Philipp Gotthard Grafen 
Schaffgotsch°), dem zuliebe der König seinerzeit den 
Vikariatsplan zurückgestellt hatte, lebte das alte Projekt noch 
einmal auf. Cocceji wurde zur Wiedereinreichung der früher 
gemachten Vorschläge aufgefordert*). Münchow sprach sich 
entschieden gegen den Plan aus°), während Podewils im 
Prinzip zwar zustimmte, aber den Zeitpunkt vor der noch 
nicht erfolgten Konfirmation Schaffgotschs für ungünstig 
hielt ©). 

Der über das Vikariat erstattete Immediatbericht Coccejis 
vom 24. Oktober 1747 zeigt, dass der alte Theoretiker sich 
gleich geblieben war. Der König hatte zu wissen verlangt, 
ob der Generalvikar von ihm „allein nominiret und bestellet 


!) Theiner, Zustände I, S. 98. Vgl. auch Stölzel, Eherecht- 
liche Conflictte nach dem Breslauer Frieden, a. a. O., S. 406. 

SrbehmannsItlel, 

®) Ueber Schaffgotschs Verhältnis zum König vgl. Paul Stet- 
tiner, Friedrich der Grosse und der Graf Schaffgotsch, Fürstbischof von 
Breslau, Programm des städtischen Realgymnasiums zu Königsberg i. Pr., 
Königsberg 1889. Ueber die weitere Entwicklung der Koadjutoriefrage 
siehe St u tz, Bischofswahlrecht, Anhang 30, S. 148 fi.; Möhrs, Friedrich 
der Grosse und der Kardinal Sinzendorf, 8. 19 ft. 

S’nehmann 11.207228. 

5) Lehmann III, 48. Vgl. Grünhagen, Die beiden ersten 
schlesischen Sonderminister, a. a. O., S. 146. 

6) Lehmann III, 52. 
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werden kann, ohne ratione spirituallum von dem Papste 
confirmiret zu werden“. Daraufhin antwortete ihm Cocceji, 
indem er zwischen Schlesien und den übrigen Ländern der 
preussischen Krone unterschied: „In Schlesien ist die päpst- 
liche Confirmation nöthig, weil der status religionis durch 
den Breslauer Frieden (welcher durch den Dresdenschen con- 
firmirt worden) dergestalt festgesetzt worden, wie es bei 
E.K.M. Eintritt in Schlesien gewesen: zu der Zeit aber hat 
kein Bischof ohne des Papstes Confirmation einige Spiritualia 
exerciren können. ... In E.K.M. Reichsländern hat es eine 
ganz andre Beschaffenheit, weil in diesen die ganze päpst- 
liche Jurisdietion, auch in spiritualibus, aufgehoben und das 
Recht, welches der Papst vorhin über Dero Unterthanen ge- 
habt, auf E. K. M. transportirt worden. Diesem zufolge 
können E. K. M. einen Vicarium generalem in Dero Reichs- 
ländern ohne des Papstes Confirmation bestellen und der 
Vicarius ist befugt, die Spiritualia in E. K. M. Namen allein 
zu exerciren. Es ıst zwar nicht ohne, dass der Vicarius 
generalis seine Qualification bei dem römischen Hof suchen 
und z. E. die Macht Sünde zu vergeben p. daselbst fodern 
müsse. Es ist aber dieses bloss des General-Vicarlı sein Werk, 
und E. K.M. können und müssen solches ignoriren“ t). 

Zur Durchführung des Planes schlug Cocceji wie- 
derum ein ähnlich streitbares Ultimatum vor wie schon 
früher in demselben Falle?). Man solle den Katholiken den 
Rekurs an den Generalvikar einfachhin zur Pflicht machen, unter 
Androhung der Sequestration der BRevenuen oder gar der 
Konfiskation ihrer Güter. So werde man auch den Papst 
zum Nachgeben zwingen. „Ich bin versichert,“ schreibt er, 
„dass der Papst (welcher wohl weiss, dass diese geistliche 
Jura durch den Westphälischen Friedensschluss auf E. K. M. 
transportirt worden) eine solche Menge seiner Religions- 


2 behmann III, 55. 
®2) Vgl. Lehmann II, 342. 
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Verwandten nicht ohne Seelen-Cur lassen werde noch könne. 
Allenfalls würde alle Schuld und Bläme auf ıhn fallen, 
wann er, bloss aus Caprice und um E.K.M. Jura zu ent- 
kräften, so viele katholische Seelen hülflos lassen wollte“ !). 

Das nachdrückliche Gegengutachten Münchows be- 
stimmte aber den König, die endgültige Regelung wieder 
hinauszuschieben ?); und damit blieb der Vikariatsplan 
für immer begraben. 

Dass das in seinem ganzen Aufbau verfehlte, auf dem 
mit dem katholischen Dogma unvereinbaren Summepiskopat 
des Landesherrn ruhende Projekt, das die kirchliche Gerichts- 
barkeit schlechterdings verstaatlicht haben würde, später nicht 
mehr aufgegriffen wurde, kann auch in staatlichem Interesse 
nur begrüsst werden; denn es trug den Keim zu unentwirr- 
baren Konflikten in sich. Wenn Friedrich sich bei dem noch- 
maligen Aufschub, ähnlich wie früher, zunächst auch nur von 
der opportunistischen Rücksicht auf die noch ausstehende 
Konfirmation seines Günstlings Schaffgotsch leiten liess ?), so 
weist Mommsen doch mit Recht darauf hin, dass Friedrich 
auf die Dauer sich der Unausführbarkeit des Projekts 
nicht verschlossen hat. „Die Voraussetzung,“ so Mommsen, 
„auf die Friedrichs Plan gebaut war, entweder die Zustimmung 
des Papstes durch gütliche, wenn auch langwierige Verhand- 
lungen erlangen oder, wenn diese unerreichbar sein sollte, eine 
derartige Einrichtung ohne und gegen die römische Kurie durch- 
führen zu können, mag Friedrich wohl selbst später zu den 
Ulusionen seiner Jugendzeit gezählt und wohl erkannt haben, 
dass kein Nachfolger Petri und kein römischer Prälat ihm 
hierbei die Hand bieten konnte, dass, wenn nicht die katho- 


!) Lehmann III, 55. 

2) Lehmann III, 62. Vgl.Koser, Friedrich der Grosse #/51IJI, S. 140. 

®) Vgl. Lehmann III,52; Koser, Friedrich der Grosse /5II, S. 134; 
Grünhagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen I, S. 442; Hege- 
mann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche in den reichs- 
rechtlichen Territorien Preussens, S. 87. 
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lische Kirche, doch das Papstthum sich damit selbst aufge- 
geben haben würde“ )). 


IX. Auf anderem Wege musste also die Regelung 
des geistlichen Gerichtswesens versucht werden. Und 
hierin war Schaffgotsch erfolgreicher als sein Vorgänger. Schon 
vor seiner Erhebung hatte er der Frage der kirchlichen Gerichts- 
barkeit seine Aufmerksamkeit zugewendet. In einer von ihm 
mit dem Archidiakon von Frankenberg entworfenen und dem 
päpstlichen Nuntius Archinto übergebenen Denkschrift hatte 
er darauf hingewiesen, dass in Schlesien kein kirchlicher 
Gerichtshof für die zweite Instanz bestehe und infolgedessen, 
bei dem Verbot jeglichen Rekurses an die Wiener Nuntiatur, 
die Katholiken genötigt würden, von den Erkenntnissen des 
bischöflichen Konsistoriums an die weltlichen Gerichte zu 
appellieren 2). Am 16. März 1748 erklärte Benedikt XIV. 
sich zur Lösung der Schwierigkeit bereit. Graf Schaffgotsch, 
so schrieb er, möge eine Liste von tauglichen Geistlichen 
einschicken. Die Appellation solle formell nach Rom ein- 
gelegt werden, von wo aus dann einem der vom Bischof be- 
nannten Richter die Entscheidung in zweiter Instanz übertragen 
werde; ebenso unter Umständen in dritter Instanz. Für den 
Fall, dass man die Appellation nach Rom zu unbequem 
finde, könne sie auch an den Nuntius von Polen gehen und 
dieser im Namen des Papstes die betreffenden einheimischen 
Richter delegieren?). Der König gab auf Schaffgotschs 
wiederholtes Bitten seine Zustimmung); nur wünschte er 
ausdrücklich, dass die Appellationen nicht an den Papst 
gingen, wie dieser es in einem späteren Schreiben nochmals 
nahelegte?), sondern an den in Dresden residierenden 


1) Mommsen, Friedrich der Grosse und das katholische Vicariat 
in Berlin, a. a. O., S. 156. 

2) Theiner, Zustände II, S. 6. 

3) Theiner, Zustände IL, S. 11f. Vgl. Lehmann III, 176. 

“\ Lehmann Il, 172. 180. 201. 205. 215. 

5) Theiner, Zustände II, S. 22; Lehmann III, 197. 
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Nuntius von Polen !). In diesem Sinne schrieb Schaffgotsch 
an Benedikt XIV. und bekam von ihm zusagende Antwort ?). 
Am 1. August 1748 wurden dem Nuntius Archinto die nötigen 
Fakultäten für die Autorisierung der inländischen Appellations- 
instanzen übersandt?). Danach sollte in der Ordnung des 
Instanzenzuges folgendermassen verfahren werden: Der 
Bischof von Breslau hatte mit Zustimmung des Kapitels eine 
möglichst umfangreiche Liste von tauglichen Geistlichen auf- 
zustellen und dem Nuntius von Polen einzusenden. Die 
Appellation sollte dann pro forma an den Nuntius gehen und 
dieser einen der bezeichneten Geistlichen zum Richter zweiter 
bezw. dritter Instanz bestellen. Um die Prozesse nicht un- 
nütz in die Länge ziehen zu lassen, falls die Parteien den 
benannten Richter ablehnten, sollte in dem Delegations- 
instrument die Klausel eingesetzt werden „si les parties y 
consentent“ ... „et si les parties ne veulent point ce juge, 
il pourra en deputer un autre de ceux, qui sont inscrits dans 
le catalogue“ ?). 

Der König war durch die endliche Erledigung der An- 
gelegenheit sehr befriedigt und gab am 24. September 1748 
dem Minister von Podewils Anweisung, zur Durchführung 
des getroffenen Abkommens das Erforderliche zu veranlassen °). 
Am 6. Oktober desselben Jahres wurde die Neuregelung 
den Öberamtsregierungen durch königliches Edikt bekannt 
gemacht ©). Die Namen der in Aussicht genommenen Synodal- 
richter mussten den Oberamtsregierungen in Breslau, Glogau 
und Oppeln notifiziert werden ”). 


1) Theiner, Zustände II, S. 30. 


) 
?2) Lehmann III, 197. 
®) Theiner, Zustände II, S. 34f.; Lehmann III, 230. 
*) Lehmann III, 230. Vgl. Grünhagen, Schlesien unter 
Friedrich dem Grossen I, S. 464 f. 
5) Lehmann III, 246. 247. 
6) Lehmann III, S. 282. 
?) Lehmann III, 256. 282. Die Instanzenordnung des Jahres 1748 
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Friedrich wollte bei der Regelung des Breslauer Gerichts- 
wesens nicht stehen bleiben; er erstrebte dieselbe Einrichtung 
für die preussischen Territorien ausländischer Bi- 
schöfe. Am 9. Mai 1749 forderte er den Dekan des zur Kra- 
kauer Diözese gehörigen Distrikts Pless auf, in Appellations- 
sachen sich nur an den polnischen Nuntius in Dresden zu wenden, 
den er am 2. August desselben Jahres zu ihrer Annahme be- 
rechtigte!). Ebenso versuchte man, den Bischof von Olmütz 
zu veranlassen, den für Breslau festgesetzten Instanzenzug auch 
für die ihm unterstehenden Fürstentümer Troppau und Jägern- 
dorf preussischen Anteils zu genehmigen. Münchow hielt die 
Sache wegen der geringen Ausdehnung der betreffenden 
Gebiete zwar nicht für sehr wichtig und meinte, dass „bei 
dem armseligen Zustande und der Beschaffenheit der Ein- 
wohner in sothanen Diözesen vielleicht in 20 Jahren kein 


blieb übrigens nicht dauernd bestehen. Der schwerfällige und zeitraubende 
Geschäftsbetrieb, den die pro casu zu erbittende Delegation der Richter 
zweiter und dritter Instanz mit sich brachte, zugleich auch das Bestreben, 
jede päpstliche Einmischung möglichst auszuschalten, veranlasste später 
die preussische Regierung, in Uebereinstimmung mit den Wünschen des 
Episkopats, in Rom auf die Autorisierung ständiger Appellationsgerichte 
zu dringen. Die schon 1799 begonnenen, infolge der Papstvakanz zeitweise 
unterbrochenen Verhandlungen führten dazu, dass laut Reskript des aus- 
wärtigen Departements vom 16. August 1801 zu Breslau für die zweite und 
dritte Instanz in Sponsalien- und Ehesachen ein bleibendes, aus zwei Senaten 
bestehendes Appellations- und ein Prosynodalgericht unter dem gemein- 
samen Titel eines Oberkonsistoriums des Bistums Breslau konstituiert 
wurde. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 377; 
Justizministerialblatt XVII, 1856, S. 261; Juristische 
Wochenschrift], 1835, S. 3531; Hans Westerburg, Preussen 
und Rom an der Wende des 18. Jahrhunderts, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen, herausgegeben von U. Stutz, 48. Heft, Stuttgart 1908, S. 91; 
Laemmer, Institutionen des katholischen Kirchenrechts?, S. 317 f., 
Anm. 16; Allgemeine Uebersicht des Bisthums Breslau in 
seinen Geist- und Weltlichen Behörden, Breslau 1802, S. 44 fi. 

1) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 376; 
Theiner, Zustände II, S. 35. 


102 L.Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 


Casus vorkommen könne, wobei das Amt der Synodal-Richter 
erfordert werde* !). Der Bischof von Krakau lehnte die 
Uebertragung der schlesischen Instanzordnung ab, weil das 
päpstliche Breve nur von Breslau gesprochen habe; der von 
Olmütz hatte sich zwar anfänglich willfährig gezeigt, liess 
aber dann die Sache auf sich beruhen ?). Daraufhin wurde 
Schaffgotsch beauftragt, beim päpstlichen Stuhle zu bewirken, 
„dass denen Bischöfen zu Cracau und Olmütz expresse be- 
fohlen werden möge, sich dasjenige, was von gedachtem 
Hofe erwähnter Angelegenheit halben in der Breslauer Diözese 
beliebet worden, gleichfalls gefallen zu lassen“ °). 

Mit überraschender Bereitwilligkeit ging der weitschauende 
Papst auf die Intentionen des Königs ein. Rückhaltlos er- 
kannte er die Berechtigung seines Wunsches nach Uniformität 
des kirchlichen Gerichtswesens in seinen schlesischen Landen 
an. Nur hielt er es für notwendig, die in Betracht kommen- 
den Bischöfe vorher von seiner Absicht zu verständigen, 
damit eine plötzliche und unerwartete Aenderung keine Ver- 
wicklungen herbeiführe *). Um so mehr muss es wunder- 
nehmen, dass Friedrich die vom Papste im Prinzip gegebene 
Zusage, die übrigens auch für den zu Prag gehörigen Distrikt 
Glatz gelten sollte, nicht ausnützte. Noch im Jahre 1782 
war alles beim alten geblieben, und die preussische Regierung 
musste den Kommissaren der Anteile von Prag, Krakau und 
ÖOlmütz nochmals in Erinnerung bringen, dass nach den 
Landesgesetzen „die Evocation der Parteien und Akten an 
fremde, ausländische Gerichte schlechterdings verboten“ sei, 
und dass darum auf der Delegation inländischer Synodal- 
richter bestanden werden müsse °). 


!) Vgl. Lehmann III, 337. 

®2) Lehmann III, 342. 

®) Lehmann III, 342; vgl. auch III, 352. 
*) Lehmann III, 369; vgl. auch III, 372. 
5) Lehmann V, 661; vgl. auch V, 795. 799. 
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X. Die Regelung des Instanzenzuges hatte die formelle 
Seite des Breslauer geistlichen Gerichtswesens in kirchlich 
korrekter und zugleich auch für den Staat befriedigender 
Weise geordnet und damit indirekt dem kirchlichen Interesse 
sehr gedient. Denn nachdem jetzt der König die Gerichts- 
barkeit, auch in den höheren Instanzen, in den Händen von 
Landeskindern sah, verstand er sich zu einer nicht unbeträcht- 
lichen Milderung des seinerzeit ohne nähere Prüfung voll- 
zogenen !), von Cocceji entworfenen Notifikationspatentes. 
Die im Sommer 1750 auf Befehl Friedrichs II. abgehaltenen 
Konferenzen mit dem Fürstbischof Schaffgotsch ?), bei denen 
neben dem harten Cocceji Münchow eine segensreiche Ver- 
mittlungstätigkeit ausübte °), führten zum Erlass des Regle- 
ments de Gravaminibus vom 8. August 1750). 

Bei der Bestimmung des Notifikationspatentes, dass Ehe- 
und Sponsalienprozesse von Personen verschiedener 
Konfession lediglich vor den königlichen Oberkonsistorien 
und Oberamtsregierungen entschieden werden sollten, verblieb 
es zwar auch jetzt noch; doch wurden diese staatlichen Be- 
hörden „angewiesen, dass sie ein jedes Theil nach denen 
Principiis seiner Religion beurtheilen und das Erkenntnis dar- 
nach einrichten sollen: dergestalt, dass e. g. in causa divortii 
der evangelische Theil, bei hinlänglich erwiesenen Causis, 
zwar a vinculo geschieden und ihm sich anderwärts zu ver- 
ehelichen freigelassen werden kann, intuitu des katholischen 


1) Koser, Friedrich der Grosse 5 II, S. 130. 

2) Lehmann III, 306. 310. 311. 314. 316. 317. 318. 320. 321. 

3) Vgl. Grünhagen, Die beiden ersten schlesischen Sonder- 
minister, a. a. O., S. 147. 

*%) Lehmann III 322; Sammlungalter und neuer schlesischer 
Provinzial-Gesetze Il 2, S.411fl.; Aeltere schlesischeEdikte 
de a. 1742, Bd. V, S.415. Polykarp Josef Vogt, Kirchen- und 
Eherecht der Katholiken und Evangelischen, Breslau 1857, IL, S.173 fi.; 
Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 259; Juristische 
Wochenschrift I, 1835, S. 345 f. Vgl. auch den königlichen Erlass 
an Schafigotsch vom 8. August 1750, Lehmann III, 323. 
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Theils aber dergleichen Divortium keinen effectum quoad 
internum erlanget und dasselbe ohne Befund und Erkennt- 
nis seiner geistlichen Instanz zu einer anderweitigen Ehe zu 
schreiten nicht befugt ist). Wie dann auch die Consistoria 
in solchem Fall wider den schuldigen Theil dasjenige, was 
quoad effectus civiles Rechtens ist, erkennen sollen. Hingegen 
müssen die Parteien, wann sie beiderseits katholisch sein, 
bei dem bischöflichen Consistorio in Matrimonial-Sachen judi- 
ciren lassen: und gehen die appellationes in secunda et tertia 
instantia an die bestellte (!) Synodalrichter“ ?). 

Bemerkenswert ist, dass die Unerlaubtheit der Wie- 
derverheiratung des katholischen Teiles nicht auf den Ge- 
wissensbereich beschränkt war, sondern auch staatlicher- 
seits aufrecht erhalten wurde. In diesem Sinne wurde 
die Oberamtsregierung in Breslau gelegentlich eines Einzelfalles 
durch Ministerialerlass vom 10. November 1769 folgender- 
massen beschieden: „Wir haben aus Eurem Berichte ... das 
Gesuch des von seiner Ehefrau geschiedenen Gottfried Pohl, die 
Magdalena Josephe Rafflerin, welche katholischer Religion ist, 
heirathen zu dürfen ersehen und ertheilen Euch auf Eure dies- 
fällige Anfrage zur Resolution, dass, da diese. Heirath wider 
die Glaubensgrundsätze der Rafflerin laufen würde, sie von 
der Landesobrigkeit nicht autorisiret werden könne“ °). 


!) Bei Ehescheidungssachen katholischer Militärpersonen, welche 
vor dem Militärkonsistorium entschieden wurden, sollten nach einem Mini- 
sterialreskript vom 29. Dezember 1764 ebenfalls die Grundsätze der katholi- 
schen Religion massgebend sein. Als aber das Breslauer Konsistorium am 
31. Januar 1765 den Antrag stellte, „denen Ehescheidungs-Sentenzen die 


Clausel einzurücken, dass der abgeschiedene katholische Theil, wenn er zu: 


einer anderweiten Ehe schreiten will, die Erlaubniss darzu bei seiner geist- 
lichen Instanz suchen müsse“, wurde ihm durch Ministerialerlass vom 
9. Februar 1765 der Bescheid, die geistliche Instanz sei zur Erteilung einer 
derartigen Erlaubnis gar nicht berechtigt. Lehmann IV, 222. 

2) Reglement, Nr. 7; Lehmann III, S. 2832. 

®) LehmannIV, 356. Vgl. auch den Ministerialerlass vom 13. Mai 
1773 an die oberschlesische Oberamtsregierung, in welchem den prote- 


ee 
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Auch nach dem Dekret de gravamınibus fehlte es nicht 
an Kompetenzstreitigkeiten zwischen staatlichen und 
kirchlichen Gerichtsbehörden. Die letzteren fuhren fort, auch 
„weltliche“ Sachen vor ıhr Forum zu ziehen. 

Um endlich eine feste Norm für die Lösung derartiger 
Streitigkeiten zu gewinnen, entschloss sich Friedrich zu einer 
Massregel, welche die völlige Abkehr von der unter Coccejis 
Regime beliebten Kirchenpolitik bedeutete. In geradezu libe- 
raler Weise wurde nun auf einmal mit der Durchführung des 
status quo Ernst gemacht. Eine königliche Kabinettsordre 
vom 20. April 1754!) setzte unter Vorbehalt der „Prä- 
rogativen und Gerechtsamen, welche Uns als Obersten und Sou- 
verainen Landesherrn daselbst competiren“, das Jahr 1740 
als annus regulativus für den Kompetenzbereich der 
fürstbischöflichen Gerichtsbarkeit fest?). Damit war dem 
bischöflichen Vikariatsamt zu Breslau, ebenso wie dem dortigen 
Konsistorium, mit Ausnahme der gemischten Eheprozesse, seine 
frühere ausgedehnte Gerichtsbarkeit, wie sie unter österreichi- 
scher Herrschaft bestanden hatte, rechtlich wiedergegeben. 

Die kirchlichen Urteile der Breslauer Richter galten auch 
für den bürgerlichen Rechtsbereich, ohne zu diesem 
Zweck, wie es für die Erkenntnisse in den Anteilen der Prager 
und anscheinend auch der Olmützer und Krakauer Diözesen 
verlangt war’), einer Bestätigung durch die weltlichen Ge- 
richte zu bedürfen. 


stantischen Predigern die Trauung geschiedener Katholiken verboten wurde. 
Lehmann IV, 497. Später wurde aber entsprechend der Bestimmung 
des ALR.TeilII, Tit. 1, $735 die Praxis eine andere, wie das unten (Anm. 3) 
mitgeteilte Bestätigungsdekret des Oberlandesgerichts von Breslau aus dem 
Jahre 1835 beweist. 

l) Baumeister, Schlesisches Archiv für praktische Rechtswissen- 
schaft III 1, 1839, S. 53£, Anm. 10; vgl. Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung, S. 377 £. 

2) Vgl. Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 259. 

3) Baumeister, Schlesisches Archiv III I, 1839, S. 57. Die 
Gerichtsbarkeit des Bischofs von Olmütz (Leobschütz und ein Teil des 
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Die Personalsachen der weltlichen Kuratgeist- 
lichen konnten alle vor dem bischöflichen Gericht abgeurteilt 


Ratiborer Kreises) hatte denselben Umfang (spiritualia et temporalia) 
wie die des Breslauer Fürstbischofs. Baumeister, Schlesisches Archiv 
III 1, 1839, S. 63. Weitergehenden Einschränkungen war die des Prager 
(Glatz und Habelschwerdt) und Krakauer (Beuthen und Pless) Ober- 
hirten unterworfen. Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 260. 
Die Disziplinargerichtsbarkeit für den Prager Anteil war auf mere spiri- 
tualia beschränkt. Die Prager Ehegerichtsbarkeit erstreckte sich nur auf 
die Entscheidung von Fragen, welche die separatio a thoro et mensa oder 
die Gültigkeit rein katholischer Ehen betrafen. Die von dem erzbischöf- 
lichen Konsistorium in Prag gefällten Urteile wurden durch das Dekanat- 
amt Habelschwerdt samt den Akten an das Oberlandesgericht Breslau ge- 
sandt zur Bestätigung quoad effeetus ceiviles. Löwenberg, Juristische 
Wochenschrift I, 1835, S. 348f.; Starke, Beiträge I, S. 367f.; Ju- 
stizministerialblatt XVIIL 1856, S. 260; Baumeister, 
Schlesisches Archiv für praktische Rechtswissenschaft III 1, 1839, S. 43 ft. ; 
ebenda, S. 46, Anm. 5 ist ein solches aus dem Jahre 1835 stammendes 
Bestätigungsdekretabgedruckt. Dort wird das Prager Erkenntnis 
„quoad effectus civiles mit dem Bemerken bestätigt, dass die in diesem 
Erkenntnis ausgesprochene Separation von Tisch und Bette alle bürger- 
lichen Wirkungen einer gänzlichen Ehescheidung hat, und es dem Gewissen 
eines jeden der geschiedenen Eheleute überlassen bleibt, in wiefern er nach 
den Grundsätzen seiner Religion von dieser erfolgten Trennung der vorigen 
Ehe zur Vollziehung einer andern Gebrauch machen zu dürfen glaube“. 

Gelegentlich kam es jedoch bei solchen Fällen zuunlösbarenKon- 
flikten zwischen kirchlicher und staatlicher Auffassung. Eine von ihrem 
ersten Manne durch Erkenntnis des 1. Senats vom 4. April 1795 geschiedene 
Frau war eine zweite Ehe eingegangen, wollte aber dann die kirchlich 
unerlaubte Verbindung aufgeben. Auf ihren Antrag erklärte das erz- 
bischöfliche Konsistorium in Prag die zweite Ehe wegen des impedimentum 
ligaminis für nichtig. Dechant Knauer von Habelschwerdt reichte das Urteil 
behufs staatlicher Bestätigung ein. Das Breslauer Oberlandesgericht 
fragte bei dem Ministerium an. Darauf wurde durch Bescheid vom 10. Ok- 
tober 1816 das Ansuchen des Prager Delegaten abgelehnt, da das kirchliche 
Urteil mit den Vorschriften des ALR. Teil II, Tit. 1, $ 734 in Widerspruch 
stehe. Baumeister, Schlesisches Archiv für praktische Rechtswissen- 
schaft III 1, 1839, S. 70£.; Vogt, Kirchen- und Eherecht der Katholiken 
und Evangelischen in den Königl. Preussischen Staaten II, S. 151, Anm. 54. 

Ueber den Instanzenzug für die Grafschaft Glatz vgl. Baumeister, 
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werden, doch war den staatlichen Gerichten für Prozessualien 
weltlicher Natur elektive Konkurrenz mit der kirchlichen Ge- 
richtsbehörde vorbehalten. Die letztere Bedingung lässt er- 
kennen, dass man staatlicherseits diese weitgehende Kompetenz 
der Kirche keineswegs als notwendig in der Natur der ge- 
nannten Prozessualien begründet ansah. Ueberhaupt galten 
die geistlichen Gerichte in den Prozessen dieser Art nicht so 
sehr als kirchliche denn als staatliche Behörden. In Kon- 
sequenz dieser Anschauung folgten denn auch die Prozesse 
der genannten Art nicht dem kirchlichen Instanzenzug, son- 
dern gingen an die staatlichen Obergerichte, deren Aufsicht 
die kirchliche Rechtsprechung hierin unterstand }). 

Für Prozesssachen von Laien war man selbstver- 
ständlich zu so weitgehenden Zugeständnissen nicht geneigt. 
Eine Breslauische Ober-Amts-Currende vom 2. Maı 1759?) 
rief den staatlichen Behörden unter Androhung empfindlicher 
Geldstrafen die landesherrliche Pragmatik vom 10. März 1743 
in Erinnerung, in der bestimmt war, „dass weltliche Personen 
durch die geistliche Gerichte auch nicht in denen Sachen, so 
ad forum ecclesiasticum gehören, anders als per consuetas 
Requisitoriales durch die ordentliche Richter, worunter die 
Citandi gehörig sind, vorgeladen werden sollen“. Diese Bin- 
dung der kirchlichen Gerichtsbarkeit an die Mitwirkung der 
staatlichen Behörden war aber, wie aus dem KHrlass selbst 
erhellt, keine materielle, sondern lediglich eine formale, welche 


a. a. O. S. 46 fl. 62 fl. 65. 74 fi; Justizministerialblatt XVII 
1856, S. 260. 

1) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 377 ff. 
Vgl. das Reskript vom 4. September 1777 an die Oberamtsregierung in 
Glogau, abgedruckt bei Baumeister, Schlesisches Archiv III 1, 1839, 
S. 51£., Anm. 9. Die Geistlichen, welche keine cura animarum ausübten, 
so die Dom- und Klostergeistlichen, standen unter dem weltlichen Gericht. 
Baumeister, a. a. O., S. 50, Anm. 8. 

2) Sammlung alter und neuer schlesischer Provinzialgesetze II 2, 
S. 839 f.; Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 347. 
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sich die Kirche wohl gefallen lassen konnte, zumal dadurch 
die Wirksamkeit ihrer richterlichen Verfügungen nur erhöht 
werden konnte. 

Die Unterordnung des fürstbischöflichen Konsistoriums 
unter die staatliche Oberaufsicht kam auch darin zum 
Ausdruck, dass es dem Breslauer Oberlandesgericht jährlich 
die Geschäftsübersichten, Listen und Tabellen einsenden und 
sich, wenn dieses es angemessen fand, seine Visitation ge- 
fallen lassen musste !). 

Bis tief in das 19. Jahrhundert hinein behielt das Bis- 
tum Breslau seine weit ausgedehnte kirchliche Gerichtsbarkeit 
in den ihr von Friedrich .dem Grossen gezogenen Grenzen ?). 


8 38. 
Das geistliche Gerichtswesen in Westpreussen, 
Südpreussen, Neuostpreussen. 


1. Westpreussen. 


I. Für das im Jahre 1772 bei der ersten Teilung Polens 
erworbene Westpreussen°) — Pomerellen mit Ausnahme von 


1) Vgl. Justizministerialblatt XVIII, 1856, S, 261. 

?) Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 345 ff.; 
Starke, Beiträge I, $ 138, S. 366f.; Laspeyres, Geschichte und 
heutige Verfassung, S. 377 f.; Justizministerialblatt XVIII, 
1856, S. 257 f.; Baumeister, Schlesisches Archiv III 1, 1839, S. 55 ft. 
Vgl. auch das Schreiben des Breslauer Fürstbischofs von Schimonski an 
den Kölner Erzbischof Grafen Spiegel vom 16. Oktober 1826, Erz- 
bischöfliche Kabinetts-Registratur Köln XXIX 1 
vol. I, Bl. 214—217; Eingabe des Kardinals Diepenbrock an den Kultus- 
minister von Raumer vom 12. Juli 1852, ebenda XXIX 2, Bl. 44/45 
(Abschrift); Denkschrift des Breslauer Fürstbischofs Heinrich Förster vom 
30. April 1864, ebenda XXIX 2, Bl. 149/151 (Abschrift). 

®) Vgl. Leman, Historisch-geographische Einleitung in die Pro- 
vinzialrechte Westpreussens, Marienwerder 1830, S. 61 fl.; das oben an- 
geführte Werk von Bär, Westpreussen unter Friedrich dem Grossen, 
Bd. Iu. II; Starke, Beiträge I, $$ 131. 136. S. 352 ff.; Justiz- 
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Danzig und Thorn, die Woywodschaften Kulm und Marien- 
burg, Ermland mit Elbing, ferner ein bedeutender Teil von 
Grosspolen (Kujavien) — wurde die in Schlesien erprobte 
Kirchenpolitik vorbildlich). Das Notifikationspatent 
vom 28. September 1772?) war von denselben Auffassungen 
getragen und enthielt im wesentlichen dieselben Zugeständ- 
nisse und Einschränkungen für die geistliche Gerichtsbarkeit, 
wie die entsprechenden Erlasse für Schlesien. Da der Art. 8 


ministerialblatt XVIIL 1856, S.263 f.; Löwenberg, Juri- 
stische Wochenschrift I, 1835, 5.209 fi. 257 fl. Für unseren Zweck von 
besonderem Interesse ist der Bericht der westpreussischen Regierung an 
das geistliche Departement vom 14. März 1800, Lehmann VIII, 193 
und der Bericht vom gleichen Datum mit genauer Darstellung des geist- 
lichen Gerichtswesens in Westpreussen bei Karl Ludwig Ame- 
lang, Neues Archiv der Preussischen Gesetzgebung und Rechtsgelehr- 
samkeit? I, 1800, S. 269 fl.; Leman, Provinzialrecht der Provinz 
Westpreussen, Leipzig 1832, Il, S. 420 fi.; ferner die darauf ergangenen 
Reskripte vom 14. Juli (Leman, Provinzialrecht II, S. 436 ff.) und 
17. Juli desselben Jahres (Lehmann VIIL 224; Amelang, Neues 
Archiv? I, S.293 fi.; Leman, Provinzialrecht II, S. 432 ff.) und das 
Zirkular der westpreussischen Regierung vom 31. Oktober 1800. Jacob- 
son, Geschichte der Quellen des Kirchenrechts I, Anhang Nr. CXIL, 
S. 317 fi. Vgl. auch Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, 
S. 432 fl. 

2) Vgl. Jacobson, Geschichte der Quellen LI, S. 195; Lehmann 
IV, 441; Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 432 fi.; 
Friedberg, Gränzen, S. 280; Mejer, Propaganda, S. 351; Leh- 
mann, Staat und Kirche in Schlesien vor der preussischen Besitzergrei- 
fung, a. a. O., S. 230. 

2) Novum Corpus ConstitutionumV1,Nr.49, Sp. 45lff.; 
Leman, Einleitung, S.79fi.; Bär, Westpreussen unter Friedrich dem 
Grossen II, Nr. 97; Lehmann IV, 451; Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung, S. 439. 443 ff. Vgl. ferner die Instruktion für 
die westpreussische Regierung vom 21. September 1773 (Novum Cor- 
pus Constitutionum V 2, Nr. 52, Sp. 2125 ff.), die Instruktion 
für die westpreussischen Landvoigteigerichte vom selben Tage (Novum 
Corpus Constitutionum V 2, Nr. 50, Sp. 1745 ff.) und das Regle- 
ment für das Landvoigteigericht zu Heilsburg vom 9. Oktober 1773, N o- 
vum Corpus Constitutionum V 2, Nr. 57, Sp. 2427 ft. 
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des Warschauer Traktats vom 18. September 1773') 
dem katholischen Kirchenwesen mit fast wörtlich denselben 
Klauseln wie in Schlesien die Aufrechterhaltung des status quo 
zusicherte, waren der preussischen Kirchenpolitik von vorn- 
herein die Hände gebunden. 

Die bisherige Diözesaneinteilung wurde beibehalten. 
Ganz auf preussischem Boden lagen nunmehr zwei Diözesen, 
Ermland und Kulm, deren geistliche Gerichte zu Frauenburg 
bezw. Kulmsee ihren Sitz hatten?). Andere Gebietsteile ge- 
hörten vier Bistümern an, deren Bischöfe ausserhalb des 


1) Leman, Einleitung, S. 112; Martens, Recueil des prineipaux 
traites I, p. 486 ss.; Bär, Westpreussen unter Friedrich dem Grossen II, 
Nr. 209. — Art. VIII lautete: Les Catholiques Romains jouiront dans 
les provinces cedees par le present traite, tout comme dans leroyaume de 
Prusse et dans les districts de Lauenbourg, de Butow et de Draheim, de 
toutes leurs possessions et proprietes; quant au civil et par rapport & la 
religion, ils seront entierement conserves instatu quo, c’est ä& dire dans 
le meme libre exereice de leur culte et discipline...et Sa dite Majeste 
et ses successeurs ne se serviront point des droits de souverain au prejudice 
dustatusquo de la religion catholique romaine dans les pays susmen- 
tionnes. Bär, Westpreussen unter Friedrich dem Grossen II, S. 214; 
Martens, Recueil des prineipaux traites I, p. 494. Vgl. Laspeyres, 
Geschichte und heutige Verfassung, S. 438. 

?) Amelang, Neues Archiv der preussischen Gesetzgebung? I, 
1800, S. 270; Leman, Provinzialrecht II, S. 421 f; Lehmann IV, 
8.483 fl.; Justizministerialblatt XVII, 1856, S. 263. Die 
Gerichtsbarkeit des Ermländer Bischofs erstreckte sich — mit Ausnahme 
von Königsberg, und auch da nur in disciplinaribus — nur auf das 
eigentliche Ermland, nicht auf den ostpreussischen Diözesananteil. In 
Östpreussen gehörten alle katholischen Ehesachen vor die staatlichen Ge- 
richte, auch wenn beide Teile katholisch waren. Vgl. das Schreiben des 
ostpreussischen Etatsministeriums an die Regierung zu Marienwerder vom 
19. Juli 1792 bei Jacobson, Geschichte der Quellen des katholi- 
schen Kirchenrechts, Anhang Nr. XCVII, S. 302, ferner das Reskript vom 
12. April1806, ebenda Nr. C,S.305f£.; Starke, Beiträge I, S. 352f., 
Anm. 2. Ermland gehörte von 1772 bis 1781 zu Westpreussen und wurde 
erst durch das Justizreglement vom 3. Dezember 1781 zu ÖOstpreussen 
geschlagen Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 210. 


Friedrich d. Grosse u. d. geistl. Gerichtsbarkeit in Westpreussen. 111 


preussischen Territoriums ihre Residenz hatten. Pomerellen 
stand teils unter dem in Warschau residierenden Bischofe von 
Kujavien, teils unter dem Erzbischofe von Gnesen, während 
der Netzedistrikt sich aus Diözesananteilen von Kujavien, Posen 
und Gnesen zusammensetzte. Der Michelausche Kreis gehörte 
zum Bistum Plock. Für Pomerellen hatte der Bischof von 
Kujavien ein besonderes Konsistorium in Danzig, also auch 
noch ım Auslande, während die Gerichtsbarkeit über den 
Gnesenschen Anteil, wenigstens in letzter Entscheidung, von 
der erzbischöflichen Residenz aus wahrgenommen wurde. 
Ebenso wurde für den Netzedistrikt das geistliche Gerichts- 
wesen von den Residenzen der drei betreffenden Bischöfe aus 
verwaltet ?). 

II. Es entsprach den Ueberlieferungen der preussischen 
Kirchenpolitik, dass man das Uebergreifen ausländi- 
scher Kirchenobern in preussisches Gebiet nur un- 
gern sah und auf Mittel sann, sich ihrer zu entledigen. Am 
radıkalsten wäre dieses Ziel durch eine Neuumschreibung 
der Diözesen zu erreichen gewesen; aber die langen, zu dem 
Zweck gepflogenen Verhandlungen wurden aus politischen 
Gründen eingestellt ?). Praktisch liess sich übrigens auf an- 
derem Wege dasselbe erreichen. 

Ein Immediatbericht des Oberpräsidenten Domhardt an 
den König erklärte es für angezeigt, alle Diözesananteile 
ausserpreussischer Kirchenobern einem „Provinzial-Vicarius 


!) Lehmann IV, S. 483 fi. Bei der preussischen Besitzergreifung 
fanden sich geistliche Konsistorien vor in Frauenburg für den westpreussi- 
schen Teil der Diözese Ermland, in Kulmsee für Kulm, in Plock für den 
westpreussischen Teil von Plock, in Deutsch-Krone für den westpreussischen 
Anteil von Posen, in Stargardt und Wloclawek für Pomerellen und Kuja- 
vien, in Kamin für den westpreussischen Anteil der Diözese Gnesen. Vgl. 
Leman, Provinzialrecht II, S. 420ff.; Justizministerialblatt 
XVIII, 1856, S. 263 f., Anm. 5. 

2) Lehmann V, 815; Kissling, Geschichte des Kulturkampfs 
18. 181. 


112 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. 1. 


und administrator episcopalis“ zu unterstellen, für das zu 
Plock gehörige Michelauer Ländchen aber den inländischen 
Bischof von Kulm zum Vikar zu ernennen). Die Staats- 
minister Finkenstein, Hertzberg und Zedlitz, denen der König 
den Vorschlag zur Begutachtung vorgelegt hatte”), machten 
ihn darauf aufmerksam, dass eine solche Neuordnung der 
Jurisdiktionsverhältnisse ohne Einwilligung und direkte Mit- 
wirkung des Papstes undurchführbar sei. Doch könne der 
König in der Sache dasselbe erreichen, wenn er durch seinen 
Gesandten in Warschau die Bischöfe von Gnesen, Posen, 
Kujavien und Plock zur Bestellung von preussischen 
Vikaren veranlasse °). 

Die gewünschten Vikare wurden bestellt*). Um die Mitte 
des Jahres 1773 bestanden nach dem Berichte der Regierung 
in Westpreussen sieben katholische Konsistorien: für Ermland 
in Frauenburg, für Kulm in Löbau, für den ebenfalls zu Kulm 
gehörigen, vormals pomesanischen Sprengel zu Marienburg, 
für Kujavien zu Dirschau, für den Posenschen Anteil zu 
Schönlancke, für den Gnesenschen Anteil zu Kamin, für den 
Anteil der Diözese Plock zu Össiek°’). Der Sitz der Kon- 
sistorien wechselte in der Folgezeit noch öfter; so hatte der 


!) LehmannIV, S. 494; vgl. Bär, Westpreussen unter Friedrich 
dem Grossen I, S. 518. 

2) Lehmann IV, 479. 

®») Lehmann IV, 480. Ein späterer Vorschlag (Januar 1775) 
des Posener Offizials Günter zu Schönlancke betrefis Aufstellung eines 
Weihbischofs und Generaloffizials für die preussischen Anteile sämtlicher 
ausländischen Bischöfe ebenso wie der von dem Koadjutor von Kulm, 
Karl von Hohenzollern, im Jahre 1779 nebst vielen anderen Projekten 
entwickelte Plan einer Vereinigung sämtlicher Bistumsanteile mit dem 
Kulmer Sprengel wurde nicht durchgeführt. Vgl. Bär, Westpreussen 
unter Friedrich dem Grossen I, S. 519f.; Lehmann V, 402. 404. 406. 
448—450. 453. 507. 508. 523. 621. 

4) Bericht der westpreussischen Regierung vom 20. Juli 1773 bei 
Lehmann IV, 506. Vgl. damit Lehmann IV, 509 und Lehmann 
V, 817; Bär, Westpreussen unter Friedrich dem Grossen I, S. 519. 

5) Lehmann IV, 506. 
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Bischof von Kujavien im Jahre 1784 zwei Offiziale, für den 
kujavischen Anteil zu Wloclawek an der Grenze in Polen und 
für Pomerellen den Pfarrer zu Subkau bei Dirschau, der sich 
amtlich meist in Altschottland und beim Konsistorium zu 
Danzig aufhielt !). 

Diese inländischen Offiziale besassen jedoch, vor allem 
auf gerichtlichem Gebiete, keineswegs die umfassenden Voll- 
machten, wie die preussische Regierung sie gewünscht hätte ?). 
Wie aus dem Berichte der westpreussischen Provinzialbehörde 
vom 14. März 1800 hervorgeht, hatte der damalige Delegat 
für den Posenschen Anteil, der Offizial von Deutsch-Krone, 
nur die Instruktion der Prozesse, während die Urteile in Posen 
selbst gefällt wurden?). Für Plock fehlte eine gerichtliche 
Delegation sogar ganz). 

III. Die sachliche Zuständigkeit der in Westpreus- 
sen bestehenden katholischen Gerichtsstellen wurde in dem 
erwähnten Notifikationspatente auf die causae vere eccle- 
sıiasticae beschränkt; „von allen causis civilibus aber, wenn 
sie auch eine geistliche Person angehen, auch wenn selbst 
super jure patronatus & decimis gestritten wird, nicht weniger 
von aller Ausübung einer Criminal-Jurisdicetion“ sollten sie „ab- 
stiniren“5). Die Matrimonialsachen wurden, wenn beide 


1) Bär, Westpreussen unter Friedrich dem Grossen I, S. 521. 

2) Lehmann IV, 567. 

3) Leman, Provinzialrecht II, S. 420 ff.; vgl. auch Granier 
VIII, 193. 

*) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 439, Anm. 30; 
Leman, Einleitung, S. 60 fi. 

5) Notifikationspatent, Nr. 7, Abs. 2, Novum Corpus 
Constitutionum V 1, Sp. 455; Laspeyres, Geschichte und heutige 
Verfassung, 8. 443f.; Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, 
S. 211 ff. In Betreff der Verlassenschaften und Testamente der Geist- 
lichen stand den westpreussischen Konsistorien keine Kognition zu. RBe- 
gierungsinstruktion vom 21. September 1773, $4, Nr. 11,sube, Novum 
Corpus Constitutionum V 2, Sp. 2138; Reskript vom 17, Juli 1800, 

Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 6) 
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Parteien katholisch waren, den geistlichen Konsistorien be- 
lassen. Prozesse über gemischte Ehen und Sponsalien- 
klagen gehörten ausschliesslich vor die staatlichen Ge- 
richte. 

Die in Schlesien bestehende Milderung, dass für derartige 
causae der Regierungsbehörde ein katholischer Prälat als Kon- 
sistorialrat beizuordnen war, wurde in Westpreussen gesetz- 
lich nicht garantiert !). 

Ebenso liess der Text des westpreussischen Notifika- 
tionspatents es zweifelhaft erscheinen, ob auch der katho- 
lische Teil nach bürgerlichem Scheidungsurteil befugt war, 
ohne Anrufung des kirchlichen Forums eine neue bürger- 
lich gültige Ehe zu schliessen?). In Beilage A zum Noti- 
fikationspatent war zwar bestimmt, dass in causis matrimonia- 
libus die Bestimmungen des Corpus Juris Fridericiani gelten, 
für die Katholiken die effectus civiles aber nur in so weit ein- 
treten sollten, als sie mit den Grundsätzen ihrer Religion 


nicht kollidierten®). Aus dieser Verfügung konnte man für | 


den bloss bürgerlich geschiedenen katholischen Teil das Ver- 
bot auch einer bürgerlichen Ehe herauslesen. Die königliche 
Instruktion an die westpreussische Regierung vom 21. Sep- 
tember 1773: scheint ebenfalls von dieser Auffassung auszu- 
gehen, denn sie verordnete, dass bei gemischten Eheschei- 
dungssachen jeder Teil „nach den Principiis seiner Religion“ 
abgeurteilt werden solle, „in Ansehung des catholischen Theiles 
aber, ob zwar die Ehe quoad effectus civiles seinetwegen gleich- 
falls aufhöret, doch die Erlaubnis, zu einer auderen Ehe zu 


Nr. 6 bei Leman, Provinzialrecht II, S. 432 fi.; Löwenberg, Juri- 
stische Wochenschrift I, 1835, S. 211. 258 £. 

!) In der Praxis scheint man allerdings, wenn auch nicht regelmässig, 
nach schlesischem Vorbild verfahren zu haben. Lehmann IV, 442. 

?) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, 8. 445. 

®) Lehmann IV, 451; Novum Corpus Constitutionum 
V 1, Sp. 465fl.; Leman, Einleitung, 8.89 ff.; Justizministe- 
rialblatt XVIII, 1856, S. 264. 
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schreiten, ihm bey seinen geistlichen Obern zu suchen und 
zu erhalten überlassen werden muss“!). Ein später an die 
westpreussische Regierung ergangenes Reskript vom 15. März 
1799 stellte sich jedoch ganz unzweideutig auf den der katho- 
lischen Auffassung entgegengesetzten Standpunkt und liess die 
dortige katholische Geistlichkeit, die gelegentlich der Kon- 
ferenzen über das westpreussische Provinzialgesetzbuch die 
Erlaubnis des kirchlichen Obern als gesetzlich verlangte con- 
ditio sine qua non für Eingehung einer neuen bürgerlichen 
Ehe beantragt hatte, dahin bescheiden, „dass es, um die Ehe 
eines von dem weltlichen Richter geschiedenen Katholiken 
für zulässig und gültig zu achten, zu deren anderweiten Ein- 
gehung keiner Dispensation der geistlichen Obern wesentlich 
bedürfe, vielmehr es bei den Dispositionen des Allgemeinen 
Landrechts $ 735, Tit. 1, Th. II?) hierüber, so wie bei 
dem $ 442 und 443 Tit. 2, Th. II... sein Bewenden be- 
halte“ °). 

Zur Wahrnehmung der landesherrlichen Rechte und Aus- 
übung der staatlichen Aufsichtsgewalt über das 
kirchliche Gerichtswesen bestellte die schon genannte Instruk- 
tion vom 21. September 1773 die westpreussische Regie- 
rung und schärfte ihr die Verhütung aller „Missbräuche und 


1) Instruktion für die westpreussische Regierung, Nr. 10, sub f, 
Novum Corpus Constitutionum V 2, Nr. 52, Sp. 2125 fi.; Leh- 
mann IV, 523; Leman, Einleitung, S. 120f. Justizmini- 
sterialblatt XVIIL 1856, S. 265; Vogt, Kirchen- und Eherecht 
der Katholiken und Evangelischen II, S. 1, Anm. 1. 

2) 8 735: „In wie fern ein geschiedener Ehegatte, nach den Grund- 
sätzen seiner Religion, von dieser erfolgten Trennung der vorigen Ehe 
zur Vollziehung einer andern Gebrauch machen könne und dürfe, bleibt 
seinem Gewissen überlassen.“ 

®) Stengel, Beiträge zur Kenntniss der Justizverfassung, Halle 
1799-1802, IX, S. 145 f.; Leman, Provinzialrecht II, S. 408; vgl. Vogt, 
Kirchen- und Eherecht II, S.1f., Anm. 1. Siehe auch den vorhergegangenen 
Bericht der Regierung bei Lem an, Provinzialrecht II, S. 405 fl.; Stengel, 
Beiträge IX, S. 132 fi. 
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Extensionen* der geistlichen Gerichtsbarkeit ein!). Dass diese 
Aufsichtsgewalt mit Entschiedenheit durchgeführt wurde, be- 
weist eine Beschwerde des Bischofs Rybinski von Kujavien 
vom 17. Februar 1787: Die Regierung mische sich in die An- 
gelegenheiten der geistlichen Jurisdiktion ein, nehme schlechte 
Priester gegen den Bischof in Schutz und unterwerfe die Ent- 
scheidung des bischöflichen Offizials einer staatlichen Ueber- 
prüfung ?). Zur Erleichterung der landesherrlichen Aufsicht 
und zur Sicherung der prozessualen Formen befahl ein Re- 
skript an die westpreussische Regierung vom 17. Juli 1800, 
das auch sonst für die Verfassung der geistlichen Gerichte 
ins einzelne gehende Vorschriften gab, bei sämtlichen kirch- 
lichen Tribunalen die Bestellung eines staatlicherseits zu be- 
stätigenden Justitiars?). 


2. Die Erwerbungen von 1793 und 1795. 


I. Die zweite und dritte Teilung Polens) in den 
Jahren 1793 und 1795 brachten wieder bedeutende Gebiete mit 


1) $ 5 der Instruktion. 

2) Ire,hım amnnavs6le f 

3») Leman, Provinzialrecht II, S. 432 fi.; den Bericht der westpreus- 
sischen Regierung vom 14. März 1800, der dazu Anlass gab, sieheebenda, 
S. 420 fi. Das auf diese Instruktion hin erlassene Zirkular der westpreussi- 
schen Regierung an die Bischöfe von Plock, Ermland, Kujavien-Pomerellen 
und Kulm vom 31. Oktober 1800 vgl. bei Jacobson, Geschichte 
der Quellen I, S. 317 fl. Vgl. Justizministerialblatt XVIIL 
1856, S. 266£.; Starke, Beiträge I, S. 363. Ueber die Stellung des 
Justitiars bei den geistlichen Gerichten siehe das Reskript vom 28. Januar 
1804 bei Jacobson, Geschichte der Quellen I, Nr. CXVIIL, S. 326; 
Granier IX, 676. 

a) Vgl. Löwenberg, Juristische Wochenschrift], 
1835, 8.138 fi.; Starke, Beiträge I, $$ 128—130, S. 345 fl.; Laspeyres, 
Geschichte und heutige Verfassung, S. 448 ff.; Justizministerial- 
blatt XVIII, 1856, S. 261 fl.; Eingabe des Erzbischofs Przyluski von 
Gnesen-Posen an das Kgl. Staatsministerium vom 22. April 1853, Erzb. 
Kab.-Reg. Köln XXIX, 2 (Abschrift); Kultusministerium 
KAV Nr. 6, vol. II (Abschrift). 


es re. ee 
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weit überwiegend katholischer Bevölkerung unter dem Namen 
Südpreussen, Neuostpreussen und Neuschlesien 
unter preussische Herrschaft. Auf preussischem Boden lagen 
nunmehr vier weitere Bischofsitze. Der gebieterischen Not- 
wendigkeit, die Ordnung und Eingliederung des katholischen 
Kirchenwesens der neu erworbenen Gebiete in das preussische 
Staatsgefüge vorzunehmen, konnte sich die Regierung nicht ent- 
ziehen. Unverzüglich nahm sie diese in Angriff !). 

Das Besitznahmepatent vom 25. März und das N oti- 
fikationspatent vom 8. Mai 1793 hatten die Beibehaltung 
der bisherigen geistlichen Gerichtsbarkeit zugesichert?). Der 
Vertrag von Grodno hatte „le libre exerceice de culte et de 
discipline dans l’etat actuel“ garantiert. 

Die nunmehr vollständig auf preussischem Boden liegen- 
den Diözesen Gnesen, Posen, Wrazlaweck und Plock blieben 
in ihrem Bestande unverändert?). Schwierigkeiten machten 
nur die in Preussen gelegenen Diözesananteile, deren Bischöfe 
auf russischem Boden residierten (Wilna, Luck, Samogitien, 
Radomysl und Brzesc). Der Petersburger Vertrag vom 
26. Januar 1797, Art. 13, hatte bestimmt: „Les Ecelesiastiques 
de tout ordre et de toute classe, qui possedent des droits 
territoriaux ou dioc6sains, hors de la Souverainete oü ıls sont 
domicilies, seront egalement soumis & la regle adoptee entre 
les trois Puissances, de ne pas souffrir de possession mixte 
d’aucun genre, de sorte que ces droits seront entierement 
devolus & la disposition de celle de ces Puissances, dans les 


!) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 451. 

2) Das Besitznahmepatent vom 25. (nicht 24.) März siehein Novum 
Corpus Constitutionum IX, Nr. 21, Sp. 1471 ff.; das Notifikations- 
patent, betreffend die Einrichtung des geistlichen und weltlichen Justiz- 
wesens der südpreussischen Provinzen ebenda, Nr. 35, Sp. 1561 ff.; 
vgl. auch die Einleitung der späteren Konstitution für Südpreussen 
(Leman, Provinzialgesetze II, S. 369 ff.), wo auf die genannten Er- 
lasse ausdrücklich verwiesen wird. 

®) Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 451. 
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Etats de laquelle ils se trouveront places“ !). Es war selbst- 
verständlich, dass Preussen mit dieser Vertragsbestimmung 
Ernst machte und den vorgenannten, der „Souveränität“ des 
Staates abträglichen Verhältnissen ein Ende zu machen suchte. 

Das Projekt einer neuen Diözesaneinteilung war 
schon 1796 in Angriff genommen worden. Eine interimistische 
Verschiebung der Jurisdiktionsverhältnisse glaubte das Aus- 
wärtige Amt sogar ohne den Papst vornehmen zu können und 
stellte an den preussischen Bischof von Plock das Ansinnen, 
vorläufig seine Jurisdiktion auch auf die in preussischem Ge- 
biete belegenen Diözesananteile von Wilna, Luck und Samo- 
gitien auszudehnen, was dieser natürlich ablehnte. Die Ver- 
handlungen mit Rom zogen sich in die Länge?). Infolgedessen 
war die Regierung genötigt, noch bis in das Jahr 1799 hinein 
die Jurisdiktionshandlungen der russischen Bischöfe auf preus- 
sischem Gebiete zu dulden. Erst im Anfang des genannten 
Jahres liefen die Erektions- und Konsekrationsbulle für War- 
schau?) ein und gegen Ende des Jahres die Erektionsbullen 
für die neugegründeten Bistümer Wigry (katholisch) und 
Suprasl (griechisch-uniert) samt den Konsekrationsbullen für 
ihre neuen Oberhirten, die dann im März und April des fol- 
genden Jahres ihr Amt antraten'). 


II. Neben der Neueinteilung der Diözesen war es vor 
allem die geistliche Gerichtsbarkeit, deren streng terri- 
torialistische Regelung die Regierung mit Eifer betrieb. 


!) F. Martens, Recueil des traites et conventions conclus par 
la Russie, St. Pötersbourg 1874 ss., IL, p. 299; Laspeyres, Ge- 
schichte und heutige Verfassung, S. 451, Anm. 13. 

2) Der Widerstreit der kirchenpolitischen Auffassungen, der die Stel- 
lungnahme Preussens und der Kurie in den langwierigen Verhandlungen 
bestimmt, ist gut dargestellt in dem schon oben erwähnten Buche von 
Westerburg, Preussen und Rom an der Wende des 18. Jahrhunderts. 

3) Gr an rer VII, 92. 105 nebst Anm. 2; Westerburg, 
Preussen und Rom, S. 77. 

4) Granier VIII, 168.169; Westerburg, Preussen und Rom, 
8. 77 fl. 
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Bisher war der Instanzenzug in den östlichen Pro- 
vinzen folgendermassen geregelt gewesen: Die erste Instanz 
bildete das Offizialat oder Konsistorium des betreffenden 
Bischofs!). Zweite Instanz war für die Suffraganbistümer 
Kulm, Kujavien-Pomerellen, Posen und Plock das Metropolitan- 
gericht zu Gnesen?). Während der Ermländer Bischof aus 
eigener Machtvollkommenheit auch die zweite Instanz ein- 
richtete, fungierte für die exemte Diözese Breslau und das 
erstinstanzliche Offizialat von Gnesen ein von dem Warschauer 
Nuntius auf Vorschlag der betreffenden Bischöfe ausgewähltes 
und päpstlicherseits bevollmächtigtes Prosynodalgericht®). Die 
dritte Instanz bildeten ebenfalls vom Papste bestätigte Pro- 
synodalrichter''). 


!) Westerburg, Preussen und Rom, 8. 53ff.; Friedberg, 
Gränzen, S. 283. 

?2) Lehmann VII, 279. 283. 313; Westerburg, Preussen und 
BRomses, 53f. 

®2) Lehmann VII, 127. 283. 288, 313; Westerburg, Preussen 
und Rom, 8. 53. 

°%) Lehmann VII, 127. 283. 288. 313; Westerburg, Preussen 
und Rom, S.53; Joseph Müller, Die bischöflichen Diözesanbehörden, 
insbesondere das bischöfliche Ordinariat, Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
herausgegeben von U. Stutz, 15. Heft, Stuttgart 1905, S. 88. 

Westerburg, 8. 53, Anm. 5 behauptet, in Ermland sei die zweite 
Instanz ebenfalls durch Prosynodalrichter verwaltet worden. Er glaubt 
dies damit beweisen zu können, dass „auch die zweite Instanz des Bistums 
Ermland in die Reform hinein gezogen wurde“; einen direkten Beleg konnte 
er nicht angeben. Seine an sich plausible Konstruktion stellt sich aber — 
vorausgesetzt, dass er unter Prosynodalrichtern Richter mit päpstlicher 
Delegation versteht — als unzutreffend heraus. In einem in den Akten 
des Kultusministeriums befindlichen Schreiben an den Minister des Innern 
erklärt nämlich der Ermländer Fürstbischof Joseph von Hohenzollern 
(16. August 1814), „dass die Bischöfe des Ermlands bisher immer noch die 
Richter zweiter Instanz authoritate propria bestallten. Dieses 
Vorrecht ist, wie mehrere Vorfälle darthun, vom römischen 
Hofestetsanerkannt worden; so approbirte Pius der sechste 
die ihm von meinem Vorgänger im Bisthum praesentierten judices tertiae 
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Mehrmals versuchte die Regierung, das straffe Gefüge 
dieser kirchlichen Gerichtsorganisation in territorialistischem 
Sinne umzumodeln und den Erzbischof von Gnesen zur eigen- 
mächtigen Einrichtung der höheren Instanzen — mit Ausschluss 
des päpstlichen Nuntius — zu veranlassen; doch scheiterten 
alle Versuche an den korrekten kirchenrechtlichen Auffassungen 
des Gnesener Prälaten?). 

Als dann die dritte Teilung Polens der Tätigkeit des 
Warschauer Nuntius ein Ende machte, wurde die Regelung 
des Instanzenzuges zum unabweisbaren Bedürfnis?); die Re- 
gierung begann daher noch im Jahre 1795 mit den vorberei- 
tenden Schritten zu ihrer Durchführung’). Die Mitwirkung 
des Papstes war „leider“ unerlässlich; wenigstens sollten die 
neuen Gerichtsbehörden in ihrer Tätigkeit seinem Einflusse 
möglichst entzogen werden). Man konnte aber wohl kaum 
erwarten, mit der Kurie allzu schnell ins Einvernehmen zu 
kommen, und, um die Ordnung der geistlichen Gerichtsbarkeit 
nicht zu lange warten zu lassen, vielleicht auch, um für die 
römischen Verhandlungen ein fait accompli zu schaffen, erliess 
man am 25. August 1796 die Konstitution für die Verfassung 
der geistlichen Gerichte Südpreussens, stellte aber darin zu- 
gleich auch Veränderungen des Instanzenzuges in Aussicht?). 

Im Jahre 1797 wurde die Reform des Instanzenzuges 
wieder mit aller Energie aufgenommen. Das Projekt wurde 
bis in die Einzelheiten ausgearbeitet‘) und auch die geplanten 


instantiae, ohne der Richter zweiter Instanzen noch besonders zu er- 
wähnen“. Kultusministerium, G IIV Nr. 8, vol. I. 

) Westerburg, Preussen und Rom, S. 54; Lehmann VII, 
280. 313; Granier VIII, 40. 

?2) Lehmann VII, 263. 313. Westerburg, Preussen und 


Rom, S. 55. 
3 
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neuen Diözesen schon mit berücksichtigt, die aber 1798 wieder 
ausgeschieden wurden!). Im März 1799 forderte man alle 
preussischen Bischöfe mit Ausnahme der neu ernannten auf, 
dem Könige Prosynodalrichter zur Genehmigung vorzuschlagen. 
Die Zuziehung des Papstes wurde in Aussicht gestellt?). Der 
Erzbischof von Gnesen sollte dem Könige ausserdem die Mit- 
glieder für das Metropolitangericht benennen’). Die von der 
Regierung gewünschten Listen für die Prosynodalrichter liefen 
bis zum August 1799 ein. Noch in demselben Jahre wurden 
die abschliessenden Vorschriften für die Organisation der 
zweiten Instanz erlassen‘). Die beiden Offizialate des 
Erzbistums Gnesen zu Gnesen und Lowiecz sollten erste Instanz 
für die ihnen unterstehenden Diözesananteile sein. Die zweite 
Instanz sollten sie durch Substitution bilden; für die vier 
Suffraganbistümer fungierten sie als Metropolitangericht. Für 
die exemten Bistümer Breslau und Ermland wurden die dort 
schon bestehenden Appellationsinstanzen bestätigt?). Die end- 


I) Westerburg, Preussen und Rom, S. 581. 

2) Granier VII, 831; Westerburg, Preussen und Rom, 
S. 58. 

®$) Granier VII, 81; Westerburg, Preussen und Rom, 
S. 59. Vgl. auch das Reskript an die Westpreussische Regierung vom 
2. August 1799 bei Jacobson, Geschichte der Quellen I, Anhang 
Nr. XCII, S. 298 f. 

4) Vgl. die beiden Reskripte des Justizdepartements und des Ka- 
binettsministeriums vom 15. Dezember 1799 bei C. L. Stengel, Beiträge 
zur Kenntnis der Justizverfassung XIV, S. 159 ff. Auch in diesen Schreiben 
versuchte die Regierung, die Bischöfe zur eigenmächtigen Einrichtung 
der dritten Instanz zu vermögen, und versprach nach Neubesetzung des 
römischen Stuhles die päpstliche Genehmigung nachzuholen. Stengel, 
Beiträge, a. a. O., S. 162. 164f.; Granier VIIL, 161. 163; Wester- 
burg, Preussen und Rom, S. 90. 

5) Westerburg, Preussen und Rom, 8. 91; Laspeyres, 
Geschichte und heutige Verfassung, S. 376f.; Mejer, Propaganda II, 
S. 350. Missverständlich ist es, wenn Franz Dittrich, Die Bemühun- 
gen des Kölner Erzbischofs von Spiegel um Wiederherstellung der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit in den rheinisch-westfälischen Bistümern, Fest- 
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gültige Regelung der dritten Instanz wurde erst 
gegen Ende des Jahres 1800 durchgeführt. Am 21. November 
konnte Uhden die Breven an die Bischöfe von G@nesen, Erm- 
land, Plock, Posen, Kujavien, Kulm und Warschau nach Berlin 
einsenden. Nur durch energische Vorstellungen hatte er es 
durchzusetzen vermocht, dass man ihre Gültigkeitsdauer von 
zwei zuerst auf drei und dann auf fünf Jahre erweiterte?). 


S 4. 
Der Beginn einer zusammenfassenden Gesetzgebung 
über die geistliche Gerichtsbarkeit. 


1. Das Allgemeine Landrecht und seine Stellung zur kirchlichen 
Gerichtsbarkeit. 


I. Die Regierung begnügte sich nicht mit einer bloss 
äusseren Ordnung des katholischen Kirchenwesens. Das am 
5. Februar 1794 mit Gesetzeskraft vom 1. Juni 1794 publizierte 


schrift der Görresgesellschaft für Georg von Hertling, Kempten und 
München 1913, S. 565 schreibt, die königliche Verordnung vom 25. August 
1796 sei später in Bezug auf den Instanzenzug der exemten Bistümer 
abgeändert worden. Die südpreussische Konstitution hat über den In- 
stanzenzug gar nichts bestimmt, dies vielmehr ausdrücklich einer späteren 
Regelung vorbehalten. Der von Dittrich als Quelle angeführte Brief 
des Ermländer Bischofs Joseph von Hohenzollern an Spiegel vom 7. (nicht, 
wie Dittrich angibt, 3.) November 1826 (Original des Schreibens Erz- 
bischöfl. Kab.-Reg. Köln XXIX |], vol. I, Bl. 220/21) beruft 
sich nicht auf die Verordnung vom 25. August 1796, sondern nur im all- 
gemeinen auf „vor (ungefähr) 30 Jahren erlassene Allerhöchste Ver- 
fügungen“, womit sicher die in den Jahren 1797/98 wieder anhebenden Re- 
gierungsmassnahmen betreffend die Ordnung des Instanzenzugs gemeint 
sind. Vgl. oben S. 120£. 

l) Westerburg, Preussen und Rom, 8. 120f.; Granier 
VII, 268; Jacobson, Geschichte der Quellen I, Anhang Nr. XCIV, 
S. 299. Später erreichte Humboldt die Erweiterung der päpstlichen Dele- 
gation für die Posenschen Prosynodalrichter auf zehn Jahre. Granier 


VII, S. 371. 
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Allgemeine Landrecht für die preussischen Staaten!) 
stellt den ersten Versuch dar, in grosszügiger Weise, nicht 
mehr für einzelne Provinzen, sondern für das gesamte Gebiet 
der preussischen Monarchie das Verhältnis des Staates zur 
Kirche gesetzgeberisch festzulegen. 

Für die kirchliche Gerichtsbarkeit bedeutet das Allgemeine 
Landrecht keinen nennenswerten Fortschritt. Eingehende 
Bestimmungen über das geistliche Gerichtswesen werden 
nicht getroffen, die einschlägigen Normen wiederholen im 
wesentlichen nur das, was schon lange zu den Traditionen 
preussischer, vor allem friderizianischer Kirchenpolitik gehört 
hatte. 

Das Allgemeine Landrecht ist eine eigenartige Mischung 
des „aus Gewissensfreiheit und Territorialismus zusammen- 
gesetzten Staatskirchenrechts Friedrichs des Grossen“ mit all 
seinen Licht- und Schattenseiten?). 

Die „innere Religion“ des einzelnen sollte ausser- 


1) Vgl. Paul Hinschius, Das preussische Kirchenrecht im 
Gebiete des Allgemeinen Landrechts, Abdruck von Teil II, Tit. 11 aus der 
8. Auflage von C. F. Kochs Kommentar zum Allgemeinen Landrecht, 
Berlin und Leipzig 1884; L. v. Rönne, Ergänzungen und Erläuterungen 
des Allgemeinen Landrechts für die preussischen Staaten’, Berlin 1885—88, 
IV, S, 88 fl.; Starke, Beiträge zur Kenntnis der bestehenden Gerichts- 
verfassung I, S. 345 fl.; Friedberg, Gränzen, S. 284 fl.;, Mejer, 
Römisch-deutsche Frage I, S. 414 fi.; F. Heinrich Gefiken, Staat 
und Kirche, Berlin 1875, S. 386 fi.; Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts 
und der Kirchenpolitik I, S. 191f.; Bornhak, Preussische Staats- 
und Rechtsgeschichte, S. 273 f.; Laspeyres, Geschichte und heutige 
Verfassung, S. 457 fl.; Vogt, Kirchen- und Eherecht der Katholiken 
und Evangelischen I, S. 48ffl.;, Richter, Beiträge zum Preussischen 
Kirchenrecht, Leipzig 1865, S. 12f.; Maurenbrecher, Preussische 
Kirchenpolitik, S. 44 fi.; Hegemann, Friedrich der Grosse und die katho- 
lische Kirche in den reichsrechtlichen Territorien Preussens, S. 14 ff.; 
Eichmann, Recursus ab abusu, 8.275 f.; Kissling, Geschichte des 
Kulturkampfs I, 8. 136 fl.; Westerburg, Preussen und Rom, 8. 4 ft. 

2) Zorn, Kirchenrecht, S. 177. 
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halb der Sphäre der höchsten Staatsgewalt liegen und darum 
hier weitestgehende Toleranz herrschen !). 

Die Kirchengesellschaften als solche stehen be- 
züglich ihrer Lehren unter der Kontrolle des Staates’). 
Dem mit dem Dogma der katholischen Kirche wesentlich zu- 
sammenhängenden hierarchischen Verband wurde das 
neue Gesetzbuch — und zwar absichtlich — in keiner Weise 
gerecht. „Die unitatem ecclesiae® — so charakterisierte der 
Schöpfer des Allgemeinen Landrechts selbst bei der Revision 
der Monita die Tendenz dieser Gesetzgebung —, „die von den 
Katholiken salvirt wird, kann man höchstens nur in An- 
sehung des Lehrbegriffes oder im theologischen, aber 
nicht im politischen und rechtlichen Verstande 
gelten lassen, wenn man nicht die ganze Hierarchie mit allen 
ihren der Vernunft und dem Wohle des Staates so nachteiligen 
Folgen autorisiren will“ ?). 

Demnach erkannte das in dem neuen Gesetzbuche vor- 
herrschende Kollegialsystem zwar eine preussische katholische 
Kirche mit inländischen Obern an, aber (im Rechtssinn) keinen 
über die Landesgrenzen hinausgehenden Kirchenverband und 
keinen ausländischen Kirchenobern ®). 

Das Allgemeine Landrecht operiert den Katholiken gegen- 
über nicht mehr mit der Theorie der landesherrlichen Summ- 
episkopalgewalt. Dafür wird aber an dem friderizianischen 


1) ALR. Tit. 11, Teil I, $ 1 fl. — $ 1: „Die Begriffe der Einwohner 
des Staats von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere 
Gottesdienst, können kein Gegenstand von Zwangsgesetzen sein.“ $ 2: 
„Jedem Einwohner im Staate muss eine vollkommene Glaubens- und 
Gewissensfreiheit gestattet werden.“ 

?) ALR. Tit. 11, Teil I, $ 32: „Die Privat- und öffentliche Religions- 
übung einer jeden Kirchengesellschaft ist der Oberaufsicht des Staats 
unterworfen.“ 

®) Zitiert bei v. Rönne, Ergänzungen und Erläuterungen? IV, 
S. 91 nach v. Kamptz, Jahrbücher, Heft 115, 8. 73. 

*) v. Rönne, Ergänzungen und Erläuterungen? IV, S. 88. 
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Prinzip, dass der König die Quelle alles Rechtes 
im Staate sei, unerschütterlich festgehalten. Die Kirche be- 
steht demnach „rechtlich“ nur kraft der Konzession des Staates, 
welcher nach $ 17 den von ihm aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften die Rechte privilegierter Korporationen verleiht!). 
Von diesem Standpunkte aus ist es klar, dass jede nur irgend- 
wie nach aussen gerichtete Tätigkeit der Kirche, somit auch 
ihre geistliche Gerichtsbarkeit, ihr nicht als eigen zugestanden 
wird, sondern nur als Mandatarin des Staates?). 

Den Geistlichen wird zwar ein privilegierter Ge- 
richtsstand zuerkannt’). Der Staat behält sich aber die 
Bestimmung vor, wie weit er das privilegium fori zugestehen 
will®). 

Im II. Teil 11. Titel wird ein territoralistisches, durch 
kollegialistische Ideen gemildertes System staatlicher Allgewalt 
über die Kirchen aufgestellt’), das auch die kirchliche Ge- 
richtsbarkeit stark beeinträchtigt. So wurde bestimmt, dass 
auswärtige kirchliche Obern „in Kirchensachen irgend einige 
Gewalt, Direktion oder Gerichtsbarkeit ... ohne ausdrückliche 
Einwilligung des Staates nicht ausüben“ dürfen‘); auch kann 


1) Teil IL, Tit. 11, $17: „Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen 
Kirchengesellschaften haben die Rechte privilegirter Corporationen.“ — 
Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche, S. 14. 
Vgl. auch Adolf Frantz, Preussen und die katholische Kirche zu 
Anfang dieses Jahrhunderts, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht I, 1892, 
Ss. 19 ff. 

2) Friedberg, Gränzen, S. 286; Laspeyres, Geschichte und 
heutige Verfassung, S. 457 fl.; Eichmann, Recursus ab abusu, S. 286. 

EDeten11,2117.011,=8.97. 

4) Teil II, Tit. 11, $128: „In weltlichen Angelegenheiten der Geist- 
lichen kann sich der Bischof nur in so weit einer Gerichtsbarkeit und eines 
Erkenntnisses anmassen, als ihm das Recht dazu vom Staate ausdrücklich 
verliehen worden.“ 

5) Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche, 
S. 14; Kissling, Kulturkampf I, S. 137; Westerburg, Preussen 
und Rom, S. fi. 

6) Teil II, Tit. 11, $$ 135. 136; vgl. auch $$ 117 u. 118. 
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„kein Untertan des Staates, geistlichen oder weltlichen Stan- 
des ... unter irgend einem Vorwande zu der Gerichtsbarkeit 
auswärtiger geistlicher Oberen gezogen werden“ }). 


II. Die Kirchenzucht wurde den Bischöfen zugestan- 
den?); selbstverständlich auch die Disziplinargewalt über 
den ihnen unterstellten Klerus°), jedoch mit der Beschrän- 
kung, dass als Strafen nur geistliche Bussübungen, Geldstrafen 
bis zu zwanzig Talern und Gefängnis bis zu vier Wochen ver- 
hängt werden dürften®). Bei groben Exzessen eines Pfarrers 
sollte der Bischof vorläufig die Suspension und dann nach 
Befinden die Amtsentlassung aussprechen können°). Wenn der 
Delinquent sich aber bei dieser Strafe nicht beruhigen wollte, 
so konnte er innerhalb vier Wochen auf förmliche gerichtliche 
Entscheidung antragen, welche vor dem geistlichen Gerichte 
zu erfolgen hatte®). 


III. Auch auf dem Gebiete des Eherechts stellte sich 
das Allgemeine Landrecht in offenen Gegensatz zu den An- 


1) Teil II, Tit. 11, $137. Ganz im Sinne der traditionellen preussischen 
Kirchenpolitik bestimmte $ 138: „Ist dergleichen auswärtigen Obern eine 
Direktion der Gerichtsbarkeit innerhalb der Grenzen des Staats zu- 
gestanden, so müssen sie zu deren Verwaltung einen vom Staate genehmigten 
Vicarius innerhalb Landes bestellen.“ $ 139: „Ein solcher Vicarius muss 
nicht nur selbst die den inländischen Bischöfen vorgeschriebenen Grenzen 
genau beobachten, sondern auch nicht gestatten, dass diese Grenzen von 
seinen auswärtigen Obern überschritten werden.“ $ 140: „Vielmehr muss 
er, wenn etwas dergleichen, so er nicht hintertreiben kann, unternommen 
wird, dem Staate davon in Zeiten getreue Anzeige machen.“ 

2) Teil I, Tit. 11, $ 124: „Die Rechte der Kirchenzucht gebühren 
nur dem Bischofe.“ 

®) Teil II, Tit. 11, $ 121: „Dem Bischof gebührt die Aufsicht über 
die Amtsführung, Lehre und Wandel der seiner Diöces unterworfenen 
Geistlichen.“ 

4) Teil II, Tit. 11, $ 125. — $ 127: „Langwieriges Gefängniss ($ 125) 
und andere körperlichen Strafen ist weder der Bischof, noch ein geistliches 
Gericht zu verhängen berechtigt.“ 

S)eLeil-1l, 'Tie.,1r 3. 1262108. 532; 

°) Teil II, Tit, 11, $ 532. 
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schauungen der katholischen Kirche, indem es ein staatliches, 
ohne Unterschied der Konfessionen gültiges Eherecht schuf), 
eigene staatliche Ehehindernisse aufstellte?), von kanonischen 
Ehehindernissen durch den Staat dispensieren liess?) und auch 
für rein katholische Ehestreitigkeiten die Ausschliesslich- 
keit der kirchlichen Gerichtsbarkeit beseitigte. 


2. Die Konstitution wegen der Verfassung der geistlichen 
Gerichte in Südpreussen vom 25. August 1796. 


I. Die umfangreichste und relativ vollendetste gesetz- 
geberische Regelung des geistlichen Gerichtswesens brachte 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts die Konstitution für die 
geistlichen Gerichte in Südpreussen vom 25. August 1796), 
die durch Patent vom 23. April 1797 auf Neuostpreussen’?) 
und laut Reskript des Justizdepartements an die Regierung 
zu Marienwerder vom 17. Juli 1800 auch auf Westpreussen®) 


Dres ITS Tit2). 

Beraleı Lil, S 51,53 30, 8795 11. 

®) Teil II, Tit. 1, $ 8. 9. 10. 11. 12; Anhang, $ 63, 
*CarlLudwigHeinr.Rabe, Sammlung preussischer Gesetze 
und Verordnungen, Halle und Berlin 1816 f£., XIIL, S. 311 ff; Leman, 
Provinzialrecht der Provinz Westpreussen II, S. 369 f.; Lehmann 
VL, 360; vg. Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 140 fi. 
Da die südpreussische Konstitution für die fernere Geschichte der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit von grosser Bedeutung ist und bei den später zu 
schildernden Verhandlungen zwischen Regierung und Episkopat fortwährend 
auf sie zurückgegriffen werden wird, bringen wir sieim Anhang zum Abdruck, 
und zwar nach einem in den Akten des Kultusministeriums G II V Nr. 8, 
vol. II befindlichen, in Posen ohne Jahresangabe erschienenen Sonder- 
abdrucke. 

5) Novum Corpus Constitutionum X, Nr. 32, Sp. 1095 fi.; 
Lehmann VI, 429. Ein Ministerialerlass vom 26. April 1797 (Leh- 
mann VII, 432, $ 22) schärfte eine genaue Aufsicht über das Geschäfts- 
gebaren der geistlichen Gerichte ein. 

6) Amelang, Neues Archiv I, S. 293 ff.; Leman, Provinzial- 
recht der Provinz Westpreussen II, S. 432; Justizministerial- 
blatt XVII, 1856, S. 266f. Eine nach den einzelnen Paragraphen 
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— hier allerdings mit einigen Beschränkungen — ausgedehnt 
wurde. 

II. Die Bestimmungen dersüdpreussischen Kon- 
stitution stellen den Niederschlag der Erfahrungen dar, 
welche die preussische Kirchenpolitik, vorab in den östlichen 
Provinzen, im Laufe der Zeit gemacht hatte. 

Objekt und Umfang der geistlichen Gerichtsbarkeit im 
allgemeinen ($ 1), speziell in Bezug auf Testaments- und 
Nachlassregulierung der Geistlichen ($$ 2—3), Sponsalien- und 
Ehesachen ($ #), Kirchen- und Klosterzucht ($S$ 5—6), die 
für das geistliche Gerichtswesen geltenden Gesetze ($ 7), die 
Form des prozessualen ‚Verfahrens ($ 8), die innere Organi- 
sation ($ 9) und der Instanzenzug der geistlichen Gerichts- 
behörden ($ 10), ebenso wie die den landesherrlichen Ober- 
behörden zukommende Öberaufsicht ($ 11) werden darin ge- 
setzlich geregelt. 

Als wichtigste Bestimmungen seien folgende heraus- 
gehoben: 

A. Gegenstand und Umfang der geistlichen 
Gerichtsbarkeit: 

a) Das geistliche Forum wird auf die causae vere 
ecclesiasticae beschränkt. Jede Gerichtsbarkeit in 
civilibus, wozu auch Patronats- und Zehntprozesse gehören, 
ist ihm benommen; ebenso jede Kriminalgerichtsbarkeit. 
Ein forum privilegiatum für weltliche Rechtssachen geistlicher 
Personen gibt es nicht ($ 1), auch nicht in Testaments- und 
Nachlasssachen ($$ 2—3). 

b) Ehe- und Verlöbnisprozesse gehören nur dann 
vor die geistlichen Gerichte, wenn beide Teile katholisch sind, 


der südpreussischen Konstitution entworfene Geschäftsanweisung für die 
westpreussischen Gerichte sandte die Regierung zu Marienwerder am 
31. Oktober 1800 an die Bischöfe von Plock, Ermland, Kujavien-Pomerellen 
und Kulm. Jacobson, Geschichte der Quellen I, Anhang, Nr. CXII, 
8.317 f. Vgl. Justizministerialblatt XVIII 1856, S. 267. 
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ın allen anderen Fällen vor das staatliche Forum. Das geist- 
liche Gericht hat in Matrimonialprozessen nur die Fragen zu 
entscheiden, die das eheliche Band, die Fortsetzung oder Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinschaft betreffen. Andere Fragen 
gehören vor die staatlichen Gerichte ($ 4). 

c) Die Disziplinargerichtsbarkeit der bischöf- 
lichen Tribunale wird anerkannt. 

Grobe Amtsvergehen von Geistlichen können, wie 
auch schon im Allgemeinen Landrecht Teil II, Titel 11, S$ 532 ff. 
vorgesehen war, mit Suspension oder Absetzung geahndet 
werden. Charakterisiert sich das Amtsvergehen zugleich als 
Uebertretung eines staatlichen Gesetzes, so ist die Untersuchung 
und das Urteil der weltlichen Gerichte abzuwarten (8 5). Der 
Strafrahmen für geringere Vergehen bleibt derselbe 
wie nach dem Allgemeinen Landrecht Teil II, Titel 11, $$ 103. 
125. 126. 127. 

d) Die Ordensobern haben das Recht der Kloster- 
zucht, das aber niemals in Verhängung eigentlicher Kriminal- 
strafen ausarten darf. Versagen die klösterlichen Strafmittel, 
so ist der staatliche Arm anzurufen. Strafversetzungen in 
fremde Klöster unterliegen staatlicher Genehmigung ($ 6). 


B. Gesetze und Verfahrungsart: 


a) Materielle Grundlage und Norm der Entschei- 
dung ist das kanonische Recht. 


b) Dasselbe gilt für die formelle Prozessleitung. Nur 
in Verlöbnis- und Eheprozessen, ebenso wie bei Untersuchungen 
grober Amtsvergehen ist die staatliche Prozessordnung zu be- 
obachten ($$ 7—8))). 


1) Es war Sache des geistlichen Gerichts, neben der Beobachtung 
der allgemeinen Prozessordnung auch den wesentlichen Vorschriften des 
kanonischen Rechts möglichst gerecht zu werden. Das im kanonischen 
Eheprozess vorgesehene Amt eines Defensor matrimonii war der allge- 
meinen Prozessordnung in dieser Art natürlich fremd, begegnete aber 

Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I: ) 


130 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I, 


C. Innere Einrichtung und Instanzenzug: 


a) Die bisherige Organisation bleibt bestehen. Jedoch 
ist bei jedem Gerichte ein für den staatlichen Justizdienst ge- 
prüfter Justitiar als Instruktionsrichter anzustellen ($ 9). 


b) Für den Instanzenzug werden weitere Bestimmungen 
betreffend Ausschluss ausserpreussischer Gerichte vorbehalten 
($ 10). 

D. Staatliche Aufsicht: 


Aufsichtsbehörden sind die zuständigen Regierungen 
mit dem Recht der Visitation. Bei ihnen sind die Beschwerden 
über Urteile geistlicher. Gerichte anzubringen. Die Prüfung 
der kirchlichen Erkenntnisse hat sich aber auf die formelle 
Seite des Prozesses zu beschränken. Bei erheblichen Mängeln 
in materialibus ist an das Justizministerium zu berichten 
($ 11). 

Eine Bestimmung der südpreussischen Konstitution 
verdient besondere Beachtung. In staatlichem Interesse 
von grösster Bedeutung war die in $ 9 von jedem geistlichen 
Konsistorium geforderte und auch später wiederholt einge- 
schärfte Anstellung eines für den Justizdienst geprüften welt- 
lichen Justitiars?). 

Nach dem Reskript vom 17. Juli 1800 an die westpreus- 


staatlicherseits keinen Schwierigkeiten. Vgl. Löwenberg, Juristische 
Wochenschrift I, 1835, S. 145 f. 

1) Konstitution für die geistlichen Gerichte in Südpreussen, Nr. 9; 
Reskript an die Westpreussische Regierung vom 17. Juli 1800 bei Le- 
man, Provinzialrecht II, S. 432 fi. ; Zirkular der Westpreussischen Regierung 
vom 31. Oktober 1800 an die Bischöfe von Plock, Ermland, Kujavien- 
Pomerellen, Kulm bei Jacobson, Geschichte der Quellen I, S. 317 ft. 
Da die südpreussische Konstitution die Stellung und die Obliegenheiten 
des Justitiars nicht genau bestimmt hatte, erging am 28. Januar 1804 
ein Zirkularreskript des Hoheits-, Südpreussischen, Justiz- und Neuost- 
preussischen Departements an die südpreussischen und neuostpreussischen 
Regierungen mit eingehenden Dienstvorschriften für den Justitiar. 
Granier IX, 676. 
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sische Regierung bestand der Zweck dieser Einrichtung darin, 
dass „Ilegalitäten in der Instruktion verhütet werden“. Die 
südpreussische Konstitution und spätere ergänzende Verfügungen 
verlangten bei der formellen Behandlung der Ehe- und Ver- 
löbnisklagen die Beobachtung der allgemeinen Prozessordnung. 
Im übrigen sollte quoad materialia judicii das kanonische 
Recht die Richtschnur für die geistlichen Tribunale bilden. 
Wandten sie es aber auf eine Art an, „welche der Wohlfahrt 
des Staates und den auf diese berechneten Grundsätzen des 
Allgem. Landrechts widerspricht“, so konnte „existente casu 
durch die weltliche Macht Annullirung solcher Sentenzen und 
Verfügungen der geistlichen Gerichte erfolgen“ !). Dement- 
sprechend gestaltete sich nach Absicht der Regierung denn 
auch die Tätigkeit des von ihr verlangten Justitiars. In erster 
Linie sollte er juristischer Berater und Instruktions- 
richter sein, 

Ohne bei der Urteilsfällung offiziell mitzuwirken, sollte 
der Justitiar die genaue Beobachtung der kanonischen, vor 
allem aber der durch die Staatsgesetze verlangten prozessualen 
Formalitäten veranlassen. Hand in Hand mit der beratenden 
Tätigkeit ging eine weitgehende Kontrollbefugnis, 
Er hatte darüber zu wachen, dass das kirchliche Forum sich 
innerhalb des ihm vom Staate belassenen Kompetenzrahmens 
hielt. Auf Verlangen waren die geistlichen Gerichte verpflichtet, 
ihm alle Prozessakten zur Einsicht vorzulegen. 

Diese Aufsichtsbefugnis wurde ergänzt durch die dem 
Justitiar staatlicherseits auferlegte Anzeigepflicht bei 
etwaigen Verstössen. Das schon öfter genannte Reskript vom 
17. Juli 1800 befahl der westpreussischen Regierung, „die Ein- 
leitung zu treffen, dass Ihr durch den Justitiarium die Illegalı- 
täten der Sentenzen zur Remedur und Annullirung in jedem 
Falle unfehlbar erfahret“. Nimmt man hinzu, dass die geist- 
lichen Gerichte auch noch verpflichtet wurden, jährliche bezw. 


1) Reskript vom 17. Juli 1800, Nr. 12. 
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halbjährliche Listen über die bei ihnen verhandelten Unter- 
suchungen und Prozesse an das zuständige Oberlandesgericht 
einzureichen), so wird man zugestehen müssen, dass der Ring 
staatlicher „Blockade“ eng genug geschlossen war. 

Alles in allem genommen ist gerade das Institut des 
Justitiars geeignet, die Liberalität, mit der die preussische 
Regierung in der südpreussischen Konstitution den Kompetenz- 
kreis der geistlichen Gerichtsbarkeit regelte, in die richtige 
Beleuchtung zu rücken. Einer Gerichtsbarkeit, die in ihrem 
ganzen Geschäftsgebaren einer so ins einzelne gehenden, im 
Sinne des Staatsinteresses wirkenden Beratung und Beauf- 
sichtigung unterworfen war, konnte man unbesorgt die Zügel 
etwas locker lassen. Die Furcht vor der Anzeige jedes Ver- 
stosses und der dann folgenden Rektifizierung durch die Ober- 
aufsichtsbehörde bezw. (im Rekursfalle) das Justizdepartement 
genügte, um die kirchliche Rechtsprechung von Ueberschreitung 
ihrer Zuständigkeit oder rechtswidriger Prozedur abzuhalten. 


III. Die Kompetenzbestimmungen in Ehesachen 
wurden später noch abgeändert durch das Edıkt vom 
10. August 1799 an die südpreussische Regierung ?), welches 
die staatlichen Gerichte als forum prorogatum in Ehesachen 
auch für Katholiken gestattete; ein weiteres Justizministerial- 
edikt an die Regierung zu Warschau vom 18. Oktober 17993) 
dehnte die vorgenannte Bestimmung noch dahin aus, „dass 
auch die von einem zurückgelassenen katholischen Ehegatten 


1) Vgl. Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 147. 

®) Stengel, Beiträge IX, S. 365 f.; Rabe, Sammlung V, S. 524 f. 
Die Kabinettsordre vom 25. Februar 1833 (Gesetzsammlung 1833, 
S. 24) hat die freiwillige Prorogation des Gerichtsstandes in Ehesachen 
ohne Ausnahme verboten; dementsprechend wurden die Gerichte des 
Grossherzogtums Posen durch die Ministerialreskripte vom 31. Juli und 
17. Oktober 1835 angewiesen, dass die bisherige Praxis nicht mehr zulässig 
sei. Starke, Beiträge I, S. 349; Löwenberg, Juristische Wochen- 
schrift I, 1835, 8. 423 £. 

®) Stengel, Beiträge IX, S. 367f.; Rabe, Sammlung V, S$. 585 f. 
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gegen den andern ob malitiosam desertionem anzustellende 
Ehescheidungsklage bei den Regierungen angebracht und von 
denselben angenommen werden“ könne. 

Auch der territoriale Geltungsbereich der Kon- 
stitution reduzierte sich durch den Verlust des überwiegenden 
Teils der in den Jahren 1793 und 1795 gemachten Neu- 


erwerbungen. 


IV. Trotzdem blieb die südpreussische Konstitution für 
die Gestaltung der kirchlichen Gerichtsbarkeit im Osten von 
massgebender Bedeutung. Sie bezeichnet hierin einen Höhe- 
punkt und im wesentlichen auch einen Abschluss. In den bei 
Preussen verbleibenden oder später wieder mit ihm vereinigten 
Gebieten ihres früheren Geltungsbereichs beruhte auf ihr und 
den früher erwähnten Friedensschlüssen und provinziellen 
Verordnungen die staatsrechtliche Stellung des geistlichen Ge- 
richtswesens bis in die Hälfte des 19. Jahrhunderts. 

Als man im ersten Jahrzehnt des genannten Jahr- 
hunderts damit begann, im Westen der Monarchie die infolge 
der französischen Fremdherrschaft und Säkularisation stark 
geschädigte, für den staatlichen Rechtsbereich fast vollständig 
aufgehobene geistliche Gerichtsbarkeit in den Reorganisations- 
plan des gesamten Kirchenwesens miteinzubeziehen, da war 
die südpreussische Konstitution von 1796 für die preussischen 
Staatsmänner und die rheinisch-westfälischen Bischöfe der Typ, 
nach welchem diese ihre Forderungen und jene ihre Kon- 
zessionen formulierten, ein Beweis dafür, dass selbst auf diesem 
heiklen Gebiete eine Mittellinie möglich ist, auf der beide Ge- 
walten, wenn auch nicht im Prinzip, so doch in praxi sich 
zusammenfinden können. 


85, 
Die Entwicklung in den westlichen Provinzen. 


I. In den westlichen Provinzen verlief die Regierungszeit 
Friedrichs des Grossen und seines Nachfolgers ohne tief- 
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greifende Aenderungen für die Verfassung des geist- 
lichen Gerichtswesens. Das letztere verblieb im wesentlichen 
auf der Rechtsgrundlage, welche ihm schon in vorfrideriziani- 
scher Zeit durch die beim Erwerb der einzelnen Gebiete ge- 
schlossenen Verträge gegeben worden war. 


II. In den klevischen Ländern hielt Preussen noch 
bis in die letzten Jahre des 18. Jahrhunderts an der traditio- 
nellen Ablehnung der Kölner Gerichtsbarkeit fest). 
Als z.B. der Kölner Kurfürst im Jahre 1787 dem Könige die 
Emser Beschlüsse mitteilen liess?) und um seine „Beistimmung 
in Ansehung der klevischen Katholiken“ ersuchte ?), wurden 
alle Ansprüche auf ein jus dioecesanum zurückgewiesen). 


III. Bemerkenswerte Konflikte, ın deren Verlauf es 
auch zu einer Umänderung des vertragsmässigen Rechts- 
zustandes kam, gab es in Geldern). 


1) Vgl. den Bericht der klevisch-märkischen Regierung an das geist- 
liche Departement vom 23. Oktober 1799, Granier VIII, 147. 

2) Lehmann VI, 104. 109. 

3) Lehmann VIJ, 118. 

*%) Lehmann VI, 116. 117. — Gegen die Jurisdiktion der Kölner 
Nuntiatur hatte der König nichts einzuwenden, behandelte vielmehr den 
Nuntius Pacca bei der Zusammenkunft in Wesel 1788 mit besonderer 
Auszeichnung. Vgl. Paccas Bericht vom 15. Juni 1788 an den Kardinal- 
staatssekretär Buoncompagni bei Hiltebrandt, Anfänge des direkten 
diplomatischen Verkehrs, a. a. O., Beilage 6, S.384 ff.; Pacca, Memorie 
storiche della nunziatura di Colonia, Roma 1832, p. 87segu.;MaxImmich, 
Preussens Vermittlung im Nuntiaturstreit (1787—1789), Forschungen zur 
brandenburgisch-preussischen Geschichte VIII, 1895, S. 143 fl. 

Als das linksrheinische Kleve unter französische Herrschaft ge- 
langt und das Xantener Kapitel aufgehoben war, übertrug ein Reskript 
des auswärtigen und des geistlichen Departements der Regierung zu 
Emmerich (4. November 1802, Granier VIII, 489) die Gerichtsbarkeit 
in den bisher von dem Xantener Offizialat erledigten geistlichen Sachen 
„unter verfassungsmässiger Mitwirkung unserer Landes- und anderen Ge- 
richte in Sponsalien- und Ehesachen der nicht exemten Katholiken“. 

5) Vgl. Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische 
Kirche in den reichsrechtlichen Territorien, S. 104 ft. 
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Am 12. August 1791?) beschwerte sich der Bischof von 
Roermonde, Marquis Hoensbroeck, in einem höchst energi- 
schen Schreiben an die preussische Regierung über „allerlei 
Attentata und Eingriffe“ des geldrischen Justizkollegiums und 
berief sich auf seine durch den Utrechter Friedensschluss?) 
und den Venloschen Traktat°) gewährleisteten bischöf- 
lichen Jurisdiktionsrechte *). Ein daraufhin von dem Auswär- 
tigen Amt an das geistliche Departement erlassenes Schreiben?) 
erkannte an, dass der Bischof mit seinen Beschwerden nicht 
ganz unrecht habe. Es stehe fest, „dass der Utrechter, 
zwischen Kaiser Karl VI. und König Friedrich Wilhelm von 
Preussen geschlossene Cessionstractat Art. 4, 5, 6 dem Bischofe 
zu Ruremonde die geistliche Gerichtsbarkeit ... ausdrücklich 
sichert“. Das Edikt vom 4. März 1782 gebe daher dem Bi- 
schof gegründeten Anlass zu Beschwerden, da die Klöster 
seiner Aufsicht entzogen seien und diese den Landdechanten 
beigelegt werde. Ebenso schienen durch die übrigen Neu- 
ordnungen des geldernschen Kirchenwesens von 1782—1783 ®) 
und in den folgenden Jahren die bischöflichen Gerechtsame 
in etwa angegriffen worden zu sein. Dem geistlichen Departe- 
ment wurde daher nahegelegt, zu überlegen, „wie man den 
Bischof beruhigen, wie man das, was geschehen, mildern oder 
auf eine gute Art zurücknehmen könne“ ?). 


!) Andere Beschwerden waren schon am 21. April, 28. Mai und 
4. August 1789 vorhergegangen. Vgl. den Eingang des Schreibens vom 
12. August 1791; Lehmann VI, 453. 

2) Vgl. Lehmann], 410. 

®) Abgeschlossen am 7. September 1543 zwischen Karl V. und Herzog 
Wilhelm von Kleve. Vgl. Lehmann VI], S. 529, Anm. 2; Kurtzer 
und wahrhaffter Bericht, S.5; Gründtlicher Bericht 
vber das Kirchen- vnd religions-Wesen in den Fürstenthumben Gülich/ 
Cleve/ vnd Berg, 8. 2. 

#) Bestendige Widerlegung, S. 3. Vgl. Lehmann VI, 453. 

5) Lehmann VI, 455. 

6) Vgl. Lehmann V, 609. 614. 

”, Lehmann VI, 455. 
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Nach diesem sehr entgegenkommenden Schreiben wäre 
ein Einlenken der Regierung auf dem betretenen Wege zu 
erwarten gewesen. Aber es kam anders. Inzwischen war ein 
ausführlicher Bericht des geldernschen Justizkollegiums vom 
20. Oktober 1791 eingelaufen, der die Sache in ganz anderem 
Lichte erscheinen liess). Die auf Grund dieses Berichtes an 
den Bischof erlassene Ministerialresolution vom 29. November 
desselben Jahres wies die Beschwerden samt und sonders als 
unbegründet zurück ?). 

Die Ausführungen des ministeriellen Schreibens sind für 
unseren Zweck so aufschlussreich, dass sıch ein kurzes Ein- 
gehen auf diese lohnt. 

Die Beschwerden Hoensbroecks hatten sich vor 
allem auf drei Punkte erstreckt. Zunächst auf den Plan, für die 
Priesteramtskandidaten des preussischen Anteils eine theologi- 
sche Lehranstalt in Geldern zu errichten. Zweitens auf die 
geplante Einrichtung einer eigenen Inspektions- und Examina- 
tionskommission wie auch eines eigenen nur mit preussischen 
Staatsangehörigen besetzten Offizialats, durch welches aus- 
schliesslich die Ausübung der bischöflichen Jurisdiktionsrechte 
auf preussischem Boden geschehen müsse. Drittens über Ein- 
griffe des Justizkollegiums in die bischöfliche Benefizialgerichts- 
barkeit. 

In überzeugender Weise erwiderte das Ministerium dem 
Bischofe, dass in der Errichtung einer Schule und 
eines theologischen Lehrstuhls auf preussischem 
Gebiet keine Verletzung des Utrechter Vertrages und keine 
Schädigung seiner Diözesangewalt gefunden werden könne. 
Die katholische Lehre werde dort mit aller nur wünschens- 
werten Örthodoxie gelehrt. Die preussischen Untertanen 
könnten nicht gezwungen werden, mit grossen Kosten im Aus- 


!) Vgl. zur Beurteilung der Erlasse Hegemann, Friedrich der 
Grosse und die katholische Kirche, 8. 107 ff. 
®) Lehmann VJ, 460. 
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lande eine Ausbildung zu erwerben, die sie im Inlande leichter 
und billiger haben könnten. Zudem verlange auch das Inter- 
esse des Staates, dass die Kandidaten des Priestertums nicht 
nur zu guten Priestern, sondern auch zu guten Staatsbürgern 
erzogen würden. Im übrigen gestatte der König dem Bischof 
die freie, entweder persönliche oder delegierte Inspektion über 
die Lehrtätigkeit, über die Vorgesetzten und die Studieren- 
den. Auch werde er es nicht verbieten, dass die Priesteramts- 
kandidaten nach Beendigung ihrer theologischen Studien für 
zwei oder drei Monate das Seminar von Roermonde bezögen, 
um so den Bischof noch besser instand zu setzen, auch un- 
mittelbar ihre Fähigkeiten und ihre moralische Führung zu 
prüfen. 

Auch bei der Widerlegung der zweiten Beschwerde 
argumentierte das Ministerium mit grossem Geschick. Eine 
Beeinträchtigung der bischöflichen Jurisdiktion eines ausländi- 
schen Kirchenfürsten liege nicht vor, wenn man verlange, dass 
er seine Rechte nur durch eingesessene Delegierte ausübe, die 
ja wiederum seiner Autorität unterständen. 

Der König werde nie zulassen, dass preussische Staats- 
angehörige anders als vor der inländischen Prüfungskom- 
mission, die vom Bischof im Einvernehmen mit dem Justiz- 
kollegium zu besetzen sei, ihre Examina und Pfarrkonkurse 
ablegten. Ausserdem verlange die staatliche Ordnung, dass 
die im Auslande residierenden Bischöfe ihre Gerichtsbar- 
keit nur durch inländische Delegierte ausübten. Das sei ein 
durch die Staatsgesetze der preussischen Monarchie sanktio- 
niertes Prinzip !), welches auch in den belgischen Provinzen 


1) Nach ALR., Teil II, Tit. 11, $$ 135. 136. 137. 138 mussten aus- 
ländische Bischöfe für die in Preussen vorzunehmenden Funktionen einen 
„vom Staate genehmigten Vicarius innerhalb Landes bestellen“, der 
sowohl für seine eigenen Jurisdiktionshandlungen als auch für die seines 
ausländischen Obern der Regierung gegenüber verantwortlich war. Vgl. 
Hegemann, Friedrich der Grosse und die katholische Kirche 
Se lld: 
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und in allen Staaten Europas praktiziert werde. Der Be- 
schwerdeführende sei doch auch Diözesanbischof der zu den 
Generalitätslanden gehörigen Gebiete von Fauquemont und 
Kuik; auch dort sei er verpflichtet, besondere Offiziale zu be- 
stellen, und dürfe es nicht wagen, die Bewohner vor sein 
Offizialat zu Roermonde zu laden. Der Standpunkt der preussi- 
schen Regierung befinde sich in Uebereinstimmung mit dem 
auch durch den Venloer Vertrag vom Jahre 1543 bestätigten 
Fundamentalgesetz der Provinz Geldern, dass nämlich kein 
geldernscher Untertan gezwungen werden dürfe, sich einer 
ausländischen Gerichtsbehörde zu stellen. Es sei ein unerträg- 
licher Missstand, wenn die Untertanen des Königs genötigt 
würden, ihre geistlichen Prozesse vor dem Offizialat eines aus- 
ländischen Bischofs zu führen, unter grossen Kosten in die 
Hauptstadt des österreichischen Geldern zu reisen, ihre Inter- 
essen durch ausländische Advokaten vertreten zu lassen — 
abgesehen davon, dass das Prozessverfahren, die Rechtsprechung 
und das Taxwesen der ausländischen Gerichtsbehörde sich der 
wirksamen Ueberwachung von seiten des preussischen Staates 
entziehe. Ferner ziehe der Bischof von Roermonde Prozesse 
vor sein Gericht, die seiner Kompetenz keineswegs unterständen, 
z. B. Deflorations- und Dotationsklagen. Zudem würden die 
preussischen Untertanen in zweiter Instanz vor das erzbischöf- 
liche Offizialat von Mecheln geladen, dem für das. preussische 
Geldern niemals irgendwelche Jurisdiktionsrechte zugestanden 
worden seien. Der König müsse daher auf der Bestellung 
eines im preussischen Geldern dauernd ansässigen Delegierten 
bestehen. 

In seiner Beschwerde vom 4. August 1789 hatte der Bischof 
sich in Benefizialsachen die ausschliessliche Kompetenz 
vindiziert. 

Diese „pretention surannde et vieillie“ lehnte die Mini- 
sterialresolution rundweg ab. Es sei unzweifelhaft, dass im 
preussischen Geldern die „proces de complainte et de pleine 
maintenue en matiere de benefices* zur exklusiven Kompetenz 
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des königlichen Gerichtshofes gehörten. Das ausschliessliche 
Recht des königlichen Richters gehe hervor aus der Kanzlei- 
instruktion für das Justizkollegium der Provinz Geldern vom 
20. Juni 1609, welche diesem ausdrücklich die Kognition in 
allen Benefizialsachen zuspreche, ebenso wie aus dem In- 
stanzreglement vom 4. November 17522), und stütze sich 
auf den stetigen Gebrauch, sowohl des „conseil souverain*“ von 
Roermonde als auch des Justizkollegiums von Preussisch- 
Geldern. Es sei anerkanntes Prinzip, dass, da „en matiere 
de pleine maintenue“ das Urteil nur auf Grund einer genauen 
und erschöpfenden Prüfung der in Frage kommenden Rechts- 
titel gefällt werde und infolgedessen das petitorium im posses- 
sorium enthalten sei, nach ergangenem Urteil „en plein posses- 
soire“ nichts mehr zu untersuchen und zu entscheiden übrig 
bleibe. Nur in dem einzigen Falle, dass der Patron einen 
unwürdigen oder unfähigen Priester für ein Benefizium prä- 
sentiere, habe der Bischof das Recht, ıhn abzulehnen. Die 
sittliche Aufführung und Disziplin der betreffenden Geistlichen 
unterständen der Aufsichtsgewalt des Bischofs und infolge- 
dessen auch seiner Gerichtsbarkeit; alle anderen Benefizial- 
sachen gehörten zur ausschliesslichen Zuständigkeit der staat- 
lichen Gerichte. 

Diesen Grundsätzen gemäss fixierte das Ministerium auch 
seine Stellung gegenüber den beiden Patronatsprozessen, 
die der Bischof bei seinen Beschwerden vom 28. Mai bezw. 
4. August als in sein Ressort eingreifend besonders namhaft 
gemacht hatte. 

In dem einen Fall handelte es sich um Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Mitgliedern einer Familie, von denen 
jedes das nächste Recht auf Kollation eines Familienbene- 
fiziums zu haben behauptete. Beide verlangten, im Besitz des 
Kollationsrechtes geschützt zu werden. Der Prozess wurde 


1) Bezw. vom 21. Dezember 1752. Vgl. LehmannVl, S. 542, 
Ann.]l. 
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vor dem Justizkollegium anhängig gemacht und durch Ver- 
gleich beendet. Es habe sich dabei, so argumentierte das 
Ministerium, weder um Würdigkeit noch um die Fähigkeit des 
mit dem Benefizium bedachten Priesters gehandelt, und folge- 
richtig habe der Diözesanbischof kein Recht gehabt, sich mit 
dem Streitfall zu befassen. 

Ebenso abschlägig lautete der Bescheid für einen an- 
deren Fall, der nach der ministeriellen Darstellung folgen- 
dermassen gelagert war. Es handelte sich um Neubesetzung 
des Pfarrbenefiziums in dem Dorfe Nieuwkerk. Das Kollations- 
recht als Patron hatte Baron de Rhoer zu Ossenberg. Er 
übertrug das Benefizium einem geldernschen Priester Huberichs, 
der schon während der Krankheit des verstorbenen Pfarrers 
und der darauf folgenden Vakanz das Benefizium im Auftrage 
des Bischofs verwaltet hatte. Nun verweigerte aber der Bi- 
schof die Institution — nicht wegen Unfähigkeit, sondern 
weil die Aebtissin eines adlıgen Fräuleinstifts zu Roermonde 
bei ıhm auch ihrerseits ein altes Kollationsrecht auf die- 
selbe Pfarrei geltend gemacht hatte. Huberichs, ebenso wie 
der Patron Baron von Rhoer, wandten sich an das Justizkolle- 
gium mit dem Antrage, im Besitze des Benefiziums bezw. des 
Kollationsrechtes geschützt zu werden. Da der Bischof schon 
am 3. Oktober 1783 das Kollationsrecht des Barons feierlich 
anerkannt hatte und anderseits nach seinem eigenen Zuge- 
ständnis der mit dem Benefizium belehnte Priester alle kano- 
nischen Eigenschaften hatte, fällte das Justizkollegium am 
24. Juni 1789 ein Urteil, kraft dessen der Präsentierte in 
seinem Rechte anerkannt und dem Bischofe auferlegt wurde, 
ihm die kanonische Institution zu geben, und zwar unter Strafe 
der Temporaliensperre, eines Zwangsmittels, dessen sich die 
Gerichte in ähnlichen Fällen zu bedienen pflegten. 

Wenn die Aebtissin, so erklärte das Ministerium dem 
Baron von Rhoer, das Kollationsrecht habe bestreiten wollen, 
so hätte sie ihre Klage beim Justizkollegium anhängig machen 
sollen. Die Massnahmen des letzteren seien daher vom König 
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in allen Teilen gebilligt, die Beschwerden des Bischofs aber 
für „malfondees“ befunden worden). 

Diese energische Abfertigung wurde dem geldernschen 
Justizkollegium am 30. November 1791 zur Mitteilung an den 
Bischof übersandt und in einem Begleitschreiben dazu noch- 
mals dem entschlossenen Willen der preussischen Regierung 
Ausdruck gegeben, „die darin ausgeführte Grundsätze stand- 
haft zu behaupten und auf der Errichtung eines eigenen 
Offizialats und einer eigenen Inspektions- und Examinations- 
Commission in Unserm Antheile des Herzogthums Geldern zu 
bestehen“ ?). 

Der Bischof von Roermonde scheint aus der entschie- 
denen Stellungnahme der preussischen Regierung die Nutz- 
losigkeit weiterer Beschwerden entnommen zu haben. Am 
12. Mai des folgenden Jahres (1792) teilte das Ministerium 
dem geldernschen Justizkollegium mit, „dass bisher weder der 
Bischof zu Rüremonde mit neuen Reklamationen gegen die 
nach Unserm Rescript vom 30. November 1791 zu bewirkende 
Einrichtung eines eignen Officialats und einer eignen In- 
spections- und Examinations-Commission in Unserm Antheile 
des Herzogthums Geldern eingekommen ist, noch auch die 
belgischen oder geldrischen Stände oder das Administrations- 
Collegium Schritte gethan haben, um die Widersprüche des 
Bischofs zu unterstützen“ ?). Zugleich wurde das Justizkolle- 
gium aufgefordert, zur Ausführung der erlassenen Bestim- 
mungen bei dem Bischof die vorbereitenden Schritte zu tun, 
dabei aber so klug und vorsichtig vorzugehen, dass „aller An- 
lass zu Missvergnügen, Spaltungen und Streitigkeiten zwischen 
Herrschaft und Eingesessenen vermieden werde“ t). 

Das Verlangen der preussischen Regierung nach Ein- 
richtung eines einheimischen Offizialats in Geldern bedeutete, 


I) Lehmann V\VJ, S. 544. 

2) Lehmann VI, S. 536, Anm. 4. 
3) Lehmann VIJ, 468. 

“ Lehmann VI], 468. 
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so verständlich und angemessen es auch von ihrer Seite war, 
doch eine tatsächliche Einengung der im Utrechter Vertrag 
dem Roermonder Bischof ohne jede Beschränkung garantierten 
Diözesanrechte. Formell war daher von Hoensbroeck im Recht, 
wenn er seine wohlerworbenen Ansprüche mit Berufung auf 
den genannten Vertrag verteidigte. Anderseits liess sich aber 
auch die von der preussischen Regierung gewünschte Institu- 
tion einer eingesessenen geistlichen Gerichtsbehörde in kirchen- 
rechtlich korrekten Formen bewirken und konnte daher von 
dem Roermonder Bischofe ohne Schwierigkeit zugestanden 
werden. 

Lange erfreute sich übrigens die Roermonder Diözese der 
ihr von Preussen über das geldernsche Oberquartier belassenen 
Gerichtsbarkeit nicht mehr. Schon drei Jahre später kam das 
Land unter französische Herrschaft. Die in der Folge ein- 
geführte französische Justizverfassung machte der kontentiösen 
Gerichtsbarkeit der Kirche für den staatlichen Rechtsbereich 
ein Ende. 


Zweiter Teil. 


Fremdherrschaft und Säkularisation. 


Drittes Kapitel. 
Die westlichen Provinzen. 


I. Das Ende des 18. und der Anfang des 19. Jahr- 
hunderts brachten für die katholische Kirche Deutschlands tief- 
gehende Umwälzungen. 

Die politischen Stürme, welche im Gefolge der franzö- 
sischen Revolution über die deutschen Lande hereinbrachen, 
schlugen auch dem katholischen Kirchenwesen der in Mit- 
leidenschaft gezogenen Staaten tiefe Wunden. Der Lune- 
viller Friede vom 9. Februar 1801!) überliess das schon seit 
dem Winter 1794/95 von den Heeren der Republik besetzte 
linke Rheinufer endgültig dem französischen Zepter und 
raubte den geistlichen Fürsten des Westens die besten Teile 
ihrer Staatsgebiete. 

Das Konkordat vom Jahre 1801/02?) gab den mit 


!) Martens, Recueil des princeipaux traites VIL, p. 538 ss. 

?2) GabrielPeignot, Precis historique et analytique des Prag- 
matiques, Concordats... relatifs & la discipline de l’Eglise en France, 
Paris 1817, p. 68ss.; F. P. Hermens, Handbuch der gesamten Staats- 
gesetzgebung über den christlichen Kultus etc. in den königl. preuss. 
Provinzen am linken Rheinufer, Aachen-Leipzig 1833 ff., I, 8. 464 fi.; 
Vincentius Nussi, Conventiones de rebus ecelesiasticis inter S. Se- 
dem et Civilem Potestatem .... initae, Moguntiae 1870, p. 139 ss.; 
H.von Kremer-Auenrode, Aktenstücke zur Geschichte des Ver- 
hältnisses zwischen Staat und Kirche im 19. Jahrhundert, Leipzig 1873 
(Bd. 23/26 des Staatsarchivs, Sammlung der offiziellen Aktenstücke zur 
Geschichte der Gegenwart), I, S. 1ff.; Philipp Schneider, Die 
partikulären Kirchenrechtsquellen in Deutschland und Oesterreich. Regens- 
burg 1898, S. 166 ft. 
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Frankreich vereinigten Landesteilen wieder eine geordnete 
bischöfliche Verwaltung, die aber entsprechend dem galli- 
kanischen Geiste des dortigen Staatskirchenrechts in vielen 
Punkten der von der Kirche beanspruchten Freiheit erman- 
gelte }). Ein neuer harter Schlag war das Säkularisations- 
dekret vom 9. Juni 1802?), wodurch die Kirche in den 
vier rheinischen Departements an den Bettelstab gebracht 
wurde. 


II. Derselbe Friede von Luneville, der den linksrheini- 
schen Gebieten so verhängnisvoll geworden war, hatte im 
Prinzip auch schon die Vernichtung des rechtsrheini- 
schen Kirchenbesitzes vorgesehen. Wie Preussen in dem 
Baseler Separatfrieden vom 5. April 1795°) und in einer 
am 5. August 1796 abgeschlossenen geheimen Konvention %), 
Oesterreich im Frieden von Campoformio am 17. Oktober 


1!) Vgl. die von dem ersten Konsul eigenmächtig mit dem Konkordat 
zusammen veröffentlichten Articles organiques, Hermens, Handbuch 
der gesamten Staatsgesetzgebung I, S. 481 ff.; IV, S. 80 ff.; Kremer- 
Auenrode, Aktenstücke zur Geschichte des Verhältnisses zwischen 
Staat und Kirche I, S. 3fi.; Wilhelm Schaeffner, Geschichte 
der Rechtsverfassung Frankreichs, Frankfurt a. M. 1845/50, IV, S. 169 fi.; 
Johann Paul Brewer, Geschichte der französischen Gerichtsver- 
fassung, Düsseldorf 1835/37, IL, S. 845 £. „Il ne manque pas une maille au 
röseau qui enlace l’Eglise,“ — sagt EdmonddePressense, L’Eglise 
et la revolution francaise, Paris 1864, p. 417, von diesem „chef d’oeuvre 
de despotisme administratif“. 

®) Hermens, Handbuch der gesamten Staatsgesetzgebung I, 
S. 652 ff. 

®) Martens, Recueil des principaux traites VI, p. 495ss. Vgl. 
Hermann Hüffer, Diplomatische Verhandlungen aus der Zeit der 
französischen Revolution, Bonn 1868/79, I, S.118f.; K. Th. Heigel, 
Deutsche Geschichte vom Tode Friedrichs des Grossen bis zur Auflösung 
des alten Reiches, Stuttgart und Berlin 1899/1911, II, S. 182. 

*) Martens, Recueil VI, p. 653 ss. Vgl. Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung, S. 543 fi.; Hüffer, Diplomatische Verhandlun- 
gen I, S. 310f.; Heigel, Deutsche Geschichte II, 8. 207. 
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1797 ?) und andere deutsche Fürsten in besonderen Verträgen ?) 
sich schon im voraus Entschädigungen aus säkularisiertem 
Kirchengut ausbedungen hatten, so wurde hier von Reichs 
wegen bestimmt, dass die „erblichen Fürsten“, die auf dem 
linken Rheinufer Besitzungen verlören, „aus dem Schooße des 
Reiches“ zu entschädigen seien ?). 

Niemand war im unklaren darüber, was mit diesen 
„Entschädigungen“ gesagt sein sollte*). Der unter dem 
massgebenden Einflusse Frankreichs?) zustande gekommene 
Entschädigungsplan, der am 25. Februar 1803 von der ausser- 
ordentlichen Reichsdeputation angenommen, am 24. März 
ohne wesentliche Aenderung vom Reichstag gutgeheissen 
wurde und am 28. April 1803 die kaiserliche Sanktion er- 
hielt ©), säkularisierte die Reichsbistümer und Reichsstifter 
und stellte den Landesherrn die Aufhebung der landsässigen 
Stifter gleichfalls anheim °). 


1) Martens, Recueil des principaux traites VII, p. 208ss. Vgl. 
Hüffer, Diplomatische Verhandlungen I, S. 471 ft. 

2) So Hessen-Kassel am 28. August 1795 (Martens, Recueil 
VI, p. 548 ss.), Württemberg am 7. August 1796 (Martens, Recueil VI, 
p- 670 ss.), Baden am 22. August 1796 (Martens, Recueil VI, p. 679 ss.). 
Vgl. Heinrich Brück, Geschichte der katholischen Kirche T?, Mainz 
1902, S. 44. 

3) Art. VII des Lun&viller Friedens, Martens, Recueil VII, p. 541. 
Vgl. Geffken, Staat und Kirche, S. 370fi.; Heinrich von 
Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert I’, Leipzig 
S. 172 ff. 

*) Vgl. über den Säkularisationsgedanken überhaupt und über die 
Säkularisationsfrage bei den Verhandlungen der Rastatter Friedensdepu- 
tation im besonderen Heigel, Deutsche Geschichte IL, S. 300 fi. 

5) Ueber die Absichten, die Napoleon hierbei leiteten, vgl. Brück, 
Geschichte der katholischen Kirche 12, 8.55 fi.; G. Goyau, L’Allemagne 
religieuse. Le Catholicisme, Paris 1905/09, I, p. 87; Hüffer, Diplo- 
matische Verhandlungen II, S. 195 ff. B 

6) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung I, S. 545 fl. 

?) Den Reichsdeputationshauptschluss siehe bei Zeumer, Quellen- 
sammlung?, S. 509 fi, einen Auszug der wichtigsten Bestimmungen 
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Damit war denn auch ım rechtsrheinischen Deutschland 
die Kirche der Verarmung preisgegeben. 


III. Die glänzende, für manchen Schwarzseher im eigenen 
und manchen voreiligen Propheten im gegnerischen Lager 
unerwartete Entwicklung, die der deutsche Katholizismus 
nach Verwindung des im Anfang geradezu lähmend wirkenden 
Schlages nahm, hat später gezeigt, dass der „Aderlass“ der 
Säkularisation ') nicht die innere Lebenskraft der Kirche ge- 
troffen hatte, sondern nur ein historisch zwar wohl erworbenes, 
aber nicht wesentlich notwendiges Attribut der geistlichen 
Gewalt. 

Schon das zweite und dritte, vor allem aber die nach- 
folgenden Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts brachten der deut- 
schen Kirche das Bewusstsein, dass sie auch ohne das Rüstzeug 
weltlicher Herrschaft leben und arbeiten konnte. Ja, die gün- 
stigen Folgen für das innerkirchliche Leben, vor allem der in 
der Folge sich naturgemäss entwickelnde engere Anschluss an 
Rom, dessen Notwendigkeit die selbstbewussten geistlichen 
Kurfürsten des 18. Jahrhunderts nicht gefühlt hatten, ver- 
mochten sogar einen so streng kurialistisch denkenden Kirchen- 
fürsten wie Pacca, der von dem offiziellen Rom beklagten und 
mit Recht als Gewalttat verurteilten Säkularisation providen- 
tielle Bedeutung zuzuerkennen ?). 

Abgesehen davon, dass diese wohltätigen Wirkungen der 


bei Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen, S. 188f. Vgl. 
Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert I”, S. 186 fi. 

!) Ueber die Bedeutung der Säkularisation für das katholische 
Kirchenwesen vgl. W. Molitor, Ueber kanonisches Gerichtsverfahren 
gegen Kleriker, Mainz 1856, S. 262f.; L. v. Bar, Staat und katholische 
Kirche in Preussen, Berlin 1883, S. 12£.; Geffken, Staat und 
Kirche, S. 373£.;Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert 
T’, S. 138 fl.; Karl! Sell, Die Entwicklung der katholischen Kirche im 
19. Jahrhundert, Leipzig 1898, S. 15fl.; Goyau, Catholicisme I, p. 81. 
92 s.; Stutz, Kirchenrecht, a. a. 0. V, S. 356 £. 

2) Geffken, Staat und Kirche, $. 373. 
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Säkularisation die Rechtswidrigkeit der Beraubung nicht ent- 
schuldigen können, stehen ihnen auf der anderen Seite 
aber auch Schäden gegenüber, die auf Jahrzehnte hinaus 
die kirchlichen Verhältnisse verwirrten, und die in ihren 
materiellen und ıideellen Folgen noch heute nicht ganz ver- 
wunden sind. 

Die durch den Reichsdeputationshauptschluss herbei- 
geführte politisch-territoriale Verschiebung hatte den kirch- 
lichen Verband der säkularisierten Bistümer de jure zwar 
unberührt gelassen — mit Ausnahme der für Mainz bezw. 
Regensburg mit verblüffender Eigenmächtigkeit getroffenen 
Sonderbestimmungen !). Es war vereinbart worden, dass die 
bischöflichen und erzbischöflichen Sprengel in ihrem bis- 
herigen Zustande verbleiben sollten, „bis eine andere Diözesan- 
einrichtung auf reichsgesetzliche Art getroffen sein wird“ ?). 
Aber es konnte nicht ausbleiben, dass die materielle und 
politische Vernichtung der geistlichen Staatswesen in ihren 
Konsequenzen auch auf die eigentlich kirchliche Sphäre über- 
griff. Denn, wenn in den geistlichen Staaten die geistliche 
und weltliche Verwaltung, die geistlichen und weltlichen 
Gerichtsbehörden auch grundsätzlich und praktisch getrennt 
waren und die jeweiligen Funktionen meist von verschiedenen 
Organen ausgeübt wurden, so hingen sie anderseits auch 
wieder so vielfältig zusammen, dass die Zertrümmerung der 
staatlichen Organisation mit einer nicht innerlichen, aber doch 
tatsächlichen Notwendigkeit das Gefüge des kirchlichen Ver- 
waltungsorganismus verwirren musste. Vor allem aber war 
es die Wegnahme der Subsistenzmittel, welche auf lange 
Zeit hinaus eine befriedigende und den Regeln des kano- 


1) 825 des Reichsdeputationshauptschlusses. Vgl. Goyau, Catho- 
lieisme I, p. 1008.; Clemens Theodor Perthes, Politische Zu- 
stände und Personen zur Zeit der französischen Herrschaft?, Gotha 1862, 
I, 8.327 f#.; Brück, Geschichte der katholischen Kirche I, $. 118 fi. 

2) $ 62 des Reichsdeputationshauptschlusses. Vgl. Brück, Ge- 
schichte der katholischen Kirche T?, S. 119. 
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nischen Rechtes entsprechende Besorgung der kirchlichen 
Verwaltungsgeschäfte lähmte ?). 

Zu diesen Schwierigkeiten kam noch eine andere. Die 
Säkularisation war nicht nur ein schmerzlicher Wechsel vom 
Reichtum zur Armut, sondern auch von der Freiheit in 
das Joch des engherzigen Polizeistaates. Die 
Kirchen der säkularisierten Gebiete gerieten unter die Be- 
vormundung ihrer neuen weltlichen Landesfürsten, die zum 
grössten Teil dem evangelischen Bekenntnis angehörten. In 
welchem Geiste diese ihre Stellung zur katholischen Kirche 
auffassten, geht aus den sogenannten Organisations-, Kon- 
stitutions- und Religionsedikten hervor, welche die einzelnen 
Fürsten bei Uebernahme der Entschädigungsprovinzen er- 
liessen. Sie bestimmten darin einseitig und eigenmächtig die 
Grenzen zwischen kirchlicher und staatlicher, zwischen bischöf- 
licher und landesherrlicher Gewalt, und nur zu oft wurde die 
Grenze zu Ungunsten der ersteren stark verschoben ?). Natur- 
gemäss fiel es besonders den protestantischen Herrschern 
schwer, liebgewonnene staatskirchliche Ideen, die ihnen als 
Protestanten — und gegenüber den protestantischen Kirchen 
vielleicht mit Recht — geläufig waren, bei der Behandlung 
des katholischen Volksteils auszuschalten und den entgegen- 
gesetzten Grundsätzen des katholischen Kirchenrechts wenigstens 
in wesentlichen Dingen gerecht zu werden. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit bekam die schlimmen 
Folgen der durch die französische Zwischenherrschaft und 
die Säkularisationen bedingten Umwälzung in besonders emp- 


ı) Vgl. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 554 fi. 
562 f. 

2) Brück, Geschichte der katholischen Kirche 1?, S. 132 fi.; Der- 
selbe, Die oberrheinische Kirchenprovinz mit besonderer Berücksichtigung 
des Verhältnisses der Kirche zur Staatsgewalt, Mainz 1868, S.2. Vgl. z.B. 
für die kirchenpolitischen Massnahmen Nassaus in den rechtsrheinischen 
kurtrierischen Gebieten Höhler, Geschichte des Bistums Limburg, 
Limburg 1908, I, S. 30 fi. 
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findlicher Weise zu spüren; zunächst auf dem linken Rhein- 
ufer und in den früheren geistlichen Staaten, 


IV. Im Erzstift Trier !) bestanden zur Zeit der franzö- 
sischen Okkupation, entsprechend der auf den Kurfürsten 


!) Ueber das trierische geistliche Gerichtswesen überhaupt vgl. 
Joh. Jac. Moser, Staats-Recht des Chur-Fürstlichen Erz-Stiffts 
Trier, Leipzig und Frankfurt 1740, cap. IX, $ 33, S. 201 fi.; J. Marx, 
Geschichte des Erzstifts Trier, Trier 1858/64, II, S. 165 f. Die für die 
kurtrierische kirchliche Gerichtsbarkeit wichtigsten Erlasse sind: 

1. Verordnung des Erzbischofs Jakob von Sierk vom Jahre 1449. 
J. J. Blattau, Statuta synodalia, ordinationes et mandata dioecesis 

revirensis, 9 vol., Augustae Trevirorum, 1844/59, I, p. 279 ss. 

2. Geschäfts-Statut des Erzbischofs Johann von Metzenhausen für 
das erzstiftische Konsistorium von Trier vom 9. Juni 1533. Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung, Düsseldorf 1832, I, 66; Blattau, Sta- 
tuta synodalia II, p. 64 ss. 

3. Reformation der geistlichen Gerichte zu Trier und Coblenz vom 
20. April 1576. J. N. ab Hontheim, Historia Trevirensis diploma- 
tica et pragmatica, Augustae Vindelicorum 1750, III, p. 48s.; Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung I, 119. 

4. Verordnung des Kurfürsten Johann von Schönenberg vom 4. April 
1596 über die Grenzen der geistlichen. und weltlichen Gerichtsbarkeit, 
Hontheim, Historia Trevirensis diplomatica et pragmatica III, 
p- 1788.; Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung I, 158. 

5. Erlass des Kurfürsten Lothar vom 15. September 1622 mit dem 
Verbot der Appellation nach Rom in weltlichen Prozesssachen. Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung I, 188. 

6. Erlass des Kurfürsten Johann Hugo vom 23. März 1688 über das 
Appellationswesen, mit teilweiser Einschränkung der weltlichen Gerichts- 
barkeit der Offizialate. Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung I, 282. 

7. Die Präliminarverordnung des Kurfürsten Franz Ludwig vom 
1. Januar 1719 betreffend Einschränkung der Offizialatsgerichtsbarkeit 
gegenüber Laien. Hontheim, Historia Trevirensis III, p. 903 ss.; 
Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung II, 365; Blattau, Statuta 
synodalia IV, p. 29 ss. 

8. Verordnung des Kurfürsten Johann Philipp vom 10. Dezember 
1765 betreffend Einschränkung der geistlichen Gerichtsbarkeit. Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung II, 649; Blattau, Statuta synodalia V, 
p: 898. Vgl. auch ebenda, p. 91. 

9. Verordnung vom 6. Januar 1766 betrefiend Zurücknahme der 
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Balduin zurückgehenden Einteilung in das Ober- und Nieder- 
erzstift, ein Konsistorium in Trier und ein Nieder- 
offizialat in Koblenz ?). 

Innerhalb der Grenzen der trierischen Landesherrschaft 
erfreuten sich diese beiden Gerichtsbehörden nicht nur der 
ausschliesslichen Kompetenz in geistlichen Prozessualien 
und allen Personalsachen des Klerus ?), sondern auch einer 
weitgehenden Zuständigkeit in weltlichen Dingen, die übrigens 
nicht nur die eigentliche streitige, sondern auch die frei- 
willige Gerichtsbarkeit umfasste ?). Diese Zuständigkeit in 
weltlichen Dingen erstreckte sich auch auf Nichtkatholiken ®). 


Verordnung vom 10. Dezember 1765. Blattau, Statuta synodalia V, 
p: 93s.; Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung II, 649, Anm. 

10. Dienstinstruktion für den Coblenzer Offizial vom 29. November 
1782, durch welche die Trennung der Vikariatsangelegenheiten von den 
Judizialsachen wiederholt eingeschärft wird. Staatsarchiv Cob- 
lenz, Erzstift Trier, Religionssachen Generalia Nr. 32. 

11. Verordnung vom 8. August 1788 betreffend Einrichtung des 
geistlichen Justiz-Senats. Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung III, 
851; Blattau, Statuta synodalia VI, p. 100s. Vgl. ebenda, 
p. 102. 104 s. 

!) Den französischen und lothringischen Teil des Erzstifts verwaltete 
das Vikariat und Offizialat zu Longwy. Höhler, Geschichte des Bistums 
Limburg I, S. 4, Anm. 2. 

?) Vgl. z. B. die Synodalbeschlüsse vom 13. Mai 1549, Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung I, 82; Verordnung vom 4. Juli 1701, 
Scotti, a.a. O. II, 300; Präliminarverordnung vom 1. Januar 1719, 
Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung II, 356; Verordnung vom 
10. März 1719, Sc otti, Kurtrierische Gesetzsammlung II, 361. 

3) Moser, Staats-Recht des Chur-Fürstlichen Erz-Stiffts Trier, 
S. 201. 

*) Nach den im Staatsarchiv zu Koblenz befindlichen Akten des 
dortigen Niederoffizialats (Protocollum judiciale officialatus ecelesiastici 
Confluentini) wurden z. B. Juden in Verlöbnis- und Deflorationssachen, 
selbst wenn beide Teile jüdisch waren, vor dem geistlichen Gerichte abge- 
urteilt. Vgl. z. B. die Sponsalienklage einer Jüdin aus Bendorf gegen 
einen Rabbiner, StaatsarchivCoblenz, Erzstift Trier, Religions- 
sachen Generalia Nr. 132. 
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Die OÖffizialate konkurrierten bei den ihnen zugestandenen 
causae civiles in erster Instanz mit den Zivilgerichten ). 

Durch Präliminarverordnung vom 1. Januar 1719 entzog 
Kurfürst Franz Ludwig den Offizialaten ihre hergebrachte 
Zuständigkeit ın weltlichen Dingen für alle diejenigen Pro- 
zesse, in denen die Parteien beiderseits Laien waren. Für „die 
geistliche Personen, Ülerici, Clöster oder Corpora Ecclesiastica, 
sie mögen Actores oder Rei seyn“, sollte im Oberstift das 
Konsistorium zu Trier und im Niederstift das Koblenzer 
Kommissariat ausschliesslich zuständig sein ?). Eine andere, 
von dem Kurfürsten Johann Philipp am 10. Dezember 1765?) 
verfügte noch weitere Einschränkung der geistlichen Gerichts- 
barkeit ging nicht in die Praxis über*) und wurde am 
6. Januar 1766 unter Bestätigung der Präliminarverordnung 
vom Jahre 1719 auch förmlich zurückgezogen ?). 

Der Instanzenzug der erzstiftischen kirchlichen Ge- 
richte in geistlichen Prozessualien war folgendermassen ein- 
gerichtet: Für das Koblenzer Niederoffizialat bildete die 


1) Moser, Staats-Recht des Chur-Fürstlichen Erz-Stiffts Trier, 
S. 201; Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II, S. 172. 

2) Vgl. Moser, Staats-Recht des Chur-Fürstlichen Erz-Stiffts 
Trier, S. 202; Blattau, Statuta synodalia IV, p. 29ss.; Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung II, 356. 

3) Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung II, 649; Blattau, 
Statuta synodalia V, p. 89s. Auch separat abgedruckt unter dem Titel: 
Anhang zur Churfürstlich-Trierischen Praeliminar-Ordnung de anno 1719, 
Puncto Jurisdietionis deren geistlichen Consistorien, Coblenz 1765. Vgl. 
auch Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II, S. 176. 

4) Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II, S. 176f.; Scotti, 
Kurtrierische Gesetzsammlung I, 649, Anm.; Blattau, Statuta syno- 
dalia V, p. 91. 

5) Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II, S. 177; Blattau, 
Statuta synodalia V, p. 93s. Das päpstliche Breve, welches das eigen- 
mächtige und unkirchliche Vorgehen des Trierer Kurfürsten am 29. Januar 
1766 scharf verurteilte, ssehe ebenda V, p. 91. Ein die Zurücknahme 
des Erlasses belobigendes Breve vom 5. Februar 1766 ebenda V,p. 9. 
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Appellationsinstanz das Trierer Konsistorium, die Revisions- 
instanz der päpstliche Stuhl, entweder selbst oder durch den 
Nuntius!). Sogar in Zivilsachen hatte sich merkwürdiger- 
weise derselbe Instanzenzug herausgebildet, und es bedurfte 
einer besonderen Verordnung des Kurfürsten Lothar vom 
15. September 1622 ?), um diese Anomalie zu beseitigen. 

Für geistliche Prozessualien des Oberstifts sollte, 
wenn der Kläger auf mehrere Instanzen reflektierte, nach der 
Präliminarverordnung vom Jahre 1719 auf seinen Antrag die 
erste Instanz durch Kommissarien extra gremium Üonsistorii 
wahrgenommen werden®). Die Appellation ging dann an 
das Konsistorıium, in weiterer Instanz war Rom bezw. der 
päpstliche Nuntius zuständig. Da diese Bestimmungen der 
Präliminarverordnung in der Praxis zu Unzuträglichkeiten 
führten, schuf Klemens Wenzeslaus für die erste Instanz 
des Oberstiftes in Trier eine neue ständige Gerichts- 
behörde, den sogenannten geistlichen Justizsenat. Das 
in Trier bestehende Konsistorium wurde von da ab aus- 
schliesslich als zweite Instanz für den ganzen Be- 
reich des Erzbistums und die Suffragansprengel 
gebraucht‘). 


1) Moser, Staats-Recht des Chur-Fürstlichen Erz-Stifits Trier, 
S. 201£.; Derselbe, Teutsches Staatsrecht, Nürnberg 1737/54, VIII, 
S. 425 fl. 

2) Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung I, 188. 

®) Vgl.Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung II, 356; Blattau, 
Statuta synodalia IV, p. 29ss.; Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II, 
S- 175 f. 

4) Verordnung d. d. Kärlich den 8. August 1788, Sceotti, Kurtrieri- 
sche Gesetzsammlung IH, 851; Blattau, Statuta synodalia VI, 
p- 100ss.; Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II, S. 177 £. 

Ueber die Besetzung der kurtrierischen geistlichen Tribunale in den 
letzten Zeiten des Kurstifts vgl. z. BKurfürstlich-Trierischer 
Hof- und Staats-Kalender 179%, 8. 13 fi.; 1794, 8. 13 fi. 

Ein kurfürstlich trierisches Besoldungsbuch vom l. Januar 
1790 (Staatsarchiv Coblenz, Abt. Ic, Nr. 1161) enthält über die 
Dotierung der geistlichen Gerichtsstellen folgende Angaben: 
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Die dritte Instanz, die bisher durch den Kölner 
Nuntius wahrgenommen worden war, wollte Klemens Wenzes- 
laus, der im Nuntiaturstreit sich auf die Seite der Episkopa- 
listen gestellt hatte, ebenfalls im Erzbistum selbst ein- 
richten )). 

Die französische Okkupation vereitelte aber die 
Ausführung dieses Planes und machte den geistlichen Gerichts- 
behörden des linksrheinischen Kurstaates ein Ende. 

Kurz vor der Einnahme von Koblenz durch die Fran- 
zosen siedelte der bisherige Vorsitzende des dortigen Nieder- 
offizialats *), der durch seine Teilnahme am Emser Kongress 
bekannte Offizial Joseph Ludwig Beck, nach Limburg über 


und übte von dort aus — vom 11. Maı 18053 ab auch als 
IE Ola re arlsmlkaler 
Konsistorium | I Stegler 2: 2... 27.88.45 27 
in \ 2 Assessoren je. . . 80,00 „ 
Trier | IERrskalemer EI TO 
A Er He 
Geld Wein Korn | Zusammen 
Taler: Taler: 
Kon- 1 Offizial 280,30 |2 Fuder neuen Wein | 12 Mitr. 400,30 
sistorium | 1 Assessor 154,36 |1 „, N 5 (Oe 228,00 
in 1 Fiskal 2212 NND 
Koblenz \ 1 Aktuar 3 Ohm alten Wein | 3 ,„ 40,00 


1) Blattau, Statuta synodalia VI, p. 19s. 24s. 58ss. 101; 
Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung III, 820; Marx, Geschichte 
des Erzstifts Trier II, S.178;M ej er, Zur Geschichte der römisch-deutschen 
Frage I, S. 95£.; Münch, Geschichte des Emser Kongresses, Karlsruhe 
1840, S. 98 fi. 

2) Die wichtigsten Offizialatsakten waren schon vorher in Sicherheit 
gebracht worden. Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, 8. 2. 
Die jetzt im Staatsarchiv zu Koblenz befindlichen Niederoffizialats- 
akten hören mit der Zeit der französischen Okkupation auf. Die „Akten 
betr. den Geschäftsgang beim geistlichen Offizialat zu Koblenz“, Generalia 
Religionssachen Nr. 32 gehen bis zum Jahre 1793; das „Protocollum judi- 
ciale officialatus ecclesiastici Confluentini“ endet mit dem Jahre 1794. 
Generalia Religionssachen Nr. 132. 


156 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. 1. 


Generalvikar ) — die Vikariats- und Judizialgeschäfte über 
die rechtsrheinischen Stiftslande weiter aus ?). 


V. Auch im Erzstift Köln?) fand die französische 
Okkupation ein machtvoll entwickeltes geistliches Gerichts- 
wesen vor. 

An der Spitze des gesamten Gerichtsorganismus stand 
das geistliche Hofgericht oder Offizialat in Köln, 
dessen Zuständigkeitsbereich — wie es in einem Staats- und 
Kirchengewalt in einer Person vereinigenden geistlichen Fürsten- 
tum nahelag — ausserordentlich gross war. Für den west- 
fälischen Teil des Erzstifts bestand das Offizialatzu Werl. 

Zum Geschäftsbereich des Kölner Offizialats 
gehörten alle causae ecclesiasticae et spirituales, 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, 8. 15 ff. 

2) Vgl. den Erlass der kurfürstlichen Land-Stadthalterschaft vom 
27. Oktober 1794, Scotti, Kurtrierische Gesetzsammlung III, 908; 
Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, S. 2; Brück, Ober- 
rheinische Kirchenprovinz, S.6£.;Derselbe, Geschichte der katholischen 
Kirche T?, S. 170. Die in Koblenz zurückgebliebenen Offizialatsmitglieder 
versuchten anfänglich, soweit die Verhältnisse es gestatteten, unter der 
Leitung des Sieglers Kopp ihre Tätigkeit noch fortzusetzen und übten 
wiederholt auch auf dem rechten Rheinufer Jurisdiktionsakte aus. Es 
bedurfte einer besonderen Verfügung des Kurfürsten vom 10. Juli 1798, 
um sie zum Einstellen dieser Uebergriffe zu veranlassen. Höhler, Ge- 
schichte des Bistums Limburg I, S. 4ff. Auf dem linken Rheinufer war 
infolge der französischen Justizorganisation die gerichtliche Tätigkeit der 
Koblenzer Offizialatsmitglieder in der bisherigen Form hinfällig geworden. 

®) Für die über das Kölner geistliche Gerichtswesen ergangenen Ver- 
ordnungen siehe Vollständige Sammlung deren die Verfassung 
des hohen Erzstifts Cölln betr. Stucken I/II; J. J. Scotti, Kurkölnische 
Gesetzsammlung, 3 Abt., Düsseldorf 1830/31; Tractatus absolu- 
tissimus de Jurisdietionibus Coloniensibus.... Wetzlariae 1752. Zum 
Ganzen vgl. Walter, Erzstift und Reichsstadt Cöln, 8. 142 fi; 
L. Ennen, Frankreich und der Niederrhein, oder Geschichte von Stadt 
und Kurstaat Köln seit dem Dreissigjährigen Kriege bis zur französischen 
Occupation, 2 Bde., Köln und Neuss 1855/56, I, 8. 197 fl.; Derselbe 
Geschichte der Stadt Köln, Köln-Neuss-Düsseldorf 1863/80. 
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namentlich Ehe-, Benefizial- und Zehntsachen, desgleichen 
Streitfragen über Testamente ad pias causas und geistliche 
Strafsachen. Zudem war das ÖOffizialat zuständig für alle 
Klagen gegen geistliche Personen !). In gemischten Sachen 
war Prävention zwischen dem Öffizialat und den weltlichen 
Gerichten statthaft ?). Ausserdem hatte sich unter Begünsti- 
gung des geistlichen Landesfürsten die Kompetenz des 
Offizialats in praxi allmählich so weit ausgewachsen, dass es 
auch in nicht geistlichen Prozessualien mit den 
weltlichen Gerichten des Erzstifts — ausgenommen war das 
stadtkölnische Gebiet?) — eine konkurrierende Gerichtsbar- 
keit ausübte ®). 

Die stattliche Reihe von Verordnungen, die 
im Laufe der Zeit ergingen und die Organisation, den Ge- 
schäftsgang, den Kompetenzbereich und die Taxordnung des 
geistlichen Gerichtswesens im einzelnen festlegten und Miss- 
stände zu beseitigen suchten, zeigen, dass die Kölner Kur- 
fürsten mit grossem Eifer darauf bedacht waren, die geist- 
liche und weltliche Rechtsprechung zu vervollkommnen. Als 
wichtigste der über das geistliche Gerichtswesen erlassenen 


!) Vgl. die durch den Kurfürsten Hermann von Wied erlassene 
Reformation der weltlichen Gerichte vom Jahre 1537, Vollständige 
Sammlungl, S. 421 £f.; Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 
13; Traetatus absolutissimus, p. 3; Walter, Eızstift 
und Reichsstadt Köln, S. 142 ff., woselbst noch weitere Literatur; En- 
nen, Frankreich und der Niederrhein I, S. 198f.; Kurt Schulz, Der 
kurkölnische Hofrat von 1724 bis zum Ausgange des Kurstaates, Bonn 
1911, S. 54. 

. 2) Reformation vom Jahre 1537, Vollständige Sammlung 
I, S. 422; Verordnung vom 18. September 1743, Vollständige 
Sammlung I, S. 608 fi.; Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 467. 

3) Traetatus absolutissimus,$15samt den dazugehörigen 
Notamina; Walter, Erzstift und Reichsstadt Köln, S. 150. 

) Tractatus absolutissimus, p. 5s; Walter, Eız- 
stift und Reichsstadt Köln, S. 143; Schulz, Der kurkölnische Hofrat, 
S. 54; (C. A. de Mastiaux), Historisch-geographische Beschreibung 
des Erzstifts Köln, Frankfurt 1783, S. 157, Anm. 
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Verfügungen verdienen genannt zu werden: die Reformation 
der geistlichen Gerichte unter Hermann von Wied vom Jahre 
1529 ?), die Reformation der geistlichen Gerichtsbarkeit unter 
Erzbischof Ernst von Bayern aus dem Jahre 1593 ?), die 
_ Verordnungen vom 1. Oktober 1602°), vom 1. Juli 1607*), 
27. März 1699), 25. Mai 1729), die Decreta des erzbischöf- 
lichen Offizials vom 4. September 1744?) samt den Addita- 
menta vom 25. August 1745 ®), 4. November 1746 ?), 30. April !°) 
und 27. August 1749 1!) und die Verordnung über das Tax- 
wesen vom 30. November 1750 12). 

Das Gerichtspersonal bestand aus dem Offizial, der 
aus dem Domkapitel genommen wurde, dem ÖOber- und 
Untersiegler, dem Advokaten des Fiskus und den — der 


!) Ein Auszug aus dem nicht mehr vorhandenen Original wurde 
gedruckt 1538; danach der Abdruck bei Scotti, Kurkölnische Gesetz- 
sammlung I, 7. 

?2) Gedruckt zu Münster 1594 bei Lambert Rasfeldt und zu Köln 1722; 
VollständigeSammlungl, S. 560 fi.; ; InhaltsanpabeiErH TE 
Kurkölnische Gesetzsammlung I, 36. 

®2) Vollständige Sammlung ]J, S. 601f.; Sceotti, Kur- 
kölnische Gesetzsammiung I, 43. 

4) Vollständige Sammlung I, S. 602ff.; erwähnt bei 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 43, Anm. 

5) Vollständige Sammlung J, S. 606f.; Seotti, Kur- 
kölnische Gesetzsammlung I, 255. 

6) Vollständige SammlungI, S$. 607; Scotti, Kurkölnische 
Gesetzsammlung I, 393. 

?), Vollständige Sammlung J, 8. 615 f. 

®) Vollständige Sammlung I, S$S. 620f.; erwähnt bei 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 479, Anm. 

®) Vollständige Sammlung I, S. 621f.; erwähnt bei 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 479, Anm. 

10), Vollständige Sammlung I, S. 622f.; erwähnt bei 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 479, Anm.' 

4) Vollständige Sammlung I], S. 623ff.; erwähnt bei 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 479, Anm. 

2) Vollständige Sammlung I, $. 629 fi.; erwähnt bei 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 479, Anm. 
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doppelten Kompetenz des ÖOffizialats entsprechend — teils 
geistlichen, teils weltlichen Assessoren. 

Der Instanzenzug für geistliche Prozessualien 
gestaltete sich in der Regel so, dass die erste Instanz bei 
den Untergerichten, die zweite Instanz beim Offizialat, die 
dritte in Rom bezw. dem päpstlichen Nuntiaturgericht war 
oder durch judices delegati wahrgenommen wurde. 

In rein weltlichen Sachen kommittierte der Offizial, 
um innerhalb des Offizialats selbst zwei Instanzen zu ge- 
winnen, den Prozess einem der Assessoren; in zweiter Instanz 
wurde dann vor dem Offizial und in dritter vor dem Hofrat 
verhandelt !). In diesen für weltliche Prozessualien geltenden 
Instanzenzug brachte erst die im Jahre 1786 verfügte Ein- 
richtung eines Öberappellationsgerichts eine Veränderung. 
Von da ab war, wenn der Kölner Offizial (in weltlichen 
Dingen) das erstinstanzliche Urteil gefällt hatte, der Hofrat 
in zweiter und das neue Oberappellationsgericht in dritter 
Instanz zuständig’). 

Als Metropolitangericht war in geistlichen Prozess- 
sachen das erzbischöfliche Offizialat zu Köln auch Appel- 
lationsinstanz für die Offizialate der Suffraganbis- 
tümer Lüttich, Münster und Osnabrück ?). Sogar in Zivil- 
sachen hatte sich derselbe Instanzenzug herausgebildet, was 
aber später Anlass zu Kompetenzstreitigkeiten zwischen Kur- 
stift und Kaiser gab *®). 


1) Traetatus absolutissimus, $ 12; Verordnung vom 
4. April 1766, Vollständige Sammlung I], S. 556f., Nr. 6; 
Walter, Erzstift und Reichsstadt Köln, S. 149; Sceotti, Kurkölnische 
Gesetzsammlung I, 612. 

2) Vgl. Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 838. 

2), Traetatus absolutissimus, $ 13. 

4) Tracetatus absolutissimus, $14 samt den dort an- 
gegebenen Belegen. Ueber die Einzelheiten vgl. Dissertatio de 
jurisdietione Officialium in causis civilibus, speciatim vero 
de receursu ad Officialem Metropolitanum Coloniensem ab Officiali Leo- 
diensi et Monasteriensi, Wetzlariae 1724. 
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Das Zentrum des kirchlichen Gerichtsorganis- 
mus in dem zum Kölner Erzstift gehörigen Herzogtum 
Westfalen bildete das Offizialat zu Werl). 

Neben seiner rein geistlichen Zuständigkeit er- 
freute sich das Werler Offizialatsgericht ebenso wie das in 
Köln auch einer ausgedehnten weltlichen Gerichtsbar- 
keit?). Es konkurrierte hierin als erste Instanz mit allen 
weltlichen Gerichten des Herzogtums. Ja sogar in zweiter 
Instanz stand ihm die Konkurrenz mit der Arnsberger 
Regierung in den Fällen zu, in welchen das erstinstanzliche 
Urteil von einem Untergericht gefällt worden war’). 

Appellationsinstanz für Werl war in rein geist- 
lichen Prozessualien das Offizialat in Köln, in weltlichen 
Dingen nur dann, wenn das Werler Offizialat als erste In- 
stanz tätig gewesen war oder als zweite Instanz für das Soester 
Öffizialat fungiert hatte. Hatte das Werler Offizialat jedoch 
die Berufungsinstanz für andere weltliche Untergerichte des 
Herzogtums gebildet, so ging die weitere Appellation an das 
weltliche Kommissariat- oder Hofgericht in Köln !). 


!) Ueber die Geschichte des Werler Offizialates vgl. Franz Bue- 
scher, De judicio officialatus archiepiscoporum Coloniensium in ducatu 
Guestphaliae constituto, Bonner jur. Diss., Bonnae 1871, p. 10 ss.; Zeit- 
schrift für vaterländische Geschichte und Alterthums- 
kunde Westfalens, XLIV, 1886, II, S. 5f.; Aloys Meister, Das 
Herzogtum Westfalen in der letzten Zeit der kurkölnischen Herrschaft, 
Zeitschrift für vaterländische Geschichte und Altertumskunde LXV, 1907, 
I, S. 216 ff. 

?) Eine Einschränkung dieser Gerichtsbarkeit bezweckten die Erlasse 
vom 21. April 1788, Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 872, und 
vom 25. August 1789, Scotti, a.a. O., 909. 

®) Meister, Herzogtum Westfalen, S. 216 £. 

) Tractatus absolutissimus, $ 12; Verordnung vom 
10. September 1653, Vollständige Sammlung I, S. 502f.; Ver- 
ordnung vom 27. März 1699, Vollständige Sammlung TJ,S.606£.; 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 255. Vgl. Buescher, De 
judicio officialatus in ducatu Guestphaliae, p. 64s.; Meister, Herzog- 
tum Westfalen, 8. 218. 
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Bis zur Zeit des Kurfürsten Maximilian Franz fungierte 
der Werler Offizial als Einzelrichter. Erst die Verfügung 
vom 24. Februar 1781 gab dem Offizialatsgericht den 
Charakter einer Kollegialbehörde und bestimmte, dass das 
Urteil immer nach Stimmenmehrheit zu fällen seit). Im 
Jahre 1786 führte derselbe Kurfürst die deutsche Gerichts- 
sprache ein ?). 

Während in den erzstiftischen Landen selbst sich im 
Laufe der Zeit eine ausserordentlich ausgedehnte kirchliche 
Gerichtsbarkeit entwickelt hatte, war dieselbe in den Terri- 
torien der jülich-klevischen Erbschaft materiell 
weniger ausgedehnt und teilweise an inländische Behörden 
gebunden. Für Jülich und Berg beruhte sie auf dem 
früher genannten Provisionalvergleich vom Jahre 1621°), 
Für Kleve, Mark und Ravensberg waren massgebend 
der zwischen dem Grossen Kurfürsten und dem Pfalzgrafen 
Philipp Wilhelm geschlossene Haupt- und Nebenrezess vom 
26. April 1673, der Religionsvergleich vom 20. Juli 1673, 
der Rheinbergische Exekutions- und Nebenrezess vom 7. und 
10. März 1682 samt dem „Extrakt“ aus dem letzteren vom 
16. Juli 1686). Dass Brandenburg mit den letztgenannten 
Rezessen — bei aller Anerkennung der inländischen In- 
stanzen — keineswegs gesonnen war, die Obergerichtsbarkeit 
des Kölner Erzbischofs anzuerkennen, haben wir früher ge- 
sehen. Umsonst legten die Erzbischöfe Joseph Klemens im 
Jahre 1720 und Klemens August im Jahre 1730 beim Kaiser 


l) Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 739. 

2) Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 826. Vgl. Meister, 
Herzogtum Westfalen, S. 217. 

®») Vollständige Sammlung], S. 23f.; (Hedderich), 
Subsidia miscellanea,p. 40 ss.; Scotti, Kurkölnische Gesetz- 
sammlung I, 61 im Auszug. 

*) Die genannten Verträge, mit Ausnahme dessen von Rheinberg, 
finden sich abgedruckt bei (Hedderich), Subsidiamiscellanea, 
p. 72—140. Vgl. Walter, Erzstift und Reichsstadt Köln, S. 356. 
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gegen die ihrem Diözesanrecht nachteiligen Bestimmungen 
Protest ein). 

Die örtliche Verwaltung der Kölner geistlichen 
Gerichtsbarkeit lag zum grossen Teil in den Händen der 
Archidiakone, vor allem der vier principales zu Köln, 
Bonn, Xanten und Soest, die durch die Decreta Synodalia vom 
Jahre 1662 verpflichtet waren, zur Ausübung der ihnen zu- 
stehenden Jurisdiktion einen tüchtigen Offizial zu bestellen ?). 
Die Jurisdiktion der übrigen Archidiakone war enger be- 
grenzt. 

Die Landdechanten, welche den einzelnen „Christiani- 
täten“ vorstanden, übten keine eigentliche Gerichtsbarkeit, 
sondern nur ein disziplinäres Aufsichtsrecht über die ihnen 
unterstellten Pfarrer aus®). Anders jedoch in Jülich-Berg und 
in Kleve-Mark, wo die Gerichtsbarkeit der Landdechanten in 
den obengenannten Verträgen mit Pfalz-Neuburg und Branden- 
burg staatlicherseits ausdrücklich anerkannt worden war. 
Von den jülich-bergischen Dekanatsgerichten ging die Ap- 
pellation ohne Behinderung von seiten der Staatsgewalt an 
das Offizialat m Köln, das selbstverständlich auch für alle 
anderen geistlichen Untergerichte des Erzstifts, sowohl im 
rheinischen als westfälischen Teil, die höhere Instanz bildete. 

Die letzte eingehende Verordnung über das 


!) Vgl. Philippus Hedderich, Elementa juris canoniei?, 
Bonnae 1791, I, $ 271, Anm. a; Walter, Erzstift und Reichsstadt Köln, 
S. 356. 

2) Decreta Synodalia dioecesis Coloniensis a. 1662, Pars III, Tit. V, 
cap. 2, $2. Ueber die ältere Geschichte des Xantener Archidiakonats 
siehe Joseph Löhr, Die Verwaltung des Kölnischen Grossarchidia- 
konates Xanten am Ausgange des Mittelalters, Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 59. und 60. Heft, 
Stuttgart 1909, besonders S. 187 fi. Für das Bonner Offizialat wurde 
noch am 16. Februar 1790 eine ausführliche Geschäftsordnung erlassen. 
Vgl. Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 915; Walter, Eız- 
stift und Reichsstadt Köln, S. 361. 

®) Decreta Synodalia, Pars III, Tit. V, cap. 4. 5. 6. 


Kölner geistliches Gerichtswesen in vorfranzösischer Zeit. 168 


geistliche Gerichtswesen des Erzstifts Köln war die 
des Kurfürsten Maximilian Franz vom 23. November 17871). 
Unter Beibehaltung der früheren Bestimmungen über die erste 
Instanz wurde für die zweite Instanz ein judicium formatum 
gebildet ?), das aus dem Offizial, dem Obersiegler, zwei geist- 
lichen und drei weltlichen Assessoren bestehen sollte?). Be- 
treffs der Revisionsinstanz für geistliche Sachen sollte es einst- 
weilen bei der am 12. Januar 1786 per Decretum Commune 
publizierten Verordnung bleiben‘). In Ansehung der Diszipli- 
narsachen der Geistlichen verblieb es „bei der bisherigen Kon- 
kurrenz mit den Stifts- und Landdechanten“?). In Bagatell- 
sachen dieser Art kommittierte der Offizial dem Öbersiegler 
oder einem der Assessoren das summarische Verhör; auf dessen 
Referat hin wurde dann in pleno judicio nach Stimmenmehrheit 
die Strafe normiert. Eine Berufung gegen solche Urteile gab 
es nicht, doch war der Rekurs an den Erzbischof gestattet ©). 
Von den Disziplinarverfügungen des Offizials zu Werl”), der 


1) Seotti, Kurkölnische Gesetzsammlung I, 863 gibt nur eine 
kurze Notiz über den Inhalt. Der von mir benutzte Separatabdruck (Kölner 
Stadtbibliothek, Rh. VII, 16) ist ohne Angabe des Druckortes und Er- 
scheinungsjahres. Das später erlassene Reskript vom 6. April 1790 enthält 
nur einige Zusatzbestimmungen. Scotti, Kurkölnische Gesetzsamm- 
lung I, 863, Anm. — In demselben Jahre wurde am 16. Februar für das 
Offizialatsgericht in Bonn eine Geschäftsordnung publiziert. Scotti, 
2.2.0. I, 95. Am 12. Juli 1793 wurden Bestimmungen über die Re- 
visionsinstanz für Urteile des erzbischöflichen Offizialats erlassen. Scotti, 
2.3.0. I, 974. 

2) Tit. VI, $ 13 der Verordnung vom 23. November 1787. 
3) Tit. VII, $ 14 der Verordnung vom 23. November 1787. 

4) Tit. XIV, $ 64 der Verordnung vom 23. November 1787. 

5) Tit. XVI, $ 73 der Verordnung vom 23. November 1787. 

6) $ 75 u. 76 der Verordnung vom 23. November 1787. 

?) Genauere Vorschriften über den Geschäftsbetrieb des Werler 
Offizialats ergingen am 24. Februar 1781, Scotti, Kurkölnische Ge- 
setzsammlung I, 739. Durch die Verordnung vom 21. April 1788, Scotti, 
a.2.0. I, 877, und 25. August 1789, Scotti, a.a.0. I, 909, wurde 
seine Zuständigkeit eingeschränkt. 
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Archidiakonalgerichte und der Stifts- und Landdechanten 
nusste die Appellation an das Offizialat zu Köln gehen!). 

In der bisher beschriebenen Verfassung verblieb das 
geistliche Gerichtswesen bis zum Beginn der französischen 
Herrschaft. Die Regierung des Erzstiftes siedelte ebenso wie 
der Hofrat im Herbst des Jahres 1794 nach Recklinghausen 
über ?); das Bonner Oberappellationsgericht und das Offizialat 
von Köln wurden nach Arnsberg verlegt?), wohin auch das 
Domkapitel geflüchtet war). Soweit es anging, suchte man 
von Arnsberg aus auch die Verwaltung des linksrheinischen 
Teiles der Diözese fortzuführen, bıs durch die Bulle vom 
29. November 1801 die linksrheinische Erzdiözese aufgehoben 
und an ihrer Stelle das Bistum Aachen errichtet wurde), 


VI. Mit der Einführung der französischen Ge- 
setzgebung‘) hörte auf dem linken Rheinufer die geistliche 
Gerichtsbarkeit, soweit ihre zivilrechtliche Geltung in Frage 
kam, auf’). 


1) 8 78 der Verordnung vom 23. November 1787. Vgl. den Erlass 
vom 6. Juli 1590, n. 2/3, Scotti, a.a.0. I, 33. 

2) Erlasse vom 29. September, Scotti, Kurkölnische Gesetzsamm- 
lung I, 999, und 27. Oktober 1794, Scotti,a.a.O. I, 1002; Schulz, 
Kurkölnischer Hofrat, S. 82. 105 £. 

3) Erlasse vom 20. und 27. Oktober 1794, Scotti,a.a. 0. I, 1001. 
1002; Schulz, Kurkölnischer Hofrat, S. 82. 1051. 

*®) Ennen, Frankreich und der Niederrhein II, S. 462 f. 

5) Vgl. Hermann Hüffer, Forschungen auf dem Gebiete 
des französischen und des rheinischen Kirchenrechts nebst geschichtlichen 
Nachrichten über das Bisthum Aachen und das Domkapitel zu Köln, Münster 
1863, S. 191 ff.; Ley, Kölnische Kirchengeschichte, S. 630f.; Aloys 
Niessner, Zwanzig Jahre Franzosenherrschaft am Niederrhein, Aachen 
1907, 8. 135 fl. 

6) Eine anregende Charakteristik der französischen Kirchengesetz- 
gebung gibt Justus Hashagen, Die rheinische Kirche unter fran- 
zösischer Herrschaft, Studium Lipsiense, Ehrengabe Karl Lamprecht 
dargebracht, Berlin 1909, S. 295 ff. Im allgemeinen vgl. noch Dalloz, 
Jurisprudence generale, Paris 1835, XIV, p. 911—916s., $ 686. 

?) Niessner, Zwanzig Jahre Franzosenherrschaft am Niederrhein, 
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Die prinzipielle Grundlage des bisherigen geistlichen Ge- 
richtswesens im Gebiet des französischen Rechts hatte 
die Constitution civile du clerge& vom 12. Juli 1790) 
schon dadurch untergraben, dass sie dem Klerus seine privi- 
legierte Stellung nahm und ihn bürgerlich organisierte. 

Auf dem durch die Constitution begonnenen Wege gingen 
die folgenden Gesetze weiter. Da die geistlichen Tribunale 
Ausnahmegerichte waren und einen privilegierten Gerichts- 
stand bildeten, fielen auch sie unter die Bestimmungen des 
Decret sur organisation judiciaire vom 16.24. Au- 
gust 1790: „Tout privilege en matiere de jurisdiction est 
aboli; tous les citoyens, sans distinction, plaideront dans la 
möme forme et devant les memes juges“?). Wenn es viel- 
leicht noch strittig sein konnte, ob dieses allgemein gefasste 
Gesetz auch die geistlichen Gerichte mit einbegriff, so wurde 


S. 105 bringt die Aufhebung der geistlichen Gerichtsbarkeit n Aachen 
in ursächlichen Zusammenhang mit einer angeblichen skandalösen Ueber- 
schreitung der kirchlichen Disziplinargewalt durch den dortigen Kapuziner- 
guardian. Wohl mit Unrecht; ein vereinzelter Fall würde nie die Ver- 
anlassung zu einer allgemeinen Aufhebung der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
gewesen sein, wenn diese Aufhebung nicht durch die französische Gerichts- 
organisation gefordert worden wäre. 

1) Vgl. Ludovic Sciout, Histoire de la constitution civile du 
clerge, Paris 1872 ss., I, p. 180ss.; dePressense&, L’Eglise et la re- 
volution frangaise, p. 110 ss.; Institutions diocösaines de Digne ou 
Recueil des reglements publies par Mgr. l’eveque de Digne, 2 vol., 
Digne 1845/48, I, p. 309. 

®) Titrell, Art. 16 des Dekrets. J. B. Duvergier, Collection 
complete des lois, decrets, ordonnances, reglements, avis du Conseil 
d’Etat....?, Paris 1834 ss., I, p. 312; K. Th. Bormann und A. von 
Daniels, Handbuch der für die Königl. Preussischen Rheinprovinzen 
verkündigten Gesetze, Verordnungen und Regierungsbeschlüsse aus der 
Zeit der Fremdherrschaft, Köln 1833 fi., I, S.270. Vgl. Schaeffner, 
Geschichte der Rechtsverfassung Frankreichs IV, S.164; Starke, Bei- 
träge I, S. 378; Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 257; 
Archiv für katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, S. 120. Vgl. auch 
Titre II, Art. 17 desselben Dekrets. 
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jeder Zweifel behoben durch das Dekret vom 6./7. Sep- 
tember 1790, Titre I, Art. 13, ın welchem neben anderen 
gerichtlichen Behörden auch die officialites ausdrücklich als 
aufgehoben bezeichnet werden !). 

Die neue Rechtslage erfuhr durch die Gesetzgebung ihre 
weitere konsequente Ausgestaltung. Die Jurisdiktion über 
die Angehörigen des geistlichen Standes wurde auf 
das rein geistliche Gebiet‘ zurückgedrängt. Ein privilegium 
forı in weltlichen und gemischten Strafsachen wurde nicht 


!) „Au moyen de la disposition contenue en l’article 16 du titre II 
du decret du 16 aoüt... les privileges de clericature... et en general 
tous les privileges et attributions en matiere de juridietion, ensemble tous 
les tribunaux de privilöge ou d’attributions... les officialites... et 
generalement tous les tribunaux autres que ceux 6tablis par la presente 
constitution, sont supprimes et abolis.“ Duvergier, Collection com- 
plete des lois® I, p. 360; Schaeffner, Geschichte der Rechtsver- 
fassung Frankreichs IV, 8. 188f.; Johann PaulBrewer, Ge- 
schichte der französischen Gerichtsverfassung, Düsseldorf 1835/37, LI, 
S. 837; Fabre, Du retablissement des tribunaux ecclösiastiques, Paris 
1857, p. 99s.; Bormann-Daniels, Handbuch I, S. 289 f. 

Zu der obigen Darstellung wurde besonders benutzt ein von dem 
Kölner Regierungspräsidenten Ruppenthal dem Minister des Innern am 
15. Oktober 1835 eingesandtes Promemoria über die kirchliche Gerichts- 
barkeit in den Rheinlanden, Ministerium des Innern, Justiz- 
sachen, Generalia 34, I. Ruppenthal zitiert dort als Beleg Merlin, 
Repertoire universel et raisonn& de jurisprudence®, Art. Official VIII, 
p- 690, wo es heisst: „Aujourd’hui, les &v&ques n’ont plus la juridietion 
contentieuse; la puissance civile qui la leur avait conced6e, s’en est ressaisi; 
et des ce moment, les officialit6s, devenues sans objet, ont dü &tre sup- 
primees, comme elles l’ont &t& en effet par l’art. 13 de la loi du 7 Septembre 
1790.“ Derselben Auffassung über die Wirkung der französischen Justiz- 
verfassung für die kirchliche Gerichtsbarkeit ist HenriondePanse y; 
De l’autorite judiciaire en France: „L’existence des officialites &tant incompa- 
tible avec le nouvel ordre judiciaire etabli par la loi du 24 aoüt 1790, ces 
tribunaux furent abolis par une disposition formelle de la loi des 6 et 7 sep- 
tembre 1790, titre I, art. 13. Dans ce nouvel ordre de choses la juridietion 
episcopale, ramende & son principe, se concentre dans les affaires purement 
spirituelles.“ Hermens, Handbuch III, S. 521, wo die ganze Abhandlung 
Henrions S. 497—550 abgedruckt ist. 
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mehr anerkannt. Die Gesetze vom 26. Dezember 1790, Art. 7 
und 8, vom 17. Juni 1791, Art. 2 (Dekret vom 23. Januar 1811) 
vom 7. Vend&miaire des Jahres IV, Tit. 5 wiesen die den ge- 
setzlichen Eid verweigernden, päpstliche Erlasse ohne staatliche 
Genehmigung veröffentlichenden oder sonst in ihrer Amts- 
tätigkeit ungesetzliche Handlungen begehenden Geistlichen vor 
die staatlichen Gerichte). Das Gesetz vom 20. April 1810, 
Art. 10 gab den Erzbischöfen und Bischöfen einen privi- 
legierten Gerichtsstand beim Appellhofe ?). 

Die durch das Gesetz vom 20. September 1792 erfolgte Ein- 
führung des Zivilstandes nahm den bischöflichen Behörden 
in Ehesachen’) jede Jurisdiktion mit zivilrechtlicher Wirkung. 

Die französische Okkupation übertrug das neue 
Recht auf das linke Rheinufer. Auf Grund des Gesetzes vom 
16.24. August 1790 erliess der mit der Organisation der 
Rheindepartements beauftragte Generalkommissar Rudler *) 
am 4. Pluviose des Jahres VI (23. Januar 1798) eine Ver- 
ordnung, die alle bisherigen Justiz- und Verwaltungsbehörden 
unterdrückte?). Eine zweite Verordnung vom selben Datum 
über die Organisation des Justizwesens ©) bestimmte in Art. 142, 
Abs. 3: „Les proces pendans (!), en premiere instance ou par 
appel dans quelques trıbunaux ou devant quelqgues commissions 
extraordinaires, que ce soit en vertu de committimus ou autres 
privileges, ou en vertu d’evocation ou attribution quelconque, 
seront renvoyes aux tribunaux civils de departement“ ”). 


1) Starke, Beiträge I, S. 378£. 

2) Starke, Beiträge 1, 8. 379. 

3) Starke, Beiträge I, S. 378. 

4) Ueber Rudlers Tätigkeit vgl. Perthes, Politische Zustände 
und Personen I, S. 228 ft. 

5)) Sammlung der Verordnungen und Beschlüsse, 
erlassen durch den Regierungs-Kommissär in den vier neuen Departementen 
des linken Rheinufers, Strassburg VI. Jahr, 1. Teil, 1. Heft, S. 60 ff. (deutsch 
und französisch). 

6, Sammlung der Verordnungen, a.a.0., S. 128 fi. 

”) Sammlung der Verordnungen, a.2..0., S. 184f. 
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Die organischen Artikel vom Jahre 1802 behielten die 
Aufhebung der Offizialate als Öffentlichrechtlicher Gerichts- 
behörden ausdrücklich bei). 


VII. Welches war nun die eigentliche Tragweite 
dieser neuen Gesetzgebung? 

Die Behauptung einzelner Autoren, infolge der französi- 
schen Herrschaft und Säkularisation seien die geistlichen Ge- 
richte in Deutschland untergegangen?), bedarf der Erklärung, 
wenn sie nicht missverstanden werden soll. In dieser Allge- 
meinheit ist sie zweifellos falsch. 

Die neue französische Justizverfassung konnte und wollte 


1) Art. 10. — Hermens, Handbuch ], S. 481 fi.; IV, S. 80-381. 
Vgl. Schaeffner, Geschichte der Rechtsverfassung Frankreichs IV, 
S. 169£.; Geffken, Staat und Kirche, S. 355£.; de Pressense&, 
L’Eglise et la revolution francaise, p. 416 ss. 

2) So z. B. Anton Eichhorn, Die Ausführung der Bulle de 
salute animarum, Zeitschrift für die Geschichte und Altertumskunde 
Ermlands V, 1874, S. 8; Vering, Kirchenrecht?, S. 678f. Auch Jos. 
Scheill, Die geistliche Gerichtsbarkeit, Kitzingen 1833, I, S. 83 behauptet 
fälschlich, dass in Rheinland und Westfalen ‚in der Zeit der kaiserlichen 
Gewaltherrschaft das französische Gesetzbuch eingeführt, und die geist- 
liche Gerichtsbarkeit auch in rein kirchlichen Judizial-Gegenständen 
aboliert worden ist“. Missverständlich betrefis der Tragweite der fran- 
zösischen Gesetzgebung ist auch Brewer, Geschichte der französischen 
Gerichtsverfassung IL, S. 837; Schaeffner, Geschichte der Rechts- 
verfassung Frankreichs IV, S. 164; Franz Dittrich, Die Bemühungen 
des Kölner Erzbischofs v. Spiegel, a. a. O., S. 558. Ebenso spricht 
Niessner, Zwanzig Jahre Franzosenherrschaft am Niederrhein, S. 105 
für Aachen missverständlicherweise von einem „Verbot jeder geistlichen 
Gerichtsbarkeit“. Vgl. zur Beurteilung der Rechtslage vor allem eine von 
München und Geissel entworfene Denkschrift vom 19. Januar 1853, welche 
dazu bestimmt war, dem katholischen Abgeordneten Rohden bei den 
Kammerverhandlungen über die geistliche Gerichtsbarkeit als Material 
zu dienen, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX, 2 (Entwurf). Mit 
Recht wird hier darauf hingewiesen, dass das Gesetz vom 24. August 1790 
in Tit. 1, Art. 5 ein Entscheidungsrecht des Bischofs in den zu seiner 
Kompetenz gehörigen Gegenständen samt einem Rekurs an den Metro- 
politen anerkennt. Siehe auch Starke, Beiträge I, S. 376 fi. 
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nicht die kirchliche Gerichtsbarkeit als solche abschaffen 
— weder die Disziplinargerichtsbarkeit noch auch die streitige, 
speziell die Ehegerichtsbarkeit. Ihre Tendenz war nur die: das 
geistliche Gerichtswesen dahin zurückzuführen, woher es seinen 
Ausgangspunkt genommen, auf den Gewissensbereich; alle „attri- 
butions temporelles et legales“, die sich dem rein geistlichen 
Kompetenzkreis der kirchlichen Tribunale im Lauf der Jahr- 
hunderte unter besonderen Zeitverhältnissen angegliedert hatten, 
wurden nun, wo die Idee der £egalite civile Gesetzgebung und 
Rechtsprechung zu beherrschen begann, zur Unmöglichkeit }). 
Das allgemeine Gesetz, welches die Rechtsprechung verstaat- 
lichte und alle Bürger vor die ordentlichen Gerichte wies, 
machte auch vor den Privilegien des Klerus nicht halt. Der 
Staat zerschnitt mit einem Hieb die vielfältigen Fäden, welche 
bis dahin bürgerliche und kirchliche Rechtspflege miteinander 
verbunden hatten. Er reklamierte für sich, was ıhm zu seiner 
Kompetenz gehörig schien, und drängte die Kirche auf das 
rein spirituelle Gebiet zurück. 

Die alten Offizialate Frankreichs mit ihrer weit 
in das weltliche Gebiet hineinreichenden Gerichtsbarkeit fielen 
dem neuen Recht zum Opfer. 

Die in den rheinischen Bistümern bisher vorhan- 
denen, zu einem organischen Ganzen verbundenen @erichts- 
behörden, die im Auftrag des Bischofs und Landesherrn ihre 
halb geistliche, halb weltliche Tätigkeit ausgeübt hatten, hörten 
auf; dem Bischof war es aber unbenommen, die rein geist- 
liche Hälfte ihrer Tätigkeit im Rahmen der neuen Verordnun- 
gen weiter zu führen. 

Weder die Constitution civile du clerg&?), noch das Ge- 


1) Andre, Cours alphabetique et methodique de droit canon, 
2 vol. (Bd. IX u. X von Migne, Eneyelopedie theologique), Paris 1844/45, 
II, col. 671 ss., Art. Officialite. 

2) Institutionsdioce&saines de Digne I, p. 309 ss. 420. — 
Die Constitution hatte der geistlichen Gerichtsbarkeit eine den kirchlichen 
Prinzipien widersprechende Grundlage gegeben und die hierarchische Ord- 
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setz vom 7. September 1790!),.noch die organischen Arti- 


nung dadurch verletzt, dass sie die Gerichtsbarkeit zwischen dem Bischof 
und der Diözesansynode teilte; grundsätzlich aber hatte sie dieselbe aner- 
kannt, wenn sie Tit. 1, Art.5 bestimmte: „Lorsque l’Eveque diocösain aura 
prononce dans son synode sur des matieres de sa competence, il y aura lieu 
au recours au metropolitain, lequel prononcera dans le Synode meötro- 
politain.“ Vgl. auch Ludovice Sciout, Histoire de la constitution 
eivile I, p. 183; P. de la Gorce, Histoire religieuse de la r&volution 
frangaise, Paris 1909—1912, I, p. 194 ss.; C. Constantin, Art. 
Constitution civile du clerge, Dietionnaire de theologie catholique von 
A.VacantundE. Mangenot?, Paris 1909 ss., vol. III 2, col. 1537 ss., 
besonders 1549 s. 

!) So auch die Auffassung des Bischofs von Digne: „La loi de 1790 
a voulu enlever aux tribunaux ecclesiastiques toute la juridietion tempo- 
relle qu’ils exergaient encore & la fin du dernier siecle. Elle a voulu non 
seulement leur enlever la juridietion temporelle, mais encore les priver 
de l’appui de !’Etat pour l’exercice de la juridietion spirituelle contentieuse 
et pour l’exe&cution paree des jugements. Elle a voulu aussi les depouiller 
de tout l’appareil exterieur dont les lois humaines les avaient entoures. 
Il est certain que la loi pouvait tout cela. C’etaient ici des accessoires de 
l’autorite ecelesiastique. Les hommes les lui avaient donnes; les hommes 
pouvaient les lui enlever.“ Institutions diocesaines de Digne I, 
p- 418. In demselben Sinne Fabre, Du retablissement des tribunaux 
ecclesiastiques, p. 99s.; Andre, Cours alphabetique, II, col. 671 ss., 
Art. Offieialite; Andre, Dictionnaire de droit civil eccelesiastique 
(Bd. LXIV und LXV von Migne, Encyclopedie theologique), Paris 1873, 
Art. Officialit@ begründet seine Auffassung folgendermassen: „Ce serait 
un erreur de croire... que le decret des 7/11 septembre 1790 a com- 
pletement aboli les officialites. Si on se reporte a l’article 13 de ce 
decret, on y voit que les tribunaux de privileges, ou d’attribution, tels 
que les officialites, sont supprimes et abolis. Il est donc de toute &vi- 
dence que le decret n’a enleve aux officialites que la juridietion eivile dont 
elles etaient investies & l’egard de certaines matieres temporelles et sur 
certaines personnes qui jouissaient du privilege de clericature, aux termes 
des anciennes ordonnances. Mais le decret precite n’a voulu ni pu retirer 
aux officialit&s le droit de prononcer en matiere purement spirituelle, par 
exemple, lorsqu’il s’agit de la discipline ecelesiastigue“ — a.a.0. II, 
col.649s. Nach Andre ist es in gewissen Fällen sogar nicht ausgeschlossen, 
dass „la puissance civile doit pr&eter main forte pour ex&cution des sen- 
tences“. Für den Fall, dass ein suspendierter Priester trotz der Zurück- 
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kel!), noch die Verordnungen des Zivilkommissars der Rhein- 


weisung des appel comme d’abus sich dem Urteil des Bischofs nicht fügt, 
ist dies durch Entscheid der Cour imperiale von Montpellier vom 12. Fe- 
bruar 1851 anerkannt worden. Andr6, a.a. O. II, col. 650. Und nach 
einem Avis du conseil d’Etat vom 2. November 1835 sind die Sentenzen 
der Offizialate kraft Art. 14 und 15 des organischen Gesetzes zivilrechtlich 
vollstreckbar, wenn sie im Namen des Bischofs erlassen worden oder von 
diesem ratifiziertsind.. Andre,a.a. O.II, col. 651. Der Offizial als sol- 
cher hat nach Andre&, a.a. O., Art. Appel simple, I, col. 212 s. für seine 
Person keinerlei „juridiection reconnue par la loi“. 

!) Der mit der Verwaltung der Kultusangelegenheiten beauftragte 
Staatsrat und nachherige Kultusminister Portalis charakterisiert in seinem 
Rapport vom 22. September 1803 an den ersten Konsul die Tendenzen 
der organischen Artikel folgendermassen: „Nous avons toujours tenu pour 
maxime, en France, uechaquee&väqueestdanssondiocese 
leconservateur de la foietdela disecipline... S’agit- 
ildela discipline, les evöques la fixent par leurs rituels, par leurs 
mandements, par leurs instructions, par leurs ordonnances synodales, 
etils la maintiennent par leur juridiction correc- 
tionnelle. S’agit-il dela doctrine, ils la propagent par leurs en- 
seignements, et lorsqu’elle est blessee ou attaquee, ils peuventlavenger 
par des censures.“ Discours, Rapports et Travaux 
inedits sur le Concordat de 1801, les articles organiques publies en möme 
temps que ce concordat et sur diverses questions de droit public... par 
JeanEtienne Marie Portalis, publies et precedes d’une intro- 
duction par le Vicomte Frederic Portalis, Paris 1845, p. 212s.; 
Hermens, Handbuch IV, S. 206. 

„La juridiction &piscopale est purement spiri- 
tuelle; elle n’est point coactive; elle ne doit avoir aucun caractere de 
domination, puisque la domination, m&me dans les choses spirituelles, est 
formellement interdite par l’Evangile & tous les ministres de l’Eglise.“ 
Discours, RapportsetTravaux, p. 21ö5; Hermens, Hand- 
buch IV, S. 208. 

„Les archevöques ou metropolitains sont superieurs aux &veques; 
ils jugent, en cas de recours ou d’appel, les causes qui leur sont portees 
des differents dioc&ses qui composent l’arrondissement ecclesiastique. 
Si I’on croit avoir & se plaindre du jugement port& par l’archeveque ou 
metropolitain, on peut recourir au pape, qui prononce alors dans 
les formes fix&es par nos usages... Le recours au pape n’avait pas besoin 
d’&tre exprime dans une loi particuliere & l’Eglise de France. Ce recours 
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departements), noch die Charte von 1814?) haben die rein 
geistliche, innerhalb des Gewissensbereichs sich betätigende 


appartient & la discipline generale qui regit le corps entier de l’Eglise.“ 
Discours, Rapports et Travaux, p. 232s; Hermens, 
Handbuch IV, S. 225 £. 

Dass Portalis die Disziplinargerichtsbarkeit der Bischöfe in rein 
kirchlichen Vergehen als durch die französische Gesetzgebung unberührt 
anerkannte, erhellt auch aus seinen Observations sur les demandes du pape, 
Discours, Rapports et Travaux, p. 2878; Hermens, 
Handbuch IV, S. 277. Vgl. ferner Reponse aux observations presentees 
au nom de Sa Saintetelepape, Discours, RapportsetTravaux, 
p- 297 s.; Hermens, Handbuch IV, S. 285 £. 

1) Nach Hüffer, Forschungen, S. 199 richtete der Aachener 
Bischof Berdolet für die Ausübung der kirchlichen Gerichtsbarkeit ein 
Offizialat ein, bestehend aus einem official und vice-official, einem promoteur 
du diocese, einem vice-promoteur und einem greffier general. „Lange 
blieben aber diese Stellen unbesetzt“ — fügt Hüffer hinzu. Ohne 
Zweifel handelt es sich hier um eine rein innerkirchliche Einrichtung, welche 
durch die Erlasse Rudlers nicht berührt wurde. 

2) Im Jahre 1826 fasste der Conseil d’Etat gelegentlich einer Anfrage 
des Bischofs von Hermopolis die staatsrechtliche Lage der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit in einem Rapport folgendermassen zusammen: 

„Considerant que les officialites, quant au spirituel seulement, ont 
pu etre et ont &te& efiectivement retablies dans plusieurs dioc&ses de France, 
avec l’assentiment de la puissance publique, sans violer aucune loi; 

Que les articles 52 et 67 de la Charte constitutionelle ne contiennent 
rien qui s’oppose & ce retablissement, puisqu’ils ne statuent que sur la 
juridietion ordinaire et sur la justice qui &mane du roi exclusivement; 

Que des lors rien ne fait obstacle ä& ce que les ev&ques de tous les dio- 
ceses organisent, dans le sens propose par M. le ministre des aflaires ecelesia- 
stiques, l’exercice de la juridietion spirituelle, que m&me l’interet de l’Eglise, 
de l’ordre et de la justice, doivent les y döterminer... 

Est d’avis: 

1. Que les officialites ne pourraient &tre investies de la connaissance 
d’aucune cause temporelle que par une loi; 

2. Que cette institution renferm&e dans les limites de la juridietion 
spirituelle, n’a rien de contraire aux lois du royaume; 

3. Qu/il serait utile que l’organisation de ces officialites et la proc&dure 
a suivre devant elles, fussent reglees uniform&öment et d’une maniere qui 
determinät avec precision la nature des preuves, le droit de defense et tout 
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und ausschliesslich kirchliche Zwangsmittel gebrauchende Ge- 
richtsbarkeit in irgend einer Weise antasten wollen. Glaubte 
die Kirche in Dingen geistlicher Natur eine eigene Gerichts- 
barkeit weiter ausüben zu sollen, so mochte sie es tun, wenn 
sich Mitglieder fanden, die in einer Streitsache dieser Art 
Wert darauf legten, ein Urteil der kirchlichen Jurisdiktions- 
gewalt zu erlangen!). Der Staat ignorierte das und lehnte 
jede Beihilfe seinerseits grundsätzlich ab; für den äusseren 
Rechtsbereich gehörte die kirchliche Gerichtsbarkeit der Ge- 
schichte an. 

Kein Gesetz hätte es demnach den Bischöfen verboten, 
sofort nach Aufhebung der alten Offizialate wieder neue, mit 
rein geistlicher Kompetenz erstehen zu lassen. Es geschah aber 
durchgängig nicht ?) — hauptsächlich wohl deshalb, weil man 


ce qui est de la substance des jugements.“ Avis inedit du 26 mars 1826, 
abgedruckt bei Fabre, Du retablissement des tribunaux ecclesiastiques, 
p- 101ss.; Institutions dioc&saines de Digne I, p. 427=. 

!) Napoleon selbst hat gezeigt, dass er die rein kirchliche Zuständig- 
keit der geistlichen Gerichte als fortbestehend anerkannte. Aus politischen 
Gründen legte er Wert auf eine kirchliche Nichtigkeitserklärung seiner 
Ehe mit Josephine Beauharnais und liess den Vorschriften Benedikts XIV. 
Const. Dei miseratione gemäss die Klage vor zwei Instanzen, dem Offizial- 
gericht und dem Metropolitangericht von Paris verhandeln und schritt 
erst nach Erlangung der duplex sententia conformis zum Abschluss einer 
zweiten Ehe. In gleicher Weise wurde auch die Ehenichtigkeitsklage 
seines Bruders Jeröme und der Elise Patterson von den genannten geist- 
lichen Tribunalen verhandelt. Vgl. Scheill, Die geistliche Gerichts- 
barkeit, S. 81fl.; Fritz Fleiner, Die Ehescheidung Napoleons, 
Leipzig 1893; Joseph Schnitzer, Katholisches Eherecht, Frei- 
burg 1898, S. 646 fi., Anhang. 

?) In den Rheinlanden machte Aachen eine Ausnahme. Vgl. oben 
8. 172, Anm. 1. In Frankreich gab vor allem Bischof Sibour von Digne 
seinem geistlichen Gericht im Jahre 1845 eine mustergültige, den kanoni- 
schen Gesetzen entsprechende und dem staatlichen Recht angepasste 
Einrichtung. Vgl. Institutions dioce&saines de Digne I, 
p- 193 ss., vor allem das Reglement vom 1. Juli 1845, a. a. O., p. 489 ss.; 
Fabre, Du retablissement des tribunaux ecclesiastiques, p. 78 s8.; 
Katholik 1849, Nr. 19, S. 75£. 
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sich über die Tragweite des neuen Rechtes nicht im klaren 
war, dann wohl auch, weil die neue Rechtslage die rein inner- 
kirchliche Disziplinargewalt der Bischöfe nur verstärkt hatte 
und daher von bischöflicher Seite kaum Lust vorhanden war, 
die fast schrankenlose Freiheit diskretionärer Verwaltungs- 
gewalt. gegen den komplizierten Apparat eines den kanonischen 
Vorschriften entsprechenden geistlichen Gerichts einzutauschen. 

Das Aufhören der bisherigen Gerichtsbehörden, welche 
die geistlichen Prozessualien nach den strengen Formen des 
kanonischen Rechtes aburteilten, war für die kirchliche Ge- 
schäftsführung von nicht geringem Nachteil. Was bei einer 
den kanonischen Vorschriften entsprechenden Diözesanregie- 
rung auf streng prozessualem, instanzmässig geordnetem Wege 
hätte entschieden werden müssen, wurde durch die Bischöfe 
bezw. die Generalvikariate auf dem formloseren, eine eigent- 
liche Berufung ausschliessenden Verwaltungswege erledigt. 
Ein Zustand, der, zumal in Disziplinarsachen der Geist- 
lichen, leicht zu Unzuträglichkeiten führen konnte und auf 
die Dauer auch tatsächlich von dem niederen Klerus als eine 
Gefährdung seiner Rechte empfunden wurde). 

Auch bei der Entscheidung von Eheprozessen war 
infolge der neuen Justizverfassung die Einhaltung der kano- 
nischen Formen oft unmöglich, z. B. wenn Zeugen sich wei- 
gerten, zu erscheinen oder sich vernehmen zu lassen, oder 
wenn die unterliegende Partei dem Vollzug des Erkenntnisses 
Schwierigkeiten entgegen setzte. Da der Staat das ganze 
kirchliche Gerichtsverfahren grundsätzlich ignorierte, blieb in 


!) Dass in den Kreisen des französischen Klerus die persönliche 
Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Bischof, vor allem nach der 
disziplinären Seite hin, nicht als normaler Zustand betrachtet wurde, und 
dass man sich nach Festlegung bestimmter prozessualer Formen und der 
Einrichtung von Richter kollegien sehnte, beweist die temperament- 
volle Schrift von Abbe Fa bre, Du retablissement des tribunaux ecelesia- 
stiques en France. Bestrebungen derselben Art zeigten sich, wie wir noch 
später sehen werden, auch unter dem rheinischen Klerus. 
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solchen Fällen der geistlichen Behörde kein anderes Mittel 
als die kirchlichen Zensuren. Gegen andersgläubige Zeugen 
und Parteien konnten diese aber nicht angewendet werden, 
und selbst Katholiken gegenüber waren sie oft eine höchst 
bedenkliche Waffe. Infolgedessen sehen sich die bischöflichen 
Verwaltungen veranlasst, auch die Ehesachen meist auf ad- 
ministrativrem Wege ohne kanonischen Prozess zu verhandeln 
und es dem kirchlichen Sinn ihrer Gläubigen anheimzustellen, 
ob sie sich ihren Entscheidungen fügen wollten oder nicht !). 


VIII. Ausserordentlich verwickelt gestalteten sich die 
Verhältnisse des geistlichen Gerichtswesens in 
den rechtsrheinischen Gebieten. Solange die dort be- 
lesenen Teile von Kurköln und Kurtrier noch unter der alten 
Regierung verblieben, war trotz ihrer Trennung von den 
linksrheinischen Diözesananteilen die Handhabung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit mit keinen allzu grossen Schwierig- 
keiten verbunden. Erst die Säkularisationen des Jahres 1802 
waren es, welche auch in diesen Gebieten bedeutsame Ver- 
änderungen für das kirchliche Gerichtswesen zur Folge hatten. 
Nach dem Tode des Kölner Erzbischofs Maximilian Franz 
(r 27. Juli 1801) fungierte Freiherr Johann Hermann Joseph 
von Caspers zu Weiss als Kapitelsvikar vom 3. August 1801 bis 
zum 15. August 1822. Sein Nachfolger war der apostolische 
Vikar Johann Wilhelm Stephan Schmitz, der sein Amt ausübte, 
bis im Mai 1825 der neue Erzbischof Graf Spiegel von Desen- 
berg die Verwaltung der neuerrichteten Erzdiözese antrat ?). 
In der ersten Zeit bestand in Deutz noch ein kanonisch ein- 
gerichtetes Offizialat?). Ob es jedoch in späterer Zeit noch 


1) Vgl. die Denkschrift Geissels und Münchens vom 19. Januar 1853, 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX, 2 (Entwurf). 

2) Brück, Geschichte der katholischen Kirche P, S. 170; Hüffer, 
Forschungen, S. 320 fi.; E. von Mering, Die hohen Würdenträger der 
Erzdiözese Köln, Köln 1842—1844, S. 118 ff. 

3) Vgl. Seotti, Kurkölnische Gesetzsammlung III, 13. Vgl. auch 
Hüffer, Forschungen, S. 329 f. 
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regelrecht besetzt war, ist sehr zu bezweifeln. Das ihm direkt 
unterstehende Gebiet wurde schliesslich — nachdem für Reck- 
linghausen ein eigenes Offizialat errichtet war — sehr einge- 
schränkt und umfasste bei Erlass der Bulle De salute ani- 
marum nur noch elf Pfarreien in den Kreisen Altenkirchen 
und Neuwied ?). 

Die ostrheinischen Teile des eigentlichen Erz- 
stifts Köln — mit Ausnahme der Grafschaft Altenwied, 
jedoch mit Einschluss der Aemter Linz und Unkel?) — fielen, 
ebenso wie die rechtsrheinischen kurtrierischen Lande infolge 
der Säkularisation zum grössten Teil dem fürstlichen Hause 
Nassau zu?°). 

Die ehemals kurtrierischen Gebiete wurden durch 
das erzbischöfliche Vikariat in Limburg, wohin auch das Dom- 
kapitel geflüchtet war, verwaltet‘). Als Klemens Wenzeslaus 
im Jahre 1812 starb, führte der frühere Offizial und General- 
vikar Beck, zunächst ohne Autorisation °), vom 21. Mai 1813 ab 
im Auftrag des Regensburger Primas als episcopus vicinior ), 
die Verwaltung bis zu seinem Tode (7 3. März 1816) weiter, 

Inzwischen war ein Teil des Trierer Diözesangebietes 
durch die Staatsverträge vom 31. Mai 1815 und 14./19. De- 
zember 1816 an Preussen gekommen. Nach dem Tode 
Becks wurde der Geistliche Rat von Hommer unter Zustimmung 
der preussischen ®), aber gegen den Willen der nassauischen 
Regierung von den Mitgliedern des Domkapitels zum Kapitels- 
vikar gewählt und von Pius VII. unter Sanation der höchst- 


I Justizministerialblatt XVII,.1856, S. 257 

2) Vgl. Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung, Einleitung, 8. X. 

®) Vgl. Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, S. 22. 

*#) Brück, Geschichte der katholischen Kirche L, S. 170. 

5) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg T?, S. 56. 

6) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, S. 57ff. Vgl, 
Conc. Trid. Sess. 24 de ref. cap. 16. 

?) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, S. 114. 

8) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I], S. 122. 
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wahrscheinlich ungültigen Wahl ad cautelam als apostolischer 
Vikar für die preussischen Gebiete bevollmächtigt!). Für die 
nassauischen Teile fungierte das Limburger Vikariat im Auf- 
trag des Fürstprimas (als episcopus vicinior)?) und zwar auch 
noch nach dessen Tode weiter, bis der päpstliche Stuhl am 
24. Juli 1818 die für ungültig erachtete Bestallung des dor- 
tigen Offizials Cordel dadurch sanierte, dass er ihn zum apo- 
stolischen Vikar der nassauischen Gebiete machte ?). 

Die Kompetenz der für die nassauischen Lande zustän- 
digen Vikariate zuDeutzund Ehrenbreitstein (bezw. 
Limburg) regelte sich nach den beiden nassauischen Ver- 
ordnungen vom 16./31. August 1803 über die Grenzen der 
landesherrlichen und bischöflichen Gewalt*). Danach blieb die 
bischöfliche Gerichtsbarkeit über die Geistlichen in 
Bezug auf ihre Amtsverrichtungen und die klerikale Disziplin 
ausschliesslich zuständig’). „Die nöthig scheinende Inter- 
dicta, Suspensiones, Amotiones a Beneficio, das Jus carceris 
episcopalis.... und überhaupt die in Consilio tridentino be- 
stimmte sonstige geistliche Strafen“ waren dem Bischof allein 
überlassen ®). In allen übrigen „Civil- und Profanklagen und 


!) Brief Hommers an den römischen Agenten de Augustinis (Entwurf 
ohne Datum) im Pfarrarchiv von Ehrenbreitstein 

?2) Vgl. Höhler, Geschichte des Bistums Limburg, Beilage VII. 
ELBE ERERR IX IE X TE X TI. 

®») Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I, S. 116 ff.; Ernen- 
nungsurkunde ebenda. 

*#) NassauischeGesetzsammlungl, S. 137. Die Nassau- 
Weilburgsche Verordnung vom 16. August 1803 siehe bei Scotti, Ost- 
rheinische Gesetzsammlung III, 113, S. 1593 ff.; die Nassau-Usingensche 
vom 31. August ebenda, 6, 8.1336 fl. Vgl. Ch. L. Hertel, Ueber 
die Rechts- und Gerichtsverfassung der zum Regierungsbezirke Koblenz 
gehörigen ostrheinischen Landestheile?, Coblenz 1829, I, S. 27; IL, S. 255 ff. 
Starke, Beiträge I, $ 146, S. 380f.; Justizministerialblatt 
XVIII, 1856, S. 257. 

5) Nr. ©. 1 der Verordnung; Höhler, Geschichte des Bistums 
Limburg, Anhang, S. VII. 

6) Nr. C. 2 der Nassau-Weilburgschen Verordnung. 
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weltlichen Rechts-Streitigkeiten“ waren die Geistlichen den 
weltlichen Gerichten unterworfen '). 

Matrimonialsachen gehörten nur dann vor das geist- 
liche Gericht, wenn die Ehe nicht als bürgerlicher Kontrakt, 
sondern als Sakrament in Betracht kam. In allen übrigen 
Fällen, „wo nicht von einem Impedimento canonico und 
eigenen Religionsgesetzen die Frage ist“, war der weltliche 
Richter allein zuständig ?). 

Die „Causae beneficiorum, juris Patronatus et decimarum* 
durften unter keinen Umständen mehr vor die geistlichen Ge- 
richte gezogen werden°). In allen Rechtssachen, welche nicht 
vor das kirchliche Forum gehörten, hatten die Geistlichen 
ihren privilegierten Gerichtsstand bei dem ‚Justizsenat zu 
Ehrenbreitstein‘). (Dasselbe wie in Nassau galt für die 
Geistlichen von Wetzlar, welches zunächst mit dem Gross- 
herzogtum Frankfurt vereinigt war, durch die Wiener Schluss- 
akte aber an Preussen fiel ’).) 


IX. In dem vormals zum Erzstift Köln gehörigen, 1802 
an den Herzog von Arenberg gefallenen Vest Reckling- 
hausen‘) übte zunächst noch das in Deutz residierende erz- 
bischöfliche Offizialat die geistliche Gerichtsbarkeit aus. Eine 
Arenbergsche Verordnung vom 12. November 1804 hatte die 
Grenzen der staatlichen und geistlichen Gerichtskompetenz des 
näheren bestimmt und dem geistlichen Richter die Entschei- 


!) Nr. C. 3 der Verordnung. 

?) Nr. C. 4 der Verordnung. 

®) Nr. ©. 5 der Verordnung. 

*) Nr. C.3 der Verordnung. Nach der durch Vertrag vom 31. Mai 1815 
erfolgten Abtretung der in Betracht kommenden Gebiete an Preussen 
verblieb der Justizsenat vorläufig noch in Ehrenbreitstein. Im Jahre 1820 
wurde er nach Koblenz verlegt. Starke, Beiträge I, 8. 256; Hertel, 
Ueber die Rechts- und Gerichtsverfassung? II, S. 56. 

°®) Vgl. Hertel, Ueber die Rechts- und Gerichtsverfassung II?, 
S. 55f., 73. 

°) Vgl. Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 1. 
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dung über petitorische Klagen in Benefizialsachen, die Er- 
kenntnis über Gültigkeit einer Ehe und die Disziplinargerichts- 
barkeit über Geistliche in rein geistlichen Sachen gewähr- 
leistet). Durch Verhandlungen mit dem Kölner Domkapitel 
wusste die herzogliche Regierung es zu erreichen, dass für 
die der geistlichen Gerichtsbarkeit unterstehenden Angelegen- 
heiten der katholischen Untertanen ein eigenes Offizialat 
in Recklinghausen eingerichtet wurde. Durch Verord- 
nung vom 24. Dezember 1804?) autorisierte der Deutzer Of- 
fizial Cramer von ÜOlauspruch den geistlichen Kommissar in 
Recklinghausen als dortigen Offizial unter Vorbehalt der an 
das erzbischöfliche Offizialat zu Köln gehörigen Appellationen 
und Rekurse. Im Falle des Todes oder sonstiger Behinde- 
rung des Recklinghauser Offizials sollte der jeweilige Pfarrer 
von Dorsten, und in dessen Behinderung der „Senior unter 
den Pastoren der Vestischen Christianität“ substituiert sein. 
Zugleich verzichtete das Kölner Offizialat für Recklinghausen 
auf seine ihm sonst gegenüber den geistlichen Untergerichten 
zustehende konkurrente Jurisdiktion. 

Der Recklinghauser Offizial war staatlicherseits gehalten, 
vor der Urteilsfällung zwei von der herzoglichen Regierung 
zu benennende katholische Rechtsgelehrte und einen von der 
Regierung genehmigten Gerichtsaktuar bei den Sitzungen hin- 
zuzuziehen. Bei Verschiedenheit der von den beiden ersteren 
abgegebenen Rechtsgutachten sollte der Entscheid des Offizials 
den Ausschlag geben’). 

Durch kaiserliches Dekret vom 25. Januar 1811 wurde 
die Grafschaft Recklinghausen mit dem Grossherzogtum 
Berg vereinigt‘). Es dauerte nicht lange, und das Reckling- 


1) 8 2 der Verordnung, Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung 
11RyıaR 

2) Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung HI, 13. Vgl. Hüffer, 
Forschungen S. 328. 

3) Nr. 1der Verordnung. 

4) Scotti, Kurkölnische Gesetzzammlung III, 98. Vgl. Char- 
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hauser Offizialat teilte das Schicksal der linksrheinischen geist- 
lichen Gerichte. Die Disziplinargewalt des Bischofs wurde 
allerdings auch unter der neuen Gesetzgebung anerkannt !), 
aber am 17. Dezember 1811 erging ein Dekret über die 
Organisation der Gerichte, das nach französischem Muster in 
Art. 1 bestimmte: „Les jurisdictions patrimoniales, seigneuriales, 
ecelesiastiques ... et generalement toutes les autorites 
judiciaires etablies dans le Grand-Duche de Berg, sous quelque 
forme, titre ou denomination qu’elles existent, sont et demeu- 
reront supprimees & dater du 1° fevrier 1812*?). 


X. Auch für das früher zum Erzstift Köln gehörige 
Herzogtum Westfalen?), das durch den Reichsdeputa- 
tionshauptschluss Hessen-Darmstadt zugesprochen wurde, hatte 
die Säkularisation Veränderungen in dem geistlichen Gerichts- 
wesen zur Folge. 

So bestimmte eine Verordnung der Organisationskommission 
vom 12. Oktober 1802*%): „Die Gerichtsbarkeit, welche das 
für Westphalen angeordnete Officialat zu Werll (!) in bürger- 
lichen Sachen bisher ausgeübt hat, wird hiemit gänzlich 
aufgehoben, und hat dieses Offizialat, von nun an in keinen 
andern Sachen, als solchen, die Causae mere ecclesiasticae 
sind, bis auf weitere Verordnung zu erkennen“ ?). Alle bürger- 


les Schmidt, Le Grand-Duche de Berg (1806—1813), Paris 1905, 
DE 9: 

!) Vgl. die bei Höhler, Geschichte des Bistums Limburg, Anhang, 
S. X fl. angeführten Gutachten über die kirchlichen Verhältnisse im Gross- 
herzogtum Berg, Urkunde V und VI. 

®) Bormann-Daniels, Handbuch VII, S. 174fi. Vgl. das 
obenerwähnte Promemoria an den Minister des Innern vom 15. Oktober 1834, 
Min. d. Innern, Justiz-Sachen, Generalia 34, I. 

®) Vgl. Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung, Einleitung; 
Starke, Beiträge I, $ 144, S. 376; Buescher, De judicio officialatus 
in ducatu Guestphaliae, p. 85 ss. 

4) Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 2. 

5) $2 der Verordnung. Vgl. auch die Verordnung vom 22. April 1803, 
Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 33. 
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lichen Prozessualien, welche in erster oder zweiter Instanz 
bei dem Werler oder bei dem ehemaligen Kölner Offizialat 
in Arnsberg noch anhängig waren, mussten an die zuständigen 
staatlichen Gerichte abgegeben werden!). Die causae mere 
ecclesiasticae sollten „ihren bisherigen Gang“ behalten ?). In 
Fällen, wo die Natur einer Streitsache als mere ecclesiastica 
zweifelhaft erschien, war der Entscheid der Organisations- 
kommission einzuholen?). Rekurse an auswärtige Behörden 
sollten ebenfalls ohne Erlaubnis der genannten Kommission 
nicht stattfinden*). Auch in rein geistlichen Sachen wurde 
die kirchliche Gerichtsbarkeit nur in so weit garantiert, „in so 
ferne solche nicht gegen die Souverainitäts-Rechte des Landes- 
herrn streitet“. Zur Wahrung dieser Souveränitätsrechte durfte 
„keine päbstliche Bulle und keine Verordnung geistlicher 
Oberen ohne Vorwissen der Organisations-Kommission und 
Erlaubniss des Landesherrn bekannt gemacht werden‘ °). Das 
ehemalige kölnische Offizialat in Arnsberg wurde als Gerichts- 
behörde aufgehoben und jeder Rekurs an dasselbe untersagt ®). 

Streitige Ehesachen, in welchen bis dahin das 
Werler Offizialat die ausschliessliche Kognition gehabt hatte, 
betrachtete die neue Regierung nicht als causae mere 
eccelesiasticae und wies sie daher dem Ziwvilrichter zu‘). 

Das endgültige Organisationsedikt vom 12. Okto- 
ber 1803°®) behielt die früheren Bestimmungen über die 
geistliche Gerichtsbarkeit bei. 


1) 88 3 u. 4 der Verordnung. 
$ 8 der Verordnung. 

$ 9 der Verordnung. 
s1 
$ 


2 
3 


0 der Verordnung. 
11 der Verordnung. 
$ 13 der Verordnung. 

?) Verordnung vom 27. April 1803, Scotti, Kurkölnische Gesetz- 
sammlung II, 37. Selbstverständlich blieb es aber den Katholiken un- 
benommen, für den Gewissensbereich das Erkenntnis des geistlichen 
Forums nachzusuchen. 

8) Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 59. 


5 
6 


) 
) 
) 
2 
) 
) 


182 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. 1. 


Jede bürgerliche Kompetenz blieb ausgeschlossen, nur die 
geistlichen Sachen waren „dem Erkenntnisse des Bischofs 
oder seiner stellvertretenden öffentlichen Behörde vorbehalten“. 
Als solche wurden das Offizialat in Werl und das General- 
vikariat zu Arnsberg ausdrücklich bestätigt!). Gegen Miss- 
brauch der geistlichen Gewalt war der Rekurs beim Kirchen- 
und Schulrat anzubringen ?). 

Prinzipiell hatte die Geistlichkeit ihren privilegierten 
Gerichtsstand bei dem landesherrlichen Hofgericht, doch 
konnten Personalklagen gegen Geistliche nach einer Re- 
gierungsverordnung vom 24. Januar 1804?) „einstweilen und 
bis auf andere Bestimmung“ entweder bei dem landesherr- 
lichen Hofgericht oder vor dem kirchlichen Forum eingebracht 
werden. Die Exekutoriensachen geistlicher Personen wurden 
der ausschliesslichen Kompetenz des Hofgerichtes zugewiesen, 
dem Bischof aber die Möglichkeit gegeben, die Rechte des 
Kirchengutes zu vertreten *). 

Als im Dezember 1808 der letzte kurfürstliche Werler 
Offizial Peter Gaudentius Biegeleben starb, wählte das Kölner 
Domkapitel den Pfarrer Arndts von Menden zu seinem Nach- 
folger, der als solcher auch die landesherrliche Bestätigung 
erhielt 5). 

An dem bisher dargestellten Rechtszustand des geistlichen 
Gerichtswesens wurde beim Uebergang des Landes an 
Preussen®)noch einmal geändert. Die Einführung des preussi- 


1) 8 9, 4 des Organisationsedikts. 


) 
2) 8 9, 4 des Organisationsedikts. 
?) Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 73. 

4) Verordnung vom 7. Oktober 1805, Scotti, Kurkölnische Gesetz- 
sammlung II, 163. 

5) Buescher, De judicio officialatus, p. 87. Vgl. auch Starke, 
Beiträge I, S. 376. 

6) Vgl. auch das Abtretungspatent vom 8. Juli und das Besitznahme- 
patent vom 15. Juli 1816 bei Scotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 
638, publiziert am 25. Juli 1816, Scotti, a.a.O. II, 643. 
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schen Rechts durch das Publikationspatent vom 21. Juni 1825!) 
machte der Kompetenz des Offizialats in weltlichen Sachen 
der Geistlichen ein Ende. Im übrigen überging das genannte 
Patent die geistliche Gerichtsbarkeit mit Stillschweigen. Recht- 
lich bestand daher die geistliche Gerichtsbehörde fort; faktisch 
hörte sie aber — wenigstens als besonderes Offizialat — mit 
dem am 31. März 1825 erfolgten Tode des Offizials Arndts 
auf. Ein Antrag der bischöflichen Behörde auf Wieder- 
besetzung der Stelle des Offizials wurde vom Kultusministerium 
am 14. Juli 1825 abschlägig beschieden, mit der Begründung, 
der Generalvikar bekleide als solcher auch quoad spiritualia 
das Amt des Offizials für das Herzogtum Westfalen; die 
speziellen Geschäfte des Offizialats müssten aber nach Ein- 
führung des Allgemeinen Landrechts doch grösstenteils auf- 
hören ?). 


XI. In dem Hochstift Münster?), welches im Jahre 1802 
säkularisiert wurde und zum Teil an Preussen fiel, zum Teil 


!) Patent wegen Einführung des Allg. Landrechts in das Herzogtum 
Westphalen vom 21. Juni 1825, Gesetzsammlung für die kgl. 
preuss. Staaten, S. 153. 

?2) Justizministerialblatt XVIIL 1856; Archiv f. kath. 
Kirchenrecht IV, S. 381. 

3) (Scotti), Sammlung der Gesetze und Verordnungen, welche 
in dem Königlich Preussischen Erbfürstenthume Münster..... über 
Gegenstände der Landeshoheit, Verfassung, Verwaltung und Rechts- 
pflege vom Jahre 1359 bis zur französischen Militair-Occupation und zur 
Vereinigung mit Frankreich und dem Grossherzogthunme Berg in den Jahren 
1806 und resp. 1811 ergangen sind, Münster 1842; Zeitschriftfür 
Philosophie und katholische Theologie, Köln 1833, 
6. Heft, S. 95 ff. C. v. Olfers, Beiträge zur Geschichte der Verfassung 
und Zerstückelung des Oberstiftes Münster besonders in Beziehung auf 
Jurisdiktions-Verhältnisse, Münster 1848; F.Philippi, 100 Jahre preussi- 
scher Herrschaft im Münsterlande, Münster 1904; Josef Jeiler, 
Die Siegelkammer der Bischöfe von Münster, Zeitschrift für vaterländische 
Geschichte und Alterthumskunde LXIV, 1906, I, S. 137 fi., besonders 
S. 162 ff. und 173 ff. Die obige Darstellung, die nur einen kurzen Ueber- 
blick bieten will, folgt im wesentlichen der Schilderung des Münsterischen 
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unter verschiedene kleine Herrschaften verteilt wurde, hatte 
in fürstbischöflicher Zeit ebenfalls eine weitgehende geistliche 
Gerichtsbarkeit bestanden. 

Als Obergerichte fungierten 1. das Offizialaks oder 
geistliche Hofgericht; 2. das Generalvikariats- 
gericht. Geistliche Untergerichte waren die Archidiako- 
natsgerichte, das Domhofs-Immunitätsgericht, in 
beschränktem Sinne auch das Landfiskalatgericht. 

Das Offizialat, welches aus dem Offizial und zwei Asses- 
soren bestand !), übte die Jurisdictio contentiosa nach den Be- 
stimmungen des kanonischen Rechts und der durch den Fürst- 
bischof Christoph Bernhard am 2. Dezember 1651 erlassenen 
Offizialats-Gerichtsordnung ?) aus. 


Offizials und Generalvikars Zurmühlen, wie er sie sowohl in einem 
Bericht an die kgl. Regierung vom 11. Februar 1803 entwarf (General- 
vikariats-Registratur Münster, A 3l), wie auch in einer Eingabe 
an den König vom 26. November (?) 1803 (Entwurfebenda) und in 
einem Bericht an die Subdelegationskommission für die Organisation des 
Bistums Münster vom 28. November 1822 (Entwurf ebenda). Be- 
nutzt haben wir ferner ein Promemoria des Bischofs Kaspar Max vom 
16. Februar 1827,Erzb.Kab.-Reg.KölnXXIX1, vol.I. Einzelne 
Angaben über das Münstersche geistliche Gerichtswesen enthält auch 
eine Denkschrift des Freiherrn von Stein vom 2. März 1803, 
Staatsarchiv Münster, A.N.Z. Oberpräsidium A Nr.1, Bl. 133 ff. 

1) Vgl. Hochstifts Münsterischer Hof- und Adress-Calender für das 
Jahr 1802, S. 38; v. Olfers, Beiträge, S. 9. 

2) Die erste bekannte Reformatio stammt vom 5. Juli 1574. Sie 
wurde in den Jahren 1580, 1586, 1604 und 1615, vor allem aber durch die 
von Christoph Bernhard am 2. Dezember 1651 erlassene Reformatio ecclesia- 
sticae jurisdictionis curiae episcopalis Monasteriensis ergänzt und verbessert. 
Diese für das ganze spätere Gerichtswesen Münsters massgebende Gerichts- 
ordnung ist nicht im Druck erschienen. Handschriftlich findet sie sich, 
zusammen mit einer Revisionsordnung vom Jahre 1688, in einem im Besitz 
der gräflichen Familie von Galen befindlichen Sammelband und soll dem- 
nächst von Carl Bayer herausgegeben und erläutert werden. Vgl. 
(Seotti), Münstersche Gesetzsammlung I, 118 und Anm. ebenda; 
Karl Tücking, Geschichte des Stifts Münster unter Christoph Bernhard 
von Galen, Münster 1865, S.281. Nach Olfers, Beiträge, S. 16 hatte der 
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Zu seiner Kompetenz gehörten in erster Instanz alle 
Zivilklagen, welche geistliche Personen oder Sachen betrafen, 
vor allem auch alle Matrimonial-, Benefizial- und Zehnt- 
prozesse!), Die Zuständigkeit des Offizialats war aber so- 
wohl sachlich als örtlich eingeschränkt durch das @General- 
vikariatsgericht. Ausser der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
übte dieses eine Disziplinar- und Kriminalgerichtsbarkeit aus, 
deren Abgrenzung gegen die Befugnisse der Archidiakonats- 
gerichte und des Domhofsimmunitätsgerichtes oder des Landes- 
fiskalats bei dem Mangel genauer gesetzlicher Bestimmungen 
auch in der Praxis wohl nicht immer unbestritten war?). In 
den Archidiakonaten Bevergern, Sassenberg und Wolbeck 
stand dem Generalvikariat die gewöhnliche archidiakonale Ge- 
richtsbarkeit zu?), die vollständige geistliche Gerichtsbarkeit 
aber — also mit völligem Ausschluss des Offizialats — hatte 
es in den Kirchspielen Bevergern, Hopsten, Riesenbeck und 
Dreyerwalde, letzteres im Gefolge einer Verordnung des Fürst- 
bischofs Friedrich Christian vom 18. August 1690 %). 


Kanzler Wilhelm Stuk schon 1571 eine Offizialatsgerichtsordnung verfasst, 
welche aber die Geistlichkeit als dem alten Herkommen zuwider nicht 
annehmen wollte und dadurch unschädlich machte, dass sie den ganzen 
Verlag für 700 Taler ankaufte. Eine von dem Generalvikar Jakob Voss 
verfasste neue Reformatio wurde 1573 publiziert, aber nicht gedruckt. 
Vgl. dazu Huyskens in der Zeitschrift für vaterländische Geschichte 
und Altertumskunde LXIV, 1906, I, S. 258 fi.; Jeiler, a.a. O., S. 163, 
Anm. 3. 

1) Reformatio vom 2. Dezember 1651 IL, Tit. 1; Zeitschrift 
für Philosophie, a. a. O., S. 95£.; v. Olfers, Beiträge, S. 17; Denkschrift 
Steins vom 2. März 1803, Staatsarchiv Münster, Oberpräsidium A 
Nr 137 B1r134. 

2) Zeitschrift für Philosophie, a.a. O., S. 96. 

3) Vgl. Hochstifts Münsterischer Hof- und Adress-Calender für 
das Jahr 1802, S. 97. 100. 115; Zeitschrift für Philosophie, a. a. O., 
S. 97. 

4), Zeitschrift für Philosophie, a. a. O., S. 97£.;C.v.Olfers, 
Beiträge, S. 8. Vgl. Zurmühlen in den oben angegebenen Gutachten, 
besonders in der „Darstellung der Gerichtsbarkeiten des General-Vikariats 
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Die Gerichtsbarkeit der Archidiakone, welche 
sich hauptsächlich auf die Handhabung der Kirchenzucht und 
der geistlichen Disziplin erstreckte, beruhte auf der um 1585 
erlassenen Oonstitutio Ernestina und den 1576 zwischen dem 
Domkapitel und der weltlichen Regierung vereinbarten Ver- 
tragsartikeln !), die zwar zunächst nur für die domkapitulari- 
schen Archidiakonate bestimmt waren, aber gewöhnlich auch 
von den anderen in praxi befolgt wurden ?). 

Neben seiner Jurisdiktion in geistlichen Sachen erfreute 
sich das Offizialat bezw. geistliche Hofgericht auch der erst- 
instanzlichen Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Sachen, und zwar in Konkurrenz mit dem weltlichen Hof- 
gericht und den Untergerichten, so dass die Kompetenz jeweils 
durch Prävention begründet wurde?). Ausgenommen waren 
aber das Niederstift und die in dem Amt Bevergern belegenen 
Ortschaften, ferner diejenigen Untergerichte, welche das Recht 
der ausschliesslichen ersten Instanz hatten. 

Der Instanzenzug war so geordnet, dass das Offizialat 
die zweite Instanz für die von den Archidiakonatsgerichten 
und dem Domhofimmunitätsgericht abgeurteilten Prozessualien 
bildete ®). 


und desselben Unterbehörden und deren Verhältnis untereinander“, als 
Antwort auf eine Anfrage der Interimskommission verfasst, General- 
vikariats-Registratur Münster, A3l; Denkschrift Steins vom 2. März 
1803, Staatsarchiv Münster, a.a. O. Bl. 134/35. 

1) Abgedruckt in der Zeitschrift für Philosophie, a. a. O., 
S. 107 ff. Siehe auch Godehard Jos. Ebers, Die Archidiakonal- 
streitigkeiten in Münster im 16. und 17. Jahrhundert, Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung XXXIV, Kan. Abt. III, 1913, S. 364 ff., besonders $. 375 fi. 

?) Zeitschrift für Philosophie, a. a. O., S. 98; Joh. Paul 
Kress, Rechts-begründete vollständige Erläuterung des Archidiaconal- 
Wesens..., Helmstädt 1725, 8. 23£.; v. Olfers, Beiträge, 8. 18. 
Vgl. (Seotti), Münstersche Gesetzsammlung I, 57. 76. 

®2) Reformatio vom 2. Dezember 1651 II, Tit. 1; Denkschrift 
Steins vom 2. März 1803, Staatsarchiv Münster, Oberprä- 
sidium A Nr. 1, Bl. 134; v. Olfers, Beiträge, $. 17. 

*) Reformatio vom 2. Dezember 1651 II, Tit. 1; Denk- 
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Die Berufung von den Erkenntnissen des Offizialats bezw. 
des Generalvikariats in Matrimonial- und Benefizialsachen 
und überhaupt in allen causis ecclesiasticis, in welchen der 
Rekurs an die Reichsgerichte ausgeschlossen war, ging elective 
nach Rom bezw. den Kölner Nuntius!) oder an das Metropo- 
litangericht in Köln, später zuerst immer nach Köln. Für 
Köln war Rom Appellationsinstanz, bis im Gefolge der Emser 
Punktationen der Kurfürst von Köln ein eigenes Revisorium 
in Bonn einrichtete, dessen Zuständigkeit aber von dem 
Münsterer Domkapitel nicht anerkannt wurde?). 


XlI. Die Säkularisation des Jahres 1802 führte zur 
vollständigen Vernichtung und Aufteilung des Münsterschen 
Stifts. Die Hälfte des Oberstifts fiel an Preussen, die andere 
an den Rheingrafen von Salm, die Fürsten von Salm-Salm 
und Salm-Kyrburg und die Herzöge von Looz-Corswaren und 
Croy, das Niederstift wurde den Herzögen von Oldenburg (die 
Aemter Vechta und Cloppenburg) und von Arenberg (Amt 
Meppen) überwiesen’). 


schrift Steins vom 2. März 1803, Staatsarchiv Münster,a.a. O., 
Bl. 134; Zeitschrift für Philosophie, a. a. O., S. 96. 99f.; Kress, 
Rechtsbegründete Erläuterung des Archidiaconal-Wesens, S. 23; von 
Olfers, Beiträge, S. 18. 

1) Vgl. einen in der Zeitschrift für vaterländische Geschichte 
und Altertumskunde VIII, 1845, S. 201 mitgeteilten Fall. 

2?) „Darstellung der Gerichtsbarkeiten....“, Generalvikariats-Regi- 
stratur Münster, A 3l. Vgl. auch von Olfers, Beiträge, S. 18; 
(Seotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 19. 

3) Philippi, Hundert Jahre preussischer Herrschaft im Münster- 
lande, S. 5£.; von Olfers, Beiträge, S.25fl.; Max Lehmann, Frei- 
herr von Stein, Leipzig 1902, I, S. 247 ff. Den sich später noch mehr- 
mals vollziehenden territorialen Verschiebungen brauchen wir hier nicht 
im einzelnen nachzugehen, da uns zunächst nur die an Preussen gefallenen 
Gebiete interessieren. Die genannten Mitbesitzer am Oberstift wurden 
1806 und 1811 von Berg und Frankreich mediatisiert. Durch den Wiener 
Kongress kamen ihre Gebiete an Preussen. Vgl. die bei Philippi, 
a.2.0., S. 96 fi., Anlage A abgedruckte, dem Staatsarchiv zu Münster 
entnommene statistische Uebersicht des Münsterschen Regierungsbezirks. 
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Die preussische Regierung plante sofort nach der 
Besitzergreifung eine umfassende Neuorganisation der ge- 
.samten Gerichtsverfassung, welche ihr „unter die ersten Be- 
dürfnisse“ ?) der neugewonnenen Landesteile zu gehören schien. 
Um sich einen Einblick in die bisherige Verfassung des 
geistlichen Gerichtswesens zu verschaffen, erbat sich am 
30. August 1802?) die „Königlich Preussische, zur Interims- 
verwaltung und Organisirung des östlichen Theils vom Hoch- 
stift Münster verordnete Civil-Commission“ von dem münster- 
schen Generalvikariat: 

l. eine vollständige Darstellung der ihm selbst und den 
ihm untergeordneten Behörden zustehenden Gerichtsbarkeit; 
Auskunft über den Instanzenzug nebst einem Verzeichnis der 
Landesordnungen und Gesetze, wonach in geistlichen Rechts- 
streitigkeiten verfahren und erkannt werde; 

2. ein genaues Verzeichnis des höheren und niederen Ge- 
richtspersonals, detaillierte Angaben über ihre Dienstzeit und 
ıhre Einnahmen; 

3. zuverlässige Nachweise über den Fonds zur Unterhaltung 
der Rechtspflege und über die Sporteln und Taxen; 

4. eine Liste der noch schwebenden Zivil- und Kriminal- 
prozesse, ebenso aller Konkurs- und Liquidationssachen, ferner 
der noch schwebenden Vormundschafts-, Deposital- und 
Hypothekensachen. 

Zur Beantwortung war eine Anzahl sehr ins einzelne 
gehender Schemata beigefügt. Der Offizial Jobst Hermann 
Zurmühlen sandte darauf eine eingehende Darstellung der 
Kompetenzverhältnisse und nach und nach auch die sonst ge- 
wünschten Auskünfte ein ?). 

Freiherr von Stein, der unter der Öberleitung des 
Chefkommissars Schulenburg im Sommer 1802 als Kommissar 


!) Schreiben vom 30. August 1802, Generalvikariats-Registratur 
Münster, A 3l. 

2) Generalvikariats-Registratur Münster, A 3l. 

®) Entwürfe Generalvikariats-Registratur Münster, A 3l. 
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für die westfälischen Provinzen berufen worden war, hatte 
weitfliegende Pläne. In einer Denkschrift vom 2. März 1803 
„Über die Bildung der Landes-Collegien im Fürstenthum 
Münster“ !) entwickelte er die Absicht, für die katholische 
Geistlichkeit sowohl in ihren bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten als auch in Kriminalsachen das privilegium fori abzu- 
schaffen und sie der Jurisdiktion des Staates zu unterwerfen. 
Zehnt-, Benefizial- und Ehesachen sollten der Zuständig- 
keit des Generalvikariats entzogen und der Regierung unter- 
stellt werden. Nur hinsichtlich der geistlichen Amtspflichten 
sollte die Disziplinargerichtsbarkeit des Bischofs bestehen 
bleiben ?). 

Das am 2. April 1803 erlassene „Reglement über die 
Vertheilung der Geschäfte zwischen den Landes-Collegien in 
den Preussischen Entschädigungs-Ländern“* °) entsprach den 
Vorschlägen Steins. Der $ 3 n. 3 desselben bestimmte, dass 
die Rechtssachen der Katholiken zum Ressort der neuge- 
gründeten Regierungskollegien gehören sollten, soweit sie nicht 
„den Öfficialat-Gerichten durch die zu publicirende Constitu- 
tionen besonders werden beigeiegt werden“ *). Am 5. April 1803 
erfolgten dann die Patente betreffend Einführung des Allge- 


1) Staatsarchiv Münster, A.N.Z. Oberpräsidium A Nr.1, 
Bl. 133/143. Die von Wilmans (Zeitschrift für preuss. Ge- 
schichte und Landeskunde X, 1873, S. 671.) gerühmte Genauigkeit der 
darin enthaltenen Darstellung der früheren Münsterschen Verfassungs- 
verhältnisse ist ohne Zweifel auf die Angaben zurückzuführen, die Stein 
von Zurmühlen gemacht worden waren. Vgl. den Eingang der Denk- 
schrift Steins, a. a. O., Bl. 133. 
2) Denkschrift Steins, Staatsarchiv Münster, aa. O,, 
Bl. 139/140 a; Zeitschrift für preuss. Geschichte und Landeskunde 
X, 1873, 8. 672. 
3) Abgedruckt n Novum Corpus Constitutionum XI, 
Ss. 1573 fi.; (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung II, 19; 
-Granier VIII, 573. Vgl. die Eingabe Zurmühlens an den König, 
Generalvikariats-Registratur Münster, A 3l. 
*) (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, S. 35. | | 
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meinen Landrechts!) und Einführung der Allgemeinen Ge- 
richtsordnung ?). 

Als Einführungstermin war anfänglich der 1. Juni, dann 
der 1. September 1803 festgesetzt worden *). Mit dem letzteren 
Termin hörten infolgedessen die Funktionen der bisher be- 
standenen Obergerichte auf). 

Bisher waren das Offizialat und das geistliche Hofgericht 
zu einem organischen Ganzen vereinigt gewesen und hatten 
einem und demselben Präses unterstanden. Das Ressort des 
Hofgerichtes umfasste die Zivilklagen der weltlichen Unter- 
tanen, während dem Öffizialatsgericht alle geistlichen Per- 
sonen und Sachen unterstellt waren. Dem bisherigen Präses 
dieser beiden Gerichtsbehörden wurde es nun zweifelhaft, ob 
nach den Intentionen der preussischen Regierung zugleich mit 
dem geistlichen Hofgericht auch das bischöfliche Offizialat 
aufgehoben sein solle. In Erwartung der in Aussicht ge- 
stellten Konstitution hatte er sich daher vom 1. September 1803 
ab der Ausübung jeglicher Jurisdiktionsakte enthalten, trotz- 
dem damals noch mehrere Prozesse, darunter auch Ehesachen 
anhängig waren. Auch nach dem 1. September 1803 wurden 
wiederum mehrere Inhibitorien de non copulando alteri bei 
dem Offizialat nachgesucht, „aber wegen noch nicht publi- 
zirter allergnädigster Constitution zur Zeit abgewiesen, wo- 
durch allerhöchst-dero Unterthanen in nicht geringe Verlegen- 
heit geraten sind“. Die genannten Klagen forderten ihrer 
Natur nach schleunige Erledigung, blieben aber ohne richter- 
lichen Entscheid, weil „über die fernere Existenz und Fort- 
dauer, respective über dem Wirkungs-Kreise des Offizialat- 


1) (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 20. 

2) (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 21; Nov. 
Corpus Constitutionum XI, S. 1687 fi. 

®) (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 21 und Anm. 

*) Vgl. (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 28: 
Eingabe Zurmühlens an den König, Generalvikariats-Registratur Mün- 
ster, A 3l. 
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gerichts allergnädigst noch nicht verordnet ist“. Um diesen 
Uebelständen abzuhelfen, bat der Offizial Zurmühlen den König, 
die in Aussicht gestellte Konstitution bald zu erlassen !). 

Auf höhere Weisung erklärte darauf die Regierung von 
Münster, „dass, wenn zwar das ÖOfficialat-Gericht in Gemäss- 
heit des Patents wegen Einführung der allgemeinen Gerichts- 
Ordnung als vormaliges Landes-Obergericht in seinen func- 
tionen (!) aufgehört habe, dieses dennoch nicht in Hinsicht der 
geistlichen Gerichtsbarkeit in Ehe- Sponsalien- und Beneficial- 
Sachen der Römisch-Catholischen der Fall sei, sondern das- 
selbe vielmehr den besagten Sachen, bis durch die zu er- 
wartende Constitution die geistliche Gerichtsbarkeit näher 
regulirt sein wird, sich ferner zu unterziehen habe“ ?). 

Auch in anderer Weise erkannte die Münstersche Re- 
gierung das Offizialat als richterliche Behörde an?). Versuche 
des Generalvikariats, auch in Nachlasssachen der Geistlichen 
die bisher gewohnte Gerichtsbarkeit weiter auszuüben, wurden 
freilich von der Regierung entschieden zurückgewiesen *). Auf 
Antrag der geistlichen Behörde erlaubte aber der Grosskanzler 
von Goldbeck dem Offizialat, bei gehörig besetztem Gerichte 
Testamente und andere letztwillige Verordnungen der katholi- 
schen Geistlichen auf- und anzunehmen; doch wurde es „vor- 
läufig und bis zur Emanirung der besonderen Constitution für 
die geistlichen Gerichte der Entschädigungs-Provinzen, auf die 
Constitution für die geistlichen Gerichte in Südpreussen und 


t) Eingabe Zurmühlens an den König. 

®?)(Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 46a. 

3) So wurde z. B. am 24. Januar 1804 dem Offizial Zurmühlen auf 
seinen Bericht vom 19. desselben Monats hin erlaubt, „diejenigen Zimmer 
im Niesingschen Kloster zur Haltung des Gerichts einstweilig einzuräumen, 
in welchen das Vicariats-Archiv bis dato aufbewahrt wird... Das zur 
Heitzung des Zimmers erforderliche Holz, so wie die nöthigen Lichter können 
wir aber nicht anweisen. Wir überlassen es Euch, dieserhalb an das höhere 
Justitz-Departement, nämlich Unsern Grosskanzler Euch zu wenden“, 
Generalvikariats-Registratur Münster, A 31. 

4) (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 83a. 123 a. 
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deren $phum 2 verwiesen, welchem zufolge selbige, so wie alle 
übrige schuldig sind, dergleichen Testamente, wenn sie vor 
ihnen publicirt worden, der Vorschrift des Land-Rechts Th. 1. 
Tit. 12. $ 237 gemäss, an die dortige Landes-Regierung oder 
den sonstigen ordentlichen persönlichen Gerichtsstand des Ver- 
storbenen einzusenden“ !). 

A fortiori verblieb dem Offizialat, soweit es in den Rahmen 
der südpreussischen Konstitution passte, die Gerichtsbarkeit in 
den eigentlich geistlichen Sachen, also in Sponsalien-, Matri- 
monial- und Benefizialklagen. 

Als zweite Instanz wurde vorläufig das Offizialat in 
Paderborn?), als dritte das in Hildesheim ?) bestimmt, 
während für Paderborn Münster als dritte Instanz) fungieren 
sollte. 

Wenn demnach das Münstersche Offizialatsgericht nach 
der Säkularisation auch nur einen bedeutend eingeengten Zu- 
ständigkeitsbereich besass, so war es doch in dem ihm be- 
lassenen Tätigkeitsgebiet von der preussischen Regierung als 
bischöfliches Gericht anerkannt und setzte als solches unbe- 
hindert seine Funktionen fort. 


XII. Die Zeit der französıschen Fremdherrschaft 
brachte auch für das Münstersche Offizialat eine dem Geist 
der französischen Gerichtsverfassung entsprechende Umge- 
staltung. Ein Gesetz, welches das Offizialat förmlich aufge- 
hoben hätte, wurde zwar nicht erlassen 5). Seine zivilrecht- 


!) Original des Schreibens in der Generalvikariats-Registratur M ü n- 
ster, A 31. Abgedruckt bei (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung 
III, 139 a. Das Allgemeine Landrecht war am 1. Juni 1804 eingeführt worden. 

2) Erlass vom 17. November 1804, (Scotti), Münstersche 
Gesetzsammlung III, 83 b. 

3) Erlass vom 18. Mai 1805, (Scotti), Münstersche Gesetz- 
sammlung III, 118 a. 

4) Erlass vom 20. August 1806, (Scotti), Münstersche Ge- 
setzsammlung III, 177 a. Vgl. von Olfers, Beiträge, S. 35. 

5) So Zurmühlen in seinem Gutachten an die Subdelegationskommis- 


Münsters geistliches Gerichtswesen unter französischem Recht. 198 


liche Wirksamkeit wurde aber völlig beseitigt. Am’10. April 1811 
ward zufolge kaiserlicher Verordnung vom 10. Februar des- 
selben Jahres das Tribunal erster Instanz für das Arron- 
dissement Münster eingerichtet. Der Präsident desselben, von 
der Recke, teilte dem Generalvikar Freiherrn von Droste- 
Vischering mit, dass infolgedessen nach Art. 53 des kaiser- 
lichen Dekrets vom 18. Oktober 1810 im Bereich des Arron- 
dissements Münster alle anderen gerichtlichen Behörden ihre 
Funktion einstellen müssten !). Durch Dekret vom 17. Dezem- 
ber 1811 wurden dann sämtliche bisherigen Gerichtsbehörden 
auch tatsächlich aufgehoben und die französische Gerichts- 
verfassung eingeführt. 

Somit war für den öffentlichen Rechtsbereich — aber 
auch nur so weit — die streitige Gerichtsbarkeit der Kirche, 
vor allem auch ihre Ehegerichtsbarkeit, beseitigt. Vor dem 
französischen Recht galt die Ehe lediglich als bürgerlicher 
Kontrakt und unterstand als solcher der Kognition der staat- 
lichen Gerichte. Allerdings blieb es auch in Münster, wie in 
den anderen Gebieten des französischen Rechts, den Kon- 
trahenten unbenommen, ihre Ehe nicht nur standesamtlich 
sondern auch kirchlich abzuschliessen und über die kirchlich 
geschlossene Ehe ein gerichtliches Erkenntnis des Bischofs 
nachzusuchen, wenn sie glaubten aus religiösen Gründen dar- 
auf Wert legen zu müssen. Für die bürgerlichen Rechtsver- 
hältnisse war der Spruch der geistlichen Behörde absolut un- 
erheblich. 

Als im Jahre 1815 das Oberstift Münster an Preussen 
fiel, blieb die Lage der geistlichen Gerichtsbarkeit rechtlich 
im wesentlichen dieselbe, praktisch aber geriet sie immer mehr 
in Verfall, „weil es ihr an allem gebrach, was zur Realisie- 


sion, a. a. O., A 31; ebenso der Münsterer Bischof Kaspar Max in seinem 
obenerwähnten Promemoria, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I. 

!) Schreiben vom 10. April 1811, Generalvikariats-Registratur 
Münster, A 3l. 
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rung unumgänglich erfordert wird“ 1). Die früheren Gerichts- 
personen waren alt oder arbeitsunfähig, teils auch gestorben 
oder anderweitig angestellt; kein Lokal für die Kanzlei war 
vorhanden, kein Fonds zum Unterhalt derselben, ebensowenig 
für Heizung, Licht und Schreibmaterialien. Auf eine Eingabe 
Zurmühlens liess die Münstersche Regierung ihm antworten, 
er solle sich an das Justizdepartement um Abhilfe wenden. 
Er tat es, erhielt aber keinen Bescheid ?). 


XIV. In dem zugleich mit Münster säkularisierten Bis- 
tum Paderborn?) fand die preussische Besitzergreifung eben- 
falls eine ausgedehnte geistliche Gerichtsbarkeit vor. Dieselbe 
war bisher teils von dem Offizialat oder geistlichen 
Hofgericht mit beschränkter Konkurrenz der Archi- 
diakonatgerichte, teils von dem Paderborner General- 
vikarıat ausgeübt worden. 

Zur Zuständigkeit des Generalvikariats gehörte 
die Disziplinargerichtsbarkeit über Geistliche, Schullehrer und 
Kirchendiener bei Verletzung der Amts- und Standespflichten ; 


!) Gutachten Zurmühlens an die Delegationskommission, General- 
vikariats-Registratur Münster, A 31. 

2) Gutachten Zurmühlens, a. a. O. 

®) Vgl. über das Bistum Paderborn Joseph Freisen, Staat 
und katholische Kirche in den deutschen Bundesstaaten, Kirchenrechtliche 
Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 25./29. Heft, I, S. 3 fi. 
und die dort angegebene Literatur. Ueber die Verfassung, speziell das 
geistliche Gerichtswesen, vgl. G. J. Rosenkranz, Die Verfassung 
des ehemaligen Hochstifts Paderborn, Zeitschrift für vaterländische Ge- 
schichte und Altertumskunde XII, 1851, S. 1ff., besonders S. 138 £.; 
Th. Kraayvanger, Die Organisation der preussischen Justiz und 
Verwaltung im Fürstentum Paderborn 1802—1806, Münstersche Beiträge 
zur Geschichtsforschung, N. F., V, 1905, 8. 15. 17£. 231. 

Für die obige Darstellung ist benutzt das eingehende Gutachten 
des Bischofs von Ledebur von Paderborn vom 13. März 1827, das 
er gelegentlich der Verhandlungen mit der Regierung verfasste. Kultus- 
ministerium, KA V Nr. 6, vol. I; Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol. I (Abschrift). 
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ebenso stand ihm die freiwillige Gerichtsbarkeit in Exekutorie- 
sachen der Geistlichen zu. 

Das Offizialat und die Archidiakonatgerichte 
übten die Gerichtsbarkeit in allen res ecclesiasticae conten- 
tiosae aus!). Das Offizialgericht besass ausschliessliche Zu- 
ständigkeit in Ehe-, Sponsalien- und Deflorationssachen, über- 
haupt in allen Prozessen, die geistliche Gerechtsame be- 
trafen?). In weltlichen Streitigkeiten stand ihm, wenigstens 
seit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, eine konkurrente 
Jurisdiktion mit der Regierung und dem weltlichen Hof- 
gerichte zu?). 

Jedwede Gerichtsbarkeit über die Geistlichen war den 
weltlichen Gerichten benommen t). Das Privilegium fori 
wurde so streng gehandhabt, dass ein Geistlicher nicht einmal 
als Zeuge vor dem weltlichen Forum vernommen wurde, son- 
dern auf Requisition hin durch das geistliche Gericht’). 

Ausgenommen waren (abgesehen von dem Fall der 
Rekonvention) unter anderem Polizei-, Lehens- und Markt- 
sachen, ferner alle dinglichen Klagen gegen Geistliche °). 

Der Instanzenzug war der gewöhnliche. Von den 
Archidiakonatgerichten ging die Appellation an das Offizialat, 


1) Gutachten Ledeburs, Erzb. Kab.-Reg. Köln, a.a.0. 

2) Justizordnung vom 22. September 1764, Art.7 in Hochfürst- 
lich-Paderbornische Landes-Verordnungen I/IV, Pader- 
born 1785/88, III, S. 194 f.; Vermehrte Justizordnung vom 26. Februar 
1776, Art. 1,a. a. O. IV, S. 83£.; Rosenkranz, Verfassung des ehe- 
maligen Hochstifts Paderborn, a. a. O., S. 139. 

3) Rosenkranz, Verfassung des ehemaligen Hochstifts Pader- 
borm, 8. 139; Kraayvanger, Organisation der preussischen Justiz, 
Si 17. 

4) Hochfürstlich Paderbornische Hofgerichtsordnung, Tit. XIII, n. 2, 
Paderbornische Landes-Verordnungen III, S. 137. 

5) Justizordnung von 1764, Paderbornische Landes- 
Verordnungen II, S. 19. 

6) Vermehrte Justizordnung vom 26. Februar 1776, Paderbornische 
Landes-Verordnungen W, S. 83f. 
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von dort an das Metropolitangericht; doch war es zur Er- 
leichterung des Instanzweges auch gestattet, auf Antrag des 
Appellanten die Prozessakten an eine katholische Juristen- 
fakultät zu verschicken !). 


XV. Die durch die Säkularisation und die spä- 
tere französische Zwischenherrschaft bedingten 
Schicksale des geistlichen Gerichtswesens im 
Fürstentum Paderborn gestalteten sich je nach der 
politischen Zugehörigkeit der einzelnen Landesteile ver- 
schieden. 

Preussen behandelte das in Paderborn vorgefundene 
geistliche Gerichtswesen -nach denselben Grundsätzen wie im 
Fürstentum Münster. Die Einführung der Allgemeinen Ge- 
richtsordnung erfolgte auch hier zum gleichen Termin wie im 
Münsterschen ?). Vom 1. September 1803 an hörte daher für 
das Paderborner Offizialat der ganze Tätigkeitsbereich auf, der 
ihm bisher als landesherrlichem Gerichte zugekommen 
war, vor allem die öffentlichrechtliche Wirksamkeit seiner 
Erkenntnisse. Als geistliche Behörde blieb es aber ebenso 
wie das in Münster das zuständige Forum in allen res ecele- 
siasticae, speziell in Sponsalien-, Ehe- und Benefizialsachen. 

In dem zum Herzogtum Westfalen zählenden Anteil 
wurde die geistliche Gerichtsbarkeit den schon früher näher 
bezeichneten Beschränkungen unterworfen ?). Eine Verordnung 


!) Justizordnung vom 22. September 1764, a.a. O., III, S. 194 f.; 
Gutachten Ledeburs vom 13. März 1827, Kultusministerium, 
KAV Nr6, vol. I; Kraayvanger, Organisation der preussischen 
Justiz, S. 17. 

?) Patent wegen Einführung der Allgemeinen Gerichtsordnung in 
die Erbfürstentümer Paderborn und Münster, ingleichen die Abteien 
Essen, Werden und Elten, 5. April 1803, Nov. Corp. Constitutionum 
XI, Sp. 1687 fi.; (Scotti), Münstersche Gesetzsammlung III, 21 
und Anm. ebenda. Vgl. Kraayvanger, Organisation der preussi- 
schen Justiz, S. 30. 

3) Vgl. das oben über den Kölnischen Anteil Gesagte. 
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vom 21. Juli 1804 bestimmte, dass die von der bischöflichen 
Behörde zu Paderborn ausgeübte Gerichtsbarkeit sich ebenso 
wie die des Kölner Offizialats auf die causae mere ecclesia- 
sticae zu beschränken habe }). 

Am ungünstigsten entwickelte sich die Lage des kirch- 
lichen Gerichtswesens in dem Teile der Paderborner Diözese, 
welcher durch den Frieden von Tilsit mit dem neugeschaffenen 
Königreich Westfalen?) vereinigt wurde. 

Nachdem schon am 1. Januar 1808 der Code Napoleon 
als bürgerliches Gesetzbuch eingeführt worden war, beeilte 
man sich, auch die Gerichtsorganisation nach französischem 
Muster umzuändern. Ein Dekret vom 27. Januar 1808 hob 
alle bisherigen Gerichtsbehörden, darunter auch die geistlichen 
Tribunale auf. Bis zum 29. Februar sollten sie ihre Ge- 
schäfte noch fortführen; vom 1. März des Jahres an traten 
die neuen Behörden in Tätigkeit. Als spärlicher Rest ihrer 
früheren Gerichtsbarkeit verblieb der kirchlichen Obrigkeit nur 
noch die Handhabung der Kirchendisziplin. So bestimmte 
Art. 5 des Dekrets vom 27. Januar 1808: „Die Officıalate, 
(@eneralvikariate und Consistorien fahren fort, über die Erhal- 
tung der Kirchendisziplin und über die Verwaltung der Kirchen- 
güter und Almosengelder zu wachen ...“ Eine eigentliche 
kontentiöse Gerichtsbarkeit stand ihnen von Staats wegen nicht 
mehr zu, laut Art. 6: „Die Officialate und Consistorien haben 
sich ... aller Prozesssachen zu entäussern, welche vor die 
Tribunale gehören“ ?). 

Besondere Erwähnung verdienen die Rechtsverhältnisse 
des geistlichen Gerichtswesens in den ehemals kurmainzischen 


!) Seotti, Kurkölnische Gesetzsammlung II, 108. 

2) Vgl. Arthur Kleinschmidt, Geschichte des Königreichs 
Westfalen, Gotha 1893. 

3) Vgl. das Gutachten Ledeburs vom 13. März 1827; Klein- 
sehmi.dt, Geschichte des Königreichs Westfalen, S. 151£.;W.Richter, 
Der Uebergang des Hochstifts Paderborn an Preussen, Zeitschrift für 
vaterländische Geschichte LXIV, 1906, II, S. 20f. 
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Besitzungen Erfurt!) und Eichsfeld’), die im Säkulari- 
sationsjahr 1802 ebenfalls der preussischen Krone zugesprochen 
wurden. 

In. Erfurt sowohl als in Heiligenstadt bestand ein 
eigenes geistliches Gericht; ausserdem übte das Propstei- 
amt zu Erfurt in Benefizialsachen eine beschränkte Gerichts- 
barkeit aus. i 

Das geistliche Gericht zu Erfurt wurde unter 
preussischem Zepter in demselben Umfange beibehalten, 
den es in kurmainzischer Zeit gehabt hatte °). 


1) Vgl. über die Geschichte Erfurts als selbständiges Bistum und 
als Teil der Erzdiözese Mainz die kurze Uebersicht bei JosephFreisen, 
Staat und katholische Kirche in den deutschen Bundesstaaten II, 8. 1 fi., 
Anm. 1; J. Feldkamm, Geschichtliche Nachrichten über die Erfurter 
Weihbischöfe, Abdruck aus den Mitteilungen des Vereins für die Geschichte 
und Altertumskunde von Erfurt, Heft 21, Erfurt 1900; Derselbe, 
Erfurter „Sonntagszeitung“ 1905, Nr. 17. 21. 22. 23. 24. 27. Für die erste 
Zeit nach der preussischen Okkupation vgl. Alfred Overmann, 
Die ersten Jahre der preussischen Herrschaft in Erfurt 1802—1806, Erfurt 
1902; Brück, Geschichte der katholischen Kirche T?, S. 167; Laspey- 
res, Geschichte und heutige Verfassung, S. 626fl.; Löwenberg, 
Juristische Wochenschrift I, 1835, 8.417 fl.; Starke, Beiträge I, 
ss 141—143, S. 371 f.; Justizministerialblatt XVIII, 1856, 
S. 254 f. 

®)C. Zehrt, Eichsfeldische Kirchengeschichte im 19. Jahrhundert, 
Heiligenstadt 1893; Hermann Bäseke, Die Einrichtung der preussi- 
schen Herrschaft auf dem Eichsfelde, 1802—1806, Göttinger phil. Diss. 1905; 
Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung, S. 626 fi.; Justiz- 
ministerialblatt XVIIL, 1856, S. 254f.; Brück, Geschichte 
der katholischen Kirche T?, S. 167. Ueber die Rechtslage der geistlichen 
Gerichtsbarkeit in Erfurt und Heiligenstadt unter den verschiedenen poli- 
tischen Herrschaften unterrichtet genauer ein Bericht der Erfurter Re- 
gierung an das Ministerium des Innern vom 10. September 1817, 
Kultusministerium, GII V Nr. 8, vol. II. Vgl. auch das mehrfach 
genannte Gutachten des Paderborner Bischofs von Ledebur. 

®2) Joh. Friedrich Kratzsch, Alphabetisches Verzeichnis der 
Darstellung der Gerichtsverfassung im Departement des königl. Ober- 
landesgerichts Naumburg, Zeitz 1827, IL, S. 73 fi.; J. Feldkamm, Ueber 
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Das Gerichtspersonal bestand aus einem Siegler als 
Direktor (seit der Mitte des 16. Jahrhunderts gewöhnlich der 
in Erfurt residierende, von dem Erzbischof bestellte Weih- 
bischof), vier Assessoren, einem Sekretär, einem Registrator 
und einem Pedellen. Unter den Assessoren befand sich stets 
ein weltlicher Jurist, der als Justitiar für die Beobachtung 
der prozessualen Formen verantwortlich war. Die Besetzung 
der Gerichtsstellen erfolgte früher durch den Kurfürsten von 
Mainz als Ordinarius. Als aber im Jahre 1805 die welt- 
liche Assessorstelle erledigt war, beanspruchte mit Genehmi- 
gung des preussischen Justiz- und Departementsministeriums 
die Kriegs- und Domänenkammer das Recht der Wieder- 
besetzung; doch wurde der Weihbischof als Präses des Ge- 
richts und Vertreter der bischöflichen Behörde befragt, ob 
er gegen die Person des Anzustellenden etwas zu erinnern 
habe). 

Zu dem Geschäftskreis des Erfurter geistlichen Ge- 
richtes gehörte ausser den kirchlichen Verwaltungsgeschäften 
die Disziplinargerichtsbarkeit über die ihm unter- 
gebenen Geistlichen, Ordensleute, Schullehrer und Angestellten 
der kirchlichen Institute, soweit ihre dienstliche Tätigkeit in 
Betracht kam; ferner die streitige Gerichtsbarkeit in 
allen Personalprozessen von Geistlichen — sowohl in geist- 
lichen als weltlichen Gegenständen. Realklagen gegen Geist- 
liche waren vor dem landesherrlichen Forum einzubringen. 
Verlöbnis- und Eheprozesse katholischer Parteien unter- 


das bischöfliche geistliche Gericht zu Erfurt, Mitteilungen des Vereins 
für die Geschichte und Altertumskunde von Erfurt, Heft 30/31, Erfurt 
1909/10, S.17 fl.; Starke, Beiträge I, S. 372f. Ueber die auf Ein- 
schränkung der geistlichen Gerichtsbarkeit abzielenden, aber nicht aus- 
geführten Vorschläge der Organisationskommission vgl. Overmann, 
Die ersten Jahre der preussischen Herrschaft, S. 63. 108. 

1) Bericht der Erfurter Regierung vom 10. September 1817; Starke, 
Beiträge L, S. 374; Overmann, Die ersten Jahre der preussischen 
Herrschaft, S. 108. 
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standen dem geistlichen Gericht, jedoch nur, soweit es sich 
um das vinculum matrimoniale handelte, nicht um die Rege- 
lung der bürgerlichen Wirkungen. Hinzu kam eine ausge- 
dehnte freiwillige Gerichtsbarkeit: Aufnahme von 
Testamenten, Siegelung, Inventarisierung und Regulierung des 
Nachlasses von Geistlichen!). 

Solange der Kurfürst von Mainz zugleich Bischof und 
Landesherr war, ging der Instanzenzug von dem Erfurter geist- 
lichen Gericht an die Kurie bezw. das Metropolitangericht zu 
Mainz, später zu Aschaffenburg ?). Das änderte sich, als im 
Jahre 1802 Erfurt an Preussen kam. 

Nach $ 25 des Reichsdeputationshauptschlusses durfte der 
Erzbischof von Mainz keine Metropolitangerichtsbarkeit über 
die preussischen Gebiete ausüben); anderseits sollten aber 
auch die erzbischöflichen und bischöflichen Diözesen vorläufig 
in ihrem bisherigen Zustande verbleiben*). Trotzdem ver- 
suchte man eine Aenderung der Jurisdiktionsverhältnisse. Der 
preussische Organisationsminister von Schulenburg schlug vor, 
die neuen Entschädigungslande, also nebst den westfälischen 
und sächsischen Gebieten auch Erfurt und Eichsfeld, unter 
einen Bischof zu stellen®). Der Hildesheimer Bischof Franz 
Egon von Fürstenberg, den er dazu ausersehen und im Auftrage 


!) Bericht der Erfurter Regierung; Gutachten von Ledeburs; 
Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 254f.: Starke, Bei- 
träge I, S. 373£.; Feldkamm, Geistliches Gericht zu Erfurt, a.a. O. 
8.33. 

2) OÖvermann, Die ersten Jahre preussischer Herrschaft, S. 61; 
Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 255. 

®) $ 25 lautete: „Der Stuhl zu Mainz wird auf die Domkirche zu 
Regensburg übertragen ... Seine Metropolitangerichtsbarkeit erstreckt 
sich in Zukunft über alle auf der rechten Rheinseite liegenden Theile der 
ehemaligen geistlichen Provinzen von Mainz, Trier und Kölln, jedoch mit 
Ausnahme der Königl. Preussischen Staaten.“ 

*) $ 62 des. Hauptschlusses. 

59) Granier VIII, 598. Vgl. Bäseke, Einrichtung der preussi- 
schen Herrschaft auf dem Eichsfelde, 8. 77. 
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des Königs!) zur Uebernahme des ihm zugedachten Amtes 
aufgefordert hatte, lehnte ab und sagte nur für Magdeburg 
und Halberstadt zu ?). Wie es scheint, fand sich daraufhin 
die preussische Regierung damit ab, den Diözesannexus mit 
Mainz bezw. Regensburg zu tolerieren. Die Stellung des Er- 
furter geistlichen Gerichts wurde so geregelt, dass es: 

„a) in Hinsicht der rein geistlichen und Diöcesan-Sachen 
von dem Erzbischof, nachherigen Fürsten-Primas zu Regens- 
burg abhängig blieb; 

b) in Hinsicht der Administration der jura circa sacra 
der Aufsicht der Kriegs- und Domänenkammer zu Heiligen- 
stadt, und 

c) in Hinsicht der Justizverwaltung der Aufsicht der da- 
maligen Regierung (Landesjustiz-Collesium) zu Erfurt unter- 
geben war“ ?). 

Der Instanzenzug wurde in der Art geregelt, dass die 
zweite Instanz durch wechselweise Substitution der Gerichte 
von Erfurt und Heiligenstadt gebildet, die dritte Instanz durch 
den Bischof von Hildesheim wahrgenommen wurde*). Nach- 
dem aber Erfurt im Jahre 1806 als domaine reserve de l’em- 
pereur unter französische Herrschaft gekommen und das König- 
reich Westfalen gegründet worden war, hörte die Verbindung 
mit dem Kommissariat zu Heiligenstadt und dem Bischof von 
Hildesheim auf. In gerichtlichen Dingen war das Erfurter 
Tribunal seit jener Zeit ohne staatlich anerkannten Konnex 
mit einem Bischof. Es hatte zwar versucht, seine vor 1802 
bestandene Verbinduug mit dem Generalvikariat in Aschaffen- 
burg wieder anzuknüpfen. Infolge einer Verfügung des fran- 


!) Kabinettsordre vom 3. Juni 1803. Vgl. Granier VIII, S. 844. 

2) Bericht der Haupt-Organisations-Kommission vom 31. Juli 1803, 
Granier IX, 624. 

3) Bericht der Erfurter Regierung. Vgl. Löwenberg, Juristi- 
sche Wochenschrift I, 1835, S. 418 ff.; Starke, Beiträge I, S. 372 ff. 

%) Bericht der Erfurter Regierung; Justizministerial- 
blatt XVIII, 1856, S. 255; Starke, Beiträge I, S. 3741. 
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zösischen Ministeriums wurde ihm dies aber durch den Inten- 
danten de Vismes aufs strengste untersagt '!). 

Nachdem der letzte Erfurter Weihbischof Johann Maxi- 
milian von Haunold im Jahre 1807 gestorben war, fungierte 
das Erfurter geistliche Gericht in causis ecelesiasticis — auch 
nach dem Tode des Erzbischofs von Dalberg — „vicarii modo“ 
weiter, bis es am 4. April 1819 dem Bischof von Corvey, Ferdi- 
nand von Lüninck, unterstellt wurde?). 

Die materielle Kompetenz des Erfurter geistlichen Ge- 
richtes wurde auffallenderweise auch unter französischer 
Herrschaft beibehalten. Das Allgemeine Landrecht und die 
preussische Gerichtsordnung blieben in Kraft, die Grund- 
sätze der französischen Gerichtsorganisation fanden keine An- 
wendung). 

Nicht so glücklich war das geistliche Gericht zu 
Heiligenstadt‘). 

Das Gerichtspersonal des Kommissariats setzte sich 
zusammen aus einem Kommissarius als Direktor, vier bis sieben 
Assessoren, wovon einer weltlich war, und einem zahlreichen 
Subalternpersonal °). 

Unter mainzischem Krummstab hatte es die gleichen, 
teilweise sogar noch ausgedehntere Befugnisse gehabt wie 
das Erfurter Tribunal, indem sich seine Jurisdiktion mit ge- 
wissen Beschränkungen auch auf die protestantischen Geist- 


1) Bericht der Erfurter Regierung; Löwenberg, Juristische 
Wochenschrift I, 1835, S. 421. Anders: Justizministerialblatt 
XVIII, 1856, S. 255; Starke, Beiträge I, S. 375. 

2) Feldkamm, Geistliches Gericht zu Erfurt, a. a. O., S. 35. 

3) Bericht der Erfurter Regierung; Gutachten vonLedeburs; 
Justizministerialblatt XVIII, 1856, S. 255; über die Einführung 
der französischen Gerichtsverfassung vgl. Kleinschmidt, Geschichte 
des Königreichs Westfalen, S. 152. 

*) Vgl. Bäseke, Einrichtung der preussischen Herrschaft auf dem 
Eichsfelde, S. 76 #.;Zehrt, Eichsfeldische Kirchengeschichte des 19. Jahr- 
hunderts, S. 80 ff. 

5) Vgl. Zehrt, Eichsfeldische Kirchengeschichte, $. 81. 
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lichen und auf protestantische Ehe- und Sponsalienprozesse 
erstreckte. Letzteres wurde jedoch schon durch Verfügung 
der Hauptorganisationskommission abgeschafft und die Ge- 
richtsbarkeit in evangelischen geistlichen Sachen dem mit der 
Kriegs- und Domänenkammer verbundenen Konsistorium über- 
wiesen !). 

Der Diözesannexus mit Mainz bezw. Regensburg wurde 
von der preussischen Regierung nicht anerkannt. Eine gegen- 
teilige Vorstellung des Heiligenstädter Kommissariats, „der 
Nexus mit Mainz bestehe in jure et facto so lange, bis eine 
andere Dioecesan-Eintheilung getroffen sei“, wurde unerledigt 
„ad acta“ geschrieben?). Die preussische Regierung mochte 
aber wohl selbst einsehen, dass in praxi der Nexus mit irgend- 
einem Bischof notwendig sei und begnügte sich für die Zu- 
kunft wohl mit Dissimulation. Zur Erleichterung der Ge- 
schäftsführung hatte übrigens Karl Theodor von Dalberg dem 
Kommissariat schon frühzeitig die Vollmacht erteilt, alle 
bischöflichen Jurisdiktionsrechte auszuüben’). 

Die Angliederung des Eichsfeldes an das neugeschaffene 
Königreich Westfalen und die darauf folgende Einfüh- 
rung der französischen Gerichtsverfassung machte der zivil- 
rechtlichen Gerichtsbarkeit des Kommissariats in Heiligenstadt 
ein Ende. Es verblieb ihm nur noch seine Zuständigkeit für 
rein geistliche Sachen. Vom Ende des Jahres 1809 ab 


1) Bericht der Erfurter Regierung; Löwenberg, Juristische 
Wochenschrift I, 1835, S. 418; Starke, Beiträge I, S. 372; Zehrt, 
Eichsfeldische Kirchengeschichte, S. 83. 

®2) GranierIX, 832. Vgl. Bäseke, Einrichtung der preussischen 
Herrschaft auf dem Eichsfelde, S. 76. 

3) Erlass vom 19. August 1802, abgedruckt bei Zehrt, Eichsfeldische 
Kirchengeschichte, Urk. VI, S. 384. 

4) Bericht der Erfurter Regierung; Justizministerialblatt 
XVIII, 1856, S. 255. — Ueber die Einführung der französischen Gerichts- 
verfassung vgl. Kleinschmidt, Geschichte des Königreichs West- 
falen, S. 152; Starke, Beiträge I, S. 372. 
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unterstand es dem Palastbischof Wendt zu Kassel!). Nach 
der Wiedervereinigung mit Preussen führte das Kommissariat 
kraft apostolischer Fakultäten die geistliche Verwaltung selb- 
ständig, bis das Eichsfeld ebenso wie Erfurt dem Bischof von 
Corvey als apostolischem Vikar unterstellt wurde ’?). 


Viertes Kapitel. 
Die östlichen Provinzen. 


I. Auch im Osten Preussens wurde die Napoleonische Aera 
— allerdings nicht in demselben Masse wie im Westen — 
von Bedeutung für die kirchliche Gerichtsbarkeit. Während 
die preussische Kirchenpolitik, wie wir früher gesehen haben, 
bei der Erwerbung Westpreussens den Besitzstand der 
katholischen Kirche in Bezug auf die geistliche Gerichtsbar- 
keit respektiert hatte, schlug das Herzogtum Warschau, 
dem diese Gebiete im Tilsiter Frieden zugefallen waren, ganz 
andere Wege ein und machte durch die Einführung des fran- 
zösischen Rechts?), ganz nach dem Beispiel der westlichen 
Provinzen, der bisherigen zivilrechtlichen Geltung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit ein Ende. 

Bei der Wiederbesetzung des an Preussen zurückfallenden 
Teils des Herzogtums Warschau wurde aber der frühere Zu- 
stand wieder hergestellt ®). 


t) Vgl. Zehrt, Eichsfeldische Kirchengeschichte, 8. 83 f. 

2) Starke, Beiträge IL, S. 375; Zehrt, Eichsfeldische Kirchen- 
geschichte, 8. 36. 

?) Einführungsgesetz vom 27. Januar 1808, bei Leman, Einleitung 
in die Provinzialrechte Westpreussens, S. 219. 

*) „Für die Ehesachen katholischer Religionsverwandten, in sofern 
beide Theile katholisch sind, sollen geistliche Gerichte nach der in West- 
preussen bestehenden Verfassung wieder hergestellt werden.“ Patent 
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Ebenso wie Westpreussen erging es auch Südpreussen 
bei seiner Vereinigung mit dem von Napoleon neugeschaffenen 
Grossherzogtum. Die hier am 1. Mai 1808 in Kraft tretende 
französische Gesetzgebung überwies die gesamte kontentiöse 
Gerichtsbarkeit den staatlichen Gerichten und hob damit den 
öffentlichrechtlichen Charakter der kirchlichen Tribunale auf. 

Für den von Preussen im Jahre 1815 wieder in Besitz 
genommenen Anteil lebte aber das kirchliche Gerichtswesen 
in demselben staatlich anerkannten Umfange wieder auf, in 
dem es vorher bestanden hatte !), und verblieb auf der Grund- 
lage der südpreussischen Konstitution und der sie modifi- 
zierenden späteren Bestimmungen bis in die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts. 


II. Aber auch ın den bei Preussen verbleibenden östlichen 
Gebieten zog ‚die durch den Tilsiter Frieden bedingte Terri- 
torialverschiebung bemerkenswerte Folgen für die kirchliche 
Gerichtsbarkeit nach sich. Das nach der zweiten und dritten 
Teilung Polens unter mühsamen Verhandlungen zustande ge- 
kommene Werk der Diözesaneinteilung und der Organisation 
des kirchlichen Instanzenzuges war infolge der neuen Verhält- 
nisse zum grossen Teil umsonst getan. Eine Reihe der früher 


vom 9. November 1816, $ 24, Preussischa Gesetzsammlung 1816, 
Nr. 379, S. 217. Vgl. Justizministerialblatt XVIII, 1856, 
S. 265£.; Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 261; 
Starke, Beiträge I, S. 360. 

1) „Die geistliche Gerichtsbarkeit soll vom 1. März 1817 in der Art 
wieder ausgeübt werden, wie solche vor der Abtretung der Provinz nach 
Unseren frühern Verordnungen bestand.“ Patent wegen Wiedereinführung 
der preussischen Gesetze in das Grossherzogtum Posen vom 9. November 1816, 
823, Preuss. Gesetzsammlung 1816, Nr. 380, S. 225 ff. Vgl. 
Justanzminısterialbla6tr XVII. 1856, 8.2632 Starke, Bei- 
träge I, S. 349. 360. Ueber die geistliche Gerichtsbarkeit in den oben- 
genannten Gebieten vgl. auch das Promemoria des Posener Erzbischofs 
Przyluski und seines Kathedralkapitels an den König (3. Juni 1848), ab- 
gedruckt im Archiv für Kirchengeschichte und Kirchenrecht, heraus- 
gegeben von J. A. Ginzel, Regensburg 1851/52, IL, S. 85 ft. 
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innerhalb der preussischen Grenzen gelegenen Bischofsresi- 
denzen war wieder ans „Ausland“ gekommen und damit das 
missliebige Uebergreifen fremder Jurisdiktionsinhaber auf 
preussisches Gebiet wieder hergestellt. Die preussische Re- 
gierung säumte nicht, sofort dagegen Stellung zu nehmen. 
Zunächst dachte man daran, der Schwierigkeiten durch Er- 
richtung einer neuen Diözese in Westpreussen Herr zu werden; 
doch kam das Projekt nie über das Anfangsstadium hinaus). 
Man griff also wieder zu den herkömmlichen Notbehelfen, die 
schon oft in ähnlicher Lage das Staatsinteresse hatten wahren 
müssen, ohne den Grundsätzen der kirchlichen Hierarchie zu 
nahe zu treten. 

Vor dem zu Preussisch-Stargard befindlichen Offizialat 
des Bischofs von Kujavien und Pomerellen war in erster In- 
stanz eine causa nullitatis matrimonii der Eheleute Zbijewski 
verhandelt worden. Westpreussen stand damrals unter den 
vier ihrer Residenz nach ausländischen Bischöfen von Gnesen, 
Posen, Kujavien-Pomerellen und Kulm. Die drei letzteren 
hatten inländische Offiziale für die erste Instanz. Da sie aber 
Suffragane von Gnesen waren, hätte die Klage in zweiter In- 
stanz an eines der beiden gnesenschen Generaloffizialate zu 
Gnesen oder Lowicz — auf preussischem Boden bestand da- 
mals für den gnesenschen Anteil kein Offizialat?) — gehen 
müssen. In dritter Instanz musste sie vor inländische Pro- 
synodalrichter gebracht werden. Eine Evokation des Prozesses 
nach Gnesen oder Lowicz erschien dem Grosskanzler Beyme 
jedoch untunlich. Am liebsten hätte er gesehen, dass der 


!) Vgl. das Schreiben des Ministeriums des Innern an den Gross- 
kanzler (24. August 1809), Kultusministerium, G II V Nr. 8, 
vol. I (Entwurf). Aufschlussreiches Material über das Bistumsprojekt 
findet sich Geh. Staatsarchiv Berlin, R46 B Nr. 167, Bl. 9 ft. 
passim. 

?) Schreiben des Kultusdepartements an das Ministerium des Aeussern 
vom 17. September 1810, Kultusministerium, G II V Nr. 8 
vol. I (Entwurf). 
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Erzbischof von Gnesen mit staatlicher Genehmigung Richter 
zweiter Instanz delegierte, „welche im Lande wohnen und 
‚Seiner Königlichen Majestät mit Unterthanenpflichten ver- 
wandt sind“. Da aber unter der augenblicklichen Konjunktur 
die Verwirklichung dieses Planes nicht so bald zu erwarten 
stand, unterbreitete Beyme den Ministerien der auswärtigen 
Angelegenheiten und des Inneren zur Mitzeichnung zwei Re- 
skripte an die Oberlandesgerichte zu Marienwerder!) und 
Königsberg ?), durch welche der Versuch gemacht wurde, den 
Prozess in zweiter Instanz dem Konsistorium von Frauenburg 
zuzuschieben. Da die Wiederholung ähnlicher Fälle zu er- 
warten stand, erbat sich der Grosskanzler von den beiden 
Ministerien gutachtliche Aeusserung über den von ihm vor- 
geschlagenen Weg?). 

Die Kultussektion unterliess nicht, in ihrem Gutachten 
für den Minister des Inneren von Dohna*) die Schwierigkeit 
des beabsichtigten Auswegs hervorzuheben. „Wenn die be- 
regte Sache“ — so schrieb Schmedding — „von Seiten des 
Staats an das Consistorium zu Frauenburg gewiesen wird, ohne 
dass der Erzbischof zu Gnesen diesem Gerichtshofe seine Juris- 
dietion überträgt: so ist die Sentenz 2ter Instanz zwar bürger- 
lich gültig; in kirchlicher Beziehung aber null, weil nach 
canonischen Begriffen die Unzuständigkeit des geistlichen Ge- 
richts zu Frauenburg durch die von der weltlichen Behörde 
seschehene Ueberweisung nicht gehoben wird. Durch eine 
freywillige Prorogation ist hier auch nicht zu helfen, weil der 


1) Abschrift Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. I; 
Geh. Staatsarchiv Berlin, R46 B Nr. 167, Bl. 77. 

2) Abschrift Kultusministerium, G I V Nr. 8, vol. I; Geh. 
Staatsarchiv, a.a. O. Bl. 78. 

?) Beyme an die Minister des Auswärtigen und Innern (17. Juli 
1809), Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. I; Geh. Staats- 
archiv Berlin, a. a. ©. Bl. 76 (Abschrift). 

4) Gutachten vom 14. August 1809, Kultusministerium, 
G I V Nr. 8, vol. I. 
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Gegenstand solche nicht zulässt.“ Dessenungeachtet erklärte 
sich die Sektion mit den vom Justizdepartement entworfenen 
Verfügungen an dieOberlandesgerichte einverstanden. „Der Staat 
ist“, meinte Schmedding, „nach der Lehre der neueren katholi- 
schen Canonisten und nach Grundsätzen des allgemeinen Staats- 
rechts unbedenklich befugt, die Abberufung seiner Unterthanen 
vor ausländischen Gerichten abzulehnen.“ Wenn der Staat 
diese Befugnis geltend mache, falle in dem vorliegenden Pro- 
zess die zweite Instanz weg. Es bleibe dann, „um den zweiten 
Rechtsgang zu bilden, nichts übrig, als dass der Defensor 
matrimonii statt des Devolutiv-Mittels der Berufung ein blosses 
Suspensiv-Mittel ergreife — die Revision mit Gestattung neuer 
Verteidigungs-Gründe und Akten-Versendung an einen anderen 
geistlichen Gerichtshof“. Auf diese Weise lasse sich „der In- 
halt des von dem H. Grosskanzler gefassten Beschlusses mit 
den kanonischen Formen gewissermassen einigen“. Wenn also, 
wie zu erwarten sei, die geistlichen Gerichte von Stargard 
und Frauenburg Bedenken äusserten, so solle man sie in dieser 
Weise bescheiden — vorausgesetzt, dass „man nicht vorziehen 
sollte, auf die ganze Verfügung schlichtweg zu beharren, und 
es den Gerichtshöfen zu überlassen, die canonische Form, so 
gut als es geschehen kann, zu saniren“!). In demselben Sinne 
redigierte Schmedding im Auftrage seines Chefs die Antwort 
an den Grosskanzler Beyme’). Das Oberlandesgericht zu 
Marienwerder wurde dann durch Reskript der drei beteiligten 
Ministerien angewiesen, es solle das geistliche Gericht zu 
Preussisch-Stargard veranlassen, das Konsistorium zu Frauen- 
burg um Instruktion und Entscheidung in zweiter Instanz zu 
requirieren ?). Zugleich wurde das Oberlandesgericht zu Königs- 


!) Vgl. das Gutachten vom 24. August 1809, a.a. O. 

2) Entwurf (24. August 1809) Kultusministerium, G II 
VEN? SI voll; 

®) Entwurf (schon am 17. Juli abgefasst, aber erst später nach 
erfolgter Gegenzeichnung durch die drei Minister abgesandt) Kultus- 
ministerium, G II V Nr. 8, vol. 1. 
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berg als zuständige Aufsichtsbehörde beauftragt, dem Erm- 
ländischen Konsistorium die zweite Instanz in der Zbijewski- 
schen Ehesache anzusinnen !). Beide Konsistorien weigerten 
sich aber, darauf einzugehen”). Auf ein Immediatgesuch des 
Vaters der Klägerin?) wurde schliesslich die Ueberweisung des 
Prozesses an das Gnesener Konsistorium ausnahmsweise ge- 
stattet; das Oberlandesgericht zu Marienwerder sollte jedoch 
die Gnesener Sentenz prüfen, ob „sie Unsere Landesherrlichen 
Rechte nicht verletzt“, und dann erst ihre Publikation ver- 
fügen ®). 

Als radıkalstes Mittel zur Beseitigung derartiger Miss- 
stände schwebte dem Kultusdepartement noch immer die 
Errichtung eines besonderen Bistums vor. Wegen der gestörten 
Kommunikation mit dem Papste war dieser Plan aber zurzeit 
undurchführbar. Man behielt sich für spätere ähnliche Fälle 
jedoch vor, nach den Vorschriften des Allgemeinen Landrechts 
von dem Erzbischof von Gnesen die Bestellung eines inländi- 
schen Appellationsgerichts zu verlangen °). 


III. Bedeutend schroffer als Preussen ging die Regie- 
rung desGrossherzogtums Warschau gegendie 


I) Kultusministerium, a. a. O. 

2) Schreiben des Konsistoriums von Stargard, 12. Januar 1810, 
Geh. Staatsarchiv Berlin, R 46 B Nr 167, Bl. 115 (Ab- 
schrift); Bericht des Oberlandesgerichts zu Marienwerder, 16. Februar 1810, 
Geh. Staatsarchiv Berlin, ebenda. 

8) Geh. Staatsarchiv Berlin, R46 B Nr. 167, Bl. 132/33 
(Abschrift). 

4) Geh. Staatsarchiv Berlin, R 46 B Nr. 167, Bl. 134 (Ab- 
schrift). 

5) Schreiben des Ministers des Innern an den Grosskanzler (24. August 
1809), Kultusministerium, GII V Nr. 8, vol.1 (Entwurf); Der- 
selbe an das Auswärtige Amt (17. September 1810), a. a. ©.; Ministerium 
der auswärtigen Angelegenheiten an die Kultussektion (1. Oktober 1810), 
a. a. O.; Schreiben des Justizministers von Kircheisen an das Auswärtige 
Amt, 13. August 1811, Geh. Staatsarchiv Berlin R 46 B Nr. 167, 
Bl. 78. 
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Jurisdiktion ausländischer Kirchenobern vor 
und gab damit dem ersteren Veranlassung, nach dieser 
Richtung hin eine begreifliche Vergeltungspolitik zu 
üben. 

Gegen Ende des Jahres 1810!) wandte sich der.Krakauer 
Bischof Gawronski an den Fürstbischof von Breslau und bat 
ihn um Delegation seiner Jurisdiktion über den zum Herzog- 
tum Warschau gehörigen Breslauer Diözesananteil, welcher 
durch apostolisches Breve vom 9. September 1300 von dem 
Krakauer Bistum getrennt und mit Breslau vereinigt worden 
war?). „Significatum est mihi,“ so schrieb Gawronski, „ab 
Alto Regimine Ducatus Varsaviensis sub die 14% mensis et 
anni current. eam partem Dioeceseos Vratislaviensis, quae nunc 
comprehenditur Distrietibus Leloviensi et Severiensi”) et anterius 
ad Prineipem Episcopum ÜCracoviensem spectabat, haud posse 
sustineri diutius, ut pertineat ad jurisdietionem exteram, quam- 
vis proprium habeat Officialem, injunetumque simul est, ut viä 
legibus ecclesiasticis praescriptä eandem in meam jurisdictionem 
recuperari satagam: cui injuncto morem gerendo, recurrendum 
mihi censui ad V” Celsitudinem hac cum expostulatione, ut 
dignetur, super eam partem suae Dioeceseos, quae praefatis 


!) Schon im Frühjahr 1808 hatte der Erzbischof von Gnesen den 
Fürstbischof von Breslau um Delegation seiner Jurisdiktionsgewalt 
über das 1800 von Krakau abgetrennte und mit Breslau vereinigte 
Gebiet von Neuschlesien und über den zu Breslau gehörigen, nunmehr 
auch im Grössherzogtum Warschau gelegenen Bezirk Ostrzeszow 
gebeten. Der Plan war nicht zur Ausführung gekommen, doch hatte 
der Breslauer Fürstbischof die neuschlesischen Dechanten mit der nötigen 
Delegation versehen. Vgl. die darauf bezüglichen Aktenim Geh. Staats- 
archiv Berlin, R 46 B Nr. 167, Bl. 7. 8. 10. 10a. 11. 43/44. 38/49. 
66/69. 161/162. 

?) Vgl. das Schreiben des Breslauer Fürstbischofs von Hohenlohe an 
das Ministerium des Innern (6. Februar 1811), Kultusministerium, 
G II V Nr. 8, vol. I. 

3) Siewierz, Pilica und Czenstochau. 
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Distrietibus continetur, Administrationem Jurisdietionis Spiri- 
tualis mihi concedere* !). 

Hohenlohe teilte dem Kultusdepartement die Bitte des 
Krakauer Bischofs mit?). Da ihm nach den Warschauer Landes- 
gesetzen untersagt war, „irgend eine geistliche Gewalt, Direc- 
tion oder Gerichtsbarkeit in diesem Distrikt auszuüben‘, und 
er infolgedessen auch schon früher gezwungen gewesen war, 
dieselbe seinem dortigen Offizial zu delegieren, erklärte er 
sich bereit, die gewünschte Autorisation zu erteilen. Zugleich 
erinnerte er aber die Regierung daran, dass 32 Pfarreien der 
in Preussisch-Schlesien gelegenen Kreise Beuthen und Pless 
zur Krakauer Diözese gehörten. Nach seiner Meinung bot 
sich jetzt die beste Gelegenheit zu einem gegenseitigen Aus- 
tausch. Wenn daher das Kultusdepartement nichts dagegen 
zu erinnern habe, wolle er den Bischof von Krakau auffordern, 
als Gegenleistung ıhm „die Jurisdiktion über den in Schlesien 
gelegenen Antheil seiner Diözese zu delegieren, bis es die 
Umstände erlauben werden, zu beiden Excorporationen die 
päpstliche Genehmigung einzuholen“. Er hoffe um so mehr 
auf Genehmigung seines Vorschlages, „als es dem Staate daran 
gelegen seyn muss, den Einfluss auswärtiger Bischöfe auf seine 
Unterthanen gänzlich aufzuheben“ °). 

Das Kultusdepartement fand den „vorgeschlagenen Tausch 
sehr angemessen, und die Art der Einleitung zweckmässig und 
unbedenklich; zumal jetzt, in Ermangelung des Recurses auf 
Rom, kein anderer Weg übrig bleibt“*). Es empfahl daher 


1) Schreiben an den Fürstbischof von Breslau (28. Dezember 1810), 
Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. I (Abschrift). 

2) Schreiben vom 6. Februar 1811, Kultusministerium, 
G II V Nr. 8, vol. I. 

3) Vgl. das Schreiben Hohenlohes (6. Februar 1811), Kultus- 
ministerium, G II V Nr. 8, vol. I. 

4) Schreiben an das Ministerium des Auswärtigen (12. Februar 1811), 
Geh. Staatsarchiv Berlin, R 46 B Nr. 167, Bl. 156; Kultus- 
ministerium, G II V Nr. 8, vol. I (Konzept). 
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dem Auswärtigen Amt, auf das von Hohenlohe befürwortete 
Projekt einzugehen. Zugleich stellte es ıhm anheim, zu er- 
wägen, „ob es anräthlich wäre, das Gouvernement von War- 
schau mit Bezugnahme auf den erzeigten Gegendienst zu er- 
suchen, dass es die Bischöfe von Gnesen, Posen, Cujavien und 
Culm willfährig machen möge, ihre Diözestheile (!) im dies- 
seitigen Gebiethe dem Bischofe und Domkapitel von Ermland 
zur Verwaltung zu übergeben‘. 

Das Auswärtige Amt erklärte sich mit der gegenseitigen 
Substitution der Bischöfe von Breslau und Krakau einver- 
standen '). Daraufhin ermächtigte die Kultusabteilung den Fürst- 
bischof von Hohenlohe zur Vornahme des Austauschs?), welcher 
noch Ende des Jahres 1811 förmlich vollzogen wurde’), aber 
erst im folgenden Jahre die offizielle landesherrliche Geneh- 
migung erhielt‘). 

In Betreff der beantragten Unterstellung der preussischen 
Anteile von Gnesen, Posen, Kujavien und Kulm unter die, 
Jurisdiktion des Ermländer Bischofs besorgte das Ministerium 
des Auswärtigen von seiten des Warschauer Gouvernements 
einen ablehnenden Bescheid und wollte daher nicht vorgehen, 
ohne zunächst durch seinen dortigen Vertreter, den Geheimen 
Rat Zerboni dı Sposetti. Erkundigungen eingezogen zu 
haben ?). Zerboni konnte gegen Einde des Jahres berichten, 


!t) Vgl. das Schreiben an die Kultussektion (12. März 1811), Kultus- 
ministerium,a.a.0.; Entwurf Geh. Staatsarchiv Berlin, a.a.O. 

?) Schreiben an Hohenlohe (19. März 1811), a.a. OÖ. (Konzept). 

3) Delegationsurkunde für Hohenlohe vom 22. Oktober 1811, Kultus- 
ministerium, G II V Nr. 8, vol. I (Abschrift); Delegationsurkunde 
für Gawronski vom 8. Dezember 1811, a. a. O. (Abschrift); Schreiben 
Hohenlohes an die Kultussektion (8. Dezember 1811), a.a.0. Vgl. auch das 
Schreiben Hohenlohes an das Kultusdepartement (26. Mai 1812), a. a. O. 

*) Vgl. die Urkunde vom 8. Juni 1812, a. a. O. (Konzept); Schreiben 
an Hohenlohe vom gleichen Datum, a. a. O. (Konzept). 

5) Vgl. das Schreiben an die Kultussektion (12. März 1811), Kult us- 
ministerium, G IL V Nr. 8, vol. I. Entwurf des S:hreiben an Zer- 
boni Geh. Staatsarchiv Berlin, a.a. O., B1.159/1€0. 
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nach Aussage des Kabinettministers werde der König keine 
Schwierigkeiten machen, „ein solches Arrangement zu ge- 
'nehmigen, wenn dies unter der Geistlichkeit zuvörderst selbst 
abgemacht, und von dieser zur Königl. Bestätigung vorge- 
tragen würde“ !). 

Einen ähnlichen Jurisdiktionsaustausch wie zwischen 
Breslau und Krakau empfahl Hohenlohe wegen des Verhaltens 
der Warschauer Regierung auch für die im Herzogtum War- 
schau gelegenen breslauischen Pfarreien Zedlitz, Kursdorff und 
Hinzendorff einerseits und die zu Preussisch-Schlesien gehörige 
posensche Kuratie Jordan mit Neuhöfchen anderseits?). Das 
Kultusdepartement billigste auch diesen Plan. Zunächst hatte 
es zwar als Bedingung gewünscht, „dass der Bischof von 
Posen den in Westpreussen belegenen Theil seiner Diöces, 
nämlich den Distrikt von Deutsch-Crone, dem Bischof und 
dem Kapitel zu Frauenburg zur Administration übergebe“?). 
Auf den Vorschlag der zweiten Sektion, die eine vorherige 
Beratung mit dem eben nominierten Bischof von Ermland für 
notwendig hielt*), wurde dieses Projekt wieder aufgeschoben, 
im übrigen aber der Fürstbischof von Breslau ermächtigt, den 
geplanten Austausch vorzunehmen?’). Unterdessen hatten aber 
die Bischöfe die gegenseitige persönliche Delegation schon 


1) Schreiben Zerbonis an das Ministerium des Aeussern (19. November 
1811), a.a. 0. (Abschrift); Ministerium des Aeussern an das Kultus- 
departement (6. Dezember 1811), a. a. O. 

2) Vgl. das Schreiben Hohenlohes an die Kultussektion (19. März 
1812), Kultusministerium, 2.2.0. 

3) Vgl. das Schreiben an die 2. Sektion im Ministerium des Aeussern 
(30. März 1812) a. a. O. (Konzept). 

*) Vgl. das Schreiben an die Kultussektion vom 12. April 1812, 
a. 2. 0. 

5) Schreiben der Kultussektion und der 2. Sektion an Hohenlohe 
(26. April und 1. Mai 1812), Kultusministerium, GIl V Nr. 8 
vol. I (Konzept); Schreiben des Kultusdepartements an die 2. Sektion 
vom gleichen Datum, a. a. O. (Konzept); Schreiben der 2. Sektion an das 
Kultusdepartement (14. Mai 1812), a. a. O. 
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vollzogen'). Hohenlohe sandte die betreffenden Urkunden an 
das Ministerium ein?) und erhielt die offizielle landesherrliche 
Genehmigung’). Als ım folgenden Jahre schon durch den Tod 
des Krakauer Bischofs die pro persona gegebene Delegation 
verfiel, wurde der Jurisdiktionsaustausch zwischen Hohenlohe 
und dem Bistumsverweser von Krakau wieder erneuert?) und 
staatlicherseits genehmigt?). 

Das brüske Vorgehen der Warschauer Regierung gegen- 
über der Gerichtsbarkeit preussischer Bischöfe war die Veran- 
lassung, dass man schliesslich auch in Westpreussen mit ent- 
sprechenden Gegenmassregeln antwortete. Die Kultussektion 
schlug dem Ministerium -der äusseren Angelegenheiten für die 
zu Kulm und Plock gehörigen Orte Thurau, Gr. Lenzko und 
Bialutten®) die Ueberweisung an die ermländische Diözesan- 
behörde zu Frauenburg vor”). Das Ministerium des Aeusseren 
war damit einverstanden®). Am 25. Mai 1812 wurde die ost- 


!) Vgl. Delegationsinstrument für den Bischof von Posen (19. März 
1812), a.a. ©. (Abschrift); Delegationsinstrument für den Fürstbischof 
von Breslau (23. April 1812), a.a. 0. 

2) Vgl. Schreiben Hohenlohes vom 25. Mai 1812, a.a. 0. 

®) Genehmigungsurkunde vom 8. Juni 1812, a.a. ©. (Konzept); 
Schreiben an Hohenlohe vom selben Tage, a. a. O. (Konzept). 

4) Delegationsinstrument für Hohenlohe (17. April 1813), a.a. O. 
(Abschrift); Schreiben der Kultussektion an die 2. Sektion des Auswärtigen 
(13. September 1813), a. a. ©. (Konzept). 

5) Genehmigungsurkunde vom 13. September 1813; Schreiben der 
2. Sektion an das Kultusdepartement, 22. September 1813; Kultus- 
departement an die 2. Sektion, 28. September 1813 (Konzept); 2. Sektion 
an das Kultusdepartement, 6. Oktober 1813 ; Kultusdepartement an den 
Fürstbischof von Breslau, 11. Oktober 1813 (Konzept), alles Kultus- 
ministerium, GIIV Nr. 8, vol I. 

6) Vgl. den Immediatbericht des Staatsministers von Massow voni 
30. Januar 1803, Granier VIII, 537. 

?) Vgl. das Schreiben vom 27. April 1812, Kultusministerium, 
G II V Nr. 8, vol. I (Konzept). 

8) Schreiben vom 14. Mai 1812, Kultusministerium GI 
VEN? 8, voliT- 
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preussische Regierung zu Königsberg!) und der Bischof von 
Ermland®) dementsprechend benachrichtigt und dem letzteren 
nahegeleet, sich von den in Frage kommenden Bischöfen zur 
Wahrung der kanonischen Form eine ähnliche Delegation zu 
verschaffen, wıe der Bischof von Breslau sie von Posen und 
Krakau erhalten habe. Noch ım selben Jahre wurde alles 
zur Zufriedenheit geregelt. Der Ermländer Fürstbischof Joseph 
von Hohenzollern erhielt am 10. September 1812 durch den 
Kulmer Bischof und am 11. November desselben Jahres durch 
den Administrator von Plock die gewünschten Vollmachten?) 
und übte für die genannten Gebiete die Diözesangerichtsbar- 
keit auch noch aus, nachdem die bischöfliche Residenz von 
Kulm infolge des Wiener Kongresses wieder auf preussischen 
Boden gekommen war. Im Jahre 1818 schlug er aber dem 
Ministerium vor, die zu Kulm gehörigen Distrikte Gr. Lenzko 
und Thurau wieder von der zuständigen Bistumsadministration 
übernehmen zu lassen und auch das zu Plock gehörige Bialutten 
der bischöflichen Behörde von Kulm zu unterstellen ?). Sein 
Vorschlag fand die Billigung des Kultusministeriums?). | 


IV. Trotz der politischen Verschiebungen zu Beginn des 
19. Jahrhunderts verblieb das geistliche Gerichtswesen nach 
Ueberwindung der vorübergehenden Störungen doch im ganzen 
auf dem Standpunkt, den es Ende des 18. Jahrhunderts inne- 
gehabt hatte. Eine kleine Kampfepisode brachte das Zeit- 
alter der Säkularisationen für die kirchliche Gerichtsbar- 


ı) Kultusministerium, a.a.0. (Konzept). Vgl. auch das 
S:hreiben des Fürstbischofs Hohenlohe vom 4. April 1818, Kultus- 
Danalsnven ums G II VENE Sy vole II 

®2) Kultusministerium, a.a.0. (Konzept). 

3) Vgl. Schreiben Hohenzollerns an das Kultusministerium vom 
4. April 1818, Kultusministerium, G Il V Nr. 8, vol. II. 

4) Schreiben Hohenzollerns, a. a. O. 

5) Schreiben an Hohenzollern vom 7. Mai 1818, Kultusmini- 
sterium, G II V Nr. 8, vol. II (Konzept). 
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keit in Schlesien. Infolge des königlichen Edikts vom 
30. Oktober 1810 erfolgte dort die Säkularisation sämtlicher 
Klöster und Stifter?). 

Als die pensionierten Prälaten der aufgehobenen Stifter 
zu Neisse und Leubus und mehrere andere pensionierte Ordens- 
leute gestorben waren, kam es betreffend die freiwillige Gerichts- 
barkeit in Nachlasssachen zu Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen dem Fürstbischof und den Staatsbehörden. In Neisse 
hatte der Erzpriester — ebenso wie es auch sonst geschehen 
war — die bischöflichen Gerechtsame wahrnehmen und die 
Versiegelung des Nachlasses selbst vornehmen wollen, war 
aber dabei nur auf den Widerstand der königlichen Auf- 
hebungskommission gestossen. Der Fürstbischof stellte sich auf 
den Standpunkt, dass „die Ordenspriester nach ihrer Auflösung 
in die Öategorie der Weltpriester übergetreten sind“, dass 
daher auch über ihren Nachlass der bischöflichen Behörde 
dieselben Befugnisse zuständen wie bei den übrigen Welt- 
priestern. Zugleich nahm er für sich aber nicht nur die 
(erichtsbarkeit über die säkularisierten Ordenspriester, son- 
dern auch über alle säkularisierten nichtpriesterlichen 
Ördensleute beiderlei Geschlechts in Anspruch und bat in 
seiner Eingabe vom 25. Februar 1811?) den Staatskanzler Frei- 
herrn von Hardenberg um Schutz seiner Gerechtsame. 

Die zum Bericht aufgeforderte „Königl. Preuss. Haupt- 
Commission zur Aufhebung der Stifter und Klöster in Schle- 
sien“ teilte bezüglich des Nachlasses der säkularisierten Ordens- 
priester den Standpunkt des Fürstbischofs?). Wenn bei 
einigen nach der Klostersäkularisation vorgekommenen Sterbe- 
fällen die Versiegelung des Nachlasses von den königlichen 


!) Vgl. Brück, Geschichte der katholischen Kirche in Deutschland 
12, S. 199 £. 

2 Geh. Staatsarchiv Berlin, R 74M X Nr ie ziert 

®) Bericht an den Staatskanzler (23. März 1811), a. a. O., 
Bl. 2-3. 
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Kommissarien verfügt worden sei, so sei „solches doch keines 
Weges in der Absicht geschehen, um den Jurisdietions-Gerecht- 
samen des Herrn Fürstbischofs und seines General-Vicariat- 
Amtes zu nahe zu treten, sondern einzig deshalb, weil diese 
Massregel zur Wahrnehmung der Gerechtsame und der Inter- 
essen des fiscus durchaus notwendig war“. Die verstorbenen 
Klostermitglieder hätten nämlich noch in den Klostergebäuden 
gewohnt, ihr Privatvermögen sei von dem des Stifts noch nicht 
gänzlich gesondert gewesen. Es sei darum selbstverständlich, 
dass die Regulierung ihres Nachlasses nicht ohne Zuziehung 
der Säkularisationskommissarien habe geschehen können. Bei 
Klostergeistlichen, welche bereits das Kloster verlassen hätten, 
sei die Gerichtsbarkeit des Breslauer Generalvikariatamtes un- 
bestreitbar. 

Unter keinen Umständen aber wollte die Hauptkommission 
die Zuständigkeit des Fürstbischofs bei der Nachlassregulierung 
nichtpriesterlicher Ordensleute anerkennen. „Die so- 
genannten fratres, eben so wie die Nonnen, haben, nach er- 
folgter Aufhebung der Klöster, und nachdem sie solche ver- 
lassen haben, ganz aufgehört, dem Clero anzugehören. Sie 
sind in die Welt zurückgetreten und genüssen (!) keine andere 
Rechte als alle übrigen Staatsbürger ihres Standes“. Am 
Schlusse ihres Gutachtens machte die Kommission dann folgen- 
den auf die Einschränkung der kirchlichen Gerichtsbarkeit im 
allgemeinen abhebenden Vorschlag: „Ueberhaupt möchte es 
wohl dem Geiste der Zeit und der jetzigen Gesetzgebung an- 
gemessen sein, die bischöfliche Jurisdiction blos auf das Geist- 
liche zu beschränken und gesetzlich anzuordnen, dass auch 
die Weltgeistlichen in ihren Vermögens- Angelegenheiten fortan 
dem ordentlichen Richter ihres Gerichtsstandes unterworfen 
werden, weil es eine Anomalie in sich fasst, ein geistliches 
Amt mit Schlichtung von Rechtshändeln und Verlassenschafts- 
Sachen zu behelligen, wodurch dasselbe, von seinen wichtigern 
Geschäften abgezogen, eine ganz fremdartige Beschäftigung 
erhält, und anderer Seits auch der Willkühr, und allen, aus 
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sogenannten privilegirten Gerichtsständen herfliessenden Nach- 
theilen Vorschub geschieht.“ 

Der Ministerialdirektor von Schuckmann, dem Hardenberg 
die Eingabe des Fürstbischofs von Hohenzollern und den Be- 
richt der Säkularisationskommission zur Aeusserung zugesandt 
hatte, war der Ansicht, dass beide Teile in ihrer Forderung 
zu weit gegangen seien. „Die Regulirung des Nachlasses 
eines Verstorbenen“ — so führte er mit Recht aus — „ist ein 
richterlicher Act und gehört ın jeder Beziehung vor die Ge- 
richte. Die Aufhebungs-Commission hat daher unbefugt ge- 
handelt, wenn sie, die keine richterliche Macht hat, sich der 
Versiegelung, Inventur und Vertheilung des Nachlasses ver- 
storbener Mönche und Nonnen angemasst hat. Das fiskalische 
Interesse (wenn supponirt wird, dass in dem Privat-Nachlasse 
des Verstorbenen ehemaliges Kloster-Gut begriffen sey) konnte 
die Commission beim ordentlichen Richter ım gesetzlichen Wege 
vertreten lassen“ }). 

Anderseits aber gehe der Fürstbischof ın seinen Prä- 
tensionen einer Zivilgerichtsbarkeit in Nachlasssachen ehe- 
maliger Ordensleute über seine Befugnisse hinaus. Nach dem 
Besitzstand des Normaljahres 1740 und den mit dem Breslauer 
Oberhirten geschlossenen Konkordaten?) habe dieser zwar die 
Gerichtsbarkeit über Nachlasssachen seiner Diözesangeistlich- 
keit; dazu gehörten aber die Mitglieder religiöser Orden 
nicht. Die bischöfliche Gerichtsbarkeit seı „der landesherrlichen 
Jurisdietion gegenüber strietissimae interpretationis und nicht 
auf Fälle auszudehnen, an welche beim Abschlusse des Con- 
cordats nicht gedacht ist, und die ausser seinem Besitzstande 


1) Vgl. das S:hreiben an Hardenberg vom 20. April 1811, Geh. 
Staatsarchiv Berlin, R74M X.Nr. 16, Bl. 4. j 

?) Das Dekret de gravaminibus vom 8. August 1750 hatte die Erb- 
schaftssachen dem Bischof übrigens nur vorläufi g bis zu spä- 
terer definitiver Regelung belassen. Vgl. Löwenberg, 
Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 346. 
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liegen“. Nur dann, wenn Exkonventualen in „weltgeistlichen 
Aemtern* angestellt würden, hätten sie in ihren Rechtsange- 
legenheiten, also auch in ıhren Nachlasssachen, den Gerichts- 
stand der Weltgeistlichen. 


Der Staatskanzler war mit Schuckmann in thesi ganz 
einverstanden, dass die Nachlassregulierungen als gerichtliche 
Handlungen eigentlich nicht zu den Öbliegenheiten der Süku- 
larisationskommission gehörten; doch wollte er aus praktischen 
Gründen es vorläufig bei der bisherigen Praxis belassen, bis 
die in Aussicht stehende Neuorganisation des Bistums Geleoen- 
heit gebe, die Kompetenzverteilung endgültig zu regeln. Am 
14. Mai 1811 wurde daher die Säkularisationskommission in 
Breslau dahin beschieden, dass ihr Verfahren bei der Regu- 
lierung des Nachlasses der noch in den Klöstern ver- 
bliebenen und dort verstorbenen säkularisierten Ordensgeist- 
lichen berechtigt und einstweilen auch weiterhin noch beizu- 
behalten sei!). Selbstverständlich teilte der Staatskanzler auch 
den Standpunkt der Kommission betreffs der Unzuständigkeit 
des Breslauer Vikariatamtes in Nachlasssachen säkularisierter 
nichtpriesterlicher Ordensleute. 

In demselben Sinne wurde auch der abschlägige Bescheid 
an den Fürstbischof von Breslau redigiert?). Trotz der Billi- 


!) Vgl. Geh. Staatsarchiv Berlin, R74M X Nr. 16, BL 5 


(Konzept). 
2) Geh. Staatsarchiv Berlin, R74M X Nr. 16, Bl. 5—6 (Kon- 
zept). — Später scheint die preussische Regierung einen anderen Standpunkt 


eingenommen zu haben. Im Jahre 1823 beschwerte sich der Dekan Lauffer 
von Leobschütz, weil das Oberlandesgericht zu Ratibor die Nachlassregulie- 
rung eines säkularisierten Franziskanerpriesters dem Fürstentumsgericht zu 
Leobschütz und nicht dem geistlichen Gericht übertragen habe. Trotzdeni 
Schmedding in einem Votum (Kultusministerium, G II V 
Nr. 8, vol. II) die säkularisierten Ordens priester den Weltpriestern 
gleichstellte und die Zuständigkeit der geistlichen Gerichte anerkannte, 
empfahl der Bericht des Kultus- und des Justizministers (Kultus- 
ministerium, a.a.0.) unter Berufung auf das Normaljahr 1750 
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gung der von der Säkularisationskommission getroffenen Mass- 
nahmen erkannte der Staatskanzler in seinem Schreiben an 
Hohenlohe unumwunden an, dass über die aus dem Kloster 
ausgetretenen priesterlichen Klostergeistlichen die 
bischöfliche Gerichtsbarkeit zu Recht bestehe. 


dem König, die Beschwerde abzulehnen, was auch geschah. Kabinetts- 
ordre vom 20. November 1823, a. a. O. (Abschrift). 


Dritter Teil. 


Reorganisationspläne der Konkordatszeit. 
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Fünftes Kapitel. 


Vorbereitungen zur Reorganisation des geistlichen 
Gerichtswesens in Rheinland und Westfalen vor der 
Bulle: De salute animarum. 


I. Der Wiener Kongress wies die Kirchenpolitik Preussens 
in neue Bahnen. 

Ausser den schon früher preussischen Gebieten des Rhein- 
lands waren die ehemaligen Erzbistümer Köln und Trier, 
die Herzogtümer Jülich und Berg nebst anderen kurpfälzischen 
Territorien, dazu eine Reihe kleiner Fürstentümer, Abteien 
und Herrschaften, die bis zur Napoleonischen Zeit selbständig 
gewesen waren, an die preussische Krone gekommen. 

Wenn je ein Landerwerb für die kirchenpolitische Staats- 
kunst Preussens schwere Aufgaben in sich schloss, dann 
dieser ?). 

Die Zahl der preussischen Katholiken war mit einem 
Schlage fast auf das Doppelte geschnellt. Und mit ihrer 
Zahl war auch ihre politische Bedeutung gewachsen und 
damit die Notwendigkeit, ihren kirchlichen Wünschen wenig- 
stens im wesentlichen gerecht zu werden. 

Der Erwerb der Rheinlande brachte in den Verband des 
preussischen Staates ein schon an sich schwer assimilierbares 
Element hinein. Mit einer schwärmerischen Liebe zur Heimat 


t) Vgl. Paul Vogel, Beiträge zur Geschichte des Kölner Kirchen- 
streites, Studien zur rheinischen Geschichte, herausgegeben von Albert 
Ahn, Heft 5, Bonn 1913, S. 1 ff. 
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verband sich im Rheinländer eine während der fortschritt- 
lichen Franzosenherrschaft grossgewordene freiheitliche An- 
schauung auf politischem Gebiete, die ihn vor der reaktio- 
nären Engherzigkeit des preussischen Regiments instinktiv 
zurückschrecken liess. 

/war muss zugegeben werden, dass von einer schon im 
Anfang bestehenden allgemeinen Oppositionsstimmung, wie 
sie herkömmlich behauptet und erst in letzter Zeit von be- 
sonneneren Historikern als nicht vorhanden bewiesen worden 
ist, keine Rede sein kann). Anderseits hatte aber die 
Franzosenzeit diesen Provinzen eine Rechtseinrichtung gegeben, 
deren sachliche Vorzüge es den Rheinländern schwer machen 
mussten, sie gegen die rückständigeren preussischen Einrich- 
tungen einzutauschen. Hier lag zweifellos der Kern kom- 
mender Konflikte. 


II. Für die katholische Mehrheit kam noch hinzu 
das natürliche Misstrauen gegen ein Staatswesen, das sich bis- 
her als die traditionelle Vormacht des deutschen Protestantis- 
mus gefühlt und betätigt hatte. 

Nicht, als ob der rheinische Katholizismus von damals 
in religiösen Fragen übertrieben empfindlich gewesen wäre ?). 

ı) Vgl. Ernst Landsberg, Die Gutachten der rheinischen 
Immediat-Justiz-Kommission und der Kampf um die rheinische Rechts- 
und Gerichtsverfassung 1814—1899, Bonn 1914, S. VI£f.; J. Hansen, 
Gustav von Mevissen, ein rheinisches Lebensbild 1815— 1889, Berlin 1906, 
I, S. 199 ff; Justus Hashagen, Das Rheinland und die französische 
Herrschaft, Bonn 1908, S. 63 fi.; Wilhelm Schellberg in der Denk- 
schrift zur Jahrhundertfeier der Vereinigung der Rheinlande mit Preussen, 
herausgegeben von Julius Bachem, Köln 1915, 8. 20 fi.; Albert 
Lauscher, Die katholische Kirche in den Rheinlanden, ebenda, 9.74ff. 

?) Mit einer mangelnden Anhänglichkeit an Rom rechnete man 
-— allerdings in übertriebener Zuversicht — auch in Regierungs- 
kreisen. Der Oberpräsident des Grossherzogtums Niederrhein von Ingers- 
leben glaubte im Frühjahr 1817 der Staatsregierung für die bevorstehenden 
Verhandlungen mit der Kurie als nachahmenswertes Vorbild das franzö- 
sische Konkordat empfehlen zu sollen. Es enthalte „sehr viele höchst 
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Wenn auch die brutale Kirchenfeindschaft der ersten Revolu- 
tionsjahre in den breiten Massen des Volkes abstossend ge- 
wirkt und dadurch seine Kirchentreue gestärkt hatte), so 
hatten anderseits doch auch die Aufklärungszeit und die Ideen 
der französischen Revolution — in den gebildeten Kreisen 
des rheinischen Katholizismus — einen Indifferentismus gross- 
gezogen, der die äusserlich zwar gemässigter auftretende, in 
Wirklichkeit aber nicht weniger kirchenfeindliche Gesetzgebung 
Napoleons, speziell die Verstaatlichung der Ehegerichtsbar- 
keit, später mit Gelassenheit ertragen, ja die Zivilehe auf die 
Dauer gar liebgewonnen hatte. Eine besondere Empfind- 
lichkeit in konfessionellen Dingen war in diesen Kreisen 
also nicht zu besorgen. Und trotzdem — die Zukunft hat 
es bald gelehrt — der Indifferentismus sass nicht tief. Im 
innersten Schosse des freiheitliebenden rheinischen Katholi- 
zısmus schlummerten Kräfte, die, wenn einmal geweckt — 
sei es durch falsche Behandlung seitens der Regierung, sei 
es durch Agitation im eigenen Lager —, notwendigerweise 
zum Konflikt mit dem. ihre Freiheit beengenden Staate führen 
mussten. 

Nüchterne Zweckmässiskeitspolitik musste es daher dem 
preussischen Staate nahelegen, dem Katholizismus die Ein- 
gewöhnung unter sein Zepter möglichst zu erleichtern und 
darum den Wünschen seiner katholischen Untertanen — vor 
allem der neu erworbenen — nach Wiederherstellung des 
durch Säkularisation und Fremdherrschaft heillos zerrütteten 
Kirchenwesens gerecht zu werden. 


vorteilhafte Bestimmungen“, welche von der preussischen Regierung nicht 
preisgegeben werden dürften, „um so weniger, da in den Rhein-Provinzen 
die Anhänglichkeit für den Pabst fast bis auf die Erinnerung erloschen ist, 
und die hierländische Geistlichkeit von alten Zeiten her bemüht war, ihre 
Rechte gegen den römischen Hof geltend zu machen und zu behaupten“. 
von Ingersleben an das Ministerium des Innern, Coblenz 11. März 1817, 
Staatsarchiv Coblenz 402. 311, Bl. 44 ff. (Entwurf). 

!) Hashagen, Rheinland und französische Herrschaft, S. 127 ff. 
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III. In den alten Provinzen hatte Hardenberg schon 
während des ersten Jahrzehnts der Ordnung des katholischen 
Kirchenwesens seine Aufmerksamkeit geschenkt !). 

Die stürmischen Zeiten der Napoleonischen Kriege, in 
welchen Preussen um seine nationale Existenz kämpfte, waren 
jedoch nicht dazu angetan, die Durchführung seiner Pläne 
zu begünstigen. Als aber der äussere Feind niedergerungen 
war, machte sich die Notwendigkeit des Reorganisations- 
werkes sowohl in den Kreisen des Volkes als auch bei der 
Regierung mit immer stärkerer Ueberzeugung geltend ?). 

So wenig die preussischen Staatsmänner alter Schule- 
innerlich geneigt waren, dem katholischen Kirchenwesen 
Zugeständnisse zu machen, so begannen sie doch zu merken, 
„dass mit den bisherigen Staatsmaximen in Betreff der Ver- 
hältnisse der katholischen Kirche zum Staate nicht auszu- 
reichen sei“). Die Missstimmung über die Verschleppung 
einer endgültigen Ordnung der kirchlichen Verhältnisse zog 
immer weitere Kreise. Die nur zu berechtigten Wünsche 
der Katholiken wurden nicht nur in Eingaben an die Regie- 
rung), sondern — zumal in Westfalen?) und im Rhein- 


t) Vgl. seine Denkschrift an Friedrich Wilhelm III. (12. September 
1807) biLeopold vonRanke, Denkwürdigkeiten des Staatskanzlers 
Fürsten von Hardenberg, Leipzig 1877, IV, 8. 82*fl.; Brück, Ge- 
sehichte der katholischen Kirche II2, S. 38 £. 

2) Vgl. Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage II 2, 
S. 17£.; Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert® III, 
S. 198 ff. 

®) Vgl. das Memoire der Ministerien des Aeussern und des Innern 
an Friedrich Wilhelm III. vom Januar 1818 beiMejer, Römisch-deutsche 
Frage Il 2, S. 74fi.; Brück, Geschichte der katholischen Kirche II2, 
S.7; Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert® III, S.200 £. 

*) Vgl. die Denkschrift der Ministerien des Innern und des Aeussern 
an den Staatskanzler (7. September 1818), Mejer, Römisch-deutsche 
Frage II2, 8.281; Brück, Geschichte der katholischen Kirche II2, S. 6 f. 

5) Vgl. (Franz Ottovon Droste-Vischering), Ueber 
Kirche und Staat, Münster 1817; Westphalus Eremita (J. Fr. 
Sommer), Von der Kirche in dieser Zeit, Münster 1819. 
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land !) — auch publizistisch in so scharfer Weise zum Aus- 
druck gebracht, dass schliesslich die massgebenden Kreise sich 
davon überzeugen mussten, eine endgültige Regelung der kirch- 
lichen Verhältnisse sei eine politische Notwendigkeit?) — 
„nicht Gnade, sondern heilige Regentenpflicht* °). 


IV. Die erste und dringlichste Forderung war die Neu- 
umschreibung und Neuordnung der Diözesen und die Besetzung 
der zum grossen Teil verwaisten Bischofsstühle. 

Die Frage der Bistumsorganisation musste im weiteren 
Verfolg naturgemäss auch das Problem der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit zur Debatte bringen. 

Im Osten hatte die Kirche an der Neuorganisation des 
geistlichen Gerichtswesens kein Interesse. Wenn die staats- 
rechtliche Stellung der geistlichen Gerichtsbarkeit in den 
östlichen Provinzen dem kanonischen Ideal auch nicht in 
allem entsprach, so war sie doch im grossen und ganzen zu- 
friedenstellend; bei einer Neuorganisation konnte man nur ver- 
lieren, aber nichts gewinnen. Jedenfalls stachen die östlichen 
Verhältnisse seltsam ab von den rheinisch-westfälischen Ge- 
bieten, in denen die Säkularisation und vor allem die französische 
Fremdherrschaft das kirchliche Gerichtswesen fast völlig aus 
der öffentlichrechtlichen Sphäre herausgedrängt hatten. 

Dieser klaffende Unterschied zwischen Ost und West in 
einer grundlegenden Frage des kirchlichen Rechtslebens war 
auf die Dauer nicht zu rechtfertigen. Es war daher natür- 


1) Vgl. Josef von Görres, Teutschland und die Revolution, 
Coblenz 1819, S. 75. 78 £. 

2) Vgl. Niebuhrs Denkschrift vom 15. Oktober 1819 an das 
Ministerium des Aeussern, Mejer, Römisch-deutsche Frage III1, S. 94 ff.; 
Altensteins Memoire vom 18. März 1818 an das Ministerium des 
Aeussern, Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 90; Brück, Ge- 
schichte der katholischen Kirche II®, 8.6; Friedberg, Gränzen, $. 332. 

3) Denkschrift des Ministeriums des Innern und des Aeussern vom 
7. September 1818; Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, 8. 281; 
Brück, Geschichte der katholischen Kirche II?, S. 7. 
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lich, dass der Gedanke einer einheitlichen Regelung für das 
ganze Gebiet der Monarchie, der schon gleich nach der 
Säkularisation !) aufgetaucht war, sich jetzt mit noch grösserer 
Eindringlichkeit geltend machte. Abgesehen davon, dass die 
Kirche das, was sie verloren hatte, als ihr wohlerworbenes, 
teilweise vielleicht als unentäusserliches Recht reklamieren 
konnte, war es auch für den Staat von seinem Standpunkte 
aus wünschenswert, das buntscheckige Vielerlei, das die ver- 
schiedene historische Entwicklung der einzelnen Provinzen ge- 
zeitigt hatte, zu beseitigen und eine einheitliche Ordnung des 
kirchlichen Gerichtswesens für alle preussischen Lande in die 
Wege zu leiten. 

Die Initiative ging nicht von der Kirche aus, sondern 
vom Staate, und zwar ın der Absicht, die noch ziemlich aus- 
gedehnte Gerichtsbarkeit der östlichen Provinzen, vor allem 
Breslaus, in ihren bürgerlichrechtlichen Attributionen zu be- 
schneiden. 

Schon am 1. Februar 1814?) hatte der Justizminister 
von Kircheisen?), der auf einheitliche Regelung der preussi- 


!) Vgl. den früher besprochenen Erlass des Staatskanzlers von Gold- 
beck an das Offizialat in Münster (9. November 1805), Generalvikariats- 
Registratur Münster, A 31; Abschriftin Köln, Erzb.Kab.-Reg. 
XXIX 1, vol. I, Bl. 249; Justizminister von Danckelmann an Altenstein 
(28. November 1825), Kultusministerium, KA V, Nr. 6, vol. I; 
Abschrift in Köln, Erzb. Kab.-Reg. XXIX 1 vol. I, Bl. 112—115. 

2) Kultusministerium, G II V Nr 8, vol.TI. Auch mn 
den vorhergehenden Jahren hatten Verhandlungen dieser Art innerhalb 
des Staatsministeriums stattgefunden. Geh. Staatsarchiv Berlin, 
R79 XIL Nr. 12. 

®) Ueber die Persönlichkeit Friedrich Leopold von Kircheisens — 
preussischer Justizminister vom 9. Juni 1810 bis zum 18. März 1825 — 
vgl. Albert Teichmann in der- Allg. Deutschen Bio- 
graphie XV, S. 789ff.; Landsberg, Gutachten der rheinischen 
Immediat-Justiz-Kommission, S. XIX f. Ueber seine Ernennung und seine 
Tätigkeit als Justizminister siehe Stölzel, Brandenburg-Preussens 
Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung II, S. 414f. 418. 421 fi. 439 fi. 
Zeitweise war Kircheisen in seinem Einfluss auf die Reorganisation des 
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schen Gerichtsverfassung hinarbeitete, die Frage einer Beschrän- 
kung und Neuordnung der kirchlichen Gerichtsbarkeit in Schle- 
sien angeregt, mit der Begründung, dass „bekanntlich die 
geistliche Gerichtsbarkeit in Schlesien eine in Ansehung der 
Personen und Gegenstände zu weite Ausdehnung hat, und 
daher die Frage einer sorgfältigen Erörterung würdig ist: 
ob und wie die geistliche Gerichtsbarkeit in Schlesien auf 
den musterhaften guten Fuss gebracht werden könne, auf 
welchem sie sich vormals in Südpreussen durch das Reglement 
vom 25. August 1796 befunden hat“. 

Der Plan der Zurückführung der Breslauer Gerichtsbarkeit 
auf rein geistliche Sachen gab den äusseren Anlass zur Wieder- 
aufnahme der Einheitsbestrebungen auch für die west- 
lichen Provinzen. Da Kircheisen auf dem von ihm angeregten 
Projekt bestand, forderte der Minister des Innern von Schuck- 
mann!) am 21. Dezember 1815?) den Fürstbischof von 
Breslau Joseph Christian von Hohenlohe-Waldenburg-Barten- 
stein auf, sich über die Anwendbarkeit der südpreussischen 
Konstitution auf sein Bistum zu äussern. Hohenlohe hatte 
schon bei früheren Konferenzen im Jahre 1811 dem Kultus- 
departement seine Bereitwilligkeit erklärt, sich einer Reduktion 


Justizwesens stark gehemmt durch das auf Veranlassung seines Wider- 
sachers Hardenberg am 3. November 1817 geschafiene Ministerium für die 
Revision der Gesetzgebung, das als Ministerium zwar schon am 31. Dezember 
1819 endete; kommissarisch wurden seine Geschäfte dann noch fünf Jahre 
durch Beyme nominell weitergeführt, allerdings ohne jeden Erfolg. Vgl. 
Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und Rechtsver- 
fassung II, S. 447 fi.; Landsberg, Gutachten, S. XLVf£. 

!) Kaspar Friedrich von Schuckmann war am 3. Juni 1814 zum 
Minister des Innern ernannt worden. Gesetzsammlung 1814, S. 41. 
Vgl. über ihn Wippermann in der Allgem. Deutschen Bio- 
graphie XXXIL, S. 647 fi.; Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechts- 
verwaltung und Rechtsverfassung II, S. 429. 452. 459; Brück, Geschichte 
der katholischen Kirche II, 8. 39 ff. Er verwaltete sein Amt bis zum 
18. April 1835. 

2) Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. I (Konzept). 
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der Breslauer Gerichtsbarkeit nicht widersetzen zu wollen. 
Diesen Standpunkt behielt der nachgiebige Kirchenfürst auch 
jetzt bei !). In der Voraussetzung, dass „des Königs Majestät 
definitive beschlossen haben, die geistlichen und bischöflichen 
Gerichte ad causas mere Ecclesiasticas zurückzuführen“, be- 
schränkte er sich in seinem Promemoria auf „Bemerkungen 
über die Art und Ausführung der den weltlichen Gerichten 
einzuräumenden Gerichtsbarkeit über die Geistlichkeit in 
causis personalibus“ und formulierte im Anschluss an die 
Bestimmungen der südpreussischen Konstitution im einzelnen 
die Bedingungen, unter denen er einer Uebertragung derselben 
auf Breslau zustimmen könne. 


V. Schuckmann glaubte aus Opportunitätsgründen dem 
Justizminister ein langsameres Tempo empfehlen zu sollen. 
Er übersandte Kircheisen am 6. August 1816?) die Postulate 
des Fürstbischofs, aus welchen er entnehmen könne, „dass 
dieser Angelegenheit noch verschiedene Schwierigkeiten im 
Wege stehen. Sie greifft auch in der That ein in mehrere 
Zweige des gesamten katholischen Kirchenwesens von Schlesien, 
die nach der gewaltsamen Erschütterung, welche die im 
Jahre 1810 vollführten Säkularisationen mit sich führten, 
noch nicht alle wieder geordnet sind. Dieserwegen und auch, 
um den Gemüthern einige Ruhe zu gönnen, sich zu sammeln, 
dürfte die Umformung der geistlichen bischöflichen Gerichts- 
barkeit meines Erachtens füglich solange ausgesetzt werden, 
bis über die Kirchenverfassung der katholischen Länder in 
Westfahlen (!) und am Rhein die nöthigen zum Theil von 
Beschlüssen des Bundes-Tages zu Frankfurt und von Ver- 
handlungen mit dem päbstlichen Stuhle abhängenden ge- 
naueren Bestimmungen erfolgt sind. Das katholische Schlesien 


!) Antwortschreiben vom 24. Juni1816, Kultusministerium, 
G II V Nr. 8, vol. II. 

2) Konzept des Schreibens Kultusministerium, GI V 
Nr. 8, vol. II. 
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macht sich die Hoffnung, auf eine ebenso liebevolle Weise be- 
handelt zu werden, als die rheinischen Länder, und wird zu- 
frieden seyn, wenn ihm gleiches Loos mit diesen gewährt wird“. 

Kircheisen war bereit, die Regelung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit in Schlesien auf sich beruhen zu lassen, bis die 
Gerichtsorganisation für die rheinisch-westfälischen Diözesen 
beendigt sei; allerdings gab er seine Zustimmung nur zögernd, 
da er besorgte, dass damit die Frage auf unbestimmte Zeit 
vertagt sei!). 

In Betreff der Desiderien Hohenlohes behielt er sich 
seine Stellungnahme noch vor, bemerkte aber wegen der von 
diesem beanspruchten Nachlassregulierungen schon 
jetzt, „dass solche dem Bischofe nie als ein unbestrittenes 
Recht zugestanden haben, sondern dass derselbe einstweilen 
nach dem Reglement vom 8. August 1750 ... nur so lange 
im Besitz gelassen worden ist, als die Königliche Decision 
noch nicht erschienen, und ein anderes festgestellt haben 
würde, wobei es bis dahin noch immer geblieben ist“. 

Dementsprechend wurde denn auch der Fürstbischof von 
dem Minister des Innern beschieden und ihm mitgeteilt, dass 
vorläufig die Beschränkung seiner Gerichtsbarkeit noch aus- 
gesetzt sei ?). 

So war das Breslauer Projekt abhängig gemacht 
von der Reorganisation der kirchlichen Gerichts- 
barkeit in den westlichen Provinzen. Die Regierung 
säumte nicht, für die Ausführung der letzteren die ein- 
leitenden Schritte zu tun. Noch am selben Tage, an welchem 
dem Breslauer Fürstbischof der erwähnte Bescheid gegeben 
wurde, erging von der zweiten Abteilung des Ministeriums 
des Innern an die Konsistorien von Köln, Münster und 
Koblenz, an die Königlichen Regierungen zu Aachen, Kleve, 


1) Kircheisen an den Minister des Innern (21. September 1816), 
Kwltusministerium, G II V Nr 8, vol. I. 

2) Minister des Innern an Fürstbischof Hohenlohe (27. Oktober 1816), 
Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. II. 
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Düsseldorf, Trier und Erfurt wie auch an die theologische 
und juristische Fakultät der Universität zu Münster !) unter 
Mitteilung der südpreussischen Konstitution die Aufforderung, 
gutachtlich zu berichten, ob die betreffende Behörde „die 
Herstellung der durch die französische Regierung aufgehobenen 
geistlichen Gerichtsbarkeit der Erzbischöfe und Bischöfe, mit 
Beschränkung auf Verlöbniss- und Ehesachen in ungemischter 
Ehe, desgleichen auf Amtsverhältnisse der Geistlichen und 
sogenannte kirchliche Verbrechen und Vergehen, für nöthig 
und nützlich erachtet und dafür hält, dass in dieser Hinsicht 
von der für Südpreussen entworfenen Verordnung ganz oder 
theilweise Gebrauch gemacht werden könne, in welchem Falle 
auch die Besetzung der geistlichen Gerichtshöfe, und die 
Regulierung des Instanzenzuges in besondere Erwägung zu 
nehmen ist“. 

Die Mehrzahl der daraufhin einlaufenden Gutachten stand 
einer sich in gemessenen Grenzen haltenden Wiederherstellung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit wohlwollend gegenüber ?). 


VI. Die Regierung in Trier beschränkte sich in ihrem 
Referat?) auf eine kurze Schilderung der durch die franzö- 
sische Justizverfassung bedingten linksrheinischen Rechts- 
verhältnisse, wonach eine eigentliche kontentiöse Gerichts- 
barkeit der kirchlichen Behörde nicht mehr bestehe, während 
ihre Disziplinargewalt sich auf „Belehrungen, Verweise, Dienst- 
versetzungen und Untersagungen geistlicher Verrichtungen* 
beschränke und bei Versetzungen von Kantonalpfarrern auch 
noch der staatlichen Bestätigung bedürfe. Im übrigen stellte 
man die ÖOpportunitätsfrage dem Entscheid des Ministeriums 


!) Zirkularerlass vom 27. Oktober 1816, Kultusministerium, 
G IH V Nr. 8, vol. II (Konzept). 

2) Wir führen die Gutachten an nach der Reihenfolge ihres Einlaufs 
und begnügen uns damit, die wichtigeren der in ihnen enthaltenen Reform- 
vorschläge hervorzuheben. Teilweise Wiederholungen sind wegen der Gleich- 
artigkeit des Inhalts nicht ganz zu vermeiden. 

®2) Kultusministerium, G II V‘Nr. 8, vol. II (6. Dezember 1816). 
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anheim, ohne sich sachlich für oder gegen die Wiederherstel- 
lung der kirchlichen Gerichtsbarkeit auszusprechen. 


VII. Das Gutachten der Aachener Regierung!) 
nahm ebenfalls keine entschiedene Stellung gegenüber dem 
Reorganisationsprojekt ein. 

Zur Beurteilung der Opportunitätsfrage, so 
führte es aus, komme es darauf an, „ob die geistliche Ge- 
richtsbarkeit noch bei der jetzt bestehenden Verfassung und 
Gesetzgebung, oder erst dann wieder hergestellt werden soll, 
wenn für die Rheinischen Provinzen die für sie bearbeitet 
werdende neue Gesetzgebung?) eintreten wird“. Dass man 
seitens der Regierung das erstere beabsichtige, sei füglich zu 
bezweifeln, „da die geistliche Gerichtsbarkeit, ihrem ganzen 
Wesen nach, mit der gegenwärtig hier noch fortdauernden 
Verfassung und Gesetzgebung im Widerspruch stehe“, wie 
diesich widersprechenden Vorschriften des bürger- 
lichen Gesetzbuches und des kanonischen Rechts, 
vor allem auf dem Gebiet der Ehegesetzgebung, 
bewiesen. Für den anderen Fall, nämlich den der „Wieder- 
einführung der geistlichen Gerichtsbarkeit gleichzeitig oder 
nach dem Eintritt der neuen, für die hiesigen Provinzen be- 
stimmten Gesetzgebung“ hielt die Regierung eine gründliche 
Erörterung des Projekts nur dann für möglich, wenn man 
die für die Rheinprovinzen geplanten Abänderungen kenne. 
Da die geistliche Gerichtsbarkeit so tief in die allgemeine 
Gesetzgebung eingreife, sei es vorzüglich Sache der Immediat- 
Justizkommission ?), diese Frage zu prüfen. 


1) Kultusministerium, GII V Nr. 8, vol. II (11. Dezember 1816). 

?) Ueber die damals begonnenen gesetzgeberischen Vorarbeiten für 
die Einführung des preussischen Rechtes, die aber dann doch mit dem Sieg 
des französischen endeten, vgl. vor allem die aufschlussreiche Veröffent- 
lichung von Landsberg, Gutachten der rheinischen Immediat-Justiz- 
Kommission. 

3) Gemeint ist die durch Kabinettsordre vom 20. Juni 1816 ein- 
gesetzte Immediatkommissicn für die Ordnung der Justizangelegenheiten 
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Ueber die Anwendbarkeit der südpreussischen 
Konstitution machte das Gutachten an der Hand der ein- 
zelnen Paragraphen besondere Vorschläge. 

Die allgemeine Fassung des $ 1 passe für die Rhein- 
provinzen nicht, sondern werde „dahin abzuändern sein, 
dass vor die geistlichen Gerichte bloss die denselben in specie 
zugestandenen Befugnisse gehören“. 

Betr. $2 war die Regierung gegen Aufnahme und 
Deposition der Testamente vor den geistlichen Behörden. 

Ad $ 3 (Siegelungen und Erbschaftsteilungen) meinte 
sie, man solle der Kirche nur die Befugnis erteilen, vor dem 
weltlichen Richter ıhre Interessen zu vertreten, wie es sonst 
auch jeder Privatperson zustehe. 

Die Uebertragung einer zivilrechtlichen Gerichtsbarkeit 
in Sponsalien- und Ehesachen ($ #) hielt die Regierung 
wegen der Gegensätzlichkeit der staatlichen und kirchlichen 
Ehegesetzgebung nicht für durchführbar. Zur Erzielung 
einer den kirchlichen Standpunkt berücksichtigenden staat- 
lichen Rechtsprechung machte sie folgenden Vermittlungs- 
vorschlag: „Würden die bemerkten Sachen den weltlichen 
Gerichten zugewiesen und zugleich bestimmt, dass, wenn beide 
Gatten der katholischen Religion zugethan sein sollten, auch 
nur Richter dieser Religion erkennen, und im Fall diese 
Richter nicht in hinreichender Zahl vorhanden wären, acta 
instructa an ein anderes, mit Katholiken hinreichend be- 
seztes (!) Gericht versandt werden), bei den Fällen hin- 


der Rheinprovinz. Vgl. darüber Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechts- 
verwaltung und Rechtsverfassung II, S. 444 fi., vor allem aber Lands- 
berg, Gutachten der rheinischen Immediat-Justiz-Kommission, S. XL fi. 

!) Es scheint der Aachener Regierung entgangen zu sein, dass ihr 
wohlgemeinter Vermittlungsvorschlag in der äusseren Form der 
staatlichen Eherechtsprechung dem katholischen Empfinden zwar entgegen- 
kam, keineswegs aber imstande war, die sachlichen Schwierigkeiten 
zu heben. Die Konfession des Richters und seine ihr entsprechende per- 
sönliche Auffassung war bedeutungslos, solange das für den richterlichen 
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gegen, wo zweierlei Religionsverwandten in Streit geriethen, 
durch eine aus Richtern beider Religionen zusammengesetzte 
Deputation entschieden werden sollte: so würde für die 
katholischen Partheien auch nicht einmal der Schein einer 
Beschwerde vorhanden sein. Wollte man noch mehr thun, 
so würde ein geistlicher, durch das General-Vicariat für 
jedes der weltlichen Gerichte zu ernennender Rath bei den 
der definitiven Entscheidung vorausgehenden Verhandlungen 
zugezogen und gehört werden können“. 

Betreffs der inneren Einrichtung und des Instanzen- 
zugs der geistlichen Gerichte (SS 9 und 10 der südpreussischen 
Konstitution) legte das Gutachten die Wiederherstellung der 
alten Dekanatsgerichte nahe, wie sie vor allem in den Christia- 
nitäten der Herzogtümer Jülich und Berg früher bestanden 
hätten. Wolle man die geistliche Gerichtsbarkeit nach dieser 
alten Form wieder aufleben lassen, so werde es wohl zweck- 
mässig sein, für jeden Landgerichtsbezirk ein solches 
geistliches Forum zu bestellen, dem dann ein Assessor des 
Landgerichts als Justitiar beigegeben werden könne. Zum 
mindesten aber erscheine es angemessen und notwendig, für 
jeden Regierungsbezirk ein geistliches Untergericht zu 
bilden. Die Appellationen sollten dann an das bischöfliche 
Konsistorium gehen, welches aus dem Generalvikar als Prä- 
sidenten und aus vier Mitgliedern des Kathedralkapitels als 
Konsistorialräten formiert werden könne. 


VIII. Das Konsistorium zu Münster wies In seinem 
Gutachten !) darauf hin, „dass bereits im Jahre 1803 beı 
erster Preussischer Organisation die geistliche Gerichtsbarkeit 
aufgehoben, und lediglich dem Offizial zur Mühlen ein Oom- 
missorium in Ehesachen ertheilt worden“. Wenn man dafür 


Entscheid einzig massgebende staatliche Eherecht mit den Vorschriften 
des kanonischen Eherechts in unlösbarem Gegensatz stand. 

4 1) Gutachten vom 24. Januar 1817, Kultusministerium, 
&:IL2V-Nr. 8, voll: 
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sorge, dass die richterliche Gewalt der Kirche ihrem Zweck 
entsprechend auf geistliche Dinge beschränkt bleibe, dann 
werde „die Wiederherstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit 
nach richtigen Grundsätzen allerdings nützlich sein“. 


IX. Das Kölner Konsistorium hatte den katho- 
lischen geistlichen Rat Poll beauftragt, das vom Ministeriunr 
eingeforderte Gutachten auszuarbeiten. Poll erstattete sein 
Referat!) über drei Fragen: 

1. „Ist es nöthig und nützlich, dass die durch die fran- 
zösische Regierung aufgehobene geistliche Gerichtsbarkeit der 
Erzbischöfe und Bischöfe mit Beschränkung auf Verlöbniss- 
und Ehesachen in ungemischten Ehen, desgleichen auf Amts- 
verhältnisse der Geistlichen und sogenannte kirchliche Ver- 
brechen und Vergehungen hergestellt werde? 

2. Inwiefern wäre von der für Südpreussen entworfenen 
Verordnung vom 25. August 1796 in dieser Sache Gebrauch 
zu machen? 

3. Was wäre insbesondere über die Besetzung der geist- 
lichen Gerichtshöfe und des Instanzenzuges zu bemerken ?* 

Bei Beantwortung der ersten Frage wurde mit besonderem 
Nachdruck auf die Schwierigkeiten hingewiesen, welche die fran- 
zösische Ehegesetzgebung der Wiederherstellung der früheren 
kirchlichen Ehegerichtsbarkeit entgegenstelle. Die staat- 
lichen Bestimmungen über den bürgerlichen Ehevertrag 


!) Von Poll am 4. Februar 1817 dem Konsistorium eingereicht, von 
diesem am 20. Februar an das Ministerium eingesandt. Vgl. Kultus- 
ministerium, GII V Nr. 8, vol. II; siehe a. a. O. auch das Begleit- 
schreiben des Konsistoriums. In dem letzteren hatte das hauptsächlich 
aus evangelischen Mitgliedern bestehende Konsistorium in Betreff der dem 
kirchlichen Gerichtewesen günstigen Ausführungen des katholischen Refe- 
renten seine Vorbehalte gemacht und das Pollsche Gutachten, ohne es zu 
unterzeichnen, dem Minister einfach zur Kenntnisnahme eingesandt. 
Später erklärten sich die Mitglieder des Konsistoriums in einem neuen 
Schreiben an die Kultusabteilung im Ministerium des Innern in corpore 
mit der von Poll gegebenen Begutachtung einverstanden. Schreiben 
vom 22. Mai 1817, Kultusministerium, GIIV Nr. 8, vol. IE 
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ständen vielfach in direktem Widerspruch mit den kirchlichen 
Gesetzen über das Ehesakrament. Das Erkenntnis über die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit des Ehevertrags sei ausschliess- 
lich den weltlichen Gerichten zugewiesen. Die misslichen 
Konsequenzen dieser Gegensätzlichkeit liessen sich bei den 
bloss nach den bürgerlichen Gesetzesvorschriften geschlossenen 
Ehen nun einmal nicht beseitigen. Für die Zukunft möge 
man aber durch friedliche Uebereinkunft zwischen Staat und 
Kirche, eventuell auch unter Preisgabe einiger kirchlicher 
Ehehindernisse, versuchen, diese Konflikte zu mildern. Vor- 
läufig könne der Staat dadurch einen Ausweg schaffen, dass 
er den Katholiken die kirchliche Einsegnung vor der Ein- 
tragung in die Zivilregister zur Pflicht mache; wenn das 
geschehe, sei auch die Wiederherstellung der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit in allen das vinculum matrimoniale oder Schei- 
dung vom Tisch und Bett betreffenden Fragen wünschens- 
wert. 

Den durch die französische Justizverfassung verursachten 
Mangel kanonisch eingerichteter kirchlicher Disziplinar- 
gerichtshöfe hielt das Gutachten im Interesse einer un- 
parteiisschen Rechtsprechung für sehr nachteilig. „Sollen 
eines Theils“, so meinte der Referent, „die Vorsteher der 
Kirche in dieser Disciplinarsache die ihnen anvertraute Ge- 
walt mit vollem Gewichte und auf eine mit der politischen 
Verfassung übereinstimmende Art ausüben, und anderntheils 
den Geistlichen gegen Willkühr (!) und widerrechtliche Be- 
handlung ihrer Obern in diesem Stücke eine angemessene 
Sicherheit und Schutz geleistet werden: so kann dieses wohl 
nicht füglicher als durch die Wiederherstellung der geistlichen 
Gerichtshöfe bewirkt werden.“ 

Zur Beseitigung der genannten Missstände formulierte 
Poll seinen zwischen den staatlichen und kirchlichen Inter- 
essen vermittelnden Endantrag dahin, „dass die geistliche 
Gerichtsbarkeit 

a) in Bezug auf Amtsverhältnisse der Geistlichen und 
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ihre Vergehungen wie auch auf Ehesachen !), insofern sie 
rein geistlich sind, ohne Einschränkung und 

b) für Ehesachen, um ausschliesslich über Fortsetzung 
oder Annullierung der Ehe wie auch über Scheidung von 
Tisch und Bette, in perpetuum oder ad tempus zu erkennen, 
erst nachdem die bürgerlichen und kirchlichen Gesetze in 
Übereinstimmung gestellt sind oder nach vorläufiger gesetz- 
licher Verfügung, dass die Ehe nur durch priesterliche Ein- 
segnung vollzogen werde; jedoch 

c) die Entscheidung der Fälle, in welchen die Ehe bis- 
her nach Vorschrift des bürgerlichen Gesetzes geschlossen 
worden, dem weltlichen Richter vorbehalten werde“. 


X. Die Regierung zu Kleve hatte, um die mini- 
sterielle Anfrage sachkundig beantworten zu können, erst 
das Gutachten der noch vorhandenen Beamten der vormaligen 
geistlichen Gerichte ihres Bezirkes eingefordert. Den ihr zu- 
gekommenen Bericht des früheren Syndikus des Kapitels zu 
Xanten und jetzigen Friedensrichters Raab zu Calcar:) sandte 
sie am 9. April 1817 an das Ministerium des Innern ein?). 

Das Raabsche Referat empfahl, bei Reorganisation des 


!) Indem Gutachten Polls findet sich eine bemerkenswerte Ueber- 
einstimmung mit den Gedankengängen der neuesten kirchlichen Ehe- 
gesetzgebung ketreffend die Ungültigkeit formlos abgeschlossener Spon- 
salien. Unter Berufung auf J. K. Barthel, Annotationes ad universum 
jus canonicum, tit. de sponsalibus schlägt er nämlich ad $ 4 der südpreussi- 
schen Konstitution vor, „dass wenn Sponsalien wegen ihrer Verbindung 
mit Ehesachen zum geistlichen forum gehören sollen, eine geeignete Ver- 
ordnung veranlasst werde, wodurch wenigstens den Sponsalibus clande- 
stinis Recht zur Klage abgesprochen werde, damit jene kostspielige und 
mitunter ärgerliche Verhandlungen nicht wieder erneuert werden, die sonst 
in diesem Stücke die geistlichen Gerichtshöfe manchmal so unwürdig 
beschäftigen“. 

2) Erstattet am 7. Februar 1817, Kultusministerium, GI 
VEN® 8, voLilIt. 

®) Begleitschreiben der Regierung, Kultusministerium, 
GIITEVEND2SOL ILL: 
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kirchlichen Gerichtswesens auch den Religionsvergleich vom 
28. April 1672 zu berücksichtigen, der für die kirchliche Ge- 
richtsbarkeit im Klevischen bedeutend vorteilhafter sei als die 
südpreussische Konstitution ?). 

Dieser Ansicht schloss sich auch die Regierung an. „Se 
zweckmässig wir es auch finden,“ schrieb sie, „mit der Zeit 
darauf Bedacht zu nehmen, dass geistliche Gerichtsbarkeiten 
mit Beschränkung auf die dazu geeigneten Gegenstände her- 
gestellet werden, so würde doch nach unserer unvorgreiflichen 
Meinung dieser Zweck nur unvollkommen erreicht werden, 
wenn die Verordnung vom 25. August 1796 zur Gesetzeskraft 
erhoben würde“. Sie schlug daher vor, bei etwaigen Ver- 
ordnungen für die Provinz Jülich-Kleve-Berg den Religions- 
rezess von 1672 zugrunde zu legen. Solange übrigens die 
französische Gesetzgebung nicht aufgehoben und auf Grund 
eines neuen Konkordats eine andere kirchliche Verfassung 
eingeführt worden sei, werde von der Wiederherstellung der 
geistlichen Gerichtsbarkeit wohl noch keine Rede sein können. 
Die klevische Regierung hielt es daher für sehr zweckmässig, 
„wenn auch über diesen Gegenstand eine Basis in dem mit 
dem päbstlichen Hofe abzuschliessenden Concordate festgesetzt 
würde, damit dadurch allen Irrungen, welche sich zwischen 
der weltlichen und geistlichen Macht erheben könnten, voraus 
begegnet würde". 


XI. Auch das Konsistorium des Grossherzogtums 
Niederrhein zu Koblenz sprach sich in seinem Gutachten 
vom 10. April 1817 grundsätzlich entschieden zugunsten der 
geistlichen Gerichtsbarkeit aus’). 

Wegen der Gegensätzlichkeit der kirchlichen und staatlichen 
Rechtsverhältnisse konnte aber auch nach seiner Ansicht die süd- 
preussische Konstitution zurzeit noch keine Anwendung finden. 


!) Die Bestimmungen der Religionsvergleiche von 1672 siehe oben 
bei der Darstellung der klevischen Kirchenpolitik Brandenburgs. 
2) Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. IL. 
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Ueberhaupt könne, so wünschenswert auch das Wieder- 
aufleben der geistlichen Gerichtshöfe, besonders in discipli- 
naribus sei, doch mit ihrer Einführung nicht eher begonnen 
werden, als bis die Bistümer der rheinischen Provinzen wieder 
besetzt und die Diözesanverhältnisse geordnet seien; sobald 
das geschehen sei, werde „die Wiederherstellung der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit der Erzbischöfe und Bischöfe, mit 
Beschränkung auf Verlöbniss- und Ehesachen in ungemischten 
‘Ehen, desgleichen auf Amtsverhältnisse der Geistlichen und 
sogenannte kirchliche Verbrechen und Vergehungen, allerdings 
nöthig und nützlich .sein“. Im besonderen wurde noch auf 
folgende Punkte aufmerksam gemacht: 

1. müsse von Staats wegen ein Fonds für den Unterhalt 
der suspendierten oder internierten Geistlichen bereitgestellt 
werden; 

2.um dem geistlichen Gericht die Ehesachen überantworten 
zu können, müsse vorerst die bisherige durch das französische 
Recht eingeführte Ehegesetzgebung aufgehoben werden; 

3. betreffs des Instanzenzuges könne, wenn man einen 
Erzbischof einsetze, die erste Instanz von den Bischöfen, die 
zweite von dem Erzbischof wahrgenommen werden. Ob man 
nach den Bestimmungen des Basler Konzils oder auf andere 
Art eine dritte Instanz im Inlande einrichten wolle, könne 
durch Verhandlungen mit dem päpstlichen Stuhle des näheren 
bestimmt werden ?). 


1) Auch der Oberpräsident von Ingersleben in Koblenz war 
unterdessen bei dem Ministerium für eine gesetzliche Regelung der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit eingetreten. Die Veranlassung dazu war folgende: 

Infolge der königlichen Verordnung vom 30. April 1815 betreffend 
verbesserte Einrichtung der Provinzialbehörden bestand in der Haupt- 
stadt jeder Provinz ein Konsistorium (vgl. den Erlass des Oberpräsidenten 
vom 22. April 1816, Amtsblatt der königlichen Regierung zu Coblenz 
1816, Nr. 1, S. 7£.), welches in protestantischen Kirchenangelegenheiten 
die Konsistorialrechte ausüben, in Bezug auf die katholische Kirche die 
landesherrlichen jura circa sacra wahrnehmen sollte. Die Angelegenheiten 
der genannten Art sollten zwar im Konsistorium beraten, die Verfügungen 
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XII. Dass die Erfurter Regierung einer den Grund- 
sätzen der südpreussischen Konstitution folgenden Regulie- 


aber von dem königlichen Oberpräsidium ausgefertigt werden. Vgl. Amts- 
blatt der königlichen Regierung zu Coblenz 1816, Nr. 5, vom 10. Mai, 
S. 37 fi.; der Entwurf des dort abgedruckten Publikandums vom 8. Mai 1816 
befindet sich im Staatsarchiv Coblenz 402. 26a. 

Der die linksrheinische Erzdiözese verwaltende Aachener General- 
vikar Fonck erbat von den beiden rheinischen Oberpräsidenten Aufschluss 
über die Ausdehnung, welche die Regierung diesen landesherrlichen jura 
circa sacrazu geben dächte. Fonck an Freiherrn von Ingersleben, 6. Mai 1816, 
Staatsarchiv Coblenz 402. 311, Bl.5. Das Schreiben vom gleichen 
Datum an den Grafen zu Solms-Laubach a. a. O. 402. 311, Bl. 7 (Abschrift). 
Die beiden Oberpräsidien berichteten an das Ministerium des Innern. Von 
dort erging dann am 12. August 1816 eineInstruktion zur Mitteilung 
an die rheinischen Regierungen — Staatsarchiv Coblenz 402. 
311, Bl. 9ff. (Abschrift) —, welche betreffs der Kirchenzucht und der 
bischöflichen Strafgerichtsbarkeit gegen Geistliche die landrechtlichen 
Bestimmungen als angemessene Norm erklärte. „Ueber die Rechtmässig- 
keit des Besitzes geistlicher Aemter und den Umfang und Gehalt der 
dazu gehörigen kirchlichen Rechte und Obliegenheiten, über Absetzung 
und Versetzung“ erkennen nach der Instruktion die bischöflichen Gerichte. 
Zur genaueren Umgrenzung der bischöflichen Gerichtsbarkeit stellte der 
Minister das Erscheinen einer besonderen Verordnung in Aussicht. Bei 
Anwesenheit des Geheimrats Schmedding in Köln wurde die Ministerial- 
instruktion zwischen ihm und dem Oberpräsidenten Solms-Laubach be- 
sprochen und dann den Generalvikariaten zu Aachen und Deutz ein ge- 
kürztes, gerade den Passus betreffend die geistliche Gerichtsbarkeit über- 
gehendes Exzerpt zur Information übersandt. Solms-Laubach an von 
Ingersleben, 18. September 1816, Staatsarchiv Coblenz 402. 311, 
Bl. 15. In derselben Weise beschied auch der Oberpräsident in Koblenz 
die Vikariate zu Aachen, Trier, Deutz und Ehrenbreitstein. Schreiben vom 
2.Oktober 1816, Staatsarchiv Coblenz 402. 311, Bl.21 (Entwurf). Im 
März 1817 sandte von Ingersleben, der unterdessen die Regierungen von 
Aachen und Trier zum Bericht aufgefordert hatte (Bericht der Aachener 
Regierung vom 4. November 1816, Staatsarchiv Coblenz 402. 
311, Bl. 28ff.; Bericht der Trierer. Regierung a.a.O., Bl. 39 ff.) dem 
Ministerium einen ausführlichen Bericht, in dem er die für seinen 
Amtsbezirk (a.a.O., Bl. 44 ff.) bei den Konkordatsverhandlungen zu 
beachtenden Reformpunkte eingehend besprach. Nach seiner Ansicht ist 
es „für das Grossherzogthum Niederrhein von der grössten Wichtigkeit, 
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rung der geistlichen Gerichtsbarkeit nicht ungünstig gegen- 
überstehen konnte, lag in den besonderen Verhältnissen ihres 
Bezirks begründet. Für Heiligenstadt hätte die Einführung 
der Konstitution zwar eine Erweiterung, für Erfurt dagegen 
eine entschiedene Einschränkung des bisherigen kirchlichen 
Zuständigkeitsbereichs und damit eine Ausdehnung der staat- 
lichen Einflusssphäre bedeutet. 

Die Regierung erklärte in ihrem Gutachten !), sie könne „die 
Vorschriften der Verordnung vom 25. August 1796 nicht anders 
als sehr zweckmässig finden, da solche die Gerichtsbarkeit nur auf 
die Dienstsubordination der Geistlichen, und auf die Trennung 
der Ehen quoad sacramentum beschränkt, alles übrige aber 
an die gewöhnlichen Gerichte verweist. Es verschwindet 
darum jede Besorgnis, dass diese Gerichtsbarkeit zum Nachtheil 
des Staatszwecks zu weit ausgedehnt werden könne“. Wenn 
der Staat auf der Grundlage der südpreussischen Kon- 
stitution die Grenzen der kirchlichen Gerichtsbarkeit durch 
Vereinbarung mit dem Papst festsetze, entfalle für 
das Erfurter Gericht jeder Grund, sich unter Berufung auf 
seine hergebrachten Gerechtsame gegen die Neuumschreibung 
seiner Kompetenz zu wehren. 

Das Bestehen zweier kirchlicher Gerichte in einem Regie- 
rungsbezirk erschien dem Gutachter für die Zukunft unnötig. 
Es hatte darın seinen historischen Grund, dass Eichsfeld und 
Erfurt zu verschiedenen Zeiten an Kurmainz gefallen waren 
und als zwei gesonderte Provinzen eigene Verfassung und 
eigene Behörden erhalten hatten. Da kein sachliches Be- 
dürfnis für einen zweifachen Gerichtshof bestand, wurde vor- 
geschlagen, unter Aufhebung des Gerichts zu Heiligenstadt 


dass die verheissene Verordnung wegen des Umfangs der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit baldmöglichst erscheine“, vor allem im Interesse einer wirk- 
samen Handhabung der geistlichen Disziplin. Staatsarchiv Cob- 
lenz 402. 311, Bl. 49. 

t) Datiert vom 10. September 1817, Kultusministerium, 
G II V Nr. 8, vol. I. 
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nur das in Erfurt — mit einem Weihbischof als Siegler — 
bestehen zu lassen; auf letzteres fiel die Wahl hauptsächlich 
aus dem Grunde, weil für das Siegleramt die Personal- und 
Dotationsfrage sich in Erfurt, wo das Stift B. M. Virginis be- 
stand, leichter lösen liess }). 

Zur Regulierung des Instanzenzuges schlug 
die Regierung vor, das Erfurter geistliche Gericht mit Münster 
in Verbindung treten zu lassen, so, dass Münster für Erfurt 
die zweite und dritte, dieses dagegen für Münster die dritte 
Instanz bilde. Selbstverständlich blieb für diese Instanzregu- 
lierung die Einwilligung des römischen Stuhles vorbehalten. 


XII. Entschieden ablehnend — zwar nicht gegen die 
geistliche Gerichtsbarkeit als solche, sondern gegen die Wieder- 
herstellung ihrer zivilrechtlichen Geltung — verhielt sich das 


Gutachten der Regierung in Düsseldorf?). 

Die südpreussische Konstitution schien ihr kein nach- 
ahmenswertes Vorbild für die geplante Reorganisation des 
geistlichen Gerichtswesens zu sein. Nach $ 1 des Patents 
vom 8. Mai 1793°), so führte das Gutachten aus, sollten die 
geistlichen Gerichte lediglich über causae vere ecclesiasticae zu 
entscheiden haben, von allen weltlichen Rechtsstreitigkeiten 
aber, selbst wenn geistliche Personen dabei beteiligt seien, aus- 
geschlossen bleiben. Dieser allgemein und unbedingt ausge- 


!) Das Gehalt des Sieglers zuErfurt betrug 792 Taler, 6 Pfennig, 
die sich auf dem Regierungshauptkassenetat befanden. Dazu kamen 
35 Taler aus der geistlichen Gerichtskasse. Der zu Heiligenstadt 
bezog 693 Taler, 14 Groschen, 2 Pfennig aus der Regierungshauptkasse 
und 20 Taler, 20 Groschen aus der Gerichtskasse. Gutachten vom 
10. September 1817, Kultusministerium, G II V Nr. 8, vol. II. 
Vgl. auch Feldkamm, Geistliches Gericht zu Erfurt, a. a. O. 8. 33. 

®2) Kultusministerium, GILV Nr. 8, vol.II (13. September 1817); 
Staatsarchiv Coblenz 401. 785 (Abschrift). Vgl. a.a. O. 401. 
785 das Schreiben der Düsseldorfer Regierung an das Kultusministerium 
vom 22. Februar 1818. Referent für das Gutachten war Ruppenthal. 

®) Vgl. Konstitution für Südpreussen, $ 1. 
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sprochene Grundsatz sei jedoch in der südpreussischen Kon- 
stitution nicht folgerichtig durchgeführt; denn sie weise den 
geistlichen Gerichten Gegenstände zu, die man unmöglich zu 
den causae vere ecclesiasticae rechnen könne. 

Zunächst wandte sich die Düsseldorfer Regierung ent- 
schieden gegen die Ueberantwortung der Testa- 
mentssachen von Geistlichen an das kirchliche 
Forum. Fragen dieser Art könnten unter keinen Umständen 
als causae vere ecclesiasticae angesprochen werden. „Das 
Recht,“ — so argumentierte sie — „über unser Vermögen für 
einen Zeitpunkt zu disponieren, wo wir nicht mehr sind, ist 
ein Geschenk der Civilgesetzgebung; sie hat es allen Staats- 
bürgern gegeben, denen aus andern Gründen die freie Dispo- 
sition über das Ihrige nicht entzogen wird. Ein Religions- 
prinzip lässt sich bier nicht denken; der Geistliche, welcher 
ein Testament macht, handelt daher auch nicht als Geist- 
licher, sondern als Bürger.“ Schon der Text der einschlä- 
gigen Bestimmungen, wonach die geistlichen Gerichte nur 
über causae vere ecclesiasticae zu erkennen haben, zwinge 
zu dieser Auffassung. Denn damit sei klar ausgedrückt, „dass 
ihre Competenz nicht personel (!), sondern materiel (!) ist, 
dass die Natur des Geschäfts und nicht die zufällige 
Qualität der handelnden Personen diese Competenz 
begründet“. 

Besonders eingehend erörterte das Gutachten die Frage, 
inwieweit den geistlichen Gerichten eine Kognition in 
Ehesachen zuzuweisen se. Nach der bestehenden 
Gesetzgebung sei die Ehe ein rein bürgerlicher Kontrakt. 
Solange diese Gesetzgebung in Kraft bleibe, dürfe daher auch 
an der ausschliesslichen Zuständigkeit der weltlichen Gerichte 
nicht gerüttelt werden. Die Vorschriften der Religion der 
Eheleute kämen, soweit sie nicht etwa in die bürgerliche Ehe- 
gesetzgebung übernommen seien, für den öffentlichen Rechts- 
bereich in keiner Weise in Betracht. Von dem Grundsatz 
ausgehend, die Ehe sei ein rein bürgerlicher Kontrakt, ge- 
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statte das in den Rheinlanden geltende staatliche Recht die 
vollständige Scheidung. Das sei gegen das Dogma der katho- 
lischen Kirche. Wolle man nun das Urteil über die Gültig- 
keit einer nach staatlicher Scheidung eingegangenen zweiten 
Ehe in bürgerlicher Hinsicht den staatlichen, in religiöser den 
geistlichen Gerichten zuweisen, „so würde die Folge seyn, dass 
die Ehe zu gleicher Zeit gültig und ungültig, die Kinder zu 
gleicher Zeit legitimi und adulterinn ex damnato coitu ge- 
boren seyen. Der häusliche Frieden und die Gewissensruhe 
der Eheleute wären dahin, und der Gesetzgeber wäre von dem 
Clerus abhängig“. 

Der einzig mögliche Ausweg zur Vermeidung solcher 
Anomalien sei, Fragen dieser Art als reine Gewissenssache zu 
betrachten und es daher dem Gewissen des katholischen Ehe- 
teils zu überlassen, sich mit den Vorschriften seiner Kirche 
ins Einvernehmen zu setzen. 

Für den Fall aber, dass die gegenwärtige Gesetzgebung 
abgeändert werden sollte, sei es notwendig abzuwarten, 
wie sie abgeändert werde. 

Möglicherweise würde sie mit Rücksicht auf die kirch- 
lichen Dogmen den Katholiken die Ehescheidung nicht ge- 
statten; möglicherweise würden auch die trennenden Ehehinder- 
nisse der Kirche in die bürgerliche Gesetzgebung übernommen 
werden. Wenn das letztere geschehe, falle jeder Grund weg, 
besondere geistliche Tribunale zu schaffen, da dann ja auch 
die staatlichen Richter die Katholiken nach einem mit den 
kirchlichen Grundsätzen materiell übereinstimmenden Recht 
beurteilen müssten. Wenn aber die Vorschriften des kanoni- 
schen Rechts nicht in die bürgerliche Gesetzgebung auf- 
genommen würden, dann könnten sie auch keine staatlich 
erzwingbare Pflicht bewirken. Ihre Befolgung oder Nicht- 
befolgung seien alsdann Gewissensfragen, „welche der Katho- 
like (!) wohl von seinem Beichtvater mag erledigen lassen, die 
aber kein Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens werden 
können, weil Gewissenssachen nur vor den innern Richter 
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gehören“. Zudem seien erfahrungsgemäss die Verlöbnisklagen 
und Ehescheidungsprozesse „gewöhnlich mit Erörterungen be- 
gleitet, mit den (!) man das Ohr eines Geistlichen verschonen 
sollte, weil sie nichts weniger als religiösen Sinnes sind“. 

Wolle man übrigens den Grundsatz aufstellen, „dass alle 
Gegenstände, welche ihre Erledigung nach Religionsprinzipien 
erhalten sollen, auch zur Competenz der geistlichen Gerichte 
gehören‘, so könne man keinen Grund finden, warum dieses 
Postulat nur auf Katholiken anwendbar sein solle. Dann 
müssten alle geduldeten Religionen gleiche Rechte geniessen, 
„und den Juden müsste dieses vor allen andern gestattet 
werden, weil ihre Gesetze weit weniger bekannt sind, als die 
der Katholiken, und weil die Juden keine Hoffnung haben, 
das weltliche Richteramt in den Händen ihrer Glaubensgenossen 
zu sehen“. 

Unbedenklich erkannte das Gutachten der Düsseldorfer 
Regierung die Angemessenheit einer kirchlichen Disziplinar- 
serichtsbarkeit an. 

Um den Zuständigkeitsbereich derselben in richtiger Weise 
abzugrenzen, müsse man, so führte Ruppenthal aus, bei den 
Vergehen der Geistlichen unterscheiden zwischen solchen, welche 
im bürgerlichen Gesetz verpönt seien, und solchen, für welche 
das staatliche Recht keine Strafe normiere. Im ersteren Falle sei 
keine Veranlassung, „den Grundsatz einer allgemeinen Gleich- 
heit vor dem Gesetze zu verlassen*; ım anderen Falle seı die 
Zurechtweisung oder Bestrafung Sache der geistlichen Vor- 
gesetzten. Bisher habe diese Strafgewalt auch nach fran- 
zösischem Recht in der Hand der Bischöfe geruht. Es sei 
daher nur die Frage, ob diese Befugnis ihnen entzogen und 
einem geistlichen Kollegialgericht anvertraut werden solle. 
Das letztere erscheine ın vieler Rücksicht wünschenswert, 
„weil nicht zu verkennen ist, dass die Bischöfe oft ihre Ge- 
walt mit zu grosser Härte ausüben“. Jedenfalls müssten bei 
Einrichtung solcher kirchlicher Richterkollegien ihre Befug- 
nisse auf geistliche Strafen beschränkt und Geld- und Ge- 
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fängnisstrafen dem Erkenntnis des weltlichen Richters vor- 
behalten bleiben. | 

Abgesehen von dieser letzten mehr formellen als mate- 
riellen Aenderung auf dem Gebiete der kirchlichen Disziplinar- 
gewalt hielt die Düsseldorfer Regierung „die Herstellung der 
geistlichen Gerichte nicht allein für nicht nöthig, sondern selbst 
für schädlich“ und gab dem Wunsche Ausdruck, „dass davon 
gänzlich abstrahiert werden möge“. 


XIV. Die Gutachten der Provinzialbehörden waren zum 
grössten Teile schon eingelaufen !), als im Juni 1817 zwischen 
den Ministerien des Aeussern und des Innern die Konferenzen 
begannen, in denen das geplante Konkordat und die Instruk- 
tion für Niebuhr beraten werden sollten ?). 

Die eingeforderten Berichte hatten sich in der Mehrzahl 
für eine Reorganisation des geistlichen Gerichtswesens nach 
dem Typ der südpreussischen Konstitution ausgesprochen, zu- 
gleich aber auch einmütig die Schwierigkeiten hervorgehoben, 
welche — vor allem auf dem Gebiet des Eherechts — noch 
zu überwinden waren. 

Bei den Konkordatskonferenzen wurde das Projekt durch 
den Minister des Innern von Schuckmann zur Beratung gestellt 
und auf die Vorbereitung einer königlichen Verordnung über 


!) Die Gutachten der theologischen und juristischen Fakultät zu 
Münster sind nach Ausweis der Akten trotz wiederholter Mahnung 
des Ministeriums nicht eingelaufen. Die betrefiende Korrespondenz — 
Ministerium des Innern, 2. Abt. an die theologische und juristische Fakultät, 
5. August 1817 (Entwurf); Theologische und juristische Fakultät an den 
Minister des Innern, 18. August 1817; Minister des Innern an die beiden 
Fakultäten, 25. August 1817 (Entwarf); Schreiben der Dekane Brockmann 
und Hermes an das Ministerium des Innern, 30. Dezember 1817 ; Ministerium 
des Innern an die beiden Fakultäten, 3. Juni 1818 (Entwurf) — befindet 
sich in den Akten des Kultusministeriums, G II V Nr. 8, 
vol. II. 

?) Vgl. die auf Ministerialakten beruhende eingehende Darstellung 
bei Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 36 fl. 62 ft. 
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das geistliche Gerichtswesen gedrängt‘). Der Sektionschef im 
Ministerium des Auswärtigen, Karl Georg von Raumer, der 
schon 1803?) und 1805) in Promemorien über die Behand- 
lung des katholischen Kirchenwesens in den Entschädigungs- 
landen und 1814 in einer Konkordatsdenkschrift der Frage 
der geistlichen Gerichtsbarkeit seine Aufmerksamkeit zuge- 
wandt hatte *), hielt es für ratsam, „mit der Abfassung neuer 
Landesgesetze über diesen Gegenstand Anstand zu nehmen, 
bis das Concordat geschlossen ist“; doch war er damit ein- 
verstanden, dass das Material für eine spätere gesetzliche 
Regelung durch Korrespondenz der beteilisten Ministerien der 
Justiz, des Innern und des Aeussern vorbereitet werde. Auf 
die Anfrage Raumers erklärte auch der Justizminister von 
Kircheisen, er habe gegen die Einführung der südpreussi- 


1) Schreiben Raumers an Kircheisen (7. Juli 1817), Kultusmini- 
sterium, G II V Nr. 8, vol. II (Abschrift). Ein Memoire Wessenbergs, 
das bei den Berliner Verhandlungen viel zu Rate gezogen wurde 
(Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 61 fi.), hatte unter den im 
Konkordat zu erledigenden Gegenständen auch „die Bestellung der 3. In- 
stanz durch judices in partibus“ gefordert. Mejer, Römisch-deutsche 
Frage II 2, S. 51. 

®?) Granier VIII, 614 Seine auf die geistliche Gerichtsbarkeit 
abhebenden Vorschläge sind folgende: - 

VII. „Die bischöfliche geistliche Gerichtsbarkeit wird beybehalten, 
aber in die gehörigen Schranken gesetzt. Welches diese sind, solches dürfte 
am besten theils das Landrecht, theils die Constitution für Südpreussen 
vom 25. August 1796 analogisch ergeben. 

VIII. Instanzen dürfte man bey dieser Gerichtsbarkeit drey gestatten, 
von denen die erste und zweyte eine bischöfliche wäre, die dritte aber 
aus inländischen geistlichen Richtern bestände, welche auf des Bischofs 
Antrag von S. M. genehmigt werden, und denen sodann der Papst auf 
Negociation durch den Königl. Minister zu Rom Facultates ertheilt, welche 
von der weltlichen Behörde geprüft werden. 

IX. Die geistliche Gerichtsbarkeit ist, gleich dem ganzen Diözesan- 
recht, dem landesherrlichen Landeshoheitsrechte circa sacra Seiner Königl. 
Majestät unterworfen.“ 

3) Granier IX, 869. 

4) Vgl. Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 23. 
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schen Konstitution „in Schlesien und in denjenigen wieder- 
gewonnenen oder neuen Provinzen, in welchen es der Ein- 
richtung katholischer geistlicher Gerichte bedarf“, kein Be- 
denken !). 

Lange Zeit schwankte man in Berlin hin und her, in 
welcher Weise man die Mitwirkung der Kurie bei 
der Regelung der kirchlichen Verhältnisse in Anspruch nehmen 
sollte. Während Altenstein, Nicolovius, Schmedding und Nie- 
buhr einem vertrauensvollen Zusammenarbeiten mit Rom das 
Wort redeten, waren Schuckmann, Raumer, Solms-Laubach, 
Bartholdy, Wilhelm von Humboldt für ein möglichst selb- 
ständiges Vorgehen des Staates ’?). 

Auch über das, was man in Rom fordern sollte, 
gingen die Ansichten weit auseinander. Vom Standpunkt der 
Regierung aus wäre es wohl nicht aussichtslos gewesen, dem 
Rat des rheinischen Oberpräsidenten von Ingersleben zu folgen 
und an den Bestimmungen des französischen Konkordats fest- 
zuhalten®). Damit wäre freilich auch die Frage der geistlichen 
Gerichtsbarkeit in radıkaler Weise gelöst gewesen. Jedoch die 
innere Abneigung gegen alles, was der Revolution sein Dasein 
verdankte, liess Preussen einen anderen Weg einschlagen‘). 
Man wollte die Organisation des katholischen Kirchenwesens 
nicht von Frankreich entlehnen, sondern sie nach preussischem 
Muster einrichten. Dass dem von Frankreich angewandten 


1) Kircheisen an Raumer (5. August 1817), Kultusministerium, 
G II V Nr. 8, vol. II (Abschrift). 

2) Heinrich von Sybel, Klerikale Politik im 19. Jahrhundert, 
Bonn 1874, S. 32ff.; Vogel, Beiträge zur Geschichte des Kölner 
Kirchenstreits, S. 9. 

3) Bericht an das Ministerium des Innern (11. März 1817), Staats- 
archiv Coblenz 402. 311, Bl. 44 ff. (Konzept); vgl. oben S. 224 f., 
Anm. 2. 

#) Vgl. Irenäus (Joh. KarlLudwig Gieseler), Ueber 
die cölnische Angelegenheit, Leipzig 1838, S. 15; Vogel, Beiträge zum 
Kölner Kirchenstreit, S. 95. 
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System, speziell auf dem Gebiet der kirchlichen Gerichtsbar- 
keit, die Zukunft gehöre, haben damals die in den Anschau- 
ungen der landrechtlichen Kirchenpolitik lebenden preussischen 
Staatsmänner gewiss nicht gedacht. 

Von vornherein war man entschlossen, in Rom einer ein- 
gehenden Verhandlung über das geistliche Gerichtswesen aus- 
zuweichen. Dieses heikle Projekt, welches überdies noch 
gar nicht genügend vorbereitet war, wollte man in seinen 
Einzelheiten lieber mit den Landesbischöfen als mit der Kurie 
regeln; augenblicklich würde es die ohnehin schon schwierige 
Verhandlung mit Rom noch mehr kompliziert haben. Nach 
den Aufzeichnungen von Schuckmanns beschloss man in den 
Junikonferenzen des Jahres 1817, in Betreff der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit „nicht allgemeine und principielle Sätze, sondern 
nur eine Anzahl concreter Einzelbestimmungen, z. B. über 
Instanzenzug (judices in partibus) und dergl.* in die Ab- 
machungen mit Rom aufzunehmen !). In den am 18. Januar 1818 
festgelegten „Punkten des Concordates“ war das auf die 
kirchliche Gerichtsbarkeit bezügliche Konkordatsprogramm so- 
gar auf die blosse Forderung von Prosynodalrichtern zusammen- 
geschrumpft ?). Demgegenüber meinte Schmedding, eine Be- 
stimmung über den Umfang der geistlichen Gerichtsbarkeit 
könne nicht ganz umgangen werden; es werde besser sein und 
sich auch durchsetzen lassen, die Grenze zwischen staatlicher 
und kirchlicher Zuständigkeit zu bezeichnen ?). Man konnte sich 
dazu jedoch nicht entschliessen. Ein für den König bestimmtes 
Referat‘) über die mit Rom zu verhandelnden Gegenstände 


vermied jede prinzipielle Umgrenzung der geistlichen Gerichts- 


!) Vgl. Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S.61£., 66. 

?) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, 8.81. Vgl.ebenda 
Anm. 1, Nr. 7. 
®) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 98 £. 

*) Verfasst von Balan. Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, 
S. 102 ff. 


BE N 1 Fe 


Instruktion für Niebuhr von 1818. 251 


kompetenz und begnügte sich mit folgender, hauptsächlich auf 
den Instanzenzug abhebender Formulierung: „Die geistliche 
Gerichtsbarkeit wird nach der im preussischen Staate be- 
stehenden Verfassung der geistlichen Gerichtshöfe, und in den 
Diöcesen in der ersten Instanz von dem bischöflichen oder 
erzbischöflichen Officialate, in weiterer Instanz von dem erz- 
bischöflichen Appellationsgerichte, in den exemten Bisthümern 
von dem bischöflichen Gerichte zweiter Instanz ausgeübt. 
Inländische Prosynodalrichter, d. i. solche, welche anstatt 
einer Synode vom Erzbischof oder Bischof vorgeschlagen, 
vom Könige genehmigt, und demnächst vom Papste mit 
Facultäten versehen werden, sprechen in dritter Instanz. 
Nach Rom darf keine einzige Sache in dritter Instanz ge- 
zogen werden“ !). 


XV. Der Instruktionsentwurf für Niebuhr vom 
5. Mai 1818 ging etwas weiter und bestimmte in $ 26, die geist- 
liche Gerichtsbarkeit solle „auf Sachen, welche Lehre, Gottes- 
dienst, Sacramente, geistliche Aemter, die Ehe, die Vergehen 
wider die Kirchenzucht betreffen“, beschränkt, der Instanzenzug 
geordnet und Prosynodalrichter gefordert werden. Zugleich 
wurde der Gesandte aber angewiesen, diese Punkte nur zu 
berühren, wenn es zu umfassenderen Verhandlungen komme ?). 
Für die Landesteile, in denen der Westfälische Friede die Ge- 
richtsbarkeit der Bischöfe suspendiert habe, solle die kirch- 
liche Jurisdiktion auf „mere spiritualia* beschränkt bleiben, 
so dass „auch in Ehesachen keine äusserliche das forum con- 
scientiae überschreitende Gerichtsbarkeit zugestanden wird“ °). 
E contrario bedeutete das von seiten der preussischen Regie- 
rung die Bereitwilligkeit, für die übrigen Gebiete eine Ehe- 


1) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 104. 

®?) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, S. 1151. 

3) $ 17 der Instruktion. Vgl. Mejer, Römisch-deutsche Frage 
11 2, S. 112 £. 


959 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I, 


gerichtsbarkeit auch mit zivilrechtlicher Geltung zu- 
zulassen bezw. wieder einzuführen. 

Diese für den römischen Geschäftsträger entworfenen 
Richtlinien entsprachen ganz dem Ergebnis der Verhandlungen 
zwischen dem Kultusministerium und dem Ministerium des 
Aeussern, in welchen, „nach reiflicher Ueberlegung, beide 
Ministerien sich für die Meinung aussprachen, auch was die 
geistliche Gerichtsbarkeit betrifft, den erprobten, guten oder 
doch ganz leidlicben Zustand der alten Provinzen, auch in die 
neu erworbenen rheinisch-westfälischen Länder zu übertragen“ '). 
In demselben Sinne erklärte der König durch eine Kabinetts- 
ordre vom 23. Mai 1820, dass er „durch die mit Rom abzu- 
schliessende Convention die Verhältnisse des katholischen 
Kirchenwesens hinzustellen* wünsche, „die vor dem Jahre 
1806 in Absicht der Provinzen Schlesien, West- und Süd- 
preussen und Westphalen stattgefunden haben, sodass der 
Besitzstand der landesherrlichen Rechte circa sacra von 1806 
bei der Unterhandlung mit dem römischen Hofe zu Grunde 
gelegt, und darin nicht nur Nichts nachgelassen, sondern die- 
selben Rechtsverhältnisse auch in Bezug auf die in der Rhein- 
provinz zu errichtenden Bisthümer erlangt und festgestellt 
werden“ ?). 

Dementsprechend liess man durch Niebuhr, dem nach 
zweijähriger Verzögerung am 15. Juli 1820 die Instruktionen 
endlich zugekommen waren°?), der Kurie versprechen, die 
rheinisch - westfälischen Bischöfe in Bezug auf die geist- 
liche Gerichtsbarkeit denen der östlichen Provinzen gleich- 
zustellen °). 


!) Schreiken Altensteins an Bernstorff (7. August 1826), Kultus- 
ministerium, KA V Nr. 6, vol. I (Konzept); Altenstein an Kirch- 
eisen (4. Februar 1824), a. a. O. (Konzept). 

?) Mejer, Römisch-deutsche Frage III 1, 8. 112. 

®) Mejer, Römisch-deutsche Frage III 1, S. 88. 

*) Vgl. die Schreiben Altensteins an Kircheisen (4. Februar 1824) 
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Augenscheinlich waren auch die rheinisch-westfälischen 
Diözesanverwaltungen von dieser Absicht der Regierung ver- 
ständigt worden. So erbat sich am 30. Juli 1821 — also 
noch vor dem Eintreffen der Bulle in Berlin — der münstersche 
Bischof Ferdinand von Lüninck von dem früheren Offizial 
Zurmühlen ein Gutachten über die südpreussische Konstitution 
mit der Begründung, die Regierung sei „geneigt, den West- 
phälischen und Rheinischen Bischöfen die Gerichtsbarkeit zu 
gestatten, jedoch nicht andersten als nach dem Umfange und 
in der Art, als solche Gerichtsbarkeit in Westpreussen und in 
Ermland bestehet, auch in dem Grossherzogthum Posen nach 
Abschaffung der französischen Gesetzen wieder hergestellet 
worden ist“ D). 

Es gelang Niebuhr, den Intentionen seiner Regierung 
nachzukommen und in Rom jede ins einzelne gehende 
Verhandlung über die geistliche Gerichtsbarkeit zu ver- 
meiden. Er begnügte sich mit einer allgemein gehaltenen 
Zusicherung für die Zukunft. Nicht einmal das Institut 
der judices in partibus, an dessen Einrichtung der Staat 
seinerseits ein lebhaftes Interesse haben musste, wurde durch- 
gesetzt. Man verzichtete lieber vorläufig auf seine Erörte- 
rung, um nicht gezwungen zu sein, bei der Kurie die Frage 
des geistlichen Gerichtswesens in ihrer ganzen Breite aufzu- 
rollen. 

Die am 16. Juli 1821 erlassene Bulle: De salute 
animarum beschränkte sich auf die Zirkumskription, ‚Or- 
ganisation und Dotation der preussischen Bistümer und ent- 
hielt über die bischöfliche Jurisdiktionsgewalt nur die all- 
gemeine, im Lichte der vorerwähnten Zusagen allerdings 


und an Bernstorff (7. August 1826), Kultusministerium, RKAV 
Nr. 6, vol. I (Entwurf bezw.Abschrift); siehe auch Eichhorn, Ausführung 
der Bulle De salute animarum, S. 9; Dittrich, Bemühungen des Kölner 
Erzbischofs v. Spiegel, S. 558 f. 

1) Generalvikariats-Registraturr Münster, A 31. 
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inhaltvolle Wendung: „Singulis autem Archiepiscopis et 
Episcopis omnia et singula jura, praeeminentias, praero- 
gativas ac privilegia aliis ıllarum partium Archiepiscopis 
et Episcopis legitime competentia tribuimus, et confirma- 
mus“ '). 

Gerade diese Worte sollten, als man später bei der Aus- 
führung der Bulle auch die Regelung der geistlichen Gerichts- 
barkeit für die rheinisch-westfälischen Diözesen in Angriff 
nahm, noch heiss umstritten werden. 


I) n. VIII der Bulle. 


Vierter Teil. 


Von der Bulle: De salute animarum bis zur 
preussischen Verfassungsurkunde. 
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Erster Abschnitt. 


Graf Spiegel, Erzbischof von Köln, als 
Vorkämpfer für die kirchliche Gerichtsbarkeit. 


Sechstes Kapitel. 


Vorbereitende Arbeiten unter dem Justizminister von 
Kircheisen. Die Berliner Konferenzen im Herbst 1824. 


l. Am 23. August 1821 wurde der Bulle: De salute ani- 
marum!) durch eine Kabinettsordre an den Staatskanzler 
Fürsten von Hardenberg?) die „Königliche Billigung und 
Sanction“ erteilt und ihre Publizierung in der Gesetzsammlung 


1) Oft gedruckt, so z. Be Gesetzsammlung 1821, Nr. 12, 
S. 113 ff. (Inder Uebersetzung von Schmedding. Mejer, Römisch-deutsche 
Frage IH, S. 176); Karl Friedrich Eichhorn, Grundsätze des 
Kirchenrechts der katholischen und der evangelischen Religionspartei in 
Deutschland, Göttingen 1831/33, IL, S.835 f.; Hermens, Handbuch 
I, 8.697 fi; GeorgPhillips, Kirchenrecht III, Regensburg 1848, 
Anhang; Vogt, Kirchen- und Eherecht der Katholiken und Evangelischen 
II, 5.180 ff.; Ferdinandus Walter, Fontes juris ecclesiastici anti- 
qui et hodierni, Bonnae 1867, p. 239 ss.; Nussi, Conventiones, p. 188 ss. ; 
Kremer-Auenrode, Aktenstücke zur Geschichte des Verhältnisses 
zwischen Staat und Kirche im 19. Jahrhundert I, S. 62 ff.; Schneider, 
Partikuläre Kirchenrechtsquellen, S. 46 ff. 

2) Gesetzsammlung 1821, S. 114 fi.; Hermens, Handbuch 
II, S. 696£.; Walter, l. c. p. 264. 
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„als bindendes Statut der katholischen Kirche des Staats“ 
angeordnet !). 

Von seiten des päpstlichen Stuhles war der Fürstbischof 
von Ermland Joseph von Hohenzollern zum Exekutor bestimmt 
worden ?). Staatlicherseits lag ihre Ausführung laut der er- 
“wähnten Kabinettsordre dem Ministerium der geistlichen An- 
gelegenheiten ob, welches den Geh. Regierungsrat Schmedding 
als königlichen Kommissar in Vorschlag brachte?). 

Kaum waren nach Ueberwindung mannigfacher Schwierig- 
keiten für die lang verwaisten Diözesen neue Oberhirten aus- 
ersehen, da begannen auf katholischer Seite energische Vor- 
stösse, um das, was auf dem Gebiete der geistlichen Gerichts- 
barkeit durch die Säkularisation und das französische Recht 
verloren gegangen war, wenigstens teilweise wiederzuerobern. 

Die Frage war brennend nur für die rheinisch-west- 
fäliıschen Bischöfe, da ıhre Amtsbrüder in den östlichen Diö- 
zesen sich immer noch einer weitgehenden Gerichtsbarkeit mit 
öffentlichrechtlicher Wirksamkeit erfreuten. 

In langen, mühevollen Verhandlungen suchte der rheinisch- 
westfälische Episkopat von der preussischen Regierung die 
Wiederherstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit mit zivil- 
rechtlicher Wirkung zu erlangen und damit die versprochene 


!) Ueber die Rechtsnatur der staatlichen Plazetierung und Publi- 
zierung vgl. vor allem Stutz, Bischofswahlrecht, S. 1öfl.; ebenda, 
Exkurs 4, Anhang, S. 101 f. Ueber den Vorbehalt der Souveränitätsrechte 
und der Rechte des protestantischen Bekenntnisses vgl. Stutz, a.a. O., 
Exkurs 3, Anhang, S. 98 fi.;Mejer, Römisch-deutsche Frage III, S. 176 £. 

?) Breve Pius VII. vom 16. Juli 1821; Bulle: De salute animarum 
Art. XLI. Vgl. Eichhorn, Ausführung der Bulle De salute animarum, 
S. 1; Ulrich Stutz, Die katholische Kirche und ihr Recht in den 
preussischen Rheinlanden, Bonn 1915, 8. 3. 

®2) Mejer, Römisch-deutsche Frage IIL S. 177; Eichhorn, 
Ausführung der Bulle De salute animarum, $. 1f. Ueber die Persönlichkeit 
Joh. Heinr. Schmeddings vgl. Ernst Friedlaender in der Alle. 
Deutschen Biographie XXXI, S. 631f.; von Treitschke, Deutsche 
Geschichte im 19. Jahrhundert® III, S. 201. 
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Gleichstellung mit den östlichen Bistümern, für die man in 
Art. VIII der Bulle: De salute animarum einen neuen Rechts- 
titel gefunden zu haben glaubte. 


ll. In der ersten Periode der Verhandlungen war Ferdi- 
nand August Graf Spiegel zum Desenberg und Canstein }), 
der spätere Erzbischof von Köln, der eifrigste Vorkämpfer für 
die Wiederherstellung des geistlichen Gerichtswesens. 

Es war kein Zufall, dass gerade Spiegel zum Führer 
wurde. Wenn irgend einer, dann besass er in seltenem Masse 
die Eigenschaften, die zu Verhandlungen der genannten Art 
befähigen. Seine Geschäftsgewandtheit, sein weitherziges Ent- 
gegenkommen gegenüber den staatlichen Interessen, seine anti- 
römisch akzentuierte nationalkirchliche Richtung hatten ihn zum 
Vertrauensmann der preussischen Regierung gemacht. Von kirch- 
licher Seite hätte man sich wohl einen prinzipienfesteren Unter- 


!) Ueber die Persönlichkeit Spiegels vgl. Brück, Geschichte der 
katholischen Kirche I?, S. 167 ff.; Vollständige Biographie des 
hochsel. Erzbischofs von Köln, Ferdinand August u. s. w., Aachen 1835; 
Bonner Zeitschrift für Philosophie und katholische Theologie, 2. Heft, 
S.199 ff.; Pertz, Leben Steins, Berlin 1848 ff., L, S. 244; Friedrich 
Nippold, Die vertrauten Briefe des Erzbischofs Spiegel von Köln, Barmen 
1889; Derselbe, Handbuch der neuesten Kirchengeschichte ®, Berlin 1901, 
II. S. 622 ff.); Friedr.Heinr. Reusch, Briefe an Bunsen von römi- 
schen Cardinälen und Prälaten, deutschen Bischöfen und anderen Katholi- 
ken, Leipzig 1897; Derselbe in der Allg. deutschen Biographie XXXV, 
S. 149 ff.; A. Franz, Zur Charakteristik des Erzbischofs Grafen Spiegel, 
Historisch-politischeBlätter OXX, 1897, S. 746 ff.;ebenda 
EXXXV, 1880, 5.523; LXXXIX, 1882, S.50 ff.; von Treitschke, Deutsche 
Geschichte im 19. Jahrhundert® III, S. 406 ff.; Goyau, Catholicisme 
II, p. 147ss.; Stutz, Die katholische Kirche und ihr Recht, S. 12 ff. 
Eine eingehendere Charakteristik Spiegels bietet Franz Rühl, Briefe 
und Aktenstücke zur Geschichte Preussens unter Friedrich Wilhelm III., 
vorzugsweise aus dem Nachlass von F. A. v. Stägemann, 3 Bde., Leipzig 
1899—1902, III, Einleitung, S. XLVIIL ff.; wertvolles Material zur Be- 
urteilung des Erzbischofs findet sich in den dort mitgeteilten Briefen 
Spiegels, besonders II, S. 33. 58. 105. 144. 165. 201. 211. 227. 229. 262, 
267. 314. 316. 348. 393; III, S. 197. 436. 550. 
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händler wünschen mögen; jedenfalls hätte ein solcher aber nicht 
mehr erreicht als Spiegel, höchstwahrscheinlich weniger. 

Die ganze kirchenpolitische Vergangenheit Spiegels zeigt 
als charakteristischen Zug das Bestreben, zwischen Staat und 
Kirche zu vermitteln. Schon bei dem ersten Anfall der 
Münsterlande an Preussen hatte der weltgewandte Domdekan 
die Augen der Regierung auf sich gelenkt. Dem General- 
major Joh. Viktor von Ernest, der damals mit preussischen Be- 
satzungstruppen im Münsterschen stand, erschien er als „ein 
feiner, aufgeklärter, intriganter Mann“, jedenfalls „von dem 
ganzen Gremio der einzige Mann, der mit Hoffnung als com- 
petitor aufgestellt werden könnte“ !). Zwischen dem Freiherrn 
von Stein, dem Vorsitzenden der Münsterschen Organisations- 
kommission, und dem Domdechanten hatte sich ein geradezu 
freundschaftliches Verhältnis herausgebildet, und die günstige 
Beurteilung, die Stein zu wiederholten Malen nach Berlin ge- 
langen liess, erwarb Spiegel das vertrauensvolle Wohlwollen 
der Regierung ?). Schon damals sah man in ihm einen den 
Staatsinteressen entsprechenden Bischofskandidaten; der ehr- 
geizige Domdechant selbst empfahl in durchsichtiger Absicht 
die Erhebung Münsters zum Erzbistum. doch gelangten diese 
Pläne nicht zur Ausführung’). 

Die wenig vaterländische Gesinnung, welche Spiegel zur 
Zeit der französischen Herrschaft durch Annahme der Münster- 
schen Mitra aus der Hand Napoleons zeigte, trübten das Ver- 
hältnis zu Stein nur vorübergehend. Steins Nachfolger Harden- 
berg liess sich seit 1814 in kirchlichen Dingen durch Spiegel 
beraten. Bei den Verhandlungen des Wiener Kongresses 
wusste die preussische Regierung das Urteil des Vielgewandten 


IGranıer VIII, 210. 

?) Staatsarchiv Münster A.N.Z. Oberpräsidum A Nr. 1, 
Bl. 50/51.258 fl.; Granier IX, 715. 721. 773. 843; Pertz, Leben 
des Ministers Frh. v. Stein I, S. 244 und Beilagen III u. IV, S. 491 u. 
493; Lehmann, Freiherr von Stein, I, S. 281. 

3) Granier VIII, 542. 543; IX, 843. 869. 
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um so mehr zu schätzen, als er, ein Schüler Wessenbergs, 
von jedem Verdacht der Romfreundlichkeit frei war. Auch 
bei den Beratungen vor der Bulle: De salute anımarum war 
Spiegels Rat mehrfach gehört worden!). Durch das Ver- 
trauen Hardenbergs sollte er sogar persönlich zu den Kon- 
kordatskonferenzen zugezogen werden. Auf Einspruch des 
Ministers des Innern von Schuckmann, der sich wahrscheinlich 
durch Schmedding gegen den Domdechanten hatte einnehmen 
lassen, wurde aber zum grossen Verdruss Spiegels davon ab- 
gesehen ?). 

Jetzt, wo es sich um die Ausführung der Bulle handelte, 
sollte ihm aber doch die führende Rolle zufallen, die seinen 
Fähigkeiten entsprach. 


III. Im Herbst des Konkordatsjahres trug die Regierung 
dem Grafen Spiegel das Erzbistum Köln an. Wider Erwarten 
schlug er die ihm zugedachte Würde aus?). Der Staatskanzler 
von Hardenberg versuchte ihn umzustimmen. Die Verhandlungen 
verliefen ohne ein abschliessendes Ergebnis. Spiegel erklärte 
sich zwar bereit, dem königlichen Willen gemäss das Erz- 
bistum anzunehmen, zugleich fügte er aber „einige, höchst 
wichtige Bitten hinzu, von denen er nicht undeutlich zu ver- 
stehen gab, dass er sie als Bedingungen angesehen wünsche“ ?). 

Die hier in Betracht kommenden Wünsche waren: „dass 
die Ausführung der Circumseriptions-Bulle, was die Organi- 
sation des Erzbisthums Cöln betrifft, ihm übertragen“, ferner, 
dass „das geistliche Gerichtswesen in der Rheinprovinz auf 
den kanonischen Fuss hergestellt“ werde). 


l) Brück, Geschichte der katholischen Kirche 11?, S. 43 f. 

?2) Brück, Geschichte der katholischen Kirche II?, S. 46. Vel. 
auch Rühl, Briefe und Aktenstücke III, S. LIV £.; II, S. 168. 

3) Altenstein und Bernstorff an den König, 9. September 1823, Geh. 
Staatsarchiv Berlin, R89C XLIJI, Nr. 5. Vgl. Rühl, Briefe und 
Aktenstücke III, Einleitung, S. LVIL£. 

4) Altenstein und Bernstorfi an den König, 9. September 1823, a. a. O. 

5) Altenstein und Bernstorfi an den König, 9. September 1823, a. a. O.— 
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Die Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit hatte Spiegel 
zweifellos schon lange beschäftigt. Er wusste von den früheren 


Ein grelles Schlaglicht auf Spiegels Pläne wirft die unter Nr. 2 aufgeführte 
Forderung, „dass er, als zukünftiger Erzbischof von Cöln nicht unter dem 
evangelischen Cultus-Minister gestellt, sondern, was das Recht der Ober- 
aufsicht angehe, dem Hoheits-Minister untergeordnet, dagegen aber mit 
der Ausübung des Juris advocatiae selbst beauftragt werden möge“. (So 
dargestellt in der Eingabe Altensteins und Bernstorffs an den König, a. a. O., 
Bl. 1.) Wie Spiegel sich seine Stellung dachte, erhellt klarer aus einem 
Briefe an seinen Bruder: „Ich habe mich an verschiedenen Orten für die 
Nothwendigkeit der Unabhängigkeit des Erzbischofes vom gegenwärtigen 
Cultusministerio erklärt, diesen als den katholischen Cultus- 
ministerfür denMetropolitanbezirk qualifizirt, der nur 
zum Staatskanzler und Könige Verhältnisse haben und annehmen könne.“ 
Historisch-Politische Blätter LXXXIX, 1882,78. 551 
Spiegel selbst glaubte der Regierung mit diesen Forderungen seine Er- 
nennung zum Erzbischof verleidet zu haben. 

Später gab er wieder nach und erklärte Altenstein, er wolle sich der 
Oberaufsicht des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten unter- 
werfen (Eingabe Altensteins und Bernstorfis, a. a. O., Bl. 2). Um so ent- 
schiedener hielt er jedoch das zweite Postulat als Bedingung für die An- 
nahme des erzbischöflichen Stuhles aufrecht. A.a. O., Bl. 3. 

Es war dem Kultusminister nicht schwer, gegen diese hoch- 
fliegenden und von Spiegel selbst wohl nicht bis in ihre Konsequenzen durch- 
dachten Pläne wirksam zu argumentieren: „Wenn dem Stuhle zu Cöln 
die Ausübung dieses Rechts Allerhöchst übertragen werden sollte, so würden 
der Erzbischof von Gnesen und die exempten Bischöfe von Breslau und 
Ermland glauben, auf gleiche Gnade Anspruch machen zu müssen; und die 
Bischöfe von Münster, Trier, Paderborn und Culm würden es schmerzhaft 
empfinden, wenn ihr Metropolit zugleich in der Richtung zum Throne hin 
ihr nächster und oberster Vorgesetzter würde. Noch schlimmer aber käme 
die Sache zu stehen, wenn dem Stuhle zu Cöln dieses Amt im ganzen Um- 
fange der Monarchie aufgetragen würde. Nach unserer Ueberzeugung 
kann die Verwaltung des Inspektions- und Advokatierechts nicht getrennt 
und verschiedenen Ministerien übertragen werden, weil beide Rechte in der 
Ausübung häufig ineinander fliessen. Ueberhaupt, da das Jus circa sacra 
in der Wirklichkeit nur da hervortritt, wo Staat und Kirche gleichsam 
Gegensätze bilden: so dürfte sich hieraus ergeben, dass ein Erzbischof 
oder Bischof als solcher zum Verweser des Juris circa sacra am wenig- 
sten geeignet sey.“ 
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Plänen der Regierung auf diesem Gebiete. Er war jeden- 
falls auch davon unterrichtet, dass man bei den römischen 
Verhandlungen der Kurie in Aussicht gestellt hatte, die Ge- 
richtsbarkeit der westlichen Diözesen entsprechend der des 
Ostens wieder aufleben zu lassen, und dass Art. VIII der 
Bulle: De salute anımarum als leise Andeutung davon zu be- 
trachten sei. Die Erfüllung dieser Zusage erschien ihm jetzt 
so wichtig, dass er von ihr die Annahme des erzbischöflichen 
Anıtes abhängig machte). 

Der vom König am 4. November 1822 zu Verona voll- 
zogene Normaletat für das Erzbistum Köln ?) entsprach Spiegels 
Wünschen. Er sah die Einrichtung eines vollständigen, in 


Die Vorstellungen Altensteins waren wohl kaum notwendig, um den 
König von der Undurchführbarkeit der Postulate Spiegels zu überzeugen. 
In einer Kabinettsordre vom 21. Januar 1824 gab der König dem Grafen 
betreffend die geistliche Gerichtsbarkeit beruhigende Zusicherungen, wies 
aber das andere Projekt aufs entschiedenste zurück: „Was dagegen Ihren 
Antrag betrifft, dass die Ausübung des Advokatie-Rechts über die katholi- 
sche Kirche des Staats einem mit hoher Würde bekleideten Geistlichen 
dieser Kirche übertragen werden möge, so kann Ich solchen nicht bewilligen, 
da er mit der Natur des unverrückt aufrecht zu haltenden Verhältnisses 
des Landesherrn zu der unter seinem Schutz stehenden Kirche nicht verein- 
bar ist.“ Geh. StaatsarchivBerlin, R89 C XLII, Nr. 5 (Ent- 
wurf), Bl. 9/10. 

1) Auch als Mitglied der geistlichen Kommission für die Umschreibung 
des Bistums Münster hatte Spiegel Veranlassung, sich mit der Frage der 
geistlichen Gerichtsbarkeit näher zu befassen. Fürstbischof Joseph von 
Hohenzollern wies als Exekutor der Bulle die genannte Kommission an, 
der Wiedereinrichtung der geistlichen Gerichtsbarkeit ihr besonderes 
Augenmerk zuzuwenden und rechtskundige Fachleute darüber zu Rate 
zu ziehen (Auszug des Schreibens in Abschrift, Generalvikariats-Registra- 
tur Münster, A3l). Die Kommission erbat sich daraufhin von dem Pro- 
vikar und früheren Offizial Zurmühlen eine historische Uebersicht über das 
Münstersche geistliche Gerichtswesen und eine Meinungsäusserung über 
eine etwaige Reorganisation auf Grund der Verordnung für Südpreussen 
(Schreiben vom 21. Oktober 1822, Generalvikariats-Registratur Mün- 
ster, A 3l). 

2) Erzb. Kab.-Reg. Köln, Tit. V, Nr. 6, Bl. 6-10 (Begl. 
Abschrift). 
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drei Instanzen gegliederten geistlichen Gerichtsorganismus vor 
und warf dafür — allerdings kärglich bemessene — Ge- 


hälter aus’). 


1) Für das Gericht erster Instanz enthält der Etat keine besonderen 
Positionen. Augenscheinlich sollten die Vikariatsräte, der Vikariatssyndikus 
und ein Unterbeamter des Generalvikariats das nötige Personal abgeben. 
Für einen Justitiar dritter Instanz war kein Gehalt ausgeworfen. Dies voraus- 
gesetzt, kommen für die Gerichtsorganisation folgende Positionen 
des Normaletats in Betracht (die eingeklammerten Zahlen sind die Etats- 


nummern): 
j Ielmstamız: 
(1) Vikariatssyndikus 
(2) 1. Vikariatsrat 
(3) 2. Vikariatsrat . 
(4) 3. Vikariatsrat 
(14) 1. Vikariatssekretär 
(15) 2. Vikariatssekretär 
(16) Vikariatsregistrator 


II. Instanz: 
(5) Präses des Konsistoriums zweiter Instanz 
(6) Justitiar 5 $ 
(7) 1. Beisitzer „ 
(8) 2. Beisitzer „, 
(17) Sekretär 3 r 


IN Instanz: 
(9) Präses des Prosynodalgerichts . 
(10) Beisitzer für Köln . 
(11) Beisitzer für Trier . 
(12) Beisitzer für Münster . 
(13) Beisitzer für Paderborn . rer 
(18) Sekretär des Prosynodalgerichts . 


Gemeinsames 
(für den gesamten Vikariatsbetrieb): 
(19) 1. Abschreiber 
(20) 2. Abschreiber 
(21) 3. Abschreiber 
(22) Pedell las Er N er a er 
(23) Für Kanzleibedarf, Unterhaltung der Lokals, Reisekosten, 
Prozesskosten und unvorhergesehene Ausgaben 


800 Taler 
200 
200 
200 5 
500 „ 
ED 
00m 
200 Taler 
TOO 
100 
100 ,„ 
100m 
200 Taler 
100 
100 
100888 
100er 
TOUR 
200 Taler 
200  „ 
200 
2200ER 
HOUR 
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IV. Damit war aber nur die äusserliche und finan- 
zielle Seite des Projekts erledigt. Gerichtsbehörden waren 
bewilligt. Worauf sich ihre Gerichtsbarkeit aber erstrecken 
sollte, vor allem ob und wieweit sie auf dem Gebiet des Ehe- 
rechts den geistlichen Tribunalen des Ostens gleichgestellt 
und ihre Erkenntnisse mit zivilrechtlicher Wirksamkeit aus- 
gestattet werden sollten, das war die grundsätzliche Seite 
der Frage, deren Lösung nur auf dem Wege der Gesetz- 
gebung erfolgen konnte. 

Der Kultusminister Karl Freiherr von Stein zum Alten- 
stein!) stand den Wünschen nach Wiederherstellung der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit wohlwollend gegenüber?). Auch 
von Bernstorff, der Minister des Aeussern, hatte schon bei 
den Berliner Konkordatskonferenzen einer Reorganisation des 
geistlichen Gerichtswesens nach dem Vorbild der östlichen 
Provinzen zugestimmt). Zur Durchführung des Projekts war 


!) Karl Freiherr von Stein zum Altenstein, geb. 1770 
zu Ansbach, preussischer Finanzminister 1808—1810, am 3. November 1817 
zum Leiter des neugebildeten Ministeriums für Kultus, Unterricht und 
Medizinalwesen berufen, gestorben am 4. Mai 1840. Paul Goldschmidt 
in der Allg. deutschen Biographie XXXV, 8.645 fi. Vgl. zur Charakteristik 
seiner Persönlichkeit und seiner Kirchenpolitik Rühl, Briefe und Akten- 
stücke II, S. 249. 251 f. 316; III, S. 269. 288. 324. 325. 326. 332. 368. 380. 
382. 604. Spiegels Aeusserungen über den Kultusminister siehe 
ebenda II, S. 249. 266. 315. 382. Nach Spiegels nicht unbegründeter 
Ansicht stand er stark unter dem Einfluss Schmeddings. Vgl. Rühl, 
Briefe und Aktenstücke II, S. 224. 229. 264. 318; IIL, S. 604. Aehn- 
liche Aeusserungen siehe bei Reusch, Briefe an Bunsen, S. 113 (Spiegel 
an Bunsen, 21. Juni 1829). 

2) Schon vor Abschluss des Konkordats hatte er sich in entschiedenster 
Weise für eine Reorganisation des katholischen Kirchenwesens, vor allem 
in Rheinland und Westfalen ausgesprochen. Vgl. seine Denkschrift an den 
Staatskanzler Hardenberg vom 7. September 1818, Mejer, Römisch- 
deutsche Frage II 2, S. 281. Im übrigen siehe das vorige Kapitel. 

3) Christian Günther Graf von Bernstorff, geb. 1769 
zu Kopenhagen, preussischer Minister des Auswärtigen 1818—1831, ge- 
storben 1835. Vgl. Rühl, Briefe und Aktenstücke I, S. 36; J. Caro 
in der Allg. deutschen Biographie II, S. 494 fi. 
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jedoch verfassungsmässig auch die Mitwirkung des Justiz- 
ministeriums notwendig. Um sich mit Kircheisen!) zu ver- 
ständigen, richtete Altenstein am 4. August 1823 an diesen 
ein längeres Schreiben über die hegulierung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit, die „einer der schwierigsten Punkte“ bei der 
Ausführung der Bistumsorganisation sei. Die Bulle: De salute 
anımarum erwähne diesen Punkt zwar nicht ausdrücklich, aber 
in den Worten „singulis autem archiepiscopis et episcopis 
omnia et singula jura, aliis illarum partium archiepiscopis et 
episcopis legitime competentia tribuimus et confirmamus* 
garantiere sie „den Prälaten der Monarchie den vollen Be- 
stand aller Befugnisse,» Vorrechte und Freiheiten, der den 
übrigen Erzbischöfen und Bischöfen deutscher und polnischer 
Nation rechtmässig gebührt, und unter dieser Bestimmung ist 
im Sinne des katholischen Kirchenrechts die Episcopal-Juris- 
dietion ohne allen Zweifel mitbegriffen. Wenigstens würde 
ein Versuch, diesen Sinn aus obiger Stelle weg zu erklären, 
zu weiter nichts als unfruchtbaren, ıhr Ziel verfehlenden Dis- 
kussionen mit dem päbstlichen Hofe führen“ ?). 

Zur Orientierung des Justizministers gab Altenstein eine 
kurze Uebersicht über die gegenwärtige Lage des geistlichen 
Gerichtswesens in Preussen: 

a) In den östlichen Diözesen Gnesen und Posen, 
Ermland und Kulm bestehe noch die staatlich anerkannte 
bischöfliche Gerichtsbarkeit, jedoch mit den Beschränkungen 
der südpreussischen Konstitution vom 25. August 1796. 

b) Der Erzbischof von Prag und Olmütz und der Fürst- 

!) FriedrichLeopoldvonKircheisen, geb. zu Berlin 1749, 
seit 1810 preussischer Justizminister, gestorben am 18. März 1825. Vel. 
Rühl, Briefe und Aktenstücke I, 8. 418; Stölzel, Brandenburg- 
Preussens Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung II, S. 414 f. 440f. 484; 
Teichmann in der Allg. deutschen Biographie XV, 8. 789 ff. 

2) Schreiben vom 4. August 1823, Justizministerium, Acta 
generalia G Nr. 49, Bl. 51/54; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1T, 


vol. I (Abschrift); ebenfalls im Kultusministerium, KAV Nr. 6, 
vol. I (Abschrift). 
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bischof von Breslau hätten in Schlesien und der Grafschaft 
Glatz den Bestand ihrer Gerichtsbarkeit nach dem status quo 
des Jahres 1740 behauptet. 

c) Das gleiche gelte für das früher zu Mainz bezw. Regens- 
burg, jetzt zu Paderborn gehörige Erfurt und Eichsfeld, 
ebenso für die früher unter Köln, jetzt unter Paderborn stehen- 
den Gebiete des Herzogtums Westfalen. 

d) In den linksrheinischen, unter französischem 
Recht stehenden Provinzen seien zwar die geistlichen Ge- 
richte nicht ausser Tätigkeit !), ihre Erkenntnisse beschränkten 
sich aber nur auf das Gewissensgebiet. Die kirchliche Obrig- 
keit habe kein anderes Mittel, ihren Vorladungen und Urteilen 
Folge zu verschaffen, als „die Kraft des Bannes“. Mit diesem 
aber schalte sie, ohne durch staatliche Kontrolle eingeschränkt 
zu sein. Die Macht der öffentlichen Meinung diene ihr dabei 
zur Stütze. Was die geistliche Amtsdisziplin angehe, so trete 
Bestrafung nach Erkenntnis eines geistlichen Gerichts?) nur 
für die Domherren und Kantonalpfarrer ein. Alle übrigen 
Geistlichen, nämlich die sogenannten Sukkursalpfarrer, Lo- 
kalisten und Kapläne könne der Bischof versetzen ohne An- 
gabe eines rechtlichen Grundes. Infolgedessen stehe ihm nach 


!) Die hier von Altenstein gegebene Darstellung entspricht nicht ganz 
den Tatsachen oder ist doch zum mindesten missverständlich. Richtig ist, 
dass die französische Gesetzgebung die geistlichen Gerichte in ihrer rein 
geistlichen Kompetenz im Prinzip nicht berührt hatte. Tatsächlich 
waren aber die früheren Offizialate auf dem linken Rheinufer eingegangen. 
Besondere, von den Verwaltungsbehörden getrennte Körperschaften zur 
Wahrnehmung der eigentlichen kontentiösen Gerichtsbarkeit gab es nicht 
mehr. Ihre Funktionen wurden entweder durch den Bischof selbst oder 
durch das Generalvikariat auf dem Verwaltungswege, so gut es ging, wahr- 
genommen. 

2) Da, wo das kanonische Recht eine gerichtliche Prozedur verlangte, 
lag es dem Bischof ob, entweder selbst unter Hinzuziehung eines Aktuars 
als Richter zu fungieren oder pro casu einen Einzelrichter oder ein Kollegial- 
gericht aus den Mitgliedern der kirchlichen Verwaltungsbehörden oder 
des sonstigen Klerus zu ernennen. 
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En 


französischem Rechte eine weitaus grössere Macht über die 
Geistlichen und selbst über die Laien zu als den Bischöfen 
im Osten der preussischen Monarchie, die eine vom Staate 
zwar anerkannte, aber zugleich auch beaufsichtigte Gerichts- 
gewalt hätten. 

Die westfälischen, mit Preussen wiedervereinten und zum 
Teil erst durch den Wiener Kongress erworbenen rechts- 
rheinischen Gebiete, dıe früher zum Französischen Kaiserreich 
oder zum Grossherzogtum Berg gehört und unter französi- 
scher Gesetzgebung gestanden hätten, befänden sich in Bezug 
auf die geistliche Jurisdiktion ungefähr auf demselben Fusse 
wie die linksrheinischen Gebiete, doch habe „nach der Wieder- 
einführung des Landrechts und nach der Promulgation der 
Dienst-Instruktionen für die Ober-Präsidien, Konsistorien und 
Regierungen vom 23. Oktober 1817!) dieser Zustand unleug- 
bar etwas von einer Anomalie an sich“. 

Altenstein wies darauf hin, dass man schon beı den 
früheren Beratungen über die Organisation des katholischen 
Kirchenwesens unter dem Staatskanzler von Hardenberg die 
Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit erörtert und zu lösen 
beschlossen habe. Wenn man auch wegen der Schwierigkeit 
einer eingehenden Regelung vor Abschluss des Konkordats 
wieder davon abgekommen sei, so dränge doch jetzt die An- 
gelegenheit auf Erledigung. Die Diözesen Köln, Trier, Münster 
‚und Paderborn glaubten „die Ausübung der geistlichen Juris- 
dietion nach dem Umfange des Besitzes von 1803 als annexum 
exercitii religionis, gemäss dem Reichs-Deputations-Beschluss 
von gedachtem Jahre reklamieren zu können“. Die Bistümer 
“Trier und Köln gehörten in ihren rechts- bezw. linksrheini- 
schen Teilen zwei ganz verschiedenen Jurisdiktionssystemen 
an. Ein solcher Missstand, der eigentlich aus jedem Sprengel 
zwei mache, könne auf die Dauer nicht geduldet werden. 


!) Gesetzsammlung 1817, S. 230 fi. 237 fi. 248f.; Hermens, 
Handbuch II, S. 624 ff. 
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Anderseits scheine auch gerade jetzt der günstigste Zeitpunkt 
zu sein, um in Breslau, Erfurt, dem Eichsfeld und dem Gebiet 
des Herzogtums Westfalen eine Einschränkung der dort noch 
bestehenden geistlichen Gerichtsbarkeit nach dem Vorbild der 
südpreussischen Konstitution durchzusetzen, da in Breslau 
Sedisvakanz sei und die anderen Gebiete durch einen apostoli- 
schen Vikar verwaltet würden. Jetzt sei zudem kirchlicherseits 
noch sicher auf Zustimmung zu dem geplanten Projekt zu 
rechnen. Der Fürstbischof von Ermland als Exekutor der 
Bulle: De salute anımarum habe sich mit dem durch die süd- 
preussische Verordnung festgelegten Kompetenzbereich zu- 
frieden erklärt. „Entgegengesetzten Falles setzet es eine Tiefe 
unendlicher Diskussionen ab, welche die Besetzung der Bis- 
thümer erschwert und zu neuen Diskussionen mit dem römischen 
Stuhle führen würde“. Altenstein ersuchte daher den Justiz- 
minister von Kircheisen um Rückäusserung, ob er geneigt sei, „die 
geistliche Jurisdietion der Bischöfe nach Maassgabe der mehr- 
erwähnten Verordnung in allen Diöcesen der Monarchie gleich- 
mässig eintreten zu lassen“. In diesem Falle sei er bereit, gemein- 
sam mit ihm einen entsprechenden Antrag beim König zu stellen. 

Altensteins Reformplan beschränkte sich also, wie aus 
dem angeführten Schreiben klar hervorgeht, anfänglich 
keineswegs auf die Wiedereinrichtung der geistlichen Gerichts- 
behörden in den rheinisch-westfälischen Bistümern. Sein Ideal 
war, dem kirchlichen Gerichtswesen der gesamten Monarchie 
unter Beseitigung aller provinziellen Besonderheiten 
eine einheitliche Verfassung zu geben. Der Grundtyp der 
südpreussischen Konstitution sollte unterschiedslos auf 
alle Bistümer angewandt werden. Breslau, Eichsfeld, 
Erfurt und in beschränktem Sinne auch das Gebiet des Herzog- 
tums Westfalen sollten verlieren, was über diesen Rahmen 
hinausging — die rheinisch-westfälischen Gebiete französischen 
Rechts dementsprechend gewinnen ?). 


!) Die Reform in den östlichen Provinzen trat später vollständig 
in den Hintergrund. Die Bischöfe des Ostens hatten ihrerseits keine Ursache, 
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Nach den schon im Jahre 1814 gemachten Aeusserungen 
kann es für sicher gelten, dass der Justizminister von Kirch- 
eisen dem Plane einer einheitlichen Regelung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit auch jetzt wohlwollend gegenüberstand.. Um 
sich die zur Beurteilung der Angelegenheit nötigen Unterlagen 
zu verschaffen, sandte er am 12. Februar 1824 das Alten- 
steinsche Schreiben an die ÖOberlandesgerichte von Münster, 
Paderborn und Breslau und forderte sie auf, sich gutachtlich 
darüber zu äussern, ob eine Reorganisation des geistlichen 
Gerichtswesens notwendig sei; wenn ja, ob die für Süd- 
preussen erlassene Konstitution vom 25. August 1796 sich 
dafür als Grundlage empfehle ?). 


V. Das Gutachten des Paderborner OÖberlandes- 
serichtes?) sprach sich offen dafür aus, „dass eine allge- 


eine Ausdehnung der Reorganisation auf das Gesamtgebiet der Monarchie 
zu wünschen; sie konnten dabei nur verlieren, aber nichts gewinnen. 

!) Schon bald nach Eingang des Altensteinschen Antrags hatte 
Justizminister von Kircheisen durch Reskript vom 20. August 1823 
den Präsidenten des Rheinischen Revisions- und Kassationshofes zu Berlin 
Sethe und den Generalprokurator Eichhorn ebenso wie auch den Ersten 
Präsidenten des Rheinischen Appellationshofes in Köln, Geh. Staatsrat 
Daniels, und den dortigen Generalprokurator Boelling, beauftragt, die 
Frage der von Altenstein angeregten Wiederherstellung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit auf der Grundlage der südpreussischen Konstitution zu be- 
gutachten. In ihren Gutachten sprachen sich sowohl Sethe und Eich- 
horn (4. Dezember 1823, Justizministerium Acta generalia G Nr. 49, 
B1.59/70) als auch Daniels und Boelling (8. Dezember 1823, Justiz- 
ministerium, a.a. O., Bl. 73/89) gegen das Projekt und für möglichste 
Beibehaltung des französischen Staatskirchenrechts aus. Daraufhin wurden 
auch die Gutachten der Oberlandesgerichte zu Münster, Paderborn und 
Breslau eingefordert. Verfügung vom 12. Februar 1824, Justizmini- 
sterium, a. a. O., Bl. 90 (Entwurf). 

Die Gutachten Sethe-Eichhorn und Daniels-Boelling sind 
uns erst während desDruckes zugänglich geworden. — Das letztere — nebst 
einigen wichtigeren Auslassungen des ersteren — bringen wir im Anhang 
zum Abdruck. 

?) Justizministerium, Acta generalia G Nr. 49, Bl. 94/111. Ab- 
gedruckt im Archiv für katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, S. 145 fi. 
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meine Reorganisation der geistlichen Gerichtsbarkeit durchaus 
erforderlich ist, um das durch die obige Bulle (De salute 
anımarum) angefangene Werk zu vollenden“. Als Grundsatz 
bei der ganzen Neuregelung müsse gelten, „dass allen Bischöfen 
und Erzbischöfen eine vom Staate anerkannte Jurisdietion in den- 
jenigen Sachen, welche rein kirchliche Angelegenheiten und blosse 
Amtsvergehen der Geistlichen zum Gegenstande haben, selbst in 
den Gegenden, wo selbige jetzt nicht existirt, zu verleihen sey“. 

Unter Berufung auf Justinians Codex, De episcopali au- 
dientia, De clericis et episcopis, auf Novella 123, auf das 
mittelalterliche Recht, den Westfälischen Frieden und den 
Reichsdeputationshauptschluss $ 63 wird nachgewiesen, dass 
die geistliche Jurisdiktion in den angegebenen Grenzen „ein 
uraltes, historisch begründetes Institut und von jeher als ein 
annexum exercitii religionis publici betrachtet worden ist“. 
Wenn man unter dieser Voraussetzung die Stelle der Kon- 
kordatsbulle betrachtet: „Singulis autem archiepiscopis et 
episcopis omnia et singula jura alus ıillarum partium archi- 
episcopis et episcopis legitime competentia tribuimus et con- 
firmamus® — und dabei erwäge, dass in einem grossen Teil 
der preussischen Monarchie, z. B. in Schlesien und Westpreussen, 
die geistliche Gerichtsbarkeit mit zivilrechtlicher Wirksamkeit 
noch fortbestehe, dann könne kein Zweifel mehr sein, dass in 
den angeführten Worten des päpstlichen Schreibens diese Ge- 
richtsbarkeit allen Bischöfen des Landes garantiert werden 
sollte. Aber selbst für den Fall, dass ein bestimmtes Recht 
auf Einrichtung eigener geistlicher Gerichte nicht förmlich 
zuerkannt worden sei, rieten doch politische Gründe dazu. 
Das Gegenteil führe zu einer nicht zu rechtfertigenden Un- 
gleichförmigkeit, bringe die Katholiken notwendig in 
Gewissenskonflikte und hindere eine energische W ah- 
rung der kirchlichen Disziplin. Zudem setze das 
Allgemeine Landrecht in $ 734, Tit. 1, Teil II und in 
$ 126, Tit. 11, Teil II die Gerichtsbarkeit der katholischen 
Bischöfe voraus. Aus allen diesen Gründen erklärte das Ober- 
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landesgericht es als seine „gutachtlicheMeinung, dass 
die geistliche Gerichtsbarkeit in allen Erzbisthümern 
und Bisthümern eingeführt, und ebenso, dass selbige 
überall gleichförmig, mit Aufhebung aller bis- 
herigen Verschiedenheiten eingerichtet werde“). 

Bei Erörterung der Frage, „ob die für Südpreussen 
erlassene Constitution vom 25. August 1796 als allge- 
meines organisches Gesetz einzuführen sey“, sprach sich das 
Gutachten dafür aus, dass die Auf- und Annahme von Testa- 
menten, ebenso wie die Sponsaliensachen *) — mit Ausnahme 
des bisherigen Geltungsbereichs der südpreussischen Konstitu- 
tion — den weltlichen Gerichten überwiesen würden. Bei aller 
Anerkennung der geistlichen Gerichte als des naturgemässen 
Forums für Ehesachen der Katholiken hielt das Oberlandes- 
gericht die im Bereich der südpreussischen Konstitution nach- 
träglich statuierte konkurrente Jurisdiktion der staat- 
lichen Gerichte auch bei der geplanten Neuorganisation „für 
angemessen, da jedem Staatsbürger der Zutritt zu den könig- 
lichen Gerichten unbedingt offen stehen muss und für die Re- 
ligionsfreiheit der katholischen Unterthanen in Ehesachen 
durch die Einrichtung der geistlichen Gerichte hinreichend 
gesorgt isb“?). Bei Ehen, die nach kanonischem Recht gültig 
und nur wegen eines staatlichen Ehehindernisses bürgerlich 
ungültig sind, wies das Oberlandesgericht die bürgerliche 
Nichtigkeitsklage den staatlichen Gerichten zu. Die Aufsicht 
über die Geschäftsführung der geistlichen Gerichte wünschte 
das Gutachten dem Justizminister selbst anvertraut zu sehen 
und erachtete es für notwendig, die Zulässigkeit der appellatio 
ab abusu gesetzlich festzulegen *). 

!) Archiv für katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, 8. 148. 

?) Das Oberlandesgericht berief sich hierfür auf den Josephiner 
Joh. Val. Eybel, Introductio in jus ecelesiasticum catholicorum, Vindo- 
bonae 1777/79, Pars II, $ 101 ft. 

®) Archiv für katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, $. 153. 


*) Es beruft sich dafür auch F. A. Frey, Kritischer Kommentar 
über das Kirchenrecht T?, Kitzingen 1823, $ 237/39. 
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VI. Am 14. Juni 1824 sandte auch das Oberlandes- 
gericht von Münster dem Justizministerium das er- 
betene Rechtsgutachten!) ein. Darin wird vor allem die 
Frage erörtert, „ob die Constitution wegen der geistlichen 
Gerichtsbarkeit in Südpreussen vom 25. August 1796 für ein 
vollständiges und gutgefasstes, allen Conflieten zwischen der 
geistlichen und weltlichen Macht vorbeugendes und die gegen- 
seitigen Jurisdictions-Verhältnisse beyder Gewalten befriedigend 
ausgleichendes Gesetz sey*. 

Im Anschluss an Joh. Kasp. Barthel?), Annotationes a 
universum jus canonicum, Lib. II, Tit. 2, Nr. 63, 8. 154 und 
Kreittmayr°), Anmerkungen über den Codicem Maximilianeum 
Bavarıcum civilem, Teil V, cap. 19, $ 42, Nr. 13 wird unter- 
schieden zwischen causae intrinsece und accessorie spirituales. 
Nach Ansicht des Oberlandesgerichtes versteht $ 1 der süd- 
preussischen Konstitution unter causae mere ecclesiasticae nur die 
causae intrinsece spirituales. Wenn man dies als grundlegen- 
des Prinzip für die Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Staat und 
Kirche annehmen wolle, dann sei aber auch eine konsequente 
Durchführung desselben vonnöten. Die Verordnung für Süd- 
preussen lasse diese Folgerichtigkeit vermissen. In ihr würden 
Sponsalienklagen den geistlichen Gerichten zugewiesen, trotz- 
dem sie nicht (wie Ehesachen) ad intrinsece spiritualia ge- 
hörten und darum folgerichtig dem weltlichen Richter unter- 
ständen. Hierin müsse eine Aenderung zugunsten der staat- 
lichen Gerichte eintreten, vor die auch die Aufnahme der 
Testamente von Geistlichen zu verweisen sei. 

Anderseits enthalte $ 1 der südpreussischen Konstitution 


1) Justizministerium, Acta generalia G Nr. 49, Bi, 114/23; 
Erzb.Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 80/87 (Abschrift). 

2) Vgl. Joh. Friedr. v. Schulte, Die Geschichte der Quellen 
und Literatur des canonischen Rechts III 1, Stuttgart 1880, S. 185, Anm. 6. 

3) Vgl. Warnkönig, Die staatsrechtliche Stellung der katholischen 
Kirche in den katholischen Ländern des deutschen Reichs, Tübingen 1855, 
8. 110 ff. 
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aber auch eine Inkonsequenz zuungunsten der geistlichen Ge- 
walt, indem er Patronatssachen unterschiedslos den welt- 
lichen Gerichten überantworte. Wenn es sich nur darum 
handele, wer das aktive oder passive Präsentationsrecht habe, 
so könne diese Frage als extrinsece spiritualis unbedenklich 
vor das weltliche Forum gezogen werden. Sei aber zu ent- 
scheiden, „ob eine geschehene Präsentation etwa den Vor- 
schriften des Canonischen Rechtes gemäss aus andern Gründen 
ungültig ist“, so liege eine „quaestio, quae pertinet ad mini- 
sterium ecclesiasticum®‘, und mithin eine causa intrinsece 
spiritualis vor, die, wie „überhaupt alle Fragen, wobey es 
darauf ankommt, ob eine Collation, Election, Institution, Re- 
signation u. s. w. den Canonischen Gesetzen gemäss zu Recht 
bestehe oder nicht, lediglich den geistlichen Gerichten über- 
lassen bleiben muss, indem man der katholischen Kirche 
billiger Weise nicht zumuthen kann, einen Kirchendiener an- 
zunehmen, über dessen Qualification nicht sie selbst, sondern 
die weltliche Obrigkeit geurtheilt hat“. 

Mit grösster Energie verteidigte das Rechtsgutachten des 
Münsterschen Oberlandesgerichts die Zuständigkeit der 
geistlichen Gerichte in Ehesachen und lenkte die Auf- 
merksamkeit des Justizministers auf den leidigen Konflikt hin, 
in welchen die staatlichen Gesetze über Mischehen die Katho- 
liken hineintreiben könnten. Nach $ 4 der südpreussischen 
Konstitution seien die Klagen über gemischte Ehen der Juris- 
diktion der geistlichen Gerichte entzogen. „So nothwendig“ — 
meinte das Oberlandesgericht — „diese Bestimmung auf der 
einen Seite zu Gunsten des evangelischen Ehegatten ist, da 
die katholische Kirche keine Trennung einer einmal gültig 
geschlossenen Ehe kennt, und der evangelische Theil daher 
von einem bischöflichen Gerichte die Trennung des ehelichen 
Bandes, worauf er nach den Grundsätzen seiner Confession 
ein Recht hat, nie zu erwarten haben würde, so glauben wir 
auf der andern Seite hier nicht unberührt lassen zu dürfen, 
dass die bestehende Gesetzgebung mit den Prineipien der 
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katholischen Kirche in soweit in einem herben Conflicte steht, 
als das Allgemeine Landrecht einem katholischen Ehegatten, 
der nach $ 4 dieser Verordnung von seinem evangelischen 
Ehegenossen durch den weltlichen Richter geschieden worden 
ist, erlaubt, eine zweyte quoad effectus civiles gültige Ehe 
bey Lebzeiten seines ersten Ehegatten einzugehen. Denn da 
die katholische Kirche diese zweyte Ehe nicht nur als un- 
gültig sondern als adulterium betrachtet, so muss sie den ad 
2da Vota geschrittenen katholischen Theil von der Theilnahme 
an den Sacramenten ausschliessen, solange er in dieser kirch- 
lich verbotenen Verbindung beharret. Fühlt derselbe sich 
aber gedrungen, von dieser Verbindung abzustehen, um wieder 
in die kirchliche Gemeinschaft aufgenommen zu werden, so 
hindert ihn das bürgerliche Gesetz, welches ihn die bürger- 
lich gültige Verbindung fortzusetzen zwingt.“ Um den $ 4 
mit den Prinzipien der katholischen Kirche, für welche er 
doch gegeben sei, in Einklang zu bringen und allem Ge- 
wissenszwang vorzubeugen, hält das Oberlandesgericht es für 
unumgänglich notwendig, die landrechtliche Ehegesetzgebung 
dahin abzuändern, „dass der von seinem evangelischen Ehe- 
genossen durch den weltlichen Richter geschiedene und ad 
2da Vota übergegangene katholische Theil bey Lebzeiten seines 
ersten Ehegatten nicht gezwungen werden könne, in der 
zweyten Ehe zu beharren‘. 

Sehr eingehend und teilweise für die katholische Kirche 
wohlwollend formulierte das Gutachten im Anschlusse an $ 5 
der südpreussischen Konstitution seine Vorschläge betreffs 
der kirchlichen Strafgewalt. Es unterscheidet zwischen 
delicta communia und mere ecclesiastica, dıe beide wiederum 
entweder von Klerikern oder weltlichen Personen begangen 
werden könnten. Nach der Verordnung für Südpreussen be- 
schränkte sich die geistliche Strafgewalt auf die Delikte von 
Klerikern. Demgegenüber macht das Oberlandesgericht mit 
Recht geltend, die Natur der kirchlichen Gemeinschaft und 
der geistlichen Strafgewalt scheine zu fordern, „dass den 
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geistlichen Gerichten auch die Befugniss eingeräumt werde, 
die kirchliche Ordnung auch gegen weltliche Mitglieder 
derselben durch rein kirchliche Strafen (wobey mithin Geld- 
oder Gefängniss-Strafen auszuschliessen) zu handhaben, wenn 
solche durch ein Delictum commune oder mere ecclesiasticum 
eines Layen verletzt ist“. Eine solche Befugnis schade der 
Staatsgewalt in keiner Weise und sei „der Natur jeder ge- 
sellschaftlichen Verbindung gemäss“. 

Die Konstitution für Südpreussen hatte dann ferner, ent- 
sprechend den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Th. II, Tit. 11, $ 125 den geistlichen Behörden nur die Ver- 
hängung einer höchstens vierwöchentlichen @efängnis- 
strafe gestattet. Soweit es sich um eigentliche Gefängnis- 
strafe handelte, fand das Oberlandesgericht nichts gegen eine 
solche Einschränkung der geistlichen Strafgewalt zu erinnern. 
Eine eigentliche Gefängnisstrafe werde übrigens bei geist- 
lichen Gerichten nur selten vorkommen. In der Regel ver- 
folge die Detention eines Geistlichen nur den Zweck, dass er 
an dem ihm angewiesenen Aufenthaltsort geistliche Uebungen 
anstelle und dadurch seine kirchliche Behörde von der er- 
folgten Besserung überzeuge. Nun könne es aber vorkommen, 
dass die Beschaffenheit des Vergehens und die Persönlichkeit 
des Exzedenten es notwendig erscheinen lasse, die Detention 
im Interesse des letzteren selbst wie auch der Kirche über 
vier Wochen hinaus auszudehnen. Um für solche Fälle dem 
Bischof die Möglichkeit einer wirksamen Korrektion zu geben, 
schlägt das Öberlandesgericht vor, man möge an der be- 
treffenden Stelle des geplanten Statuts den Zusatz beifügen, 
„dass dadurch das Recht der geistlichen Strafgewalt, Cleriker 
länger als vier Wochen geistlichen Exercitien zu unterwerfen, 
nicht beschränkt, jedoch allenfalls die Acten mit dem Er- 
kenntnisse zur Bestätigung des hohen Ministerii der geist- 
lichen Angelegenheiten eingesendet werden‘. 

Mit guten Gründen wendet sich dann das Münstersche 
Öberlandesgericht gegen eine andere Bestimmung des $ 5 der 
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südpreussischen Konstitution, wonach bei grober Amts- 
verletzung die Suspension des schuldigen Geistlichen an 
ein richterliches Erkenntnis, also auch an „förmliches, recht- 
liches Gehör“ gebunden war. Eine solche Einschränkung der 
bischöflichen Strafgewalt sei den Prinzipien der katholischen 
Kirche zuwider. Nach den Bestimmungen des Konzils zu 
Trient!) stehe dem Bischof das Recht zu, „auch ohne förm- 
liches rechtliches Gehör einem katholischen Geistlichen die 
Verrichtung seiner geistlichen Function zu untersagen (ab 
officiis zu suspendiren), wenn er, der Bischof, sich überzeugt 
hält, dass das Wohl der Kirche dies erfordert“. Zudem 
könne der Bischof durch eine solche, ihn allemal zu vor- 
heriger gerichtlicher Untersuchung zwingende Vorschrift 
leicht in Kollision mit seinen Amtspflichten kommen, die 
unter Umständen von ıhm verlangten, dem Schuldigen auf 
der Stelle die Spendung der Sakramente zu untersagen. Es 
liege zudem weder im Interesse des Staates noch in dem des 
zu suspendierenden Geistlichen, die bischöfliche Suspension 
immer von einer formgerechten gerichtlichen Untersuchung 
abhängig zu machen. Dem Staat könne es völlig gleichgültig 
sein, ob dieser oder jener die Sakramente administriere; das 
sei ein Internum der kirchlichen Gemeinschaft. Anderseits 
habe der zu suspendierende Kleriker in manchen Fällen ein 
Interesse daran, dass die Sache ohne förmliche judizielle 
Untersuchung erledigt werde und so leichter geheim bleibe. 
Sich über eine aussergerichtliche Suspension zu beschweren, 
habe der Geistliche auch schon aus einem anderen Grunde kein 
Recht. Beim Eintritt in den geistlichen Stand habe er sich dem 
klerikalen Standesrecht unterworfen, zu welchem auch das In- 
stitut der suspensio ex informata conscientia gehöre. Uebrigens 
stehe ihm immer noch der Rekurs an höherer Stelle offen. 
Die Bestimmung des $ 8a der südpreussischen Verord- 
1) Trid. sess. XIV, de ref. c. 1. Ueber die suspensio ex informata con- 


scientia vgl. z. B. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts V, 
S. 608 fi. 


278 L.Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 


nung, kraft welcher die geistlichen Gerichte in Verlöbnis- 
und Ehesachen auf die allgemeine preussische Prozessordnung 
verwiesen werden, hielt das Oberlandesgericht für bedenklich. 
Bei den materiell verschiedenen Rechtsbestimmungen über den 
für ein Ehehindernis zu erbringenden Beweis werde es zu 
Beweisführungen kommen, die den Grundsätzen des kanonischen 
Rechtes zuwider seien. Gerade für Eheprozesse seien durch die 
Konstitution Benedikts XIV. Dei miseratione ganz bestimmte 
Formalitäten vorgeschrieben worden, deren Ausserachtlassung 
zum Teil die kirchenrechtliche Ungültigkeit der prozessualen 
Akte nach sich ziehe. Es scheine demnach am rätlichsten, 
auch für Ehesachen die Bestimmungen des $ 7 und zu An- 
fang des $ 8 gelten zu lassen, nach denen die geistlichen 
Gerichte quoad modum procedendi sich an die kanonischen 
Vorschriften zu halten hätten. — 

Die Gutachten der beiden westfälischen Oberlandesgerichte!) 
waren also — im Gegensatz zu dem früher erwähnten Be- 
richt des Staatsrats Daniels und des Oberprokurators Boel- 
ling — zu einem für die katholische Gerichtsbarkeit im grossen 
und ganzen befriedigenden Ergebnis gelangt. Das Bedürfnis 
einer Reorganisation hatten beide rückhaltlos anerkannt. Man- 
ches allerdings, was die Kirche als zu ihrem Ressort gehörig be- 
anspruchte, wiesen auch sie den staatlichen Gerichten zu. Ein 
gewisses Misstrauen bekundete der Vorschlag der Beaufsich- 
tigung durch die Staatsgewalt und vor allem die Forderung 
der appellatio ab abusu, Forderungen, die im Zeitalter des 
Polizeistaates nicht weiter befremden können. Gegen diese Ein- 
schränkungen zu remonstrieren, wäre für die Kirche aussichts- 
los gewesen, denn der damalige Staat würde niemals auf diese 
ihm unentbehrlich scheinenden Hoheitsrechte verzichtet haben, 
Im Prinzip unannehmbar war für die Kirche vor allem auch 


‘) Das am 17. September eingesandte, in seinen Ausführungen be- 
deutungslose Gutachten des Breslauer Oberlandesgerichts sprach sich ohne 
weitere Begründung für den Reformplan Altensteins aus. Justizmini- 
sterium, G Nr. 49, Bl. 124/26. 
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die Entziehung der Sponsalienklagen. Wenn aber auch nicht 
alles dem kanonischen Ideal entsprach und darum von der 
katholischen Kirche bestenfalls toleriert werden konnte, so 
liessen die beiden Gutachten der kirchlichen Gerichtsbarkeit 


immer noch so viel Spielraum, dass man sich vorerst damit 
zufrieden geben konnte '). 


VII. Graf Spiegel hatte sich unterdessen immer noch 
gesträubt, das ihm zugedachte Erzbistum anzunehmen. Seine 
Zähigkeit war keine Ziererei, sondern Politik. 

Die Regierung stand vor der Wahl: entweder Spiegels 
Forderungen, speziell nach Wiederherstellung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit, entgegen zu kommen oder seine Kandidatur 
fallen zu lassen. Sie wählte das erstere. Altenstein und 
Bernstorff, die in der Frage der geistlichen Gerichtsbar- 
keit einträchtig zusammengingen, stellten beim König unter 
Berufung auf die Spiegelschen Postulate den Antrag, die 
Wiederaufnahme der früheren Verhandlungen zu verfügen, 
denn es erscheine nicht ratsam, „den Erzbischof und die 
Bischöfe am Rhein und in Westfalen in diesem Stücke minder 
günstig zu stellen, als die katholischen Prälaten im Osten der 
Monarchie“ ?). Zugleich fügten sie den Entwurf einer an 


1) Der geistliche Konsistorialrat Poll, den Graf Spiegel um ein Gut- 
achten über die Frage der kirchlichen Gerichtsbarkeit ersucht hatte, äusserte 
sich in einem Schreiben vom 28. März 1825 über die Vorschläge des Münster- 
schen Gerichtes folgendermassen: „Das Oberlandesgericht in Münster scheint 
mir den Gegenstand, um den es sich hier handelt, am richtigsten aufgefasst 
und gewürdigt zu haben. Wenn der Wirkungskreis der geistlichen Gerichte 
nach Inhalt der in diesem Gutachten aufgestellten Grundsätze und Vor- 
schläge geordnet wird: so hat die Kirche Ursache zufrieden zu sein, und 
meines Dafürhaltens würde eine grössere Ausdehnung jenes Wirkungs- 
kreises nicht einmal zum Frommen der Kirche seyn.“ Nur wünschte er, 
dass bei einem kirchlichen Urteil auf nıehr als vierwöchentliche Detention 
von der beantragten Einsendung der Akten an das Kultusministerium 
und der staatlichen Bestätigung des Urteils Abstand genommen werde. 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 93/96. 


?) Schreiben vom 9. September 1823, Geh. Staatsarchiv Berlin, 
R 89 C XLII, Nr. 5. 
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Spiegel zu erlassenden Kabinettsordre bei, in welcher dem- 
selben in Betreff des geistlichen Gerichtswesens beruhigende Zu- 
sagen gemacht waren und der Erlass eines allgemeinen Re- 
gulativs in Aussicht gestellt wurde !). 

Der König war mit der Abfassung eines die staatskirch- 
lichen Grundsätze des Allgemeinen Landrechts und den Rechts- 
zustand der östlichen Bistümer kombinierenden Statuts ein- 
verstanden ?). In einer Kabinettsordre vom 21. Januar 1824 °) 
teilte er Spiegel mit, der Papst habe in seine Erhebung zum 
Erzbischof von Köln eingewilligt, und sprach die Erwartung 
aus, dass er die Stelle nunmehr annehmen werde. Zugleich 
gab er ihm die Zusicherung: „Ich werde Sorge tragen, dass 
der Wirkungskreis der katholischen Erzbischöfe und Bischöfe, 
wie er durch die Gesetze und nach mehrjähriger Observanz 
ın den ältern Provinzen der Monarchie, ohne Beeinträchti- 
gung der Rechte des Staats und ohne Störung der kirchlichen 
Verhältnisse, stattgefunden hat, fernerhin geordnet bleibe und 
darüber durch das Staats-Ministerium ein Regulativ zusammen- 
tragen und zu Meiner Sanction vorlegen lassen, wobey das- 
selbe Sie mit ihren Wünschen wegen der geistlichen Gerichts- 
barkeit ebenfalls hören wird. Ich halte mich versichert, dass 
Sie auch bey dieser Gelegenheit Meinem in Sie gesetzten Ver- 
trauen entgegen kommen werden“ !). Die Antwort Spiegels hier- 
auf war eine in schwülstigstem Kanzleistil gehaltene, verklau- 
sulierte Annahme des erzbischöflichen Stuhles?). Hinsichtlich des 


Il5Geh. Staatsarchiv Berlin,.a.a,05,Bla5: 

2) Kabinettsordre an Altenstein und Bernstorff (21. Januar 1824), 
Geh. StaatsarchivBerlin, R89 C XLII, Nr. 5, Bl. 9 (Entwurf). 

®) A. a. O., Bl. 9/10 (Entwurf). 

*) Ganz dieselbe Zusicherung enthielt eine andere Kabinettsordre 
an Spiegel vom 3. Juni 1824, a. a. O., Bl. 25 (Entwurf). 

5) Schreiben vom 31. Januar 1824, Geh. Staatsarchiv Berlin, 
R 89 C XLII, Nr. 5, Bl. 19/24. Seinem alten Gönner Stein, der die frühere 
Ablehnung des Kölner Stuhles entschieden missbilligt hatte (vgl. Schreiben 
an Spiegel vom 21. Dezember 1821, Pertz, Leben Steins V, S. 637 f.), teilte 
Spiegel am 16. Februar 1824 mit, er habe das Erzbistum „unter gewissen, 
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zu erwartenden Statuts machte er mit anerkennenswerter Be- 
stimmtheit dem König gegenüber seine Forderungen geltend !). 
Die beiden Minister des Kultus und des Aeussern, denen 
Friedrich Wilhelm III. das Schreiben Spiegels zur Aeusserung 
zusandte?), fanden seine Erklärung sogar „so gefasst, dass 
sie ıhm den Rücktritt freilässt, falls das zu entwerfende Statut 
über die bischöflichen Rechte seinen Wünschen nicht ent- 
sprechen sollte“ °). | 

Altenstein und Bernstorff, die unterdessen auch wieder 
mit dem Justizminister von Kircheisen in Fühlung getreten 
waren und ihm die an Spiegel ergangene Kabinettsordre mit- 
geteilt hatten, waren ihrerseits bereit, das Statut sofort zu- 
sammenzustellen und über die Frage der geistlichen Gerichts- 
barkeit gemäss dem königlichen Befehl die Meinung des 
Grafen Spiegel einzuholen. Auch fand man nichts dagegen 
zu erinnern, dass das Statut noch „vor seiner Vollziehung 
durch Ew. Königliche Majestät... dem Grafen Spiegel zur 
Kenntnisnahme und Begutachtung mitgetheilt werde. Nur die 
Gestalt eines Abkommens, wie dieser es nennen möchte, 
d. h. ein Vertrag mit ihm als päbstlichen Subdelegierten 
oder künftigen Erzbischof, darf jenes Regulativ, nach unserm 
allerunterthänigsten Dafürhalten nicht annehmen. Wollte man 


für den Erfolg seines Wirkens nothwendigen Bedingungen“ angenommen. 
Stein war hocherfreut und sandte ihm „den herzlichen Glückwunsch eines 
alten, dem Grabe nahen Freundes zu dem grossen schönen Unternehmen“. 
Schreiben an Spiegel vom 23. Februar 1824, Pertz, Leben Steins V, S.13f. 

1) Charakteristisch für Spiegels Art, sich der staatlichen Gewalt 
gegenüber zu geben, ist folgende Stelle seines Schreibens an den König: 
„Mich drückt kein Verdacht, dem römischen Curialism nachzuhangen, und 
fanatischen Zelotism wird Niemand mir vorwerfen, um so dreister erlaube. 
ich mir in reinem Wahrheitsgefühle zu äussern, was die Sache fordert, 
und wessen ich bedarf, um Ew. Königlichen Majestät allerhöchsten Willen, 
so mir für Gesetz gilt, zu erfüllen.“ 

?) Kabinettsordre an Altenstein und Bernstorfi (14. Februar 1824), Geh. 
Staatsarchiv Berlin, R 89 C XLII, Nr. 5, Bl. 11 (Entwurf). 

3) Altenstein und Bernstorff an den König (15. Mai 1824), Geh. 
Staatsarchiv Berlin, RSICKLITL Nr 5. Bl 12/17. 


282 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 


mit der katholischen Kirche konkordiren, so musste es 
früher und mit dem Pabste selbst geschehen, gegenwärtig würde 
dieser Weg nur weiter vom Ziele abführen, und der Würde 
des Staats nicht entsprechen"). Der König schärfte darauf 
den Ministern wiederum ein, die Fertigstellung des Regula- 
tivs möglichst zu beschleunigen. Eine Verzögerung erschien 
ihm um so weniger geboten, als es sich ja nur um eine Zu- 
sammenstellung der schon in den östlichen Provinzen be- 
stehenden Rechtsverhältnisse handeln könne?). 


VIII. Da die Regierungsbehörden von Köln und Koblenz 
in Sachen der Organisation des Erzbistums ohne höhere 
Weisung waren, begab sich Graf Spiegel, der am 4. August 
von dem Fürstbischof von Ermland zur Durchführung der 
Kölner Bistumsorganisation subdelegiert worden war?), im 


I) Geh. Staatsarchiv Berlin, aa.0. 

2) Kabinettsordre an Altenstein und Bernstorff (3. Juni 1824), Geh. 
Staatsarchiv Berlin, R89 CXLII Nr. 5, Bl. 25 (Konzept). — 
Von Interesse für die persönliche Stellung Altensteins zu Spiegel ist es, 
dass der König ersterem die Erwartung aussprach, dass bei seinen Verhand- 
lungen mit dem Grafen „diejenigen Rücksichten der Form werden beobachtet 
werden, welche das gegenseitige Vertrauen zu befördern geeignet sind“. 
Darauf antwortete Altenstein: „Was die Rücksichten der Form betrifft: 
so darf ich in tiefster Ehrfurcht versichern, solche in meinen Verhandlungen 
mit dem Grafen Spiegel, da ich auf die Form und die einzelnen Ausdrücke 
in allen von mir ausgehenden Verhandlungen vielleicht nur zu viel Sorgfalb 
verwende, niemals aus den Augen gesetzt zu haben, obwohl der Graf, 
der in dem mir anvertrauten Ministerium ein Hindernis seiner Entwürfe 
erblickte, mir die Beobachtung dieser Pflicht bisweilen nicht wenig erschwert 
hat... Ich hoffe Ew. Königlichen Majestät allergnädigstem Willen nach- 
zukommen, wenn ich mit möglichster Milde des Ausdrucks jene Form des 
Geschäftsstils zu vereinigen strebe, die den zukünftigen Erzbischof an die 
vorgesetzte Staatsbehörde erinnert, und die gegen keinen katholischen 
Prälaten, gegen den Grafen Spiegel vielleicht am allerwenigsten, ohne 
Verletzung wesentlicher Interessen scheint aufgegeben werden zu können. 
Schreiben vom 16. Juli1824, Geh.Staatsarchiv Berlin, RS9C 
XLI, Nr. 5, Bl. 23/33. 

®) Vgl. die Einleitung zum Konferenzprotokoll vom 9: November 1824, 
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Le 


Herbst des Jahres 1824 nach Berlin, um ihre Durchführung 
persönlich zu betreiben). Alles schien nach Wunsch zu 
gehen. Der Kultusminister Altenstein hatte durch Verfügung 
vom 5. November die beiden Geheimräte Schmedding und 
von Seydewitz beauftragt, im Verein mit Spiegel als subdele- 
gatus apostolicus das Werk der Bistumsorganisation zu be- 
raten. In diesen Konferenzen wurde die Einrichtung geist- 
licher Gerichte für die ganze Kölner Kirchenprovinz eingehend 
erörtert und bis in die Einzelheiten festgelegt. 

Anfänglich hatte von seiten der Regierung die Absicht 
bestanden, die Judicialia erster Instanz an das Generalvikariat 
zu verweisen. Der Bistumsetat hatte daher die erste Instanz 
als besondere Gerichtsbehörde gar nicht erwähnt. Spiegel 
sprach sich aber gegen diesen Plan aus und befürwortete die 
Teilung in zwei Senate, den einen für die Verwaltungs- 


Erzb. Kab.-Reg. Köln, Tit. I, Nr. 2, Bl. 1; beglaubigte Abschrift 
des Subdelegationsinstruments a. a. O., Tit. I, Nr. 5, Bl. 1£. 

t) Vgl. das Schreiben Spiegels an Bunsen vom 27. September 1824 bei 
Reusch, Briefe an Bunsen, 8. 65 f. — Vor seiner Abreise nach Berlin 
hatte Spiegel am 7. Oktober von dem Konsistorialrat Poll wegen der Bistums- 
organisation Vorschläge erbeten, speziell über eine etwaige Erleichterung 
derselben durch Vereinigung verschiedener Aemter in einer Person. Das Gut- 
achten (30. November 1824) kam zu spät, um für die Berliner Konferenzen 
noch verwertbar zu sein. Die Positionen 17 und 18 (je 100 Taler für die 
Sekretäre der zweiten und dritten Instanz) erschienen Poll hinreichend, 
wenn man Domkapitulare, Domvikare oder Kölner Seelsorgsgeistliche 
nebenamtlich mit diesen Stellen betraue. Position 6 (100 Taler für den 
Justitiar zweiter Instanz) hielt er für unzulänglich. In der ersten Instanz 
könne der Syndikus des Vikariats als Justitiar fungieren. Durch mög- 
lichst umfangreiche, entweder ehrenamtliche oder gering besoldete neben - 
amtliche Beschäftigung von Kanonikern und Vikaren der Metropolitan- 
kirche oder Kölner Pfarrern werde man so viel Geldsparen, dass dafür zwei 
tüchtige Juristen als Justitiare der zweiten und dritten Instanz angestellt 
werden könnten. Wenn man später in der Lage sei, juristisch vorgebildete 
Domgeistliche für die Justitiarstellen zu verwenden, könne die als neben- 
amtliche Remuneration genügende etatsmässige Besoldung wieder ein- 
treten. Erzb. Kab.-Reg. Köln, Tit. IV, Nr. 1, Bl. 1—8. 
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geschäfte, den anderen für die gerichtlichen Angelegenheiten !), 
und beantragte deshalb — und zwar mit Erfolg — die Ge- 
nehmigung eines weiteren geistlichen Rates’). 

Dementsprechend wurde unter der Rubrik „Einrichtung 
und Wirkungskreis der bischöflichen Behörden“ am 10. No- 
vember 1824?) zwischen Spiegel und Schmedding ein „Con- 
clusum“ vereinbart, mit folgenden, das kirchliche Gerichts- 
wesen betreffenden Bestimmungen: 

1. „Das General-Vicarıat würde bestehen aus zwei 
Abtheilungen, denen der General-Vicarius präsidirt und 
an denen beiden der Justitiarius oder Syndicus Theil nimmt. 


2. Die erste Abtheilung ist den administrativen, 
die zweite den judiciellen Arbeiten gewidmet; in jeder 
Abtheilung arbeiten zwei geistliche Räthe; beide Abtheilungen 
plenisiren, wenn es sich um Amtsentsetzungen handelt. 


3. Zur ersten Abtheilung gehören alle liturgica: alle 
disciplinaria, insofern sie nicht contentiös sind, oder nur Ver- 
mahnung und Zurechtweisung bezwecken . 


‘. Die zweite Abtheilung des General-Vicariats bildet 
das Gericht erster Instanz für alle Contentiosa ecclesia- 
stica, insofern solche nach Massgabe der in den östlichen Pro- 
vinzen bestehenden, gemeinschaftlichen Verfassung an die 
bischöflichen Gerichte übergehen, als vorzüglich Ehesachen 
unter Katholiken und geistliche Amts- oder Beneficial- 
Sachen. Wegen der Amtsentsetzungen siehe Nr. 2. 


8. In wiefern zur Instruction dieser Sachen in Gegenden, 
die von dem erzbischöflichen Sitze entfernt sind, die Dekane, 
alle oder Einer, kommittirt werden dürften, wird näherer 
Bestimmung vorbehalten. 


!) Protokoll vom 10. November 1824, Erzb.Kab.-Reg. Köln], 
NTIOEBSIIER 

?) Vgl. das „Ergebnis“ vom 4. Dezember 1824, a. a. O., Bl. 70. 

®) Vgl. das ProtokollErzb.Kab.-Reg. KölnI, Nr. 2, Bl. 12 ff. 
Auszug aus dem Protokoll Erzb. Kab.-Reg. XXIX 2, Bl. 1/8. 


Das „Conclusum“ vom 10. November 1824. 285 


9. Diese judicielle Abtheilung führt den Titel: erzbischöf- 
liches Consistorium erster Instanz. 


10. Die zweite Instanz hat zum Vorsitzer den- 
jenigen Prälaten, welchen der Erzbischof dazu ernennt, und 
zwei geistliche Räthe; das Geschäft eines Justitiars versieht 
ein königlicher Justiz-Beamter, katholischer Religion, den der 
Erzbischof vorschlägt. Der vorsitzende Prälat, der Justitiar 
und die geistlichen Räthe erhalten jeder 100 Thaler feste Be- 
soldung, die Urtheils-Gebühren werden nach einer von dem 
Erzbischof zu treffenden Vorschrift vertheilt. 

An dieses ÖConsistorium 2. Instanz gelangen alle Appel- 
lationen, sowohl aus der Archidiöces, als aus den Bisthümern, 
welche die erzbischöfliche Provinz bilden.“ 

Für die dritte Instanz folgen unter 11, 12, 13 und 14 
Bestimmungen über das noch näher zu besprechende Prosynodal- 
gericht. 

Die Sitzungen vom 12., 16., 19., 23. November !) waren 
anderen Beratungsgegenständen gewidmet. In der Konferenz 
vom 26. November wurde als Norm für die Anstellungen fest- 
gesetzt, dass für alle Beamten die staatliche Approbation durch 
den Erzbischof nachgesucht werden müsse, und zwar für den 
Generalvikar, die geistlichen Räte und den Syndikus bei dem 
Kultusministerium durch Vermittlung des Oberpräsidenten, für 
das Subalternpersonal bei dem ÖOberpräsidenten. Erst nach 
eingeholtem Plazet erfolgt die Bestallung durch den Erzbischof, 
die für die geistlichen Vorsitzenden und Räte ad nutum, für 
den Syndikus und die übrigen weltlichen Beamten definitiv zu 
erfolgen hat?). In einer Sitzung vom 4. Dezember 1824 
wurden noch verschiedene Personalvorschläge für die Besetzung 


1) Protokolle Erzb. Kab.-Reg. Köln I, Nr. 2, Bl. 15—45. 

2) Protokoll vom 26. November Erzb. Kab.-Reg. 12, Bl. 46. 
Vgl. auch das Protokoll vom 4. Dezember a. a. O., 12, Bl. 71. Dort auch 
die Eidesformeln für den Generalvikar, die geistlichen Räte des Vikariats 
und des Konsistoriums zweiter Instanz, den Syndikus und den Justitiar 
der zweiten Instanz. A.a. O., Bl. 46 fi. 
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des Generalvikariats und der geplanten gerichtlichen Körper- 
schaften besprochen und in das Protokoll!) aufgenommen ?). 
In der Schlusskonferenz vom 31. Dezember 1824°), an 


1) Das Protokoll Erzb.Kab.-Reg. Köln I, Nr. 2, Bl. 50-77) 
ist unterzeichnet von Spiegel, Schmedding und Seydewitz. 

2) Interessant sind die in das Sitzungsprotokoll vom 4. Dezember 
aufgenommenen allgemeinen Bemerkungen über die kirchliche Gerichts- 
barkeit, welche unter dem Titel „Ergebnis der Berathungen über die Ein- 
richtung des Erzbistums Cölln“ aufgeführt sind: 


„Bischöfliche Gerichtsbarkeit. 


33. Nach einem aus dem christlichen Alterthume herstammenden 
Gebrauch, dem die katholische Kirche zu allen Zeiten treu geblieben ist, 
sind Zwistigkeiten unter Ehegatten, oder solchen, die es zu seyn behaupten 
oder verneinen — wenn der Gegenstand des Streits jenes heilige Band 
betrifft, Kraft dessen Mann und Weib eine sittlich unauflösliche Gemein- 
schaft bilden — dem Ausspruche der Kirche unterworfen. Hierauf beruht 
die Matrimonialgerichtsbarkeit der geistlichen Obern, die in der ihnen an- 
gegebenen Beschränkung für ein wesentlicher Theil der Kirchenzucht 
angesehen wird. Des Königs Majestät hat geruht dem Erzbischofe von 
Kölln, und den Bischöfen von Paderborn, Münster und Trier diese Juris- 
distion nach dem Bestand der älteren Provinzen, d. h. nach Maaßgabe 
der in Ost- und Westpreussen, auch in Posen zur Anwendung kommenden, 
für das ehemalige Südpreussen ergangenen Verordnung (denn diese Ver- 
ordnung enthält hierüber unser Gemeinrechtliches) zurückzugeben. 


Trennung vonder Diözesan-Administration. 


34. Dieses in Beziehung auf einen höchstwichtigen Disziplinarpunkt; 
unschätzbare Geschenk würde jedoch in anderem Betracht zum offenbaren 
Nachtheil der Kirche ausschlagen, wenn die Ausübung dieser Jurisdietion 
nicht von der Vicariat-Verwaltung geschieden und eignen Behörden anver- 
traut würde. Nach Zeugniss des heiligen Bernhard und andern unwiderleg- 
baren Beweisthümern, drang das Verderben in die abendländische Kirche 
ein, von dem Zeitpunkte an, da sich die Curia Romana und die bischöflichen 
Amtsstuben je mehr und mehr in grosse Gerichtsstuben verwandelten. 
Daher die Trennung der Jurisdietion von der geistlichen Verwaltung, 
sowohl am römischen Hofe, als in allen grössern Bisthümern auch hiernach 
zur Ausführung gekommen ist.“ Erzb.Kab.-Reg.I, Nr. 2, Bl. 67 f. — 
Gemeint ist wohl Bernardus, De consideratione, cap. IV, ed. Migne, Patr: 
Lat. CLXXXLII, col. 732 s., cap. VI, col. 735 s., cap. IX, X, col. 739 ss. 

2) Protokoll Erzb. Kab.-Reg. Köln J, Nr. 2, Bl. 78 ft. 
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der Altenstein, Spiegel und die Geheimräte Nicolovius, Schmed- 
ding und Seydewitz teilnahmen, wurden die Konferenzbeschlüsse 
vorbehaltlich der königlichen Genehmigung bestätigt und der 
beschleunigte Erlass des Regulativs nochmals in Aussicht 
gestellt. 


Siebentes Kapitel. 


Das Projekt eines Zentralprosynodalgerichts 
in Aachen. 


I. Ein interessantes Projekt war in den Berliner Kon- 
ferenzen zu fester Gestalt herangereift und hatte auch bei dem 
Kultusminister von Altenstein und dem Chef des Aeussern 
von Bernstorff wohlwollende Aufnahme gefunden: die Einrich- 
tung eines Zentralprosynodalgerichtshofes für die ganze Kölner 
Kirchenprovinz. 

Das Berliner Sitzungsprotokoll vom 10. November enthält 
darüber folgende Bestimmungen: 


6. „Um dem Stifte (zu Aachen) eine mehr als blos litur- 
gische Bedeutung zu geben, fand man angemessen, es zum 
Träger des Prosynodal-Gerichts zu machen, wo dann in der 
Regel der Probst als Präses erscheinen und die vier Beisitzer 
aus den Kanonieis zu wählen seyn würden“ ’). 

ll. „Das Prosynodal-Gericht lehnt sich ... an das Kol- 
legiatstift zu Aachen. So wie einer der Praelaten des Kölner 
Doms geborner Präses des Konsistorii zweiter Instanz ist: so 
führt auch der Stiftsprobst zu Aachen den Vorsitz beim Pro- 
synodalgericht.“ 


12, „Dieses Gericht erhält ausserdem & Beisitzer 


1) Erzb.Kab.-Reg. KölnI,Nr. 2, Bl. 10; vgl. auch das Schreiben 
Spiegels an Hohenzollern vom 8. Januar 1825, a. a. O. I, Nr. 5, Bl. 5. 
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a) einen für Cöln, 

b) desgleichen für Paderborn, 
c) desgleichen für Münster, 
d) desgleichen für Trier. 

Diese Beisitzer werden von den Prälaten ernannt, deren 
Stifter sie gleichsam repräsentiren. 

e) einen Justitiar.“ 

13. „Der Präses und die geistlichen Räthe erhalten ihre 
Facultäten vom römischen Stuhl und sprechen im Namen des 
Pabstes als Judices in partibus über alle Sachen, so in 
dritter Instanz aus der Archidioeces und der Provinz an sie 
gelangen. 

14. Präses, geistlicher Rath und Justitiar erhalten jeder 
eine feste Remuneration von 100 Thalern. Die Sporteln oder 
Urtheilsgebübren werden ... vertheilt* ?). 


II. Spiegel war sich bewusst, dass es sich bei diesem 
Plan um ein ganz ausserordentliches Novum handle, das 
in seiner Vollmacht als Subdelegat sicher nicht einbegriffen 
war; eine vorherige Verhandlung mit dem päpstlichen Stuhl 
war unumgänglich notwendig, wollte man sich nicht der Ge- 
fahr aussetzen, dass später, wenn schon alles eingerichtet war, 
den Richtern des Aachener Prosynodalgerichtshofs die Fakul- 
täten von der Kurie verweigert würden. Spiegel richtete 
daher noch von Berlin aus am 1. Januar 1825 ein Gesuch ?) 


!) „Conelusum“ vom 10. November 1824, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
INT 2 Blslatr ebenda XXIx>® (Abschrift des Protokollauszugs). 
Vgl. auch „Ergebnis der Beratungen“, Erzb. Kab.-Reg. I2 Bl. 68. 
Bei der Besetzung der Aachener Kanonikate liess sich Spiegel von der 
Absicht leiten, solche Personen auszuwählen, die für das geplante Ge- 
richt geeignet wären. Erzb. Kab.-Reg. VII, Nr. 1, Bl 14. 15. 25. 7 

?) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX, vol. I, Bl. 97/100 (Konzept). 
Nach der Schrift zu urteilen, ist das Gesuch von Schmedding verfasst 
und durch Spiegel nur an einzelnen Stellen stilistisch abgeändert worden. 

Das Schriftstück gewährt einen interessanten Einblick in die teilweise 
sehr beachtenswerten, teilweise aber auch recht seltsamen Beweggründe, 
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an Pius VIII. und bat, das zwischen ihm und der Regierung 
vereinbarte Projekt gutzuheissen und ihm die nötigen Voll- 
machten zu seiner Ausfüllung zu geben. 


welche den Grafen bei der Verfolgung dieses seines Lieblingsplanes leiteten. 
Das Gesuch lautet: 

„Sanctissime Pater! Damnorum, quae ex illa Gallicana rerum in- 
versione orbi catholico illata sunt, non minimum semper arbitratus sum, 
quod ubicumque sive irruperat sive inserpserat sasrilegum hoc novatorum 
imperium, jurisdictionem ecclesiasticam de medio tollere et causas christia- 
norum qualescunque, etiam matrimoniales, ad judicia secularia ablegare 
conarentur. Scilicet id satagebant, ut adempta juris dieundi potestate 
magistratus esclesiasticus ad privatorum conditionem redigeretur, et vita 
communis aliam magis qualemsungque, quam christianae societatis, forrmam 
indueret. Quo malo etiam omnis, qua late patet, Guestphalia, et Rheni 
tractus inferior, inde a dominatione Gallicana afflictus est, atque etiamnum 
laborat. Mihi vero ad Archiepiscopatum Coloniensem promovendo hoc 
cordi esse debuit, curarumque non minima haec pars fuit, ut ab ecclesia 
et provincia Coloniensi hoc damnum quomodocunque auferrem. Precibus 
meis subvenit clementia Regis, cuius paternum in subditos animum et 
eximiam circa religionem curam non tanti sum, qui dignis laudibus efferam. 
Nimirum rex serenissimus, exemplo satis memorabili et, faxit Deus, ad 
extera etiam regna valituro, jurisdictionis ecclesiasticae restitutionem 
benignissime indulsit, hac conditione apposita, ut iisdem atque 
inantiquisprovinciislimitibus circumscriberetur et eadem 
ratione administraretur. 

Haec autem ratio in eo potissimum consistit, quod ab ordinario 
judieio episcopali provocetur ad tribunal metropolitanum, nisi sit in medio 
exemtio, inde vero ad judicium prosynodale; quod prosynodale judicium 
constat personis ecclesiasticis ab ÖOrdinario consentiente capitulo (vel 
etiam sine capituli praescitu) deputandis, quibus sanctae sedis apostolicae 
auctoritate judicandi potestas tribuitur, facultatibus quas dieunt, specialibus 
vel ad dies vitae vel in quinquennium eo fine concessis. Et in antiquis 
-regni provinciis uniuscuiusque dioecesis proprium hodiedum prosynodale 
judicium exstitit. Sed cum ecclesiasticorum ad hoc judieiale munus idoneo- 
rum numerus de die in diem magis decresceret, eo, quod in illo munere 
gerendo non probitate tantum et ingenio et scientia opus esset, sed externa 
etiam personae dignitate ex loco, quem in ecclesia occupant, -eminentiore 
metienda; item quod personae judicium constituentes in una eademque 

. civitate habitare deberent: perdifficile fuit singulis dioecesibus singula 
Judicia prosynodalia praefici ac viros idoneos pietate, doctrina, munere 
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Von Anfang an stand man in Rom der von Spiegel vor- 
geschlagenen Neuerung misstrauisch gegenüber. Am 18. August 
1825 sandte Bunsen an das auswärtige Ministerium einen Be- 
richt, welcher dem Ausgang der Sache eine ungünstige Pro- 


conspicuos iisdem judiciis praeponi. Eamque potissimum causam esse 
arbitror, cur prosynodalis jurisdietio non semper et ubique in honore debito 
sit habita, et cur non minima ex iis(!) in utramque rempublicam mala 
interdum emanaverint. 

Eadem ratio Gubernium regium impulit, ut de uno eodemque pro- 
synodali judicio pro universa Coloniensi provincia, in civitate Aquisgranensi 
formando, consilia mecum communicaret. Huic sane tribunali non tantum 
ex loci dignitate decus magnum accederet, cum sit Aquisgranum triginta 
millium incolarum civitas, aedificiis, opibus, aquis et mercatu insignis: 
sed ecelesise in eadem civitate majoris, nuper episcopalis, nunc collegiatae: 
capitulum eidem prosynodali judicio pro fundamento seu basi firmissima 
perpetuo esset futurum. Capitulum hoc constare debebit ex una praepositi 
dignitate, cuius provisio sedi apostolicae reservata est, et ex canonicatibus 
sex alternativae mensium subjecstis. Judicium autem prosynodale totius 
Coloniensis provinciae, ex mente Gubernii constaret ex praeside uno et 
judieibus seu auditoribus quattuor, scilicet uno Coloniensi, altero Trevirensi, 
tertio Monasteriensi, et quarto Paderborniensi, item ex uno justitiario, 
id est jureconsulto de jure civili quoad esset opus respondente, et secretario 
similiter uno. Optat Gubernium: ut munuspraesidisperpetuis 
temporibus sit penes praepositum ecclesiae colle- 
giatae, item ut Coloniensis, Trevirensis, Monasteriensis et Paderbornensis. 
antistites suum quisque judicem seu auditorem, sedi apostolicae praesen- 
tandum eligant de gremio ejusdem collegiatae capituli. Neque id intendit, 
Gubernium, ut ecolesiae Aquisgranensis praeposito et canonicis operas. 
imponat gratuito praestandas; quin singulis judicii personis, supra recen- 
sitis, centum thalerorum salarium erogabit, praeter sportulas judiciales 
ex causarum cognitione provenientes: sed hoc agit, ut suprema juris dieundi 
statio, quae in prosynodali judieio consistit, cum dignitate et honore sub- 
sistat, et ut ordinate, recte et sancte quaevis justitia administretur. 

Quod consilium cum mihi videatur et per se utilissiimum et ecclesiae 
Aquisgranensis commodis ac honoribus imprimis favens: submisse rogo, 
sanctissime Pater, ut istud auctoritate Tua apostolica comprobare, mihique 
exequendum mandare digneris. Pedes sacros deosculor Filiorum ultimus 


Ferdinandus Augustus Spiegel Comes de Desenberg, Subdelegatus Apo- 
stolicus.“ 
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gnose stellte). Auch Spiegel, der unterdessen von dem erz- 
bischöflichen Stuhl Besitz ergriffen und durch den Trierer 
Öberhirten Josef von Hommer die Bischofsweihe empfangen 
hatte?), erhielt von seinem Freunde Bunsen Nachricht über 
die von der Kurie erhobenen Schwierigkeiten und beeilte sich, 
die Einrichtung als „omnimode unschädlich für Rom“ zu er- 
klären und dem preussischen Geschäftsträger die eifrige För- 
derung der Angelegenheit zu empfehlen’). 

Was Bunsen vor allem fürchtete und infolgedessen auf 
jede Weise zu vermeiden suchte, war die Berufung einer be- 
sonderen Kongregation, da er sich sagte, dass dort das eigen- 
artige Projekt scheitern werde. Aber alle seine Bemühungen 
waren umsonst. „Die Note und mündliche Diskussionen — 
so schreibt er in einer hochinteressanten Depesche vom 7. Sep- 
tember 1825) — „haben die Berufung einer ausserordent- 
lichen Congregation zur Abgabe eines Votums über diesen 
Gegenstand zwar aufhalten, aber nicht verhindern können. 
Weder der Papst noch der Cardinal-Staats-Secretair wollten 


1) Erwähnt in der späteren Depesche vom 7. September 1825, 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 104. 

2) Spiegel war am 20. Dezember 1824 zum Erzbischof von Köln prä- 
konisiert worden. — Altenstein an den König, 16. Januar 1825, Geh. Staats- 
archivBerlinR89CXLII, Nr. 5, Bl. 40; Hommer an Spiegel, 6. Januar 
1825, Erzb. Kab.-Reg. KölnI5, Bl.11; Spiegel an Hommer, 1. Februar 
1825,a. a. O., Bl. 11f. (Konzept). — Am 14. Januar 1825 leistete er dem König 
den Treueid. Schreiben Altensteins an den König, 16. Januar 1825, Geh. 
Staatsarchiv, a. a. O.; am 11. Juni empfing er durch den Bischof 
von Trier die Bischofsweihe. Schreiben Spiegels an den König vom 12. Juni 
1825, Geh. Staatsarchiv, R 89 C XLII, Nr. 5, Bl. 50; Hommer 
an Spiegel, 20. Januar 1825, Erzb. Kab.-Reg. I5, Bl. 19f.; Spiegel 
an Hommer, 7. Februar 1825, a. a. O., Bl.21f. (Konzept); v. Mering, 
Die hohen Würdenträger der Erzdiözese Köln, S. 1221. 

3) Spiegel an Bunsen, 1. September 1825, bei Reusch, Brieie an 
Bunsen, S. 77£. 

4) Eine Abschrift der Depesche Bunsens, wahrscheinlich von Alten- 
stein Spiegel zugesandt, befindet sich in der Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX ], vol. I, Bl. 104. 
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die Verantwortlichkeit einer nach ihrer Ansicht hochwichtigen, 
wo nicht unheilschwangeren Sache übernehmen. Am Morgen 
des Tages, woran die Berathung statt finden sollte, traf der 
Bericht des Nuntius von München mit dem Hirtenbriefe des 
H. Erzbischofs von Cöln hier ein!). Monsignor Capaccini, 
der die Depeschen gewöhnlich im Auftrage des Cardinals- 
Staats-Secretairs erbricht, legte ihn sogleich bei Seite, um 
dem Cardinal denselben erst am folgenden Tage vorzulegen, 
indem er vorher sah, dass die Aeusserung des H. Erzbischofs 
gegen die Correspondenz mit Rom die Mitglieder der Con- 
gregation sehr verstimmen würde. Aber auch diese freund- 
schaftliche Kriegslist half nicht. Alle Cardinäle erklärten ein- 
stimmig, dass die Zulassung eines solchen Instituts über kurz 
oder lang zu einer völligen Trennung von Rom führen müsse, 
was doch weder Regierung noch Erzbischof wollen könnten. 
Die Gleichstellung mit den östlichen Provinzen scheine das 
Höchste, was der Pabst zulassen könne; auch dies nur, weil 
es unvermeidlich scheine, denn die Basis der Uniformität sey 
sehr hart für Rom. Der Cardinal-Staats-Secretair fügte hinzu, 
als er mir dieses mitteilte: ‚da ich in meinem Gewissen dieser 
Ansicht nicht widersprechen konnte, so habe ich nur als Prae- 
sident die Meinungen der Kardinäle abgefragt und vorher ge- 
sagt, dass der H. Vater gern alles mögliche thun wolle, um 
einem so vortrefflichen und grossmüthigen Souverain zu will- 
fahren‘. Seitdem liegt die Sache dem Papste zur Entscheidung 
vor. Ich habe dem Kardinal erklärt: der Vorschlag der Kon- 
gregation sey eine reine Negation und ich könnte darauf gar 


1) Bunsen spricht hier von dem bekannten Hirtenschreiben Spiegels, 
in dem dieser erklärte, er müsse auf Wunsch der Staatsbehörde darauf 
halten, „dass weder von Unserem Domkapitel, noch von Unsern Behörden 
und der Diözesan-Geistlichkeit auf verbotenem Wege mit dem Stuhle zu 
Rom oder dessen Geschäftsträgern Korrespondenz geführt, vielmehr die 
über diesen Gegenstand ergangenen Gesetze und Vorschriften genauest 
beobachtet werden.“ Hermens, Handbuch der gesamten Staatsgesetz- 
gebung III, S. 862 ff., Anm. 1. 
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nicht eingehen, dabei habe ich die Besorgnis eines Schisma 
lächerlich zu machen gesucht. Der Cardinal-Staats-Secretair 
antwortete: ‚Ich glaube gern, dass niemand daran denkt, aber 
die Folge ist unvermeidlich.‘ Da der römische Hof mezzi 
termini liebt, so wäre es nicht gerade zu unmöglich, dass 
man erlangen könnte, dass je zwei Diözesen zusammen ge- 
schlagen würden, so dass im Metropolitansprengel zwei Pro- 
synodal-Gerichte dritter Instanz wären, zum Beispiel in Aachen 
und Münster. Ich werde aber keinen Vorschlag machen, noch 
annehmen.“ 

Rom beharrte bei seiner ablehnenden Stellung. Eine 
Note des Kardinalstaatssekretärs della Somaglia vom 21. Sep- 
tember sprach die Unannehmbarkeit des Projekts offiziell aus 
und wurde durch Bunsen an seinen Chef von Bernstorff ge- 
sandt?). 


Ill. Spiegel, der von Bunsen durch ein Schreiben vom 
3. Oktober ebenfalls über den ungünstigen Stand der Ver- 
handlungen informiert worden war, konnte sich nicht ent- 
schliessen, seinen Lieblingsplan ohne weiteres verloren zu geben. 
Er bat den Gesandten nochmals, „diese Angelegenheit nicht 
aus den Augen zu verlieren, vielmehr mit Beharrlichkeit zu 
verfolgen und die Römer von der irrigen Ansicht zurückzu- 
bringen“ ?). Die Einrichtung je eines Prosynodalgerichts für 
jede Diözese der Kölner Kirchenprovinz sei undurchführbar. 
Vierfacher Kostenaufwand könne der Regierung nicht zuge- 
mutet werden; zudem kämen nur sehr selten Streitsachen bis 
in die dritte Instanz. Schliesslich legte er Bunsen sogar nahe, 
als ein „compelle intrare“ dem päpstlichen Stuhl zu drohen, 
die beharrliche Verweigerung des Zentralprosynodalgerichts 


i) Vgl. das Schreiben Bernstorfis an Altenstein vom 15. Oktober 1825, 
Erzb.Kab.-Reg. Köln XXIX], vol I, Bl. 102 (Abschrift); Trierer 
Offizialatsakten, Fach Nr. III, F. 

2) Schreiben Spiegels an Bunsen vom 26. November 1825, bei 
Reusch, Briefe an Bunsen, S. 80. 
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könne schliesslich zur Folge haben, „dass die dritte In- 
stanz ganz verloren und an die weltlichen Gerichte über- 
ginge“ !). 

Im Gegensatz zu Spiegel hatte Bernstorff die in der Note 
della Somaglias enthaltene Ablehnung sehr ruhig aufgenommen. 
Nur war er sich nicht schlüssig, ob man sofort den Rückzug 
antreten oder der in Bunsens Depesche gegebenen Anregung 
folgend versuchen solle, den Plan wenigstens teilweise noch 
durchzuführen. Er teilte daher am 15. Oktober 1825 dem 
Kultusminister von Altenstein den kurialen Bescheid mit und 
ersuchte ihn um Mitteilung seiner Ansichten ?). Auch jetzt 
noch,. schrieb Bernstorff, „ist der Papst bereit, dieser Pro- 
synodalgerichts-Angelegenheit ganz diejenige Gestaltung zu 
geben, welche dieselbe in dem östlichen Teile der Monarchie 
hat. Auch ist die Form der Ablehnung eine so milde und 
anständige, als sich irgend erwarten liess. Wenn ich mich 
gleich über die Vorzüge eines Oentral-Prosynodalgerichts für 
die westlichen Provinzen mit Ew. Excellenz vereinigt hatte, 
so scheint mir doch eine solche Einrichtung der Prosynodal- 
gerichte, wie sie bereits für die östlichen Provinzen besteht, 
wenigstens keinen Bedenken zu unterliegen. . Auch lässt sich 
wohl mit Bestimmtheit voraussetzen, dass jeder fernere Ver- 
such, den römischen Hof zur Annahme des diesseits gemachten 
Vorschlags zu bewegen, fruchtlos sein würde. Es dürfe dem- 
nach nur noch zu erwägen seyn, ob man mit demjenigen, was 
dieser Hof zugestehen will, sich zufrieden zeigen könne, oder 
ob auf einen Mittelweg, etwa der Art, dass zwei Prosynodal- 
gerichte, jedes für zwei Diözesen, errichtet würden, zu dringen 
seyn werde.“ 

Erst am 15. und 19. Februar 18263) machte Altenstein 


1) Reusch, Briefe an Bunsen, S. 80. 

®)Erzb. Kab.-Reg. Köln und Trierer Offizialatsakten, 
2.2.0. 

®) Schreiben vom 15. Februar, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, 
vol. I, Bl. 103. Dem Schreiben war eine Abschrift der Depesche Bunsens 
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dem Kölner Erzbischof von der Ablehnung des Zentralgerichts 
offizielle Mitteilung und forderte ihn auf, sich über die nunmehr 
zu ergreifenden Massnahmen gutachtlich zu äussern. Spiegel tat 
es in einem Schreiben vom 22. März 1826). Zwar erklärte er, 
dass dieser Vorfall ihm „keineswegs auffallend“ sei, aber aus 
dem ganzen Ton seines Briefes merkt man seinen Unmut heraus 
und den bissigen Spott wegen der ihm übertrieben erscheinen- 
den Aengstlichkeit der römischen Kurie. „Es konnte“, so schreibt 
er, „bei dem Versuche der Sache nur die Frage seyn und die 
Bestimmung geben, ob der Reitz, in dem Staate eines frem- 
den?) nichtkatholischen, sondern evangelischen Souverains eine 
in Gefolge römischer Fakultäten handelnde und rechtsprechende 
oberste Gerichtsstelle zu haben, für Rom grösser und ein- 
wirkender sey, als die Besorgnis für die möglichen Folgen aus 
einer Neuerung, die mehrere entfernt liegende Bischöfe in 
einer näheren Verbindung und fortwährender Annäherung 
bringen mögte. Die Besorgnis hat das Uebergewicht gehabt. 
Das Andenken, der Rückblick auf den Emser Congress?) er- 


beigelegt, ebenda, Bl. 104; Schreiben vom 19. Februar ebenda, 
Bl. 101. Beigefügt war das Schreiben des Ministeriums des Auswärtigen. 

) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol IL Bl. 105£. 

2) Nicht leserlich; vielleicht auch „frommen“. 

3) Ganz in demselben Sinne hatte Spiegel auch Bunsen gegenüber 
die Beweggründe der ablehnenden Stellungnahme Roms charakterisiert. 
Brief vom 26. November 1825, Reusch, Briefe an Bunsen, S. 80. — Nach 
Art. 22 der Emser Punktationen sollte für die Metropolitangerichte der 
Erzbischöfe vor allem die konkurrente Jurisdiktion der Nuntien wegfallen; 
auch die Appellation an päpstliche judices in partibus wurde von den Punk- 
tatoren für weniger zweckmässig erachtet. Statt dessen sollte in jedem 
erzbischöflichen Sprengel ein „Provinzial-Synodal-Gericht“ eingerichtet 
werden. Jeder Suffragan sollte einen oder zwei, der Erzbischof „einige“ 
Beisitzer ernennen können. Auch die Bestellung des Präsidenten stand 
dem Erzbischof zu. Mejer, Römisch-deutsche Frage I, S. 99. Vgl. 
auch Münch, Geschichte des Emser Kongresses, S. 117 (fälschlich 
als S. 101 numeriert); M. Stigloher, Die Errichtung der päpst- 
lichen Nuntiatur in München und der Emser Kongress, Regensburg 1867, 
S. 198; Hergenröther, Handbuch der Kirchengeschichte? III, 
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schien plötzlich, und wahrscheinlich erwogen die Römer, was 
in künftiger Zeit ein mit Hildebrandinischer Kraftfülle und 
Gesinnung versehener Erzbischof von Cöln mit gleichartig ge- 
sinnten Suffraganbischöfen hinsichtlich auf Jurisdictionsbefug- 
nisse und Episcopalrechte, unterstützt und geschützt vom evan- 
gelischen Souverain unternehmen dürfte — das principiis obsta 
waltete — und gegenwärtig ist das Unternehmen nicht aus- 
führbar.“ Ob man nun die Prosynodalgerichte für jedes Bis- 
tum oder allenfalls — wie Bunsen vorgeschlagen hatte — für 
zwei Bistümer gemeinschaftlich, eins für Köln und Trier und 
das andere für Münster und Paderborn, einrichten solle, dar- 
über erklärte Spiegel erst dann mit voller Sachkenntnis ur- 
teilen zu können, wenn er näher informiert sei, wie die in 
den östlichen Provinzen schon bestehenden Prosynodalgerichte 
zusammengesetzt seien, „wer die Mitglieder ernenne und dem 
römischen Hofe vorschlage, auf welche Dauer ıhre Facultates 


S. 625; Goyau, Le Catholicisme I, S. 71f. Ueber die Appellationsfrage 
bei den vorbereitenden Verhandlungen zum Emser Kongress vgl. auch 
Münch, a.a.O., S. 61. 64. 67. 78. Sehr aufschlussreich ist neuerdings 
Des kurtrierischen Geistlichen Rats Heinrich Aloys Arnoldi 
Tagbuch über die zu Ems gehaltene Zusammenkunft der vier Erz- 
bischöflichen deutschen Herrn Deputirten, herausgegeben von Matthias 
Höhler, Mainz 1915, S. 33. 70 ff. Vgl. besonders S. 77, Nr. XVII „Nuntii 
Apostolici“. Danach wurde in den Verhandlungen am 27. Juli 1786 be- 
schlossen: „Omnes caussae ex antiqua Ecelesiae germanicae et Imperii 
Romano-Germanici observantia ad forum Ecelesiastieum quomodolibet 
spectantes pro prima instantia in foris episcoporum pertractentur; ab 
his ad judicia Metropolitarum viris probis ac litteratis et congruo ordine 
jJudiciali instructa, ut quisve justitiae fiduciam in illis collocare possit, 
tamquam secundam, et ab istis ad Sedem Romanam tamquam tertiam 
instantiam devolvantur, ita tamen ut in qualibet provincia 
formatum judicium Ecclesiasticum, quod Sedem Romanam 
repraesentet, ejusque nomine judicet, eri gatur. Ab Archiepiscopo 
illius Praeses vel Director, unus Assessor ac Secretarius, et a quolibet 
Sufiraganeo unus vel ad summum duo Assessores constituantur, propriis. 
cuiusque sumtibus alantur, omnesque personae hoc judicium formantes 
S. Sedi Apostolicae nominetenus semper indicentur.“ Vgl. dazu den Bericht 
des Tagbuchs vom 27. Juli 1786, a. a. O., S. 80. 
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von Rom verliehen würden, und welcher Prozessgang zur 
Norm diene“; er könne kaum glauben, dass viele Prozesse in 
die dritte Instanz kämen. Wenn daher die einzuziehenden In- 
formationen keine andere Auffassung in ihm erweckten, werde 
er auf die vom Baseler Konzil zugesagten pro casu delegierten 
judices in partibus!) zurückkommen. Nur müsse man dann 
dafür sorgen, dass die jedesmal von Rom zu erbittende Dele- 
gation keine zu grosse Verzögerung verursache, was bei dem 
ständigen diplomatischen Verkehr zwischen Berlin und Rom 
leicht durchzuführen sei. 

Das Kultusministerium glaubte aus diesem Brief ent- 
nehmen zu können, Spiegel habe den römischen Entscheid so 
verstanden, als ob die Kurie sich nur zu jedesmaliger Dele- 
gierung von judices in partibus pro casu verstehen wolle. Im 
Auftrage seines zurzeit von Berlin abwesenden Chefs machte 
daher Nicolovius den Erzbischof darauf aufmerksam, „dass 
die Voraussetzung: der Römische Hof wolle sich nur dazu 
verstehen, sogenannte judices in partibus ad singulas causas 
zu geben — womit allerdings ein sehr grosser Zeitverlust 
und bedeutende Kosten verknüpft sein würden — nur auf 
einem Missverstande beruht. Die Sache verhält sich vielmehr 
also: Es ist von Errichtung stehender Commissionen in jedem 
bischöflichen Sprengel die Rede, wie solche in den Bisthümern 
des östlichen Theils der Monarchie seit dreissig Jahren bereits 
bestehen. Der Bischof cum praescitu sive synodi, sive defi- 
ciente synodo capituli bringt dem Papst aus der Zahl der 
Domherrn, Kanonichen oder Pfarrer die Commissarien in Vor- 
schlag und dieser ertheilt denselben für den Verlauf von fünf 
Jahren die nöthigen Facultäten zur Entscheidung aller in 
dritter Instanz an ihn gediehenen geistlichen Rechtssachen, 
die in der Diöces aufkommen“. Zugleich legte er Spiegel 


!) Cone. Basil., Sess. XXXI, cap. 1, Mansi, Sacrorum conciliorum 
nova et amplissima collectio, Florenz 1799 ff., XXIX, col. 159. Vgl. auch 
Conc. Trid., Sess. XXV, cap. 10 de ref. 
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nahe, bei den Fürstbischöfen von Ermland und Breslau nähere 
Information über die Einrichtung der dort bestehenden Pro- 
synodalgerichte einzuholen }). 

Spiegel folgte diesem Rat. In den Briefen, welche er zu 
dem Zwecke an die Fürstbischöfe von Breslau ?) und Ermland 
schrieb, erwähnte er den in Rom gescheiterten Plan mit keinem 
Worte. Er wies nur darauf hin, dass ım westlichen Teile der 
Monarchie die Prosynodalgerichte ganz in der Art eingerichtet 
werden sollten, wie sie im Osten schon lange bestanden 
hätten. 

Der Plan des Zentralgerichts dritter Instanz für die ganze 
Kölner Kirchenprovinz war damit endgültig aufgegeben. In 
den späteren Akten findet sich keine Spur von irgendeinem 
nochmaligen Versuch, den römischen Hof von seiner ablehnen- 
den Stellungnahme abzubringen °). 

IV. Welche Gründe die preussische Regierung 
bewogen, beim Papst so entschieden auf die Einrichtung des 
Aachener Zentralprosynodalgerichts zu dringen, wird in den 
uns zur Verfügung gestandenen Akten?) nicht klar ausge- 
sprochen. Dass Sparsamkeitsrücksichten mitspielten, ist ge- 
wiss. Auch mochte es wohl nicht leicht sein, in jeder Diözese 
die Personalfrage in befriedigender Weise zu lösen. In den 


1) Nicolovius an Spiegel, 24. Juli 1826, Erzb.Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol. I, Bl. 125. 

2) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIXI1€, vol. I, Bl. 131/132 (nach 
Breslau), Bl. 133/134 (nach Ermland). 

3) In einem späteren Brief an den Bischof von Trier (26. März 1832) 
teilte Spiegel diesem mit, dass infolge des Widerstandes der Kurie das 
Projekt des Zentralprosynodalgerichts aufgegeben worden sei, und dass 
man bei den ferneren Verhandlungen über die Einrichtung der dritten 
Instanz einfachhin die Vorschriften des Conc. Trid. sess. 25, cap. 10 de ref. 
zugrunde gelegt habe. Offizialatsakten, Trier. 

4) Unsere ganze Darstellung stützt sich hier auf das Kölner und in 
‚etwa auch auf das Trierer Material. In den uns zur Einsicht freigegebenen 
Akten des Kultusministeriums war darüber und über die Herbstkonfe- 
zenzen von 1824 nichts zu finden. 
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östlichen Provinzen hatte sich diese Schwierigkeit teilweise 
sehr fühlbar gemacht). Zudem war vorauszusehen, dass die 
Zahl der bis in die dritte Instanz kommenden Prozesse sehr 
gering sein werde, so dass ein für eine einzelne Diözese be- 
stelltes Prosynodalgericht nur äusserst selten in Tätigkeit ge- 
treten sein würde. 

Bei dem von einem starken metropolitanen Selbstbewusst- 
sein beherrschten Grafen Spiegel mag wohl — abgesehen von 
den offen ausgesprochenen Gedanken — im Hintergrunde auch 
die Absicht mitgespielt haben, durch eine solche Zentrali- 
sierung der Gerichtsbarkeit den Metropolitanverband innerhalb 
seiner Provinz straffer zu knüpfen. Einige Ausdrücke in den 
Akten legen diesen Gedanken nahe, der auch ohnedies bei 
einem Adepten der Wessenbergischen Schule nichts Befremden- 
des an sich hat. Die dauernde Einrichtung des geplanten 
Zentralgerichts dritter Instanz hätte dem Kölner Erzbischof 
eine wenn auch nicht prinzipielle so doch tatsächliche Unab- 
hängigkeit von Rom gegeben, die wenigstens auf dem Gebiete 
der Gerichtsbarkeit sich dem näherte, was Wessenberg und 
mit ihm auch sein Freund Spiegel seinerzeit bei ihren Plänen 
einer deutschen Nationalkirche mit einem Patriarchen oder 
Primas an der Spitze erstrebt hatten?). Ein schüchternes 
Echo dieser alten Primatialträume lässt sich in Spiegels Kor- 
respondenz über das Aachener Projekt nicht verkennen. Da- 
mit soll allerdings nicht behauptet sein, dass bei ihm auch 
jetzt noch die nach dieser Richtung gravitierenden Gedanken 
eine unkirchliche, speziell antipäpstliche Tendenz hatten. Er 
war sich im Gegenteil vollständig klar darüber, dass ein 
solches Prosynodalgericht nichts sei als ein zwar auf deut- 


1) Vgl. das Gesuch Spiegels an den Papst. Ebenso Eichhorn, 
Die Ausführung der Bulle De salute animarum, S. 80. Siehe auch die Eingabe 
des Bischofs Raczynski von Posen an den Staatsminister von Voss vom 
17. März 1805, Granier IX, 805. 

2) Vgl. Mejer, Römisch-deutsche Frage I 1, S. 39f.; Brück, 
Geschichte der katholischen Kirche P, S. 168 £. 156 fi. 
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schem Boden arbeitendes, aber vom Papst ın Bewegung zu 
setzendes und von ihm in Funktion zu erhaltendes Organ des 
Oberhauptes der Gesamtkirche. Die oberstrichterliche Gewalt 
des letzteren wäre durch eigenen freien Willensakt — in ihrer 
unmittelbaren Ausübung durch römische Behörden — zwar 
faktisch gebunden und beschränkt worden, prinzipiell aber 
wäre sie vollständig unangetastet geblieben !). 

Von diesem rein rechtlichen Standpunkt aus betrachtet 
war also das Projekt des Aachener Zentralprosynodalgerichts 
absolut unverfänglich — ebenso unverfänglich, wie die Ein- 
richtung ständiger Prosynodalgerichte in den östlichen Diö- 
zesen es gewesen war’). Es ist daher nicht recht einzusehen, 
welche Gründe den Vatikan zu einer so entschiedenen Ab- 
lehnung des Projekts veranlassten. Von einem Widerstand 
der Suffraganbischöfe ist in den einschlägigen Akten nichts 
zu merken; er wäre noch erklärlich gewesen, da sie in dem 
geplanten Zentralgerichtshof eine Verstärkung der metropoli- 
tanen Gewalt auf Kosten der Suffraganbischöfe hätten finden 


können. 


!) Die Einführung eines solchen ständigen Zentralprosynodalgerichts 
wäre übrigens kein absolutes Novum gewesen. Der Fürsterzbischof von 
Gran hat trotz mannigfacher Anfechtungen für alle zu den Kirchenprovinzen 
Gran und Erlau gehörigen Diözesen seine Primatialgerichtsbarkeit behalten, 
so dass unter normalen Verhältnissen aus den betreffenden Bistümern 
nur äusserst wenige Prozesse nach Rom gelangen können. Vgl. L. Sajö, 
Die Primatialwürde des Fürsterzbischofs von Gran, Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, LV, 1886, S. 353 fl.; Vering, Kirchenrecht?, S. 555. 

2) So war esz. B. in Breslau, wo, wie wir früher sahen, im Jahre 1800 
ein ständiges Ehegericht dritter Instanz errichtet worden war. Die am 
20. November des genannten Jahres ad quinquennium gegebenen Fakultäten 
wurden am 10. Juni 1806 auf zehn Jahre erneuert, im Jahre 1816 aber nur 
auf drei Jahre. Vgl. das Schreiben des Ministeriums des Aeussern an das 
Ministerium des Innern vom 19. Dezember 1816, Kultusministe- 
rium G II V Nr. 8, vol. II; Ministerium des Innern an den Breslauer 
Oberpräsidenten, 6. Januar 1817, ebenda (Entwurf); Oberpräsident an 
das Ministerium des Innern, 21. Februar 1817, ebenda. ; 
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Dem kritischen Auge der Kurie stellte sich aber die ganze 
Sache in anderem Lichte dar. Die Erinnerung an die Zeiten 
des Nuntiaturstreits und des Emser Kongresses, wo man eine 
vom Papst unabhängige, eigenmächtige Einrichtung der dritten 
Instanz erstrebt hatte, waren noch zu lebendig. Was damals 
geschehen oder wenigstens geplant war, hielt man auch jetzt 
oder in der Zukunft nicht für ausgeschlossen !). Dass Graf 
Spiegel der Bittsteller war, dessen Konto gerade in dieser Be- 
ziehung von früher her noch belastet erschien, ist gewiss auch 
nicht geeignet gewesen, der Kurie die Sache harmloser er- 
scheinen zu lassen. So kam es denn, dass sie kein Bedenken 
trug, der preussischen Regierung gegenüber gleich das schwerste 
Geschütz aufzufahren und zu erklären, in dem Projekt des 
Aachener Zentralprosynodalgerichts lägen, wenn auch nicht 
beabsichtigte so doch tatsächliche Ansätze zu schismatischen 
Konsequenzen. Ein Jahrzehnt früher hätte diese pessimisti- 


1) Auch in der oberrheinischen Kirchenprovinz 
hatte die Kurie gegen ein ganz ähnliches Projekt zu kämpfen gehabt. Die 
zur Bildung der oberrheinischen Kirchenprovinz zusammengetretenen 
Staaten (Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 43 ff.) hatten in den 
Frankfurter Verhandlungen des Jahres 1822 hinsichtlich des 
Instanzenzuges ein Programm aufgesetzt, das für die dritte Instanz 
die alten Emser Pläne wieder aufleben liess. Zu dem geplanten Prosy- 
nodalgericht sollte jede Diözese der Kirchenprovinz ein Mitglied 
bestimmen, der Direktor aber aus der Mitte der Synodalrichter selbst 
gewählt werden. Dieser Plan war in Rom auf unüberwindbare Schwierig- 
keiten gestossen. Bei den Frankfurter Verhandlungen von 1827 waren die 
beteiligten Regierungen daher übereingekommen, die Beschlüsse des 
Jahres 1822 in der damaligen Form fallen zu lassen und sich vorläufig 
damit zu begnügen, „negativ die Unzulässigkeit auswärtiger Richter... 
auszusprechen und das Nähere wegen Bildung einer dritten Instanz . 
einer besonderen Vereinigung unter den betheiligten Regierungen vorzu- 
behalten“. Zu diesem Zwecke ersuchte der württembergische Geschäfts- 
träger Freiherr von Blomberg bei der preussischen Regierung um Auskunft 
über die in Preussen bestehende Instanzordnung. Blomberg an Bernstorff, 
24. November 1827, Kultusministerium KA V Nr. 6, vol.I (Ab- 
schrift); Bernstorff an Altenstein, 1. Dezember 1827; Altenstein an Bern- 
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sche Auffassung des Kardinalstaatssekretärs della Somaglia, 
einen guten Sinn gehabt; ob sie auch jetzt noch berechtigt 
war, ist mehr als zweifelhaft. 


Achtes Kapitel. 


Widerstände im Justizministerium. Die Denkschriften 
des rheinisch-westfälischen Episkopats. 


Se: 
Justizminister Graf von Danckelmann als Gegner des 
Reformplanes. 


I. Die schroffe Abfuhr, welche die Kurie dem Projekt des 
Aachener Zentralprosynodalgerichts zuteil werden liess, war 
auf die Weiterentwicklung des Reformwerkes von ungünstigem 
Einfluss. „Die Schwierigkeit“ — so urteilte Schmedding — 
„welche römischerseits gemacht wurde, hat den guten Willen 
derer erkalten gemacht, die sonst der Herstellung der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit geneigt schienen“ !). Rom hatte aus dem 
in den Berliner Konferenzen vorgesehenen Gerichtsorganismus 
gerade den Teil ausgemerzt, der durch seine national gefärbte, 
auf möglichste Exklusive römischer Instanzen abzielende Ten- 


storfi, 6. Dezember 1827 (Entwurf); Blomberg an den Legationsrat von 
Ancillon, 20. Juli 1828 (Abschrift); Bernstorff an Altenstein, 28. Juli 1828, 
27. Juni und 28. November 1829; Altenstein an Bernstorfi, 3. Dezember 
1829 (Entwurf); Württembergischer Geschäftsträger von Linden an Bern- 
storfi, 19. Mai 1830 (Abschrift); Bernstorff an Altenstein, 27. Mai 1830; 
Altenstein an die Minister Fürsten von Wittgenstein und Bernstorft, 
22. Oktober 1830 (Entwurf) — alles Kultusministerium 4.2.0. 

!) Schmedding an Hohenlohe, 31. Oktober 1829. Bischöfl. Archiv 
Frauenburg. Zitiert nach Dittrich, Die Bemühungen des Kölner Erz- 
bischofs von Spiegel, S. 560. 
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denz der preussischen Regierung sympathisch sein musste, und 
hatte dadurch den guten Willen, der staatlicherseits schon an 
sich nicht allzu stark vorhanden war, noch mehr herabge- 
stimmt. Trotzdem wäre die Ablehnung des Zentralprosynodal- 
gerichts durch die Kurie allein wohl nicht imstande gewesen, 
die Durchführung der Reorganisation des geistlichen Gerichts- 
wesens ins Stocken zu bringen. Denn, da sowohl Spiegel als 
die preussische Regierung keine ernstlichen Schwierigkeiten 
machten, sich dem römischen Anerbieten entsprechend mit der 
herkömmlichen Delegation von Prosynodalrichtern für jede 
Diözese zu begnügen, wäre die Durchführung des Reformplanes 
wohl schnell fortgeschritten, wenn nicht auf einmal von anderer 
Seite ein unerwartetes Hindernis in den Weg getreten wäre. 

Bald nach dem Weggang Spiegels von Berlin, am 
18. März 1825, starb der Justizminister von Kircheisen !). Sein 
Nachfolger wurde der bisherige Präsident des Oberlandes- 
gerichts zu Glogau Graf von Danckelmann?). 

Graf Spiegel hatte gleich nach seiner Inthronisation mit 
geschäftiger Eile die Ausführung der Berliner Konferenz- 
beschlüsse in Angriff genommen. Am 12. Juli 1825 nahm er 
die Vereidigung zweier Vikariatsräte für das Konsistorium 
erster Instanz vor°); am 23. Juli ernannte er den Dompropst 
Fonck zum Präses und zwei Domkapitulare zu Räten des Ge- 
richtes zweiter Instanz, vorbehaltlich staatlicher Genehmigung). 


1) Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und Rechts- 
verfassung II, S. 484; Teichmann in der Allg. Deutschen Biographie 
RV8.,789. 

2) Ueber das Leben und die Tätigkeit Heinr. Wilh. Aug. Alex. Graf 
Danckelmanns (Justizminister vom 23. April 1825 bis29.November 1830) vgl. 
Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und Rechtsverfas- 
sung II, S. 484 fi. Die Frage der kirchlichen Gerichtsbarkeit ist von 
Stölzel, trotzdem seine Arbeit aus Justizministerialakten schöpft, auf- 
fallenderweise gar nicht berührt. 

8) Erzb, Kab.-Reg. Köln, Tit. IV, Nr. 1, BL.53ff. Vgl. auch 
Handbuch in der Erzdiözese Köln 1830, S. 171. 

4) Erzb. Kab.-Reg. Köln IV 1, Bl. 70/73. 
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Für die Stelle eines Justitiars der zweiten Instanz hatte er 
den Geh. Oberjustizrat von Mylius gewonnen und war am 
20. September 1825 bei der Regierung um dessen Bestätigung 
eingekommen !); alles, ohne zu ahnen, dass mit dem Amts- 
antritt Danckelmanns der ganze Plan der Wiederherstellung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit in eine neue Phase eingetreten 
war. Während nämlich Danckelmanns Vorgänger, soweit sich 
aus den Akten schliessen lässt, einem Reorganisationsplan auf 
der Basis der südpreussischen Konstitution wohlwollend, zum 
mindesten nicht feindselig gegenübergestanden hatte, schlug 
der neue Ühef des Justizministeriums den entgegengesetzten 
Weg ein. Die gesetzliche Regelung der geistlichen Gerichts- 
barkeit griff in das Justizressort über; Danckelmanns Mit- 
wirkung war daher verfassungsmässig notwendig. 


I. Altenstein, den die Berliner Konferenzen und 
die von den rheinisch-westfälischen Bischöfen erhobenen Re- 
klamationen noch mehr als bisher von der Billigkeit und 
Dringlichkeit der Wünsche des Episkopats überzeugt hatten, 
blieb der Sache auch weiter gewogen. Er wandte sich daher 
an den neuen Justizminister mit „dem Vorschlag, die geist- 
liche Jurisdiktion, nach Massgabe des in ÖOst- und West- 
preussen bestehenden, durch die für das ehemalige Südpreussen 
emanirte Verordnung vom 25. August 1796 normirten Zustandes, 
auch in den westlichen Provinzen der Monarchie einzurichten“ ?). 
Zur Unterstützung seines Antrags berief er sich auf die Stelle 
der Zirkumskriptionsbulle: „singulis autem archiepiscopis et 
episcopis omnia et singula jura, praeeminentias, praerogativas 
ac privilegia aliis illarum partium archiepiscopis et episcopis 
legitime competentia tribuimus et confirmamus* — und auf die 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln IV1, BL. 9%. Vgl.ebenda 
Bl. 99/100. _ 

?) Nicolovius an Spiegel, 18. Juli 1826, Erzb. Kab.-Re g. Köln 
XXIX 1, vol. I, Bl. 111; Offizialatsakten Trier und Generalvikariats- 
Registratur Münster, A 31 (Abschriften). 
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Zusicherungen der königlichen Kabinettsordre vom 21. Januar 
1824 }). 

Die Antwort hierauf war ein temperamentvolles, in seiner 
Beweisführung gänzlich verfehltes Schreiben von Danckelmanns?), 
in dem dieser jede Mitwirkung bei der geplanten Wiederher- 
stellung der geistlichen Gerichtsbarkeit schroff ablehnte. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit auf Grund der angeführten 
Stelle der Bulle: De salute anımarum zu fordern, war nach 
Danckelmanns Ansicht ungerechtfertigt, denn „die Rechte, 
welche der Pabst den Erzbischöfen verleihet, können mit Aus- 
schluss derjenigen, welche ein nothwendiger Ausfluss ihrer 
Amtsbefugnisse sind, keine andern seyn, als die der Landes- 
herr ihnen zu gestatten für gut findet, und welche mit den 
Landesgesetzen im Einklange stehen“. Die Kabinettsordre 
vom 23. August 1321 habe der Bulle „nur in Beziehung auf 
den wesentlichen Inhalt, nehmlich auf die, die Einrich- 
tung, Ausstattung und Begrenzung der Erzbisthümer 
und Bisthümer der katholischen Kirche sich beziehenden sach- 
lichen Verfügungen“ die königliche Sanktion erteilt. Als 
essentiale der Einrichtung und Ausstattung könne aber „die 
geistliche Gerichtsbarkeit im weiten Umfange des Wortes“ nicht 
angesprochen werden. Die Kabinettsordre vom 21. Januar 1826 
habe die Ausarbeitung eines besonderen Statuts sogar für un- 
nötig erklärt). 


1) Vgl. oben, S. 280. 

2) Original des Schreibens vom 28. November 1825 im Kultus- 
ministerium KAV Nr.6, vol.I; Entwurf Justizministerium, G 
Nr.49, B1.135/39; ein von Altenstein nach Köln gesandter Auszug in der Erzb. 
Kab.-Reg.KölnXXIX1, vol. I, BL 112/115; danach die Abschriften in 
den Trierer Offizialatsakten und der Generalvikariats-Registratur Mün- 
ster, A31. Vgl. Scheill, Geistliche Gerichtsbarkeit I, S. 83 fi., Anm.; 
Eichhorn, Die Ausführung der Bulle de salute animarum, S. 12 fi.; 
Dittrich, Die Bemühungen des Kölner Erzbischofs von Spiegel, S. 563 f. 

®) Dass der König die Ausarbeitung eines besonderen neuen 
Statuts nur deshalb für unnötig hielt, weil durch die Praxis der östlichen 
Provinzen und das Allgemeine Landrecht die Rechtslage der geistlichen 
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Die Anträge auf Wiederherstellung der geistlichen Gerichts- 
barkeit, welche die Diözesen Köln, Münster, Paderborn und 
Trier aus dem Reichsdeputationshauptschluss ableiteten, 
seien ebenfalls nicht begründet; man könne sie daher, „beson- 
ders was den Umfang der prätendirten geistlichen Gerichts- 
barkeit anbetrifft, ruhig kommen sehen“ !). Zudem seien die 
geistlichen Gerichte in dem Gebiete des französischen Rechts 
verschwunden und auch beim Abschluss des Konkordats 
zwischen Frankreich und Rom nicht wieder aufgelebt. 

Danckelmann brachte es sogar fertig, für den König von 
Preussen die Unmöglichkeit herauszurechnen, die geistlichen 
Gerichte in den rheinischen Provinzen wiederherzustellen, da. 
„dies mit der in dem Besitznahme-Patent vom 5. April 1815 
gegebenen Zusicherung, die Unterthanen bei ihren Gerecht- 
samen und ihrer Freiheit des Glaubens zu schützen, in Wider- 
spruch stehen würde“ ?). 

Weit davon entfernt, die geistliche Gerichtsbarkeit in den 
rheinisch-westfälischen Diözesen nach dem Vorbild der süd- 
preussischen Konstitution wieder herzustellen, hatte Danckel- 
mann vielmehr die Absicht, für die westlichen Provinzen das 
französische Kirchenrecht in Geltung zu lassen, die östlichen 
Diözesen aber noch unter den Stand der genannten Verordnung 
herabzudrücken. In diesem Sinne erklärte er dem Kultus- 
minister am Schlusse seines Schreibens: „Die geistliche Juris- 
diktion in allen Diöcesen der Monarchie gleichförmig nach 
Massgabe der Verordnung für Südpreussen vom 25. August 1796 


Gerichtsbarkeit ohnedies klar sei, und dass er die Uebertragung der öst- 
lichen Verhältnisse auf den Westen dem dortigen Episkopat in sichere 
Aussicht gestellt hatte, wurde von Danckelmann übersehen. 

t) Vgl. Scheill, Die geistliche Gerichtsbarkeit I, S. 90 ff., Anm. 

?) Dieses Argument Danckelmanns ist ganz deplaciert. Der König 
von Preussen konnte selbstverständlich jeden Augenblick über die Zuge- 
ständnisse des französischen Rechtes hinausgehen; nur durfte er 
vermöge des genannten Patents nicht dahinter zurückbleiben. 
Vgl. Scheill, Geistliche Gerichtsbarkeit I, $. 83 f., Anm. 
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einzurichten, dazu werde ich nıe die Hand bieten. Vielmehr 
hoffe ich, die Gelegenheit, welche die Berathung über die von 
Ew. Excellenz dem Königlichen Staats-Ministerium allerhöchst- 
befohlener Maassen vorzulegende Zusammenstellung der auf 
das geistliche Gerichtswesen Bezug habenden gesetzlichen Be- 
stimmungen und Observanzen darbieten wird, benutzen zu 
können, um jene Verordnung nach den Anträgen der darüber 
vernommenen Provinzialbehörden, in mehrfacher Hinsicht zu 
modificiren, und solche sodann mit diesen Modificationen auf 
diejenigen Diöcesen zur Anwendung zu bringen, in welchen 
das geistliche Gerichtswesen mit einer ausgedehnteren Wirkung 
sich gerirt“. 


III. Einen ausführlichen Auszug aus diesem Schreiben des 
Justizministers!) teilte Altensteen dem Erzbischof von 
Köln vertraulich mit und stellte ıhm anheim, mit seinen 
Suffraganbischöfen die Angelegenheit zu besprechen und „die 
Prineipien und Folgerungen des beiliegenden Schreibens, so- 
wohl in publizistischer, als auch kanonisch-rechtlicher und 
polizeilicher Hinsicht gutachtlich zu würdigen und demnächst 
sich gefl. zu äussern, ob Ew. Erzbischöfliche Gnaden die Her- 
stellung der geistlichen Jurisdietion — oder in deren Er- 
mangelung einen bestimmten Inbegriff von Disciplinar-Befug- 
nissen über Geistliche und Layen in Anspruch nehmen, auch 
die Herrn Bischöfe Ihrer Provinz zur Abgabe ihrer Erklärung 
über diesen Gegenstand zu veranlassen“ ?). 

Schon früher war es — wie aus den Kölner Akten her- 
vorgeht — eine Hauptsorge Spiegels gewesen, sich für die 
Verhandlungen mit der Regierung möglichst reichhaltiges 
Material zu verschaffen und zu dem Zwecke die Gutachten 


1) Erzb. Kab.-Reg. Köln, Offizialatsakten Trier, General- 
vikariats-Registratur Münster, a.a. 0. Vgl. Dittrich, Bemühungen, 
S. 564. 

2) Schreiben vom 18. Juli 1826, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 
vol. I, Bl. 111; Konzept Kultusministerium KA ’VNr.6, vol. I. 
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kenntnisreicher Männer einzuholen. So hatte er sich auch vor den 
Berliner Konferenzen an den Konsistorialrat Poll gewandt, 
den er zum künftigen Generalvikar!) der Erzdiözese aus- 
ersehen hatte, und sich von ihm ein Gutachten erbeten über 
die den erzbischöflichen und bischöflichen Kurien zu gebende 
Organisation ?). Poll hatte ihm unter anderem geraten, sich bei 
den Bischöfen des Ostens über die dort auf dem Gebiet des geist- 
lichen Gerichtswesens bestehenden Einrichtungen zu informie- 
ren°). Spiegel versprach sich jedoch von diesem Wege nicht viel), 

Auch den apostolischen Vikar und Generalvikar Dam- 
mers von Paderborn hatte Spiegel noch von Berlin aus um 
seine Meinungsäusserung-gebeten°). Darauf wurde Spiegel ein 
schon früher ausgearbeitetes und vom Generalvikariate ge- 
zeichnetes Gutachten „Über bischöfliche Macht und über das 
Verhältnis der Bischöflichen Behörden zu den Staatsbehörden 
im Fürstenthum Paderborn“ ®) am 24. Dezember 1825 zuge- 


1) Protokollauszug der Berliner Verhandlungen, Personalvorschläge 
Nr. 36, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 2, Bl. 1/3; Schreiben Spiegels 
an Poll, 24. November 1824, ebenda XXIX |, vol. I. 

2) Schreiben Polls an Spiegel vom 12. November (Erzb. Kab.-Reg. 
Köln XXIX1, vol. I, Bl. 88/89) und 30. November 1824 (a. a. O. Tit. IV, 
1, Bl. 1-8). 

3) Schreiben vom 12. November 1824. 

*) Die Gründe, die Spiegel eine Nachahmung der östlichen Ver- 
hältnisse unrätlich erscheinen liessen, sind interessant genug: „Ich kenne 
manches,“ so schreibt er, „von dem neuaufgestellten, ohne Trieb zur Nach- 
ahmung zu fühlen; die Aufstellung des Prosynodalgerichts kömmet nur beim 
Metropolitan vor (ein Irrtum Spiegels; im Osten bestanden Prosynodal- 
gerichte in allen Diözesen) und aus Posen und Gnesen mögte ich kein Vorbild 
haben. Die Katholiken in Westpreussen und im Grossherzogthum Posen 
lassen sich vieles gefallen, was für unsere an mildere Behandlung gewöhnte 
Gegend nicht anpassend ist.“ Spiegel an Poll, 24. November 1824, Erzb. 
Kab.-Reg. Köln XXIX]I, vol. I. 

°) Schreiben Spiegels an Dammers, 19. Dezember 1825, erwähnt in 
dem Antwortschreiben Dammers vom 24. Dezember 1825, Erzb. Kab.- 
Res-Koln XXIX.1, vol. L Bl.48. 

6) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 51/78. Die weit- 
ausholenden Erörterungen über Kirchen- und Schulsachen haben, soweit 
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sandt!). In einem Dankschreiben vom 10. Februar 1826 erklärte 
der Kölner Erzbischof, er habe in dem Gutachten „richtige 
Ansichten und begründete Angaben über geistliche Verwaltung 
und geistliche Gerichtsbarkeit innerhalb angemessener Grenzen 
gefunden und werde davon wesentlichen Gebrauch machen‘, 
sobald es ihm gelinge, „diese für alle Bischöfe und bischöf- 
lichen Vikariatsbehörden hochwichtige Angelegenheit zu Berlin 
neuerdings in Gang zu setzen“?). Es gewinne aber „das 
Ansehen, als wolle man in Berlin die Fragen lieber unerörtert 
lassen, als das vom Könige versprochene Statut über die 
Rechte und Befugnisse der Bischöfe hinsichtlich auf ihre amt- 
liche Stellung im Staate zur Sanction vorlegen“. Er halte 
es daher für zweckmässig, dass von seiten der bischöflichen 
Behörden bei jeder sich darbietenden Gelegenheit, insbesondere 
bei etwa vorkommenden Kollisionsfällen auf das zu erwartende 
Statut hingewiesen werde. „Der Entwurf des Statuts soll vor 
der Königlichen Sanction mir zur Einsendung meiner Ansichten 
und Bemerkungen vorgelegt werden; hierauf gründet sich grossen- 
theils mein Entschluss, das Erzbisthum Cöln anzunehmen‘. 

Die bescheidenen Hoffnungen, die Spiegel zu Beginn 
des Jahres noch gehegt hatte, schlugen in vollständige Ent- 
täuschung um, als er am 2. August 1826 das Schreiben Alten- 
steins und die ablehnenden Rückäusserungen des neuen Justiz- 
ministers erhalten hatte?). Nun kam ihm alles darauf an, 
sich möglichst bald das notwendige Material zu einer wirk- 
samen Replik auf die Danckelmannschen Argumente zu ver- 
schaffen. Was er früher für unpraktisch gehalten hatte *)» 
erschien ihm jetzt beachtenswert; dem Rate von Nicolovius 


sie die Verwaltung betreffen, hier kein Interesse. Die in dem Gutachten 
enthaltene Darstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit vor und nach der 
Säkularisation haben wir bei unseren früheren Ausführungen verwertet. 
ı) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 48. 
2) Konzept auf dem Rand des Dammersschen Schreibens, a. a. O. 
83) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1T€, vol. I Bl. 1ll. 
4) Vgl. das eben erwähnte Schreiben an Poll. 
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folgend, wandte er sich am 22. August 1826 an den Fürst- 
bischof von Breslau, Freiherrn Emanuel Schimonsky!). Da 
in der Breslauer Diözese alle für eine geordnete Bistums- 
verwaltung erforderlichen Institute in geregeltem Gange seien, 
wünsche er die dortigen Verhältnisse kennen zu lernen. 
Das Ministerium der geistlichen Angelegenheiten habe ihm 
erklärt, es sollten in jedem Erzbistum und Bistum der west- 
lichen Provinzen die Prosynodalkommissionen gerade so ein- 
gerichtet werden, wie sie im Osten schon seit dreissig Jahren 
in Uebung seien. Er wünsche daher die Gerichtsordnung, 
die Kompetenz, besonders in Ehe- und Benefizialsachen, wie 
auch in Disziplinarsachen der Geistlichen, die Gebührenvor- 
schriften kennen zu lernen und womöglich auch die Anstellungs- 
dekrete für das Personal des Breslauer Prosynodalgerichtes 
einzusehen. Auch die Besoldung der Richter und des Kanzlei- 
personals sei für ihn wissenswert. Was er in Breslau vor- 
finde, hoffe er von der Regierung auch für das Erzbistum 
Köln zu erwirken. Ueber die neuerdings entstandenen Schwierig- 
keiten äusserte Spiegel sich folgendermassen: „Die Aufstellung 
geistlicher Gerichte und die Herstellung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit findet hier in den westlichen Provinzen des preussi- 
schen Staates ein grosses Hindernis in den verderblichen 
französischen Gesetzen und Gerichtsverfassung, und der H. 
Justitz-Minister Graf Danckelmann ist als grösster Gegner von 
der geistlichen Gerichtsbarkeit aufgetreten. Um so misslicher 
steht es in dem Erzbistum Cöln mit dieser Angelegenheit und 
bringt mich dem Missmut nahe. Nur dann wird es mir 
glücken, manches zu erringen, wenn ich es als in Breslau be- 
stehend nachweisen kann“ ?). 

Ein ähnliches Schreiben richtete Spiegel an den Fürst- 
bischof von Ermland?) und bat um Information über die 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 131/132 (Konzept). 

?) Ueber den gescheiterten Plan des Prosynodalgerichts für die ganze 
Kölner Kirchenprovinz verliert Spiegel hier kein Wort. 

®) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 133/134 (Konzept). 
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Organisation und den Geschäftsgang des Frauenburger Pro- 
synodalgerichtes, über das Gesuch an den Papst für fünf- 
Jährige Fakultäten, ebenso um Mitteilung einer etwaigen Ge- 
schäftsordnung, der Tax- und Gebührenordnung und der 
Errichtungsurkunde des Generalvikariats. Im Erzbistum Köln, 
wo es augenblicklich wegen der noch geltenden französischen 
Gesetze auf dem Gebiete der geistlichen Gerichtsbarkeit „bunt- 
scheckigt und unhaltlich“ aussehe, sei Hoffnung, etwas Gleich- 
artiges wie in Ermland zu erreichen, „weil unseres Königs 
Majestät geäussert haben, es solle in den neuen westlichen 
Provinzen der preussischen Monarchie gehalten werden, wie 
es im östlichen Theile bestehe“. 

Nachdem Spiegel aus dem Osten, dessen Verhältnisse ihm 
nach Ausweis der Akten nur sehr unvollkommen bekannt 
waren, die nötigen Auskünfte erbeten hatte, verfehlte er auch 
nicht, mit seinen Suffraganbischöfen in nähere Fühlung 
zu treten. Dem Wunsche des Kultusministers entsprechend 
sandte er am 30. August 1826 oleichlautende Schreiben an 
die Bischöfe von Trier!) und Münster?) und an den General- 
vikar Dammers von Paderborn?), legte eine Abschrift des 
Altensteinschen Schreibens und einen Auszug der hückäusse- 
rung Danckelmanns bei‘) und bat „in lebhaftem Gefühl der 
Schwierigkeiten“ um Mitteilung ihrer Ansichten. Wenn das 
Material in hinreichender Vollständigkeit vorliege, werde er 
„ein näheres Zusammentreten und gemeinsame Berathung ver- 
anlassen‘ °). Zugleich fügte er den Rat bei, man möge in 
Anbetracht der kirchenpolitischen Lage die Forderungen nicht 
zu hoch schrauben ®). 


1) Offizialatsakten Trier, Fach Nr.3, F.,;Erzb. Kab.-Reg. 
Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 135/136 (Konzept). 

2) Generalvikariats-Registratur Münster, A3l; Erzb. Kab.- 
Reg. Köln XXIX1€, vol. I, Bl. 135/136 (Konzept). 

32) Erzb. Kab.-Reg. Köln, a.a. O. (Konzept). 

%) Vgl. oben, S. 305, Anm. 2. 

5) Schreiben an Hommer und Kaspar Max von Droste-Vischering. 

6) Schreiben an Hommer. 
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Die Denkschriften des rheinisch-westfälischen Episkopats. 


A. Die Trierer Gutachten. 


I. Der Trierer Bischof von Hommer sandte sein Gut- 
achten schon am 14. September 1826 ein!). Leider aber 
hatte er den Kern der Sache ganz aus dem Auge verloren 
und behandelte einen Fragepunkt, welcher nicht zur Debatte 
stand. 

„Was die Gerichtsbarkeit über die Geistlichen hinsicht- 
lich ihrer Dienstschuldigkeit betrifft‘ — schreibt er — „so 
glaube ich nicht, dass hierüber einiger Zweifel vorwalten 
kann, wenigstens weiss ich nicht, dass hierwegen Hindernisse 
in den Weg gelegt worden sind, auch wohl nicht gelegt 
werden können, indem hierin nur durch geistliche Zwangsmittel 
verfahren wird und ich nicht glaube, dass die weltlichen Gerichte 
die Appellationen ab abusu annehmen werden. Es wäre also 
nur die Rede de causis contentiosis. In der Trierer Dioeces 
auf der rechten Rheinseite besteht für diese Fälle noch das. 
forum privilegiatum in dem Justiz-Senat zu Coblenz für die 
östlichen Theile des Regierungsbezirks, bei welchem auch nur 
die Geistlichen belangt werden können. Auf der linken Rhein- 
seite besteht aber noch das französische Recht. Wie nach- 
theilig dieses für die Geistlichen sowohl als königliche Be- 
amten und sonstige Angestellten ist, und wie oft Vorgesetzte, 
welche von ihren Untergebenen belangt werden, compromittirt 
werden können, und dadurch an ihrem amtlichen Ansehen 
verlieren, ist schon oft anerkannt und, soviel ich glaube, selbst 
höheren Orts in Anregung gebracht worden. Allerdings wäre 
es zu wünschen, dass auch auf dieser Rheinseite ein ähn- 
liches forum privilegiatum wie auf der rechten Rheinseite 


ı) Erzb.Kab.-Reg.KölnXXIX1I, vol I, Bl. 175; Offizialats- 
akten Trier (Konzept). 
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statt hätte, und wie dasselbe auch dem Vernehmen nach in 
andern Provinzen des Innern Preussens eingeführt ist. Ich 
zweifle auch nicht, dass es mit der Zeit dazu kommen wird... 
Ein eigenes Justiz-Collegium für den geistlichen Stand ins- 
besondere zu fordern, halte ich aus mehreren Gründen nicht 
für räthlich, vorzüglich aus der Ursache, damit nicht die ohne- 
hin von dem weltlichen Stande gegen die Geistlichkeit in Be- 
wegung gesetzten Spannungen noch mehr gereitzt werden. In 
kirchenrechtlicher Hinsicht kann wohl nicht mehr gefordert 
werden, als dass das Ansehen des geistlichen Standes nicht 
zu sehr herabgesetzt werde; dieses wird jedoch meiner Meinung 
nach durch ein für beide, sowohl den weltlichen Königlichen 
Angestellten als der Geistlichkeit gemeinschaftliches forum 
privilegiatum erreicht. Ganz das wieder eingeführt zu wünschen, 
was die Kirchensatzungen hierwegen Vortheilhaftes für den 
Clerus aussprechen, halte ich bei den veränderten Zeitumständen 
eben so wenig erreichbar als räthlich... Da die Sache auch 
die weltlichen Königlichen Beamten betrifft, so wäre wohl die 
Frage, ob sich nicht dieselbe zur Proposition auf dem bevor- 
stehenden Landtag eignen möge.“ 

Wie aus diesem Schreiben hervorgeht, war Hommer über 
die im geistlichen Gerichtswesen geplanten Aenderungen noch 
gar nicht unterrichtet. Er hatte die Absichten Spiegels gründ- 
lich missverstanden. Diesem kam es gewiss nicht auf eine 
Repristination des forum privilegiatum in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten an; er hatte von seinem Trierer Amtsbruder nur 
eine Aeusserung gewünscht, in welchem Umfang diesem eine 
Wiederherstellung der früheren bischöflichen Gerichtsbarkeit 
wünschenswert erscheine. In einer neuen Zuschrift vom 
20. September 1826!) erklärte sich Spiegel daher genauer 
über seine Absichten und schrieb: „Was nun das bestimmte 
endliche Resultat betrifft, so scheint dies wohl kein anderes 
zu werden, als die Einführung der für Südpreussen erlassenen 


ı) Offizialatsakten Trier, Fach Nr. III, F. 
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Konstitution vom 25. August 1796... Ob und mit welchen 
Modifikationen, dies wird nicht bloss von den bestehenden 
Verhältnissen in den Rheinprovinzen, sondern auch von den 
Modifikationen selbst abhangen, welche die preussische Gesetz- 
gebung bei Anwendung auf die Rheinlande erleiden wird.“ 


II. Auf dieses Schreiben hin, dem zur Orientierung des 
Trierer Bischofs eine Abschrift der südpreussischen Konstitu- 
tion beigefügt war!), übergab Hommer die Sache zur gut- 
achtlichen Aeusserung dem Domdechanten Castello?). 

Das Votum Castellos?) war aber ım höchsten Grade un- 
befriedigend und wertlos und macht den Eindruck, als ob dem 
Verfasser die notwendigen Kenntnisse abgingen, um die ihm 
vorgelegte Frage nach ihrer kirchen- und staatsrechtlichen 
Seite würdigen zu können. 

Castello erachtet den Zeitpunkt für eine Wiedereinrich- 
tung der geistlichen Gerichtsbarkeit als sehr ungünstig: 

1. wegen des eifersüchtigen Widerstandes der Laienwelt; 

2. wegen der schwankenden politischen und rechtlichen 
Verhältnisse, da statt der französischen Justizverfassung das 
preussische Landrecht und die preussische Justizverfassung 
eingeführt werden sollten. 

Er schlägt vor: 

a) bei den älteren Bistümern der preussischen Monarchie, 
Breslau und Ermland, sich zu erkundigen, was ihnen „in 
Personal- und Real-Angelegenheiten der Geistlichkeit“ ge- 
stattet seı; 

b) festzustellen, was den Evangelischen in dieser Hinsicht 
staatlicherseits zugestanden sei; 

c) mit den anderen Bischöfen Fühlung zu nehmen und 


1) Offizialatsakten Trier, .2.0. TERTIISTIG HI II ET 

?) Schreiben Hommers an Spiegel, 14. Oktober 1826, Erzb. Kab. - 
Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 175; Offizialatsakten Trier (Konzept). 

3) Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. I; Abschriften davon 
Trier, Offizialatsakten; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX]€, voll. 
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dann gemeinsam die als praktisch erscheinenden Reformen zu 
‚beantragen !). 


III. Wertvoller war das gründliche Gutachten des Trierer 
Diözesansyndikus Dr. Euler’), den Bischof Hommer, 
von dem Castelloschen Gutachten unbefriedigt, an zweiter 
Stelle zur Meinungsäusserung aufgefordert hatte. 

Er hält im Gegensatz zu Castello den Zeitpunkt für die 
geplante Reform für sehr günstig, weil „gegenwärtig die ganze 
Preussische formale sowohl als materiale Legislation einer 
Revision unterzogen wird, bei welcher auch die Geistliche Ge- 
richtsbarkeit beachtet und normirt werden muss“. Auch wird, 
meinte er, „gegenwärtig durch den Einfluss des mit dem 
Königl. Hause verwandten Fürsthischofs von Ermeland zum 
Besten der katholischen Kirche in Preussen weit mehr durch- 
gesetzt werden können, als nach dessen Tode zu hoffen stehen 
würde“. 

Das „Summum“, welches man mit Aussicht auf Erfolg 
fordern kann, ist auch nach Eulers Ansicht die Ausdehnung 
der für Südpreussen erlassenen Konstitution auf die rheinisch- 
westfälischen Diözesen — „und da diese Constitution ziemlich 
liberal abgefasst ist, so kann man sich auch wohl mit der- 
selben bis auf günstigere Zeiten begnügen“. 

Euler beantwortet in seinem Gutachten zwei Haupt- 
fragen: 


1) Castello verliert schliesslich den eigentlichen Fragepunkt so sehr 
aus dem Auge, dass er sein „Gutachten“ über die Herstellung der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit mit dem Hinweise schliesst, es sei unbedingt notwendig, 
dass die Gehälter der Geistlichen erhöht würden, „dass die Existenz und 
Subsistenz der Pfarrgeistlichen gesichert und festgestellt werde, damit 
dieselben nicht von der Caprice eines Bürgermeisters oder übermüthigen 
Ortsscheffen abhängig verbleiben, wie sich leider zu oft jetzt der Fall er- 
gibt“. 

2) Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. I (10. November 
1826); Abschriften in Köln, Erzb. Kab.-Reg. XXIX1, vol. ]J; 
Trier, Oifizialatsakten, Fach Nr. III F. 
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„I. Wie wäre dieser Constitution in den genannten Diö- 
zesen Eingang zu verschaffen, besonders da der Justiz- 
minister ihr diesen Eingang zu versperren sucht? 

II. Stellen sich nicht der Einführung dieser Constitution 
in denjenigen Provinzen, worin noch das französische Recht 
gilt, unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg?“ 

Bei Beantwortung der ersten Frage geht Euler vor 
allem darauf aus, die von Danckelmann gemachten Schwierig- 
keiten auf ihre Berechtigung zu prüfen. Von besonderer 
Wichtigkeit erscheint ihm eine richtige Interpretation der 
von Altenstein und auch von den Bischöfen als Hauptargument 
angezogenen Stelle der Bulle: De salute anımarum: „Singulis 
autem Archiepiscopis et- Episcopis omnia et singula jura, 
praeeminentias, praerogativas, ac privilegia aliis illarum par- 
tium Archiepiscopis et Episcopis legitime competentia tribuimus, 
et confirmamus“ (Art. VII). Nach Euler könnte man die 
Stelle auch folgendermassen interpretieren: „Ein jeder der 
genannten Erzbischöfe und Bischöfe soll diejenigen Gerecht- 
same u. s. w. haben, welche bisher die Erzbischöfe und 
Bischöfe in den betreffenden Diözesan-Sprengeln 
(illarım partium) gehabt haben“ !). Diese Interpretation würde 
für die früher unter französischer Herrschaft gewesenen links- 
rheinischen Gebiete gerade das Gegenteil von dem ergeben, 
was man von der Regierung wolle. Da nämlich auf Grund 
des Konkordats vom 15. Juli 1801 in diesen Gebieten die 
geistliche Gerichtsbarkeit so gut wie nicht mehr bestehe, so 
würde sie folgerichtig auch jetzt nicht zugestanden zu werden 
brauchen. Glücklicherweise habe aber der Justizminister die 


!) Schon eine rein grammatische Exegese des Art. VIII lässt diese 
Interpretation Eulers als nicht begründet erscheinen. Berücksichtigt man 
aber die Berliner Konkordatsverhandlungen und die dort beschlossene, 
später auch in Rom ausgesprochene Zusage einer Gleichstellung des Ostens 
und Westens in Bezug auf die geistliche Gerichtsbarkeit, so lässt sich 
Eulers Interpretation erst recht nicht aufrechthalten. Sie war nur möglich, 
weil er die Vorgeschichte des Art. VIII der Bulle nicht kannte. 
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Stelle in einem anderen Sinn verstanden, nämlich so, als ob 
Pius VII. damit die Uebertragung der jurisdiktionellen Ge- 
rechtsame des Ostens auf die westlichen preussischen Diözesen 
gemeint habe. 

Da nun in den östlichen Provinzen „die Grenzen der 
geistlichen Gerichtsbarkeit nicht auf dieselbe Weise durch Ge- 
setz und Herkommen bestimmt“ seien, so sei es notwendig, 
eine dieser Diözesen als Muster zu wählen. Euler gibt der 
Diözese Ermland den Vorzug, teils weil „die geistliche Ge- 
richtsbarkeit ın derselben durch ein klares Gesetz, nämlich die 
Constitution für Süd-Preussen vom 25. Aug. 1796 normirt 
sey!) und die Erfahrung bewiesen, dass die nach den Be- 
stimmungen der letztern ausgeübte geistliche Gewalt mit der 
Staats-Gewalt ın keine Oollisionen komme, sondern, dass beide 
Gewalten wohlthätig und harmonisch zur Erreichung des all- 
gemeinen Besten miteinander wirken: theils, weil es doch, da 
zu erwarten stehe, dass die geistliche Gerichtsbarkeit in allen 
Diözesen des Preussischen Staats gleichförmig. werde reguliert 
werden, billig sey, dass die ehemals einzige Diözese im preussi- 
schen Staate?), nämlich die Diözese Ermland, den übrigen 
zum Muster diene“. 

Das Gutachten geht dann des näheren auf die Wider- 
legung der Danckelmannschen Einwürfe ein. 

1. Gegenüber dem Argument, die Kabinettsordre vom 
23. August 1821 bestätige nur den wesentlichen Inhalt 
der päpstlichen Bulle, nämlich die auf Einrichtung, Be- 
grenzung und Ausstattung der Diözesen sich beziehenden sach- 
lichen Verfügungen, macht Euler geltend: 


1) Die südpreussische Konstitution galt nur für einen Teil der Diözese 
Ermland. 

2) Ermland war genau genommen niemals „die einzige. Diözese im 
preussischen Staate“. Die erste Okkupation war nur eine ganz vorüber- 
gehende. Die erste Diözese, welche samt der Bischofsresidenz dauernd mit 
der preussischen Monarchie vereinigt wurde, war Breslau. Ermland folgte 
erst im Jahre 1772. 
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a) Zur „Einrichtung eines Bistums“ und „aller darauf 
Bezug habenden Gegenstände“ — denn auch dieser Worte 
bediene sich die betreffende Kabinettsordre — gehöre „wesent- 
lich auch die Einrichtung der geistlichen Gerichte mit einer 
angemessenen Gompetenz“. Die Würde des geistlichen Standes 
und die Heiligkeit des ehelichen Bandes zu schützen, liege 
auch im Interesse des Staates. Die erstere leide, wenn ein 
Geistlicher wegen blosser Amtsvergehen öffentlich vor die 
weltlichen Gerichte gestellt und von denselben bestraft werden 
könne. Auch die letztere müsse immer mehr und mehr in 
Missachtung geraten, wenn die „nach katholischen Religions- 
Begriffen rein spirituelle Frage über die Nichtigkeit oder 
Gültigkeit einer Ehe von dem weltlichen, vielleicht gar evangeli- 
schen Richter solle gelöst werden“. 

b) Nach den kanonischen Gesetzen sei die geistliche Ge- 
richtsharkeit ein wesentlicher Bestandteil der bischöflichen Ge- 
walt und bisher im preussischen Staate auch als solcher an- 
gesehen worden. 

c) Der Ausdruck der Kabinettsordre „wesentlicher Inhalt 
der Bulle“ wolle nur sagen, dass „S. Königliche Majestät als 
evangelischer Fürst den in der Bulle vorkommenden zur Sache 
selbst nicht wesentlich nothwendigen religiösen Äusserungen 
nicht unbedingt beistimme“ }). 

d) Der König habe seine Willensmeinung über die Wieder- 
herstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit in Preussen klar 
ausgesprochen in dem Patent vom 9. November 1816 wegen 
Wiedereinführung des Allgemeinen Landrechts und der allge- 
meinen Gerichtsordnung in die mit der Provinz Westpreussen 
vereinigten Distrikte®). Der darin enthaltene $ 24 besage: 


!) Euler deutet hier einen Gedanken an, den neuerdings Stutz 
in einleuchtender Weise zur Geltung gebracht hat; vgl. darüber in dessen 
Bischofswahlrecht S. 98 fi. den Exkurs „Der Vorbehalt der Rechte des 
evangelischen Bekenntnisses und der evangelischen Kirche in den staat- 
lichen Publikationspatenten.“ 

?) Gesetzsammlung 1816, 8.217. Vgl. oben, S. 204, Anm. 4. 
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„Für die Ehesachen katholischer Religionsverwandten, insofern 
beide Theile katholisch sind, sollen geistliche Gerichte nach 
der in Westpreussen bestehenden Verfassung wieder herge- 
stellt werden“. In demselben Sinne sei auch gehalten $ 23 
des Patents wegen Wiedereinführung der preussischen Gesetze 
in das Grossherzogtum Posen vom 9. November 18161): „Die 
geistliche Gerichtsbarkeit soll vom 1. März 1817 in der Art 
wieder ausgeübt werden, wie solche vor der Abtretung der 
Provinz nach Unseren frühern Verordnungen bestand‘. 

2. Der Hinweis Danckelmanns auf Frankreich, wo 
der Papst die Abschaffung der bisherigen geistlichen Gerichts- 
barkeit ruhig hingenommen habe, ist dem Gutachter sehr 
unangenehm, und er hält es für das Beste, mit Stillschweigen 
darüber hinwegzugehen. Zudem sei für die rheinisch-west- 
fälischen Diözesen ja nicht mehr das französische Kirchen- 
recht, sondern die Bulle: De salute anımarum und die sie 
sanktionierende königliche Kabinettsordre massgebend. 

3. Aus dem Versprechen des Besitznahmepatents vom 
5. April 1815, „die Unterthanen bei ihrer Freiheit des 
Glaubens zu schützen“, folge gerade das Gegenteil von dem, 
was der Justizminister daraus herleiten wolle, „indem die 
Freiheit des Glaubens der Katholiken in den Rheinisch-West- 
phälischen Diözesen dadurch würde gekränkt werden, wenn 
man ihren obersten Seelenhirten nicht diejenige Gewalt zu- 
gestehen wollte, die denselben nach den canonischen Gesetzen 
gebührte, und deren sich auch die Bischöfe in den älteren 
Provinzen Preussens zu erfreuen hätten“. 

Im zweiten Teile seines Gutachtens geht dann Euler 
die einzelnen, ihm besonders wichtig erscheinenden Be- 
stimmungen der südpreussischen Konstitution 
durch und untersucht sie auf ihre Opportunität für die 
rheinisch-westfälischen Diözesen. Im allgemeinen hält er die 
südpreussische Verordnung für annehmbar. Sie schliesse 


!) Gesetzsammlung 1816, 8.225 fi. Vgl. oben, 8. 205, Anm. 1. 
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allerdings manches von der Kompetenz der geistlichen Ge- 
richte aus, was ehemals vor dieselben gebracht werden musste 
oder konnte. In Anbetracht der historischen Verumständung 
des ehemaligen Jurisdiktionsbereichs und der jetzt veränderten 
Zeitverhältnisse erscheint ihm jedoch „eine Einschränkung 
der früheren Competenz der geistlichen Gerichte, wenn sie 
nur nicht zu weit getrieben wird, in unserem Zeitalter von 
keinem besonderen Nachtheile.“ 

Die Bestimmungen des $ 4 der südpreussischen Kon- 
stitution über die kirchliche Ehegerichtsbarkeit findet 
Euler, soweit katholische Ehen in Betracht kommen, be- 
friedigend, um so mehr, als die kirchlichen Gerichte nach $ 7 
bei solchen Prozessen nur die kanonischen Gesetze zu be- 
folgen hätten. Solange aber in den rheinischen Landen das 
französische Zivilrecht gelte, welches sich nur um die bürger- 
liche Abschliessung der Ehe kümmere und von der Religion 
gar keine Notiz nehme, werde es dem Justizministerium selbst 
bei bestem Willen äusserst schwer fallen, die ausschliessliche 
geistliche Kognition über die Gültigkeit des Ehebandes etc. 
mit dem System des Code civil und des Code de procedure 
civile in Einklang zu bringen. Es sei aber nicht daran zu 
zweifeln, dass das „neue auch für die Rheinprovinzen be- 
stimmte Gesetzbuch das revolutionäre Unding einer rein- 
bürgerlichen Ehe abschaffen, und, wie das allgemeine Land- 
recht, die priesterliche Einsegnung zur wesentlichen Be- 
dingung der Gültigkeit der Ehe erheben werde“. Da nun 
die Errichtung der geistlichen Gerichtshöfe auf keinen Fall 
vor der Einführung des preussischen Rechts erfolgen werde, 
könne man die in der französischen Gesetzgebung und Ge- 
richtsverfassung wurzelnden Hindernisse auf sich beruhen 
lassen. 

Alles in allem genommen entschied sich der Trierer 
Jurist für die En-bloc-Annahme der südpreussischen Konsti- 
tution unter Zurückstellung jedweder Sonderwünsche. „Wie- 
wohl nun schon‘, so formulierte er das Ergebnis seines Gut- 
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achtens, „diese Bemerkungen zeigen, dass die Constitution 
für Südpreussen noch vieles zu wünschen übrig lasse, so 
mögte es doch wohl die Klugheit erfordern, einstweilen blos 
auf Einführung dieser Oonstitution, wie sie da ist, anzutragen, 
nam, qui nimium petit, nihil accipit. Die gewünschten Modi- 
fikationen können noch immer hinterher unter günstigern 
Auspicien herbeigeführt werden.“ 

Bischof von Hommer sandte die Gutachten Castellos 
und Eulers am 13. November 1826 an den Erzbischof von 
Köln und sprach sich in einem Begleitschreiben !) auch über 
seine persönliche Auffassung genauer aus. Dem Einwande 
Danckelmanns, die Kabinettsordre vom 23. August 1821 be- 
ziehe sich nur auf den wesentlichen Inhalt der Bulle, näm- 
lich auf die „die Einrichtung, Ausstattung und Begrenzung 
der Erzbistümer und Bistümer der katholischen Kirche be- 
rücksichtigenden sachlichen Verfügungen“, hält er ent- 
gegen, eine solche Interpretation spiele den Buchstaben des 
Gesetzes gegen den Geist desselben aus. „Denn es ist klar,“ 
— schreibt er — „dass ich, wenn ich von der Einrichtung 
eines Instituts rede, auch dasjenige umfasst haben will, wo- 
durch die Aufrechthaltung desselben bezweckt werden soll“. 
Hierzu sei aber vor allem „eine gut abgefasste Gerichtsbarkeit“ 
notwendig. 

Während Spiegel von der Denkschrift Castellos unan- 
genehm enttäuscht war und schrieb, sie verliere „den zu 
beantwortenden Punkt so sehr aus dem Auge, dass sie kaum 
die Mühe des Lesens belohnet“, fand das Gutachten Eulers 
seine beifällige Anerkennung ?). 


1) Schreiben vom 13. November 1826, Kultusministerium 
KAV Nr.6, vol. I; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. ]J, 
Bl. 176/177 (Abschrift); Offizialatsakten Trier, Fach Nr. II F 
(Konzept). 

2) Schreiben an Hommer, 25. November 1826, Offizialatsakten Trier, 
Fach Nr. III F; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 196 
(Konzept). 
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B. Die Kölner Gutachten und die Denkschrift Spiegels. 


I. Unterdessen hatte Erzbischof Spiegel auch in Köln 
mehrere seiner vertrauten Berater mit der Abfassung von 
Gutachten über das Danckelmannsche Schreiben beauftragt, 
nämlich den Generalvikar Dr. Hüsgen !) und den Konsistorial- 
rat von Groote, ebenso seinen Sekretär, den bekannten Kano- 
nisten Dr. München ?). 

Von massgebendem Einfluss auf Spiegel war nur das 
Gutachten des letzteren. 

München war der Ansicht, aus Art. VIII der Bulle: De 
salute animarum könne zwar „kein aus der Konvention ent- 
springendes Forderungsrecht auf Wiederherstellung der 
geistlichen Jurisdiktion hergeleitet werden“ ®), denn einerseits 
liege in den Worten „tribuimus et confirmamus“ nur die 


1) Sein nicht besonders wertvolles Gutachten findet sich in der Erzb. 
Kab.-Reg. Köln XXIX1€, vol. I, Bl. 141/147. 

2) Entwurf seines Gutachtens, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, 
vol. I, Bl. 37 fi. — Ein kleines auf München bezügliches Intermezzo aus. 
dem Jahre 1827, das die staatsrechtliche Lage des katholischen Kirchen- 
wesens unter dem vormärzlichen Polizeistaat gut illustriert, möge hier: 
erwähnt sein. Spiegel wünschte seinen Sekretär Dr. München zum erz- 
bischöflichen geistlichen Rat zu ernennen. Altenstein hatte wegen der 
Jugend und der subalternen Stellung Münchens zwar Bedenken, befür- 
wortete aber den Wunsch Spiegels beim König. Altenstein an den König, 
18. Oktober 1827, Geh. Staatsarchiv Berlin, R 89 XLII Nr. 5, Bl. 73. 
Dieser trug Bedenken, den Bischöfen das Recht der Titelverleihung zu 
gewähren, und beauftragte den Kultusminister, das Gesuch Spiegels ab- 
zulehnen, ihm aber die Bereitwilligkeit des Königs zu versichern, „einem 
von ihm empfohlenen Geistlichen, durch den er die Angelegenheiten seiner 
erzbischöflichen Verwaltung bearbeiten lässt, den Titel eines geistlichen. 
Raths beizulegen“. Kabinettsordre an Altenstein, 10. November 1827, 
Geh. Staatsarchiv Berlin,a.a.O., Bl.74 (Entwurf). Auf ein 
erneutes Gesuch Spiegels erteilte der König dann den gewünschten Titel. 
Kabinettsordre an Altenstein 22. Dezember 1827, a. a. O., Bl. 75 (Ent- 
wuif); Altenstein an den König, 15. Januar 1828, a. a. O., Bl. 76. 

3) 8. 3f. des Gutachtens. 
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Erteilung der kirchenrechtlichen Anerkennung, auf der anderen 
Seite habe — darin trat München den Ausführungen Danckel- 
manns bei — die königliche Kabinettsordre vom 23. August 1821 
nur die auf die Einrichtung, Ausstattung und Begrenzung 
der neuen Bistümer sich beziehenden sachlichen Verhält- 
nisse sanktioniert. „Allein,“ so schreibt er, „wenn nun auch 
diese Jurisdiktionsgewalt kein essentiale der Einrichtung und 
Ausstattung der Bisthümer (fundatio episcopatuum) ist: 
so ist noch nicht dargethan, dass sie nicht ein essentiale der 
eingerichteten und ausgestatteten, und der staats- 
rechtlich anerkannt errichteten Bisthümer (episcopatuum 
constitutorum) sey“ }). 

Gegenüber dem von Danckelmann aus dem Besitznahme- 
patent vom 5. April 1815 herausgepressten Argument war es 
München leicht, ebenso wie Euler darzutun, dass diese Zu- 
sicherung nur das Versprechen enthalte, den gegenwärtigen 
Zustand „nicht zu verschlechtern, ohne dadurch für die 
Zukunft eine Verbesserung ausschliessen zu wollen“ ?). Der 
ganzen Argumentation des Justizministers liege die Auffassung 
zugrunde, es handle sich .hier für die katholischen Be- 
wohner Rheinlands und Westfalens um die Aufrechthaltung 
eines erworbenen „Gutes“. Als solches könne aber ein Zu- 
stand nicht betrachtet werden, gegen den die kirchlichen Ober- 
hirten schon mehrfach reklamiert hätten, und der mit den 
Hauptlehren des Katholizismus im Widerstreit stehe °). 

In der südpreussischen Konstitution wünschte München 
zwar noch einige Verbesserungen zugunsten der Kirche, 
glaubte aber doch, dass die Katholiken der rheinisch-west- 
fälischen Diözesen „sich wegen Einführung dieser im Wesent- 
lichen vortrefflichen Konstitution im Gegensatze der irreli- 
giösen und drückenden Gesetzgebung des Franzosenthums 
Glück zu wünschen sich werden gedrungen fühlen“ ?). 


1) S. 4 f. des Gutachtens. 2) S. 16f. des Gutachtens. 
3) S. 18 des Gutachtens. 4) S. 33f. des Gutachtens. 
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II. Die von München angeführten Gegenargumente wurden 
von dem Kölner Erzbischof bei Ausarbeitung seiner Denk- 
schrift an den Kultusminister fast wörtlich verwertet. Ganz 
in demselben Sinne wie München erklärte auch Spiegel 
zu Anfang der in seinem charakteristischen schwerfälligen 
Kanzleistil verfassten Denkschrift'), aus der Bulle: De 
salute animarum und der sie als Staatsgesetz sanktionierenden 
Kabinettsordre vom 23. August 1821 könne „kein Forderungs- 
Recht auf die fragliche Wiederherstellung unmittelbar 
hergeleitet werden“; auch ist, wie er schreibt, „die Gerichts- 
barkeit kein wesentlicher Theil des Errichtungsaktes und der 
Ausstattung der Erz- und Bisthümer (constitutionis et do- 
tationis); allein es handelt sich auch nicht so sehr um ein 
positiv begründetes Vindikationsrecht, als vielmehr davon, 
was sich aus dem, vermöge der staatsrechtlichen Anerkennung 
der katholischen Kirche (Eeclesiae adprobatae) und der wirk- 
lichen Errichtung der Bisthümer (episcopatuum constitutorum) 
als wesentlich Erkanntem folgerecht als Forderung ergebe, 
und was der Staat eventuell aus staatspolizeilicher und reli- 
giöser Rücksicht noch ausserdem der Kirche gestatten wolle“. 

Spiegel beweist dann die sich aus dem Beruf der Kirche 
von selbst ergebende Notwendigkeit einer richterlichen Gewalt, 
speziell der geistlichen Strafgewalt, welche in ihrer Wirksam- 
keit zwar einer negativen Aufsicht und negativen 
Genehmigung von seiten des Staates unterliege; beiden 
aber „unterzieht sie sich gerne und aus Pflicht, weil sie nur 
das Recht will, und das Unrecht nur vermeiden kann“. 

Bei Erörterung der Frage, in welchem Umfang die Zu- 
ständigkeit der geistlichen Gerichte in Ehesachen zu regeln 
sei, besteht Spiegel unter Hinweis auf die Untrennbarkeit 


!) Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. I (10. Dezember 1826) ; 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I (Konzept); Offizialatsakten 
Trier, Fach Nr. III F (Abschrift); dem Inhalt nach abgedruckt bei Eichh- 
horn, Ausführung der Bulle De salute animarum, 8.15 ft. Vgl. auch 
Dittrich, Bemühungen, $. 565 fi. 
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von Ehevertrag und Sakrament mit freimütigem Nachdruck 
auf der ausschliesslich kirchlichen Kognition in allen Vinkular- 
klagen. In Betreff der heiklen Frage der gemischten 
Ehen erklärt der Erzbischof, der protestantische Teil brauche 
sich die Sentenz des katholischen geistlichen Gerichtes nicht 
gefallen zu lassen, anderseits sei es aber auch dem katholi- 
schen Eheteil unmöglich, sich bei einer auf staatlichen oder 
evangelisch-kirchlichen Rechtsnormen fussenden Ehescheidung 
im Gewissen zu beruhigen. Nach seiner Ansicht würde es 
darum am angemessensten sein, „derartige Ehen vordersamst 
vor das Civil-Gericht zu verweisen mit der Bedingung, wegen 
des katholischen Theiles die Kognition mit der Sentenz an 
die geistliche Kognition zu übergeben, damit über die Solutio 
oder das Vinculum nach katholisch-kirchlichen Grundsätzen 
erkannt und dem Katholiken sein Recht zugestanden, und 
sein Gewissen nicht beschweret würde“. 

Bei Besprechung der kirchlichen Disziplinar- 
gewalt in Strafsachen von Geistlichen hebt Spiegel 
mit eindringlichen Worten die Vorzüge einer streng gericht- 
lichen Prozedur vor bloss administrativen Massnahmen hervor. 
Das nach den kanonischen Vorschriften geordnete, den vor- 
geschriebenen Instanzenzug durchlaufende streng prozessuale 
Verfahren müsse in allen geistlichen Streitsachen die Regel 
sein, ohne dass darum ein administrativ-disziplinäres Ver- 
fahren in besonderen, dazu geeigneten Fällen ausgeschlossen 
sein solle. Für den Fall, dass die Exekution eines kirch- 
lichen Straferkenntnisses auf Schwierigkeiten stosse, sollen 
die staatlichen Gerichte gehalten sein, auf Antrag der kirch- 
lichen Behörde die zwangsweise Vollziehung zu verfügen. 

Die Berufung Danckelmanns auf die durch die fran- 
zösische Gesetzgebung herbeigeführten und kraft des 
Besitznahmepatents vom 5. April 1815 auch jetzt noch auf- 
recht zu erhaltenden staatskirchlichen Rechtsverhältnisse in 
den linksrheinischen Gebieten weist Spiegel zurück mit dem 
Bemerken, „dass der diesseitige, seit dem Franzosenthum 
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herbeigeführte katholisch-kirchliche Rechtszustand von jedem 
Katholiken, welcher diesen Namen würdig trägt, und seine 
Kirchenverfassung kennt, kein Rechtszustand genannt werden 
kann. Denn eben jene articles organiques, auf welche der 
Herr Justiz-Minister das Hauptargument gründen, sind das 
eigentliche Produkt jener despotischen Willkür, welche über 
der Kraft kein Recht kannte, und wie die Pflicht, so noch 
mehr das Religiöse verhöhnte, und stehen deshalb in den 
vielfachen und grossen Widersprüchen mit den eigentlichen 
Bestimmungen der Konvention vom Jahre 1801. Daher pro- 
testirte Se. Päpstliche Heiligkeit am 27. März 1808 laut 
gegen die einseitige und der gemeinschaftlichen Uebereinkunft 
widerstreitende Abänderung. ... Daher ist denn dieser Zu- 
stand auch nicht einmal positiv rechtlich für die Katholiken 
geworden‘. — 

Was bei Spiegels Gutachten auffällt, ist der Umstand, 
dass er auf die historisch-positive Begründung eines Rechts- 
anspruches auf Wiederherstellung der geistlichen Gerichts- 
barkeit vollständig verzichtete. Er tat das, wie aus einem 
Schreiben an Hommer') hervorgeht, mit Absicht. „Mir 
schien,“ so heisst es dort, „der bündigste Beweiss für unsere 
geistliche Gerichtsbarkeit, als nicht zu umgehen, musste aus 
der Kirche selbst genommen werden. Vermuthlich ist man 
darauf in Berlin am wenigsten gefasset, es ergibt sich nur 
gar zu oft in den Berliner Verfügungen und Angaben die 
Unkunde mit der katholischen Kirchenverfassung und den 
Grundsätzen, worauf das Wesentliche sich gründet, und wie 
alles in der Schöpfung sich allmählich entwickelt hat.“ 
Spiegel glaubte, wie er an Hommer schrieb, seine Denkschrift 
„aus Rechtsprinzipien, aus der eigentlichen Rechtslehre“ 
bearbeitet zu haben ?). Er sandte sie am 22. Dezember „im 


1) Schreiben vom 22. Dezember 1826, Offizialatsakten Trier, 
Fach Nr. II F. 
2) Schreiben vom 25. März 1827, Offizialatsakten Trier, Fach Nr. III F. 
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Vertrauen“ !) an den ihm befreundeten Trierer Bischof, welcher 
sie „sehr bündig und bewährt“ fand?) und „damit ganz ein- 
verstanden war“; seinen anderen Suffraganen gab Spiegel aber 
von seiner Denkschrift merkwürdigerweise keine Kenntnis). 


C. Münstersches Gutachten. Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Spiegel und Kaspar Max von Droste-Vischering. 


I. Erzbischof Spiegel hatte seine Denkschrift schon 
längst‘) an das Kultusministerium eingesandt, und noch 
immer waren die schon vor einem halben Jahre?) von Münster 
und Paderborn erbetenen Gutachten nicht eingelaufen. Der 
hochbetagte Paderborner Generalvikar Dammers war mit 
Arbeit überladen gewesen. Die eben stattgefundene Neu- 
besetzung des bischöflichen Stuhles hatte die Fertigstellung 
des Gutachtens von neuem verzögert). Ebenso wie in 


1) Offizialatsakten Trier, a. a. 0. 

2) Schreiben Hommers an Spiegel, 12. April 1827, Offizialatsakten 
liriter, asa. 0. 

®) Noch im April des folgenden Jahres antwortete er dem Bischof 
von Paderborn auf dessen Bitte, ihm die Gutachten der anderen Bischöfe 
zur Information zuzusenden, er habe die Originalien derselben „sofort 
nach dem Empfange“ an den Kultusminister eingeschickt und bedaure, 
hierin seinen Wünschen nicht entsprechen zu können; „das von mir zu 
Berlin eingereichte Gutachten werde ich nicht ermangeln, Hochdenselben 
zu seiner Zeit mitzutheilen; gegenwärtig walten Gründe ob, welche es an- 
räthlich machen, demselben nun noch keine Publizität zu geben“. Das 
Auffallende dabei ist, dass von den Trierer und Münsterer Gutachten Ab- 
schriften angefertigt worden waren, wie ihr Vorhandensein in der Kölner 
Registratur beweist. Wenn Spiegel also glaubte, dem Wunsche von Lede- 
burs nicht nachkommen zu sollen, so waren sicher Gründe anderer Art 
ausschlaggebend. Vgl. Schreiben Spiegels an Ledebur, 14. April 1827, 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 296/297 (Konzept). 

4) 10. Dezember 1826. 

5) 30. August 1826; vgl. oben, S. 311. 

6) Schreiben des Generalvikars Dammers an Spiegel, 30. Januar 1827, 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 233/234. 


398 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. 1. 


Münster !) hatte Spiegel daher auch bei der Paderborner 
Kurie?) auf Erledigung der Sache gedrängt. 

Unterdessen erhielt der Erzbischof Altensteins Rück- 
antwort?) auf seine Denkschrift, welche auf den Kultus- 
minister sichtlich einen äusserst günstigen Eindruck gemacht 
hatte. „Weil bey den Verhandlungen zu seiner Zeit auch 
die Zahl der Stimmen in Anschlag gebracht werden dürfte“, 
bat der Kultusminister, Spiegel möge ihm neben seiner 
„lichtvollen und ausführlichen Auseinandersetzung* auch die 
Gutachten der Bischöfe von Trier, Münster und Paderborn 
zukommen lassen. Die Gutachten Castellos*) und Eulers°) 
nebst dem Begleitschreiben Hommers‘) und seiner Rück- 
äusserung an diesen ') sandte Spiegel am 7. Februar 1827 an 
den Kultusminister ein®). Zugleich hatte er den Wunsch 
Altensteins als willkommenen Anlass benutzt, um in einem 
Schreiben vom 5. Februar ?) seine beiden westfälischen Suf- 
fragane nochmals dringend um beschleunigte Abfassung ihrer 
gutachtlichen Aeusserung zu bitten, die dann sofort nach 
Berlin weitergegeben werden solle. 

Am 16. Februar sandte der Bischof von Münster, 
Kaspar Max Freiherr von Droste-Vischering 1°), sein umfang- 
reiches „Promemoria“ ein. In einem beiliegenden Schrei- 
ben!!) erklärte er, die in dem Gutachten aufgeführten 


1) Generalvikariats-Registratur Münster, A3l; Erzb. Kab.- 
Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 235. 

2) Schreiben vom 18. Januar 1827, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol. I, Bl. 232 (Konzept). 

%) Schreiben vom 23. Januar 1827, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
RaIX I. vol. 1, .BL?’256, 

4 Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. I. 

5) Kultusministerium a.a.O. 

6) Kultusministeriuma.a.0. (13. November 1826). 

”), Kultusministerium a.a. 0. (Abschrift). 

8) Kultusministerium a..a.0. 

®) Erzb.Kab.-Reg.Köln XXIX1, vol. I, Bl. 237/238 (Konzepte). 

10) Vgl. über ihn Rassmann in der Allg. Deutsch. Biogr. V, 8.431 ff. 

#4) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1], vol. I, BL 241. 
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Gründe sprächen hauptsächlich zugunsten seiner eigenen 
Diözese. Ueber besondere Gründe, welche etwa für die links- 
rheinischen Gebiete noch geltend gemacht werden könnten, 
wolle er sich nicht näher äussern, da er mit den dortigen 
Verhältnissen nicht hinreichend vertraut sei. 

Bei Erörterung der Frage: „ob den Bischöfen diesseits 
der Elbe überhaupt förmliche jurisdietio in causis ecelesiastieis 
contentiosis eingeräumt werden möge“, geht Kaspar Max von 
dem kirchenrechtlichen Grundsatz aus, dass dem Bischof 
kraft seines Amtes Jurisdiktionsgewalt zukomme!). 

Nach der Ansicht des Münsterer Bischofs folgt hieraus 
allerdings noch nicht, dass die in der Natur der Sache be- 
gründete bischöfliche Jurisdiktion notwendigerweise auch vor 
dem Staate ihre vollgültigen bürgerlichen Wirkungen 
haben müsse. Tatsächlich habe aber die Staatsgewalt diese 
Wirkungen von alters her anerkannt. 

Im Reichsdeputationshauptschluss des Jahres 
1803, $ 62 sei bestimmt, die erz- und bischöflichen Diözesen 
sollten in ihrem bisherigen Zustande verbleiben, bis eine 
andere Diözesaneinrichtung auf reichsgesetzliche Art getroffen 
sein werde. Dieser Paragraph könne doch nur so verstanden 
werden, „dass die Bischöfe unter anderm ihre bis dahin gehabte 
Jurisdietion in geistlichen Sachen solange halten sollen, als 
eine Abänderung derselben unter Concurrenz der Interessenten, 
insbesondere des Päbstlichen Stuhles getroffen seyn werde“. 

Der König von Preussen habe ferner durch Kabinetts- 
ordre vom 23. August 1821 dem wesentlichen Inhalt der 


1) Als unverdächtigen Zeugen dafür zitiert er den protestantischen 
Kanonisten G. L. Boehmer, der in seinen Principia iuris canonici 
(Ed. 5a Gottingae 1785) sage: „Posita ecclesia ponitur potestas ecclesia- 
stica“ ($ 7); „Jura singula, quae juri dioecesano insunt, vel concernunt 
cognitionem et decisionem causarum potestati ecclesiasticae subiectarum 
velreliqua iura potestatis ecclesiasticae in ecclesia per dioecesim regenda“ 
($ 138); „Potestati ecclesiasticae naturali ratione inest potestas de 
causis ecclesiasticis secundum leges ecclesiae iudicandi poenasque sta- 
tuendi, indoli religionis et ecclesiae convenientes“ ($ 238). 
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Bulle, „nemlich dem, was die auf die Einrichtung, Ausstattung 
und Begränzung der Erzbisthümer und Bisthümer der katho- 
lischen Kirche sich beziehenden sachlichen Verfügungen be- 
trifft“, seine landesherrliche Sanktion erteilt. Zur Einrichtung 
der Bistümer!) gehöre aber auch die dem Bischof zustehende 
Gerichtsbarkeit in causis ecclesiasticis. Also — so ist der 
Gedankengang des Bischofs — hat der König den links- 
elbischen Bischöfen denselben Jurisdiktionsbereich zuerkannt, 
welchen die preussischen Bischöfe jenseits der Elbe zur Zeit 
der staatlichen Sanktion der Bulle hatten. Zugunsten der 
Münsterschen Gerichtsbarkeit beruft sich der Bischof dann 
weiter auf das Reglement vom 2. April 1803 über die 
Verteilung der Geschäfte zwischen den Landeskollegien in den 
preussischen Entschädigungsländern, wo es in $ 3, Nr. 3 heisse, 
„dass auch die Rechtssachen der Römisch-Katholischen zum Res- 
sort der Regierungen (jetzt Oberlandesgerichte) gehören sollten, 
insofern solche nicht den Officialgerichten durch die zu publi- 
zierenden Constitutionen besonders würden beigelegt ‚werden‘. 
Nun war aber, wie der Bischof schreibt, das Münstersche Offh- 
zialatsgericht später wirklich angewiesen worden, „die Ausübung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit nach Maßgabe der aller- 
höchsten Oonstitution wegen der Verfassung der geist- 
lichen Gerichte in Südpreussen d.d. Berlin den 25. August 
1796 provisorisch und bis zur Erlassung der be- 


!) Der Etat für das Bistum Münster (durch den König vollzogen 
Verona, 4. November 1822) enthielt unter ‚Tit. II. Zur Unterhaltung der 
bischöflichen Beamten und der Bisthumsbehörde oder Curie“ ausser den 
Gehältern für Weihbischof und Generalvikar Positionen für 1 Justitiar 
(800 Taler) und 3 geistliche Räte (300 Taler), nebst den Besoldungen des 
Unterpersonals. Beglaubigte Abschrift des Etats von Verona in der 
Generalvikariats-Registratur Münster, Acta gen. A 7. Besondere Ge- 
richtsbehörden werden nicht ausdrücklich erwähnt. Ohne Zweifel sollten 
— ebenso wie in Köln — die Mitglieder des Vikariats auch für das Gericht 
erster Instanz verwendet werden. Die Finanzierung der zweiten und dritten 
Instanz für die ganze niederrheinische Kirchenprovinz war in dem Kölner 
Etat erfolgt. 
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sonderen Öonstitution für die geistlichen Gerichte 
der Entschädigungsprovinzen fortzusetzen“ }). 

War somit einerseits das Münstersche geistliche Gericht 
von der preussischen Regierung mit der einstweiligen 
Fortsetzung seiner Funktionen betraut und damit von Staats 
wegen anerkannt worden, so hatte anderseits nach Ansicht 
des Gutachters auch die französische Herrschaft eine 
förmliche und ausdrückliche Aufhebung nicht vor- 
genommen, sondern nur die faktische Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit in weitem Umfange unterbunden. 

Nachdem der Bischof so die historischen Gründe für 
eine Wiedereinrichtung des geistlichen Gerichtswesens im 
Münsterlande angedeutet hat, weist er darauf hin, dass die 
billige Rücksicht auf die religiösen Gefühle der Katholiken 
dasselbe nahelege. Er erinnert daran, dass die weltlichen 
Gerichte, wenn sie auch, besonders die Oberlandesgerichte, 
mit den ausgesuchtesten Männern besetzt seien, dennoch zum 
Teil aus Protestanten beständen, welche in der Regel die 
Grundsätze des kanonischen Rechts und die bischöflichen 
Synodalverordnungen in Benefizial- und Matrimonialsachen 
nicht so beherrschten wie der Bischof und die von ihm be- 
stellten geistlichen Richter. Es sei darum natürlich, dass 
der Katholik, zumal es sich auch um Gewissensangelegen- 
heiten handeln könne, den Entscheiden der bischöflichen 
Behörde mehr Zutrauen schenke als denen der weltlichen 
Gerichte. Eine den Wünschen der Bischöfe entgegenkommende 
Enntschliessung der Staatsregierung werde auf den katholischen 
Volksteil den besten Eindruck machen. „Wenn Se. Majestät 
der König“ — schreibt Kaspar Max — „der bischöflichen 
Behörde die Jurisdietion in geistlichen Sachen einzuräumen 
geruhet, so werden seine katholischen Unterthanen (diese 


1) Vgl. das Schreiben des Staatskanzlers von Goldbeck an das Offi- 
zialatgericht zuMünster, 9. November 1805, Generalvikariats-Registratur 
Münster A3l; Erzb.Kab.-Reg. Köln XXIXI]1, vol.I, Bl. 249 
(Abschrift). Siehe oben, S. 191 £. 
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machen in hiesiger Gegend bekanntlich den grössten Theil 
aus) sich leichter davon überzeugen, dass Allerhöchst Der- 
selbe ebensowohl die katholische als evangelische Religion 
in Schutz nimmt, und hierdurch würde sich dann auch die 
Anhänglichkeit und Liebe gegen unseren allverehrten Monarchen 
gewiss sehr vermehren.“ 

Bei Besprechung der von Danckelmann vorge- 
brachten Schwierigkeiten bemerkt der Bischof, es sei nicht 
einzusehen, warum die Reaktivierung der bischöflichen Ge- 
richtsbarkeit nach Massgabe der südpreussischen Konstitution 
nicht mit den Landesgesetzen in Einklang stehen solle. Durch 
das Reglement vom 2. April 1803 sei eine besondere Kon- 
stitution über die Rechtssachen der Katholiken für die west- 
lichen Entschädigungsprovinzen doch geradezu versprochen 
worden; durch die Verfügung vom 9. November 1805 sei die 
provisorische Gerichtsbarkeit des Münsterschen Offizials be- 
stätigt und eine Neuordnung wiederum in Aussicht gestellt 
worden. Nach dem Reichsdeputationshauptschluss könne die 
bis dahin ausgeübte bischöfliche Jurisdiktion in geistlichen 
Sachen ohne Mitwirkung des päpstlichen Stuhls durch rein 
staatliche Massnahmen gar nicht aufgehoben und einge- 
schränkt werden. 

Die Behauptung Danckelmanns, in den preussischen Pro- 
vinzen links der Elbe seien zur Zeit der Fremdherrschaft die geist- 
lichen Gerichte ganz verschwunden, sei in dieser Allgemeinheit 
nicht richtig, wenigstens nicht für das Bistum Münster. 

Das Aufsichtsrecht des Staates oder das jus circa 
sacra will der Bischof nicht antasten; es könne auch gegenüber 
der bischöflichen Gerichtsbarkeit gut durchgeführt werden. 

Ebenso wie seine Amtsbrüder von Trier und Köln machte 
Kaspar Max gegen Ende seines Gutachtens auf den Fehl- 
schluss Danckelmanns aufmerksam, dass nämlich „die Ein- 
führung geistlicher Gerichte mit der in dem Besitznahme- 
Patent vom 5. April 1815 gegebenen Zusicherung, die Unter- 
thanen bei ihren Gerechtsamen und ihrem Glauben zu schützen, 


Meinungsverschiedenheiten zwischen Erzbischof und Suffragan. 333 


im Widerspruch stehen soll. Die Freiheit der Katholiken, 
wenn man darunter nicht bloß die ungehorsamen, welche 
aus der Kirchengemeinde ausgestossen werden müssen, rechnen 
will, wird durch die geistliche Jurisdiction eher geschützt, 
als aufgehoben“. 


II. Graf Spiegel sandte das Promemoria des Münster- 
schen Bischofs gleich nach seinem Einlauf am 27. Februar 
1827 an den Minister von Altenstein !), zugleich mit der ihm 
in Abschrift zugegangenen Verfügung des Grosskanzlers von 
Goldbeck, die speziell für den Stand der kirchlichen Gerichts- 
barkeit im Bistum Münster von Bedeutung war. 

Soweit Kaspar Max die Anerkennung der bischöflichen Ge- 
richtsbarkeit historisch und positiv-rechtlich zu begründen suchte, 
scheint Spiegel mit seinen Ansichten übereingestimmt zu haben. 

Ueber einen anderen prinzipiellen Punkt entspann sich 
jedoch zwischen den beiden Bischöfen eine längere Dis- 
kussion. In dem Begleitschreiben an Altenstein macht 
Spiegel den Kultusminister auf „den grossen Irrthum“ auf- 
merksam, der gleich im Anfange des Münsterschen Gutachtens 
begangen worden sei und auf die ganze Arbeit Einfluss 
habe. „Die geistliche Gerichtsbarkeit“ — schreibt er — 
„wird nemlich als ein wesentlicher Theil des bischöflichen 
Amtes bezeichnet, aber die Nothwendigkeit der staats- 
rechtlichen Anerkennung ganz irrthümlich geleugnet. 
Denn ist die Jurisdiktion ein wesentlicher Amtstheil der 
kirchlichen Behörde: so ist das Gegentheil der Anerkennung 
um so grössere Rechtsverletzung, als dieser Amtstheil nicht 
bloß der Inbegriff von Rechten, sondern auch von heiligen 
unverletzbaren Amtspflichten ist. Den Herrn Suffraganbischof 
von Münster werde ich als Metropolitan amtshalber auf diesen 
wesentlichen Verstoss gegen die katholische Glaubenslehre 
sowohl, als die ersten Rechtsbegriffe aufmerksam machen‘. 


1) Kultusministerium, KA V Nr. 6, vol. I; Erzb. Kab.- Reg. 
Köln XXIX1, vol. I, Bl. 251/252 (Konzept). 
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Ein in demselben Sinne und fast in denselben Worten 
gehaltenes Schreiben ging noch am selben Tage an den Bi- 
schof von Münster ab. Spiegel schrieb, er könne sich nicht 
erklären, wie sein Suffragan zu solchen Ansichten gekommen 
sei oder den Verfasser der Denkschrift nicht alsbald zurecht- 
gewiesen habe). 

Kaspar Max war zu sehr Westfale, um so leicht eine 
ihm richtig erscheinende Ansicht preiszugeben. Auch mochte 
der unnötig offizielle Ton der „Rüge“ ihn peinlich berührt 
haben. In einem Schreiben vom 13. März 1827?) erklärte er 


1) Generalvikariats-Registratur Münster, A 31; Erzb. Kab.- 
Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 253 (Konzept). Ein anderes, 
am selben Tage an Kaspar Max abgegangenes Schreiben (General- 
vikariats-Registratur Münster, A 31) ist für Spiegels Eigenart be- 
zeichnend genug, um hier mitgeteilt zu werden: „In dem verehrlichen 
Schreiben vom 16. Februar cur. No. 498, mit welchem Ew. Bischöf- 
lichen Hochwürden mir das Promemoria über die geistliche Gerichts- 
barkeit eingereichet haben, ist — ich will glauben aus Versehen der 
Kanzley — die Benennung Erzbischöfliche Hochwürden anstatt 
Gnaden mir beigelegt. Ich muss ersuchen, Ew. Bischöflichen Hoch- 
würden wollen hierüber ihre Kanzley zurechtweisen und die von unseres 
Königs Majestät mir beigelegte Benennung ‚Erzbischöflichen Gnaden‘ 
in der Zukunft beachten lassen.“ Die Verleihung des genannten Titels 
an Spiegel war in den Berliner Konferenzen von diesem selbst gewünscht 
worden. Die Konferenzprotokolle enthalten darüber folgenden Vermerk: 
„Der Titel Erzbischöfliche Gnaden ist in Deutschland herkömmlich und 
an sich würdevoll. Herr Graf Spiegel Excellenz erklärte sich mit diesem 
Titel völlig zufrieden; nur den Titel: Erzbischöfliche Hochwürden müsse 
er ablehnen, da das Prädikat: Hochwürden, in der Teutsch-katholischen 
Welt zu sehr entwürdigt worden sei.“ Sitzungsprotokoll vom 19. November 
1824, Erzb. Kab.-Reg. Köln, Tit.I, Nr. 2, Bl. 37, unter „Jura 
honorifica“. Vgl. auch „Ergebnis der Berathungen über die Einrichtung 
des Erzbisthums Cölln“, Erzb. Kab.-Reg., Tit.I, Nr.2, Bl. 54; 
ebendaBl. 84 ff. Schreiben Altensteins an Spiegel (20. April 1825) mit 
der Mitteilung der königlichen Genehmigung des Titels. 

?) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 254/255; das von 
Kaspar Max eigenhändig verbesserte und nachträglich im Ausdruck ge- 
milderte Konzept befindet sich in der Generalvikariats-Registratur 
Münster, A 30. 
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dem Erzbischof, jede wohlgemeinte Bemerkung sei ihm an- 
genehm, indessen sei es ihm doch unerwartet gewesen, aus 
Spiegels Schreiben „die Behauptung herauszulesen‘, als sei 
im Anfange des Promemorias „ein wesentlicher, nicht bloss 
gegen die ersten Rechtsbegriffe, sondern auch gegen die katho- 
lische Glaubenslehre verstossender Irrthum enthalten“. 

Der Münsterer Bischef erklärt sich dann ausführlicher 
über den Sinn, in dem er die von Spiegel beanstandeten 
Worte gebraucht habe: „Im Anfange des gedachten pro 
memoria stelle ich keineswegs die Nothwendigkeit der An- 
erkennung der bischöflichen Jurisdietion von Seiten des Staats 
in Abrede; es wird darin nur gesagt, dass daraus, dass ein 
katholischer Bischof im Allgemeinen, oder nach der Institution 
unserer katholischen Religion, schon Jurisdietion habe, noch 
nicht folge, dass diese Jurisdietion auch ihre vollgültigen 
bürgerlichen Wirkungen im Staate nothwendig haben 
müsse. Eine bischöfliche Jurisdietion, die vollgültige 
bürgerliche Wirkungen im Staate hat, hat ausgedehntere Wir- 
kungen und Gerechtsame, als jene, die bloss nach den Grund- 
sätzen der katholischen Religion aufgestellt wird, oder sich 
nach diesen behaupten lässt. Denn Kirche und Staat 
sindzweinebeneinanderstehende unabhängige 
Behörden; wenn der Bisehof ın der katholischen Kirche 
seine Jurisdiction ausübet, so darf ıhn der Staat hieran nicht 
hindern, und muss in so weit nach der Natur der Sache die 
bischöfliche Jurisdietion anerkennen. Aber wenn man von 
Verträgen, Herkommen, oder sonstigen positiven Bestimmungen 
abstrahiert, und bloss die Natur der Sache oder den Begriff 
von bischöflicher Jurisdiction berücksichtiget, so lässt sich 
doch nicht behaupten, dass die bischöflichen Jurisdictions- 
Handlungen auch ausser der Kirche und im Staate voll- 
gültige bürgerliche Wirkungen nothwendig haben müssen.“ 

Unter Berufung auf die Kanonisten Schenkl') und 


1) Juris eselesiastici statui Germaniae maxime et Bavariae adcommec- 
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Frey!) beweist Kaspar Max dann, dass die von ihm auf- 
gestellte Ansicht nicht neu sei. Im Anschluss an Frey’) ver- 
tritt auch er die Ansicht, „dass Kirche und Staat, jeder in 
den durch ihren Zweck vorgezeichneten Gränzen bleiben und 
sich einander in der Ausübung ihrer Rechte nicht hindern 
dürfen — vielmehr durch angemessene Harmonie ihr wechsel- 
seitiges Wohl zu befördern haben ...; solange der Staat sich 
passıv verhält und den Wirkungen der bischöflichen Juris- 
dietionnichtentgegenhandelt, kann man beim Mangel 
an Verträgen oder sonstigen positiven Bestimmungen, dem 
Staate nicht vorwerfen, dass er das bischöfliche Recht ver- 
letze... .". 

Spiegel war auch von dieser Darstellung nicht befriedigt 
und versuchte, in einem neuen Schreiben vom 21. März 1827 °) 
dem Bischof von Münster klarzumachen, zu welch verhäng- 
nisvollen Konsequenzen das von ihm aufgestellte Prinzip führen 
müsse, und wie er durch seine Deduktionen dem Justizminister 
von Danckelmann, dem Gegner der Wiederherstellung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit, in die Hände arbeite. Der Staat sei 
der Kirche gegenüber zu mehr verpflichtet als zu einem bloss 
passiven Verhalten. Die Anerkennung der Kirche als solcher 
schliesse auch die Pflicht des Staates ein, sie in wesentlichen 
Dingen positiv zu unterstützen ®). 


dati syntagma, Regensburg 1785 und Salzburg 1786, I, $ 20, n. 2; $ 326. 
Vgl. Schulte, Geschichte der Quellen und Literatur III 1, S. 285 ff. 

!) Kritischer Kommentar I, $ 170 ff.; Allgemeines Religion-, Kirchen- 
und Kirchenstaatsrecht, Bamberg 1808, $ 83 ff. 

?) Allgemeines Religion-, Kirchen- und Kirchenstaatsrecht, $ 83 ff. 

?) Generalvikariats-Registratur Münster, A3l; Erzb.Kab.-Re g- 
Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 288/291 (Konzept). 

*) Die Ausführungen dieses Schreibens sind besser als alles andere 
geeignet, uns die kirchenrechtlichen und kirchenpolitischen Anschau- 
ungen Spiegels aus erster Quelle kennen lernen zu lassen, und verdienen 
daher in extenso mitgeteilt zu werden: 

„Ew. Bischöflichen Hochwürden äussern Sich in dem verehrlichen 
Schreiben vom 13. d. M. wiederholt für die Annahme des Satzes: dass die 
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Es gelang Spiegel auch jetzt nicht, sich über diese Frage 
mit Kaspar Max ganz zu verständigen, doch erklärte der Bi- 


nach der Natur der Sache begründete bischöfliche Jurisdistion auch ihre 
vollgültigen bürgerlichen Wirkungen nicht nothwendig haben müsse. 
Abgesehen von der Anwendbarkeit und der Beweiskrafft der aus den 
gangbarsten Kirchenrechts-Büchern angeführten Stellen wollen Ew. Bi- 
schöflichen Hochwürden nur beachten, was dieser Satz eigentlich aussage, 
und erwägen, ob der Staat, als aller Rechte schützende Gewalt, zumal 
bei der einmal staatsrechtlich anerkannten Existenz unserer Kirche nicht 
die Pflicht habe, diese in der Natur der Sache und der göttlichen Anordnung 
begründete Jurisdiction an sich und in ihrem ganzen Umfange anzuerkennen; 
ob er die zur Ausübung dieses bischöflichen Amtsrechtes nothwendigen 
Mittel, z. B. ein gehörig angeordnetes Gericht, nicht garantiren und die 
mit der Ausübung dieses Rechtes zusammenhängenden, wenngleich 
bürgerlichen Wirkungen, z. B. bei einer als ungültig erklärten Ehe die 
gänzliche Trennung nicht pflichtgemäss handhaben müsse, und 
zwar eben deshalb, weil diese Jurisdietion ein unveräusserliches und 
zugleich unverletzliches Amtsrecht der geistlichen Behörde der katholischen 
Unterthanen ist? ob ferner der Staat, wenn die bischöfliche Jurisdicetion 
die bürgerlichen Wirkungen nicht nothwendig haben muss, auch recht- 
lich handele, das Gegentheil von diesen Wirkungen im Staate gesetzlich, 
und auch für die Katholiken rechtskräftig und respektive verbindend 
anzuordnen? und ob die Kirche, wenn der Staat dieses Entgegenhandlen 
unterlässt und jene Pflicht erfüllet, dies Alles der Gnade des Staates zu 
verdanken habe oder aber als ein Recht von ihm fordern könne? 

Die Erklärung Ew. Bischöflichen Hochwürden, dass Sich Dieselben 
bei diesem Satze ein passives Verhalten des Staates gedacht 
haben, ist in so fern beruhigend, als dadurch ein positives Ent- 
gegenwirken ausgeschlossen ist, wiewohl dieses passive Verhalten 
nicht in dem obigen Satze enthalten ist, und sich auch bloss in der Vor- 
stellung nicht aber in der Wirklichkeit vorfindet; allein der Staat ist, 
weil es sich von wesentlichen Rechten und einer solchen Ausübung der- 
selben handelt, bei welcher der Bischof pflichtgemäss in keinem 
Punkte säumig und nachgiebig seyn darf, zu mehr, als einem bloss passiven 
Verhalten verpflichtet, und selbst da, wo er sich bloss passiv verhält, ist 
er es nicht nach Willkür und aus Gnade, sondern weil er es (im Rechts- 
sinne des Ausdrucks) nothwendig muss, und das Gegentheil 
entweder eine positive Rechtsverletzung, oder eine Hintansetzung der 
Pflicht gegen die Kirche enthielte. 

Wäre nun der Staat, was der fragliche Satz aussaget, nicht bloss 
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schof von Münster in einem Schreiben vom 3. Mai 1827 sich 
rückhaltlos bereit, zusammen mit dem übrigen Episkopat die 


nicht gehalten, die bürgerlichen Wirkungen der bischöflichen 
Jurisdietion, wie sie in der Natur der Sache begründet ist, zu respektiren, 
sondern handelte er auch durch ein entgegengesetztes Benehmen, indem 
er nicht nothwendig anders handeln muss, rechtlich: wo bliebe das Recht. 
und die Pflicht der Bischöfe? Denn wo der Eine die Aeusserungen des 
Anderen nicht zu berücksichtigen und anzuerkennen braucht, da hört das: 
Recht von diesem auf, und wo der Eine die Aeusserungen des Anderen 
rechtlich beschränken kann, so weit gibt es für diesen keine Pflicht mehr- 
zu diesen Aeusserungen. Wenn der Staat rechtlich handelt, 
dass er die ungültigen Ehen der katholischen Unterthanen schützet und 
die Trennung derselben hindert, so können die Bischöfe die Pflicht, derartige 
Ehen zu hindern und auf deren Auflösung zu dringen, nicht mehr ausüben 
und nicht mehr haben. Wie aber die Freiheit von der Verpflichtung der 
Anerkennung der bürgerlichen Wirkungen der bischöflichen Jurisdistion, 
und noch mehr die Rechtlichkeit entgegengesetzter Aeusserungen des 
Staates mit der rechtlich nothwendigen und wirklichen Anerkennung der 
Existenz der Kirche in Einklang zu bringen sey, vermag ich nicht einzu- 
sehen; auch ein passives Verhalten da, wo er entschieden thätig seyn muss, 
steht mit der wirklichen Anerkennung in Widerspruch, und hebt die Pflicht- 
und Rechtmässigkeit eines solchen Verhaltens die Nothwendigkeit dieser 
Anerkennung auf. Ew. Bischöflichen Hochwürden, Denen die Rechte 
unserer heiligen Kirche und unseres Oberhirtenamtes gewiss am Herzen 
liegen, wollen hierbei nicht ausser Acht lassen, dass es sich darum handelt, 
was von Seiten des Staates erst zu Gunsten der katholischen Kirche gesetzlich 
konstituirt werden solle, und was demnach die Kirche mehr an und für sich,. 
als vermöge bereits erworbener Rechte, von dem Staate zu fordern berechtigt. 
ist. Die bischöfliche Jurisdietion, wie sie in der göttlichen Einrichtung, 
begründet ist, hat immer, weil sie für das praktische Leben der Gläubigen: 
und nicht für eine Gedankenwelt ertheilt ist, mehr oder weniger bürgerliche 
Wirkungen zur nächsten und ferneren Folge; und würde die Staatsbehörde- 
die irrige Ueberzeugung gewinnen können, dass sie gegen die Kirche in 
diesen Beziehungen zu nichts oder höchstens zu einem passiven Verhalten 
verpflichtet sey: so würde die Kirche in einem bloss tolerirten Zustande 
dastehen, gegen welchen sie die Beweisführung althergebrachter, ehedem. 
ihr zugestandener Rechte nur schwach zu schützen vermöchte, indem es. 
dieser Beweisführung selbst an einer festen und dauernden Grundlage 
fehlte, und sie leicht, wenn auch nicht der Laune, denn doch der, wenn 
gleich irrthümlich vermeynten, dringenden Nothwendigkeit des Staats- 
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wichtige Sache der Reorganisation der kirchlichen Gerichts- 
barkeit zu unterstützen !). 

Mag man in der grundsätzlichen Beurteilung der Frage 
Spiegel oder Kaspar Max beipflichten — jedenfalls entbehrt 
es nicht eines gewissen Reizes, zu sehen, mit welcher Hast 
der Kölner Erzbischof, dessen kirchenpolitische Vergangenheit 
etwas ganz anderes hätte erwarten lassen, die Gelegenheit 
wahrnahm, um seinem bischöflichen Amtsbruder gegenüber die 
Rolle des Zensors und des Wächters der kirchlichen Ortho- 
doxie zu übernehmen. Einerseits ein Beweis für die bekannte 
Elastizität seines vielseitigen Charakters, anderseits auch ein 
kleiner Beleg für sein schon bei anderer Gelegenheit genanntes 
metropolitanes Selbstbewusstsein ?). 


D. Das Gutachten des Bischofs von Paderborn. 


I. Wie früher bemerkt, hatte Spiegel auch den neu- 
ernannten Bischof von Paderborn, Freiherrn von Ledebur, zu 
wiederholten Malen dringend gebeten, das bisher verzögerte 
und vom Kultusminister gewünschte Gutachten über die geist- 
liche Gerichtsbarkeit fertigzustellen. Da der Generalvikar 
Dammers in einem früheren Schreiben nicht genau auf Spiegels 
Intentionen eingegangen war und seine Desiderata auf die ge- 
samte bischöfliche Amtsführung ausgedehnt hatte, ersuchte der 
Kölner Erzbischof den Freiherrn von Ledebur, alle Verwaltungs- 
fragen auszuschalten und nur das Projekt der kirchlichen Ge- 


zweckes weichen müsste. Ew. Bischöflichen Hochwürden entnehmen aus 
dieser Darstellung die Begründung meines Anstandes wider Hochihre 
Aeusserung, welche Sr. Exzellenz dem Herrn Justizminister von Dankel- 
mann freies Spiel geben würde.“ 

1!) Auszug des Schreibens Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX]1, 
vol. I, Bl. 298. 

?) Vgl. die Ausführungen über das Zentralprosynodalgericht in 
Aachen oben, S. 293 fl. 
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richtsbarkeit im engeren Sinne zu erörtern, da es sich augen- 
blicklich nur um dieses handele }). 

Das sorgfältig ausgearbeitete Gutachten des Bischofs 
von Paderborn?) beschäftigt sich zunächst mit der Prüfung 
der Frage: „Ob der Anspruch der Bischöfe auf Herstellung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit rechtlich begründet ist.“ 

Aehnlich wie Kaspar Max stellte auch von Ledebur?) es 
als einen von katholischen und nichtkatholischen Kirchen- 
rechtslehrern anerkannten Grundsatz fest, dass die geistliche 
Gerichtsbarkeit ein wesentlicher Bestandteil der Diözesangewalt 
sei. Die geistliche Gerichtsbarkeit habe ferner bis auf die 
jüngste Zeit in der katholischen Kirche Deutschlands bestanden, 
sei „von den Bischöfen bis zum Eintritt der alles zerstörenden 
Fremdherrschaft ungestört ausgeübt, auch von Kaiser und 
Reich vielfach anerkannt, und durch die deutschen Reichs- 
grundgesetze garantiert worden‘. 

Den historischen und juristisch-positiven Beweis 
für den rechtlichen Anspruch auf Anerkennung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit gründet das Gutachten auf folgende Tatsachen: 

1. Die bischöfliche Jurisdiktion ist im Westfälischen 
Frieden anerkannt und bestätigt worden für alle deutschen 
Gebiete, in welchen sie im Normaljahr 1624 bestanden hatte. 
Artıy, 5 81092748249, 

2. Dass die Gerichtsbarkeit der Bischöfe quoad res eccle- 
siasticas bis auf die neueste Zeit anerkannt und als Reichs- 
grundgesetz erachtet wurde, beweist die Wahlkapitulation 
Kranz | vomslahresi 92 ONE X Ve 

I) Schreiben vom 5. Februar 1827, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX1, vol. I, Bl. 238 (Konzept). 

®) Kultusministerium KA V Nr. 6, vol. I (13. März 1827); 
Erzb.Kab.-Reg.KölnXXIX1], vol. I, Bl. 256/264; 265/287 (Abschriften). 

®) Unter Berufung auf GL. Boehmer, Principia juris canonici®, 
$$ 137.138 und G. von Wiese, Grundsätze des gemeinen in Deutsch- 
land üblichen Kirchenrechts?, Göttingen 1798, $ 117. 118. 


*) Abgedruckt bei Warnkönig, Staatsrechtliche Stellung der 
katholischen Kirche, S. 215. 
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3. Laut $ 62 des Reichsdeputationshauptschlusses 
vom 25. Februar 1803 sollen die Erzbistümer und Bistümer 
bis zu einer anderweitigen reichsgesetzlichen Regelung in ihrem 
bisherigen Zustande verbleiben. 

4. Die als preussisches Landesgesetz anerkannte Bulle: 
De salute animarum sichert den Bischöfen die geistliche 
Gerichtsbarkeit implicite zu mit den Worten: „Singulis autem 
archiepiscopis et episcopis omnia et singula jura ... aliis 
illarum partium archiepiscopis et episcopis legitime compe- 
tentia tribuimus et confirmamus.“ Art. VII. 

Des weiteren geht dann der Bischof auf die Wider- 
legung der Danckelmannschen Argumente ein, 
wobei er im wesentlichen die auch in den übrigen Gutachten 
geltend gemachten Gründe anführt. 

Nachdem er dann noch die Schicksale des geistlichen 
Gerichtswesens in den verschiedenen Teilen seiner Diözese im 
einzelnen geschildert hat!), untersucht er die Frage, in wel- 
chem Umfange der Episkopat der rheinisch-westfälischen 
Bistümer die Wiederherstellung der kirchlichen Gerichtsbar- 
keit bei der preussischen Regierung verlangen solle. Bei der 
grossen Abneigung des Justizministers gegen den ganzen Re- 
formplan ist nach Ledeburs Meinung gar keine Aussicht, den 
vor der Säkularisation bestandenen Rechtszustand wieder zu 
erringen. Schon die Worte der Bulle „singulis autem etc.“ 
machten es aussichtslos, über dıe Grenzen des in den östlichen 
Provinzen bestehenden Kompetenzbereiches hinauszugehen. Die 
südpreussische Konstitution scheint ihm im allgemeinen an- 
nehmbar, da sie die wesentlichsten Postulate des geistlichen 
Gerichtswesens anerkenne und alle res mere ecclesiasticae, die 
Verlöbnis- und Ehesachen sowie die Vergehen der Geistlichen 
gegen ihre Amts- und Standespflichten vor das geistliche 


!) Die dort gemachten Angaben haben wir bei Darstellung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit im Zeitalter der Säkularisation und der französischen 
Fremdherrschaft verwertet. 
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Forum verweise und die kanonischen Gesetze als Norm der 
Entscheidung anerkenne. Eine Modifizierung des $ 4 der Kon- 
stitution erachtet der Bischof zwar für wünschenswert, so 
nämlich, dass bei Klagen über gemischte Ehen, wenn der 
Katholik der Beklagte sei, nach dem Prinzip: „actor sequitur 
forum rei“ die Sache vor das geistliche Gericht gehöre. Bei 
den grossen Schwierigkeiten, welche der Einführung der Kon- 
stitution entgegenständen, sei aber zu bedenken, ob man diese 
durch Verbesserungsanträge noch steigern solle. 

Der Rekurs andas Kultusministerium von Ent- 
scheiden der bischöflichen Behörde nach Massgabe der könig- 
lichen Kabinettsordre vom 12. April 1822!) entspreche zwar 
nicht den Vorschriften des kanonischen Rechts, eine Zurück- 
nahme derselben werde aber schwerlich zu erlangen sein. 

Sehr notwendig erschienen dem Paderborner Bischof be- 
stimmte gesetzliche Vorschriften „über die von dem brachio 
saeculari zu gewährende Hilfsvollstreckung der von dem geist- 
lichen Obern erlassenen Entscheidungen‘. 


II. Am 14. April 1827 sandte Spiegel das Gutachten des 
Freiherrn von Ledebur an den Kultusminister ein?) und machte 
ihn mit Nachdruck auf die „höchst merkwürdige, wichtige 
Vorkommenheit“ aufmerksam, „dass in einigen Distrikten der 
Diözese Paderborn sich die geistliche Gerichtsbarkeit in ihrer 


1) Durch die Kabinettsordre vom 12. April 1822 (Ge- 
setzsammlung Nr. 714, S. 105 ff.) war bestimmt worden, dass „gegen die 
nach $ 532, Th. II, Tit. 11 des A.L.R. von den geistlichen Obern, resp. von 
den Konsistorien und Regierungen angedeutete Entsetzung eines Pfarrers 
wegen begangener Exzesse in seinem Amte“ ein Antrag auf förmlishe 
gerichtliche Untersuchung und Entscheidung, wie ihn $ 533, Th. II, Tit. 11 
gestattet hatte, nicht mehr zulässig sei, sondern nur noch der Rekurs an 
den Kultusminister. von Rönne, Ergänzungen und Erläuterungen des 
Allgemeinen Landrechts IV, S. 200£.; Koch, Kommentar IV, S. 522 fi.; 
Eichmann, Recursus ab abusu, S. 282; Eichhorn, Ausführung der 
Bulle: De salute animarum, S.11f.; Dittrich, Bemühungen, S. 561. 

2) Begleitschreiben Spiegels, Kultusministerium KAVNr.6, 
vol. I; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 295 (Konzept). 
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ehemaligen Form und Ausdehnung ununterbrochen erhalten 
hat“ ... „Dieser Besitzstand“, schreibt er, „ist für die Be- 
theiligten ein theurer Vorzug, auf welchen dieselben nur allein 
aus Rücksicht auf das allgemeine Kirchenwohl und zur Her- 
beiführung einer allgemeineren, der katholischen Kirche er- 
spriesslichen Normirung der Jurisdiktions- Angelegenheiten ohne 
Zwang und Abneigung verzichten werden.“ Seine Ansicht 
über die Beweisführung des Paderborner Bischofs konnte 
Spiegel sich nicht versagen dem Kultusminister dahin auszu- 
sprechen, „dass der an mehreren Stellen dieses Gutachtens 
hervorschimmernde Gedanke über die Jurisdiktion, als wesent- 
liches Amtsrecht und Amtspflicht der katholischen Bischöfe 
noch schärfer erfasset und gründlicher hätte entwickelt werden 
können‘. 

In demselben Sinne schrieb er auch an Ledebur!) und 
meinte, wenn er die Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit als 
eines wesentlichen Bestandteiles des bischöflichen Amtes klarer 
herausgearbeitet hätte, so würden nicht nur die Grenzen der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit schärfer hervorgetreten sein, son- 
dern die Arbeit würde auch in Berlin grösseren Eindruck ge- 
macht haben — „auf die geschichtliche Beweisführung legen 
die hohen Ministerien geringeres Gewicht“. 

So bedeutungsvoll der Fortbestand der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit in einem Teil der Paderborner Diözese (Eichs- 
feld und Erfurt) für die Reklamationen der Bischöfe Rhein- 
lands und Westfalens war, so erkannte Spiegel doch, dass 
daraus auch Schwierigkeiten für den gedeihlichen Fortgang 
des allgemeinen Reformplanes entstehen könnten, „wenn auf 
der einen Seite an der Behauptung des Besitzstandes unbieg- 
sam festgehalten wird, und von der anderen Seite kaum das 
Wesentliche will zugestanden werden“. Es war ıhm daher 
sehr erwünscht, bei Freiherrn von Ledebur so gemässigte und 


1) Schreiben vom 14. April 1827, Erzb. Kab.-Reg. Köln, 
XXIX 1, vol. I, Bl. 296/297 (Konzept). 
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mit den gegebenen Zeitverhältnissen rechnende Ansichten über 
den zu fordernden Umfang der geistlichen Gerichtsbarkeit zu 
finden. Es erschien ihm als ein selbstverständliches Gebot 
der Klugheit, in nicht wesentlichen Dingen ein Opfer zu 
bringen, um auf diese Weise den Grundstock seiner Forde- 
rungen sicherzustellen. 


8 3. 
Verhandlungen über den Umfang der bischöflichen 
Disziplinarstrafgewalt. 


I. Unterdessen hatte eine Frage des materiellen kirch- 
lichen Strafrechts zu Kollisionen zwischen geistlichen und 
staatlichen Behörden geführt. Es war die für die kirchliche 
Disziplinargerichtsbarkeit bedeutsame Frage der Detention 
geistlicher Delinguenten in den sogenannten Demeriten- 
anstalten. 

Das Allgemeine Landrecht, Teil II, Tit. 11 hatte für das 
dem Bischof und damit auch den bischöflichen Gerichtsbe- 
hörden zustehende Recht der Kirchenzucht und Disziplinar- 
gewalt folgende Bestimmungen getroffen: 

$ 125. „Vermöge dieses Rechts (der Kirchenzucht) kann 
er (der Bischof) die ihm untergeordneten Geistlichen durch 
geistliche Bussübungen, durch kleine, den Betrag von zwanzig 
Thalern nicht übersteigende Geldbussen, oder auch durch eine 
die Dauer von vier Wochen nicht übersteigende Gefängniss- 
strafe, zum Gehorsam, und zur Beobachtung ihrer Ansichten 
anhalten“. 

$ 127. „Langwieriges Gefängniss ($ 125) und andere 
körperliche Strafen ist weder der Bischof, noch ein geistliches 
Gericht zu verhängen berechtigt“. 

Denselben Strafrahmen hatte die südpreussische Kon- 
stitution vom 25. August 1796, $ 5 beibehalten. 

Eine Instruktion des Ministeriums des Innern vom 12. Au- 
gust 1816 an die beiden rheinischen Oberpräsidenten hatte 
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die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts über Mass und 
Grenze der bischöflichen Strafgewalt gegen Geistliche auch 
für die Rheinlande als angemessen erklärt !). 


Il. Dass über den Sinn der landrechtlichen Paragraphen 
zwischen den staatlichen und bischöflichen Behörden Mei- 
nungsverschiedenheiten entstanden, war nicht zu ver- 
wundern. Zwei entgegengesetzte Interessen begegneten sich 
hier auf einem Gehiet, in dem jeder ein Condominium bean- 
spruchte. Der Staat gab zwar die Kirchenzucht des Bischofs 
unbestritten zu und dementsprechend auch seine Strafgewalt. 
Doch glaubte er den Strafrahmen der letzteren nicht so weit 
ausdehnen zu sollen, dass sie den Charakter einer eigentlichen 
Kriminalgerichtsbarkeit anzunehmen schien. 

Anderseits mochten die Bischöfe durch die Praxis belehrt 
worden sein, dass das ihnen vom Staat belassene Strafmass nicht 
hinreichend sei, wenn man unter die auf vier Wochen beschränkte 
Gefängnisstrafe auch die zwangsweise Auflage geistlicher 
Bussübungen samt Internierung in einem Kloster bezw. einer 
Demeritenanstalt subsumiere. Der Zweck dieser Internierung, 
nämlich gründliche Besserung des Delinquenten, war doch 
wohl nur in den wenigsten Fällen bei der kurzen Frist von 
vier Wochen so zu erreichen, dass die geistlichen Behörden 
mit gutem Gewissen zur Wiederanstellung des Bestraften 
schreiten konnten. 

Schon in dem früher erwähnten Gutachten des Münster- 
schen Oberlandesgerichts war auf die Wichtigkeit der Frage 
und auf den notwendig zu machenden Unterschied zwischen 
Gefängnisstrafe und Detention in einer Demeritenanstalt hin- 
gewiesen worden. 


II. Am 21. März 1826?) teilte der apostolische 
Vikar Dammers von Paderborn dem Erzbischof 


!) StaatsarchivCoblenz, Oberpraes. Niederrhein, 402. 311, 


Bl. 5—10. 
9) Enzb.Kab.-Reg Köln XXIX 1, vol,L BL 1078. Vgl. 
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Spiegel mit, nach Ansicht des Königlichen Hofgerichts zu 
Arnsberg und des Oberpräsidiums zu Münster seien die Bi- 
schöfe nach den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Teil II, Tit. 11, 8$ 124. 125 nicht befugt, geistliche Delin- 
quenten auf länger als vier Wochen einem Kloster zur Kor- 
rektion zu überweisen. Wenn diese Auffassung von dem zu- 
ständigen Ministerium der geistlichen Angelegenheiten gebilligt 
werde, seien höchst verderbliche Folgen für die Kirchenzucht 
und die Moralität unvermeidlich, teils weil es dann nicht mög- 
lich sein werde, die Fehlenden zu bessern, teils weil man nach 
der Amotion kein Mittel habe, sie von ihrer Pfarrgemeinde 
fernzuhalten — zum grossen Aergernis der Gläubigen. Die 
angezogenen Paragraphen des Allgemeinen Landrechts kämen 
hier gar nicht in Betracht. Der Aufenthalt in einem Kloster 
sei nicht mit Entziehung der persönlichen Freiheit verbunden 
und könne daher mit einer Gefängnisstrafe nicht auf gleiche 
Stufe gestellt werden. Dammers bat den Erzbischof, bei dem 
Minister von Altenstein schleunigst vorstellig zu werden und sich 
„für die Aufrechthaltung der Kirchenzucht zu verwenden‘. 
Spiegel erkannte in seinem Antwortschreiben !) an, 
dass der blosse Wortlaut der landrechtlichen Paragraphen an- 
scheinend zwar sehr zugunsten der durch den Oberpräsidenten 
und das Arnsberger Gericht vertretenen Auffassung spreche; 
doch war auch er entschieden der von Dammers verfochtenen 
Ansicht, dass „eine vierwöchentliche Gefängnisstrafe, also Be- 
raubung der natürlichen Freyheit, als Strafe nicht mit einem 
längeren Aufenthalte in einem Kloster, um zum religiösen, er- 
baulichen Leben, wie es für Geistliche geziemt, zurückzu- 
kehren, gleichgestellt werden kann; das erstere ist wirkliche 
Strafe, das andere nur nähere Anleitung zum strengen sitt- 
lichen wirklichen geistlichen Leben, wovon eine Besserung 


auch Dittrich, Bemühungen des Kölner Erzbischofs von Spiegel, 
S. 561. 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX |], vol. I, Bl. 109. 
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bey dem vom rechten Wege abgewichenen Priester erwartet 
wird“. 

Anderseits bezweifelte Spiegel aber sehr, dass Altenstein 
einen vereinzelt vorgekommenen Fall zum Anlass nehmen 
werde, die Nichtanwendbarkeit der landrechtlichen Bestim- 
mungen prinzipiell auszusprechen oder sonst eine definitive 
Regelung der Frage einzuleiten. Man plane ja jetzt „die Re- 
vision der preussischen Gesetze im ganzen Umfange*; bei der 
allgemeinen gesetzlichen Regulierung der geistlichen Gerichts- 
barkeit werde dann. wohl auch die vorliegende Frage zur Er- 
örterung kommen müssen. 

Der Kölner Erzbischof wusste in anderer Weise an den 
unbequemen Paragraphen vorbeizukommen. Wenn er die De- 
tention über einen Geistlichen zu verhängen hatte, pflegte er 
instructa causa den Schuldigen nicht auf vorher bestimmte 
Zeit förmlich zum Klosteraufenthalt zu verurteilen, sondern 
schickte ıhn auf Grund des kanonischen Gehorsams, eventuell 
sub poena suspensionis, in ein Kloster, wo alsdann das Be- 
tragen des Korrigenden für die Dauer seines Aufenthalts und 
die Rückkehr in seine frühere Wirksamkeit ausschlaggebend 
war. Beı dieser „behutsamen Sachbehandlung“ war ihm, wie 
er Dammers mit‘ Genugtuung mitteilte, noch niemals eine 
Weigerung oder eine Berufung des Delinquenten an eine ad- 
ministrative oder richterliche Staatsbehörde vorgekommen. 


IV. Inzwischen hatte sich der Paderborner Vikar auch 
direkt an Altenstein gewandt und bei ihm über das Vor- 
sehen des Obergerichtes von Arnsberg und des Oberpräsi- 
denten Vincke Klage geführt !). Dieser letztere hatte eben- 
falls einen Bericht an den Kultusminister eingesandt und um 
Verhaltungsmassregeln gebeten ?). Nachdem er die $5 125. 


1) Schreiben vom 10. März 1826, erwähnt Erzb. Kab.-Reg. Köln 
FORD IE el IE, 135 15 

2) Auszug des Vinckeschen Schreibens, durch Altenstein an Spiegel 
gesandt, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 127 fi. 
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126.127 Teil IL, Tit.11 des Allgemeinen Landrechts als Beweis für 
das Höchstmass einer vierwöchentlichen Gefängnisstrafe ange- 
führt hatte, gab der Oberpräsident!) seiner persönlichen Meinung 
dahin offenen Ausdruck, dass eine solche vierwöchentliche Inter- 
nierung in vielen Fällen keine hinreichende Sühne sei. Das 
Allgemeine Landrecht scheine aber von der Voraussetzung 
ausgegangen zu sein, dass ein Geistlicher, „welcher von Ver- 
nachlässigung seiner Amtspflichten, von unsittlichem ärger- 
lichem Lebenswandel durch Suspensionen, successive Strafen, 
selbst durch Gefängnis von vier Wochen nicht zurückge- 
bracht werden konnte, seines Amts ohne weiteres entsetzt 
werden dürfe“, wie es auch der $ 499, Teil II, Tit. 20 aus- 
spreche. Er bat daher den Kultusminister um Anweisung, ob 
er zugeben dürfe, dass die geistlichen Gerichte das Maximum 
von vier Wochen Klosterhaft überschritten, ob und wie er bei 
etwaiger Besserung auf frühzeitigere Entlassung dringen solle, 
ferner, ob er verlangen könne, dass kein Erkenntnis auf Sus- 
pension, Absetzung oder Detention ohne vorherige Mitteilung 
der Prozessakten an ihn als die das jus circa sacra ausübende 


!) Was der Oberpräsident Vincke in demselben Bericht über die 
poena depositionis, den character indelebilis ete. s:hreibt, verrät eine 
verblüffende Unkenntnis in catholieis: „...die poena depositionis bei 
katholischen geistlichen Gerichten, die dabei doch immer das kanonische 
Recht berücksichtigen, auszusprechen, ist schwieriger als bei den Evangeli- 
schen; die katholische Priesterweihe drückt dem Geweiheten, nach der 
katholischen Lehre, einen unauslöschlichen Charakter auf: dieser kann nur 
durch die Degradation gehoben werden (!), welche nur vor der Vollziehung 
von’Todes- und auf Verstümmlung sprechenden Strafurtheilen für bürgerliche 
Verbrechen vollführt werden soll. Dagegen stand dem Bischof im kano- 
nischen Recht auch ein Erkenntnis auf lebenslängliche Gefängnisstrafe zu. 
Ausser dem Fall der Degradation bleibt auch der mit Suspension ab ordine 
entlassene Geistliche immer priesterlichen Standes, die Kirche kann ihn 
um so weniger abstossen, wenn er Beichten gehört hat (Randglosse Spiegels: 
„Verwirrung der Begriffe“), auch hätte ein solcher immer noch Anspruch 
an die Competenz, womit derjenige in Verlegenheit gerät, der den Titel 
gab, wenn kein titulus beneficii stattfindet.“ Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol I, Bl. 127 £. 
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Behörde publiziert und vollstreckt werde, schliesslich auch, 
wie es mit den augenblicklich detinierten Geistlichen gehalten 
werden solle. 

Der Paderborner Generalvikar erhielt am 19. August 1826 
von dem in Kissingen weilenden Altenstein folgenden Be- 
scheid: „Eigentliches Gefängnis eines Geistlichen mit Ein- 
schliessung in eine Zelle darf allerdings die Dauer von vier 
Wochen nicht überschreiten. Auf blossen Aufenthalt in einem 
Kloster zur Recollection wird jedoch herkömmlich diese Vor- 
schrift nicht bezogen“ !). Wenn aber ein Pfarrer für länger 
als vier Wochen zum Zwecke geistlicher Uebungen in ein 
Kloster verwiesen werden solle, dann erfordere es „schon die 
amtliche Stellung eines Pfarrers zum Staate, dass der Regie- 
rung des Bezirks, worin die Pfarre belegen ist, davon Anzeige 
gemacht werde“. Am selben Tage sandte Altenstein einen 
Auszug des durch Vincke eingereichten Berichts an Spiegel?) 
und schrieb ihm, er möge „daraus entnehmen, was für Be- 
denken und Vorschläge dieser würdige Provinzial-Chef über 
einen so wichtigen Gegenstand von sich gegeben hat“. Seinen 
eigenen Standpunkt in der Sache präzisierte der Kultusminister 
folgendermassen: „In den alten Provinzen unterscheidet man 
Einschliessung in eine Zelle vom blossen Aufenthalt in einem 
Kloster zu Recollection, wobei es der zu dieser Büssung Unter- 
worfene nicht übler als die Klostergeistlichen selbst hat. Auf 
solchen Aufenthalt wird die landrechtliche Vorschrift, dass 
ein Gefängnis nicht über vier Wochen dauern soll, herkömm- 
lich nicht bezogen, und die Staatsbehörde mischt sich in die 
Sache nicht, ausser dem Fall eines, von dem Verurtheilten 
selbst ergriffenen recursus tamquam ab abusu, wo der Ober- 
präsident die Gegenerklärung der bischöflichen Behörde ver- 
anlasst und nach gehöriger Ausmittelung des Thatbestandes 


1) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 152 (Abschrift); 
Brief des Generalvikars Dammers vom 29. September 1826, ebenda. 
2) Erzb. Kab.-Reg. Köln, a.a. 0. 
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an das Ministerium zur Entscheidung berichtet. Einstweilen wird 
es auch in den westphälisch-rheinischen Ländern eben so zu 
halten sein.“ Da dieser Punkt aber bei der bevorstehenden Ge- 
setzesrevision und bei der Abfassung des Reglements über die 
Gerechtsame der Erzbischöfe und Bischöfe zur Sprache kommen 
werde, bat der Minister den Grafen Spiegel um seine gutacht- 
liche Meinungsäusserung unter besonderer Berücksichtigung der 
Vorschläge und Bedenken des westfälischen Oberpräsidenten. 
Spiegel unterzog sich dieser Aufgabe in sehr gründlicher 
Weise. In einem ausführlichen, von München entworfenen und 
von ihm überarbeiteten Gutachten !) wurde geltend gemacht, 
manche der Aufstellungen des Oberpräsidenten von Vincke be- 
ruhten „auf Verwechslung der Begriffe und auf Irrthum“, sie 
erklärten sich „aus Mangel vollständiger Kenntnisse der ver- 
wickelten, aber consequenten katholischen Kirchen-Verfassung“. 
Betreffs der Vorlegung der geistlichen Unter- 
suchungsakten unterscheidet das Gutachten zwischen Be- 
nefiziaten und Nichtbenefiziaten. Im letzteren Fall 
könne von einer Wahrnehmung des jus circa sacra keine Rede 
sein. Der Staat habe nur zu prüfen, ob durch die Detention 
der bürgerlichen Freiheit des Delinquenten zu nahe getreten 
werde. Wenn der Geistliche ein beneficium simplex inne habe, 
sei der Staat berechtigt, die Mitteilung des Urteils zu 
verlangen, wenn das Benefizium staatlichen Patronates sei. 
Selbst im Falle eines mit einem kirchlichen Amte 
verbundenen Benefiziums könne dem Staat das 
Recht nicht zugesprochen werden, die Vorlegung der 
Akten zu verlangen. Nur für die Sentenz selbst und 
die durch sie verhängte Strafe könne eine Mitteilungs- 
pflicht anerkannt werden. 


V. Die von Spiegel gestellten Forderungen erkannte das 
Ministerium nicht als berechtigt an. Vielmehr erging am 
30. Juni 1828 an den gesamten Episkopat Preussens eine Zir- 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 155/162 (Konzept). 
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kularverfügung in verschärfendem Sinne. _ Die Bischöfe 
wurden angewiesen, „von jeder Strafverfügung, wodurch ein 
Geistlicher zu seiner Correction auf unbestimmte oder vier 
Wochen übersteigende Zeit in eine Demeriten-Anstalt oder ein 
deren Stelle vertretendes Kloster verwiesen wird, eine die er- 
hobene Anklage, den geführten Beweis und die Gründe der 
Entscheidung vollständig enthaltende Abschrift dem Ober- 
Präsidenten der Provinz zu dessen eigener Erbrechung zu über- 
senden und die Vorsteher der Demeriten-Anstalten und Klöster 
anzuweisen, von der Annahme eines Geistlichen zur Correction, 
ohne Verzug, unter genauer Angabe der Behörde, welche sie 
verfügt hat, und der festgesetzten Zeit des Aufenthalts, so 
wie von jeder Verlängerung desselben dem Ober-Präsidenten 
der Provinz zu eigener Erbrechung Anzeige zu machen“ !). 
Zur Beschwichtigung wurde hinzugefügt, die Bischöfe möchten 
sich versichert halten, „dass nicht die bei der Persönlichkeit 
der jetzigen Herren Bischöfe entfernt liegende Besorgnis eines 
Missbrauchs diese Einrichtung herbeigeführt hat, sondern die 
Ueberzeugung, dass den geistlichen Behörden selbst daran 
liegen muss, dem Publikum klar zu machen, dass, wo sie zu 
strengeren Massregeln genöthigt sind, diese im Einverständnis 
mit den Staats-Behörden angeordnet werden“. 

Auf der in dem erwähnten Ministerialreskript fixierten 
Grundlage verblieb das Institut der Detention auch weiterhin 
in Theorie und Praxis. Versuche der kirchlichen Behörden, 
den gesetzlich festgelegten Rahmen der Demeritenstrafen zu 
erweitern, schlugen fehl. 


8 4. 
Spiegel als päpstlicher Subdelegat speziell für die 
Einrichtung des geistlichen Gerichtswesens. 


I. In Berlin war die Sache des geistlichen Gerichts- 
wesens der rheinisch-westfälischen Bistümer unterdessen zwar 


1) Staatsarchiv Coblenz, Oberpräsidium Rheinprovinz, 
403. 863 (Abschrift); Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 225. 
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viel beraten, aber nicht weiter gefördert worden. Auch der 
Minister des Aeussern, von Bernstorff, hatte dem Kultus- 
minister den Wunsch zu erkennen gegeben, an den Verhand- 
lungen teilzunehmen !), worauf Altenstein mit grösster Bereit- 
willigkeit eingegangen war. Wie schon früher, so waren auch 
jetzt die beiden Minister über die Opportunität der Wieder- 
herstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit völlig einer Mei- 
nung?), Danckelmann aber beharrte auf seinem Widerstand. 
Er verlangte eine allgemeine, auch die östlichen Diözesen er- 
fassende Einschränkung des geistlichen Gerichtswesens auf 
rein geistliche und Disziplinarsachen, vor allem sollte die 
ganze bisher noch bestehende Ehegerichtsbarkeit mit bürger- 
licher Geltung den kirchlichen Gerichten entzogen werden. 
Kultus und Aeusseres waren zwar auch für eine Beschränkung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen, 
wollten sie aber gerade in Ehe- und Verlöbnissachen, wenn 
auch in bestimmten Grenzen, bewahrt wissen. 

Die erste Instanz hatte Spiegel mittlerweile in Köln 
eingerichtet, ohne das Ergebnis der gesetzgeberischen Ver- 
handlungen abzuwarten. Ein Erlass vom 12. Juli 1825?) ver- 
fügte die Organisation des Generalvikariats und die Vereidigung 
der Vikariatsräte. Entsprechend den Berliner Abmachungen 
übernahm die aus zwei Räten, dem Kanzler des Erzbistums 
als Justitiar und dem Generalvikar als Vorsitzendem bestehende 
zweite Abteilung des Vikariats unter dem Namen 
Konsistorium erster Instanz die Erledigung der ge- 
richtlichen Geschäfte. Auch die Besetzung der zweiten 
Instanz hatte er — vorbehaltlich der staatlichen Plazetierung 
der Personalien — schon eingeleitet). Die ministerielle Ge- 


!) Vgl. das Schreiben Altensteins an Bernstorff vom 7. August 1826, 
Kultusministerium KA ’V Nr. 6, vol. I (Abschrift). 

?) Ministerium des Aeussern an Altenstein 16. August 1826, 
ebenda. 

®) Handbuch der Erzdiözese Köln 1830, 8. 171. 

#) Erzb. Kab.-Reg. Köln IV 1, Bl. 70 £., Bl. 90, Bl. 99. 
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nehmigung war aber ausgeblieben. Am 10. Oktober hatte der 
Kultusminister dem Erzbischof nahegelegt, „die Organisation 
der zweiten Instanz bis zur definitiven Regulierung der An- 
gelegenheit der geistlichen Gerichtsbarkeit auszusetzen“ '). 
Spiegel sprach sich aber daraufhin wieder energisch für bal- 
dige Einrichtung der zweiten Instanz aus. Er habe allerdings 
„seit May v. J. die vorgekommenen Disciplinaria und sakra- 
mentalisch eheliche Vorkommenheiten, so wie andere geistliche 
Amtsvergehungen durch Umsicht und Behutsamkeit so geleitet, 
dass die Berufung an eine höhere Instanz nicht eingelegt, 
sondern entweder durch Ausgleichung oder Unterwerfung die 
Sache beendiget worden“. Auf die Dauer könne er aber mit 
diesen Notbehelfen nicht auskommen ?). Zudem verlange „die 
Kirchenverfassung zur Sicherstellung der Individuen geistlichen 
Standes einen geregelten Instanzen-Zug“; darin liege „das 
grosse Palladium kirchlicher Freiheit für die Geistlichen in 
jedem Range oder Würde, Gegenwirkung wider Druck und 
Wirkung von Feindschaft, Verfolgungssucht und das Mittel, 
Irrthum zu verbessern“. 

Das Kultusministerium hielt es jedoch für bedenk- 
lich, ohne Einvernehmen mit dem Justizminister dem Erz- 
bischof zur Einrichtung der zweiten Instanz irgendwelche Zu- 
stimmung oder Ermunterung auszusprechen ?). Altenstein musste 
sich sagen, dass die ganze äussere Organisation der gericht- 
lichen Körperschaften in Rheinland und Westfalen von staat- 
licher Seite aus betrachtet keinen Sinn habe, solange ihr Wir- 
kungskreis nicht gesetzlich geregelt und gegen die Zuständigkeit 
der staatlichen Gerichte abgegrenzt sei. Graf Spiegel wurde 


) Erzb. Kab.-Reg. Köln IV 1, Bl. 99/100. 

2) Spiegel an Altenstein, 4. November 1826, Erzb. Kab.-Reg. 
Köln IV 1, Bl. 101/105 (Entwurf); Kultusministerium KAV 
Nr. 6, vol. 1 (Abschrift). 

3) Entwurf zu einem nicht abgesandten Schreiben an Spiegel samt dem 
dazugehörigen Votum vom 11. Dezember 1827, Kultusministerium 
K AV Nr. 6, vol. 1. 
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daher benachrichtigt, der Besetzung der höheren Instanzen 
werde „Anstand zu geben sein“, bis das geistliche Gerichts- 
wesen „in den westlichen Theilen der Monarchie überhaupt 
in Einverständniss mit den concurrirenden Departements und 
mit Allerhöchster Genehmigung seiner Majestät des Königs 
definitiv organisirt werden kann“ !). 


II. Die fortgesetzte Verschleppung des Reorganisations- 
werkes begann allmählich auch in kurialen Kreisen un- 


liebsamen Eindruck zu machen. 
Der zum Internuntius in Brüssel ernannte Prälat Capac- 
cin1?), der vertraute Freund Bunsens, war von der Kurie 


1) Altenstein anSpiegel, 29.Mail828,KultusministeriumKAV 
Nr. 6, vol. I. — Da die höheren Instanzen noch nicht eingerichtet waren,, 
fanden auch die staatlicherseits ausgesetzten Besoldungen für das Gerichts- 
personal keine Verwendung. Am 26. Februar 1828 beschied Altenstein den 
Oberpräsidenten von Ingersleben zu Koblenz, „dass für das Jahr 1827 
die 400 Thaler Besoldungen für die 2. Instanz des erzbischöflichen Con- 
sistorii, und 700 Thaler Gehälter für die Mitglieder des Prosynodal-Gerichts 
in Aachen, erspart bleiben; pro 1828 behalte ich mir dagegen hinsichts 
dieser beiden Posten die nähere Bestimmung noch vor.“ Erzb. Kab.-Reg. 
KölnXXIX1*, vol. I Bl. 322 (Abschrift); Ingersleben an Spiegel, 20. März. 
1828, ebenda, Bl. 321. — Am 29. Mai 1828 teilte Altenstein dem Erz- 
bischof mit, dass „die dortige Königl. Regierung angewiesen worden ist, 
die im Deposito Ihres General-Vicariat-Amtes befindlichen 75 Thaler zu 
Besoldungen der Mitglieder des Consistorii 2. Instanz, pro 4. Quartal 1825 
als einen nicht verbrauchten Gehalts-Fonds zurückzuziehen“. Vgl. Alten- 
stein an Spiegel, 29. Mai 1828, KultusministeriumKAV Nr. 6, 
vol. I (Abschrift). 

?) Francesco Capaccini (1784-1845), seit 1824 Substitut. 
des Sekretariats der Apostolischen Breven, 1828 Gesandter im Haag, 1831 
Substitut des Staatssekretariats, 1837 in besonderer Sendung in Wien und 
Berlin, 1842—1844 als Internuntius und apostolischer Legat in Portugal, 
1844 Kardinal. Ueber die Persönlichkeit deshochbegabten Staatsmannes vgl. 
Reusch, Briefe an Bunsen, S.13 fi.; Gams, Kirchengeschichte im 19. Jahr- 
hundert IL, Innsbruck 1855, S.596 fl.; DerselbeinWetzerund Weltes 
Kirchenlexikon 1I2, Sp. 1879f.; W. Prisac, Die päpstlichen Legaten 
Commendone und Cappacini (!) in Berlin und ihre Aufgabe, Neuss 1846, 
S.174fi.; Brück, Geschichte der katholischen Kirche in Deutschland I12, 
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beauftragt worden, bei seiner Reise nach Brüssel im Jahre 
1828 sich über den kirchlichen Zustand der rheinischen Diö- 
zesen zu informieren und darüber nach Rom zu berichten !). 
In Köln hatte er mit Spiegel eingehende Konferenzen über 
die Frage des geistlichen Gerichtswesens?). In einem Schreiben, 
das er bald nach seiner Ankunft in Brüssel an Bunsen 
sandte, sprach er „seine Zufriedenheit mit dem dortigen Zu- 
stand im Allgemeinen, seine verehrungsvolle Anerkennung des 
grossartigen und wohlwollenden Sinnes der Regierung“ aus?). 
Zugleich aber wies er auf einzelne Punkte hin, die er nicht 
billigen könne, und sprach sich in einer späteren Zuschrift an 
Bunsen darüber noch näher aus. Vor allem anderen fand der 
römische Prälat „ungerecht, drückend und der durch die Bulle 
de salute animarum sanctionierten diplomatischen Ueberein- 
kunft zuwiderlaufend, den Mangel der Organisation der bischöf- 
lichen Gerichtsbarkeit“ *). 

Bunsen erklärte dem Minister des Aeussern, „dass die 
Erörterung dieses Punktes ıhn in die grösste Verlegenheit 
setzen würde“. Denn schon im Jahre 1825 habe er auf 
höhere Weisung dem päpstlichen Stuhl eine offizielle Erklä- 
rung abgegeben, es sei die Absicht seines Hofes, die Gerichts- 
barkeit in den rheinisch-westfälischen Provinzen zu organisieren. 
Das damals von ihm befürwortete Aachener Prosynodalgericht 
sei von der Kurie zwar abgelehnt worden; daraufhin habe 


S. 139. 378; Friedrich Lauchert im Kirchlichen Handlexikon 
herausg. vonM.Buchberger, München 1907, I, Sp. 833; Alexander 
Schnütgen, Das Elsass und die Erneuerung des katholischen Lebens 
in Deutschland von 1814—1848, Strassburger Beiträge zur neueren Ge- 
schichte, herausgegeben von Martin Spahn VI, Strassburg 1913, 
Ss. 95f. 

1) Bericht Bunsens vom 13. Juni 1829, Kultusministerium 
KAV Nr. 6, vol. I (Abschrift). 

2) Vgl. das Schreiben Spiegels an Bunsen vom 24. Oktober 1828 
bei Reusch, Briefe an Bunsen, S. 108. 

3) Bericht Bunsens, a. a. O. 

#) Bericht Bunsens, a. a. 0. 
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jedoch die Regierung sich bereit erklärt, die Prosynodalein- 
richtung der östlichen Provinzen auf den Westen zu über- 
tragen; zugleich sei ihm schon die Benennung der Prosynodal- 
richter in Aussicht gestellt worden, welche er dem päpstlichen 
Stuhl zur Bestätigung vorzuschlagen habe. Seither seien schon 
drei Jahre verflossen, ohne dass die Angelegenheit weiter ge- 
fördert sei. Ja, es schienen sogar „einzelne unverächtliche 
Stimmen ... die Besorgnis auszusprechen, als sei das so feier- 
lich anerkannte und festgestellte Princip selbst in Zweifel 
gezogen“. Er bat daher seinen Ühef, die der Ausführung des 
Projekts entgegenstehenden Schwierigkeiten zu beseitigen, um 
so „einer unangenehmen Erörterung von Seiten des hiesigen 
Hofes zu entgehen“ !). | 


III. Die wohlwollende Stellung, welche der Kultusminister 
von Altenstein der geistlichen Gerichtsbarkeit gegenüber des 
öfteren bekundet hatte, hatte bei dem Kölner Erzbischof 
immer noch die Hoffnung genährt, der Widerstand des Justiz- 
ministers werde schliesslich doch überwunden „und der kathol. 
Kirche das amtliche und kirchlich verfassungsmässige Recht 
der geistlichen Gerichte für die dahin gehörenden Sachen zu- 
gestanden werden“ ?). Im Sommer 1829 gab ihm aber schliess- 
lich ein Schreiben des Kultusministeriums die Ueberzeugung ?), 
„es stehe beim Herren Justizminister Grafen von Danckelmann 
Excellenz nichts für das geistliche Gerichtswesen zu erwarten‘. 
Als Spiegel sich so nach all den mühseligen Verhandlungen 
bitter enttäuscht sah und ihm „jede Hoffnung, die Aufstellung 
der geistlichen Gerichte, ohne welche die Bischöfe ihr Amt, 
wozu Kirche und Staat sie berufen haben, nicht genügend 


{) Bericht Bunsens, a. a. O. 

2) Schreiben an Hohenzollern vom 12. August 1829, Erzb. Kab.- 
Reg. Köln XXIX |, vol. II, Bl. 1/3 (Konzept). 

3) Schreiben vom 10. Juli 1829, Kultusministerium KAV 
Nr. 6, vol. I (Abschrift). 


Spiegel ruft den Fürstbischof von Ermland an. 357 


verwalten können, verwirklicht zu sehen“ !), benommen war, 
hielt er sich für verpflichtet, seinem Auftraggeber, dem Fürst- 
bischof von Ermland, amtliche Mitteilung über die ver- 
zweifelte Lage des Reformplanes zu machen). In einem 
eindringlichen Schreiben schilderte er Hohenzollern den Ver- 
lauf der Verhandlungen zwischen ihm und der Regierung 
und legte zur Information das Altensteinsche Schreiben vom 
18. Juli 1826°) nebst einem Auszug der Danckelmannschen 
Rückäusserung vom 28. November 1825) bei. Der ihm vom 
Kultusministerium gewordenen Aufgabe sei er pflichtmässig 
nachgekommen, die Gutachten seiner Suffragane von Trier, 
Münster und Paderborn seien nach Berlin eingesandt worden. 
Auf welche Weise er selbst die Angelegenheit behandelt habe, 
könne Seine Durchlaucht aus dem beigelesten Gutachten vom 
10. Dezember 1826°) ersehen, welches beim Kultusminister 
eine sehr wohlwollende und anerkennende Aufnahme gefunden 
habe. Da er aber trotz aller Bemühungen nichts habe er- 
reichen können, stelle er es nunmehr dem apostolischen Dele- 
gaten anheim, ob er bei den betreffenden Ministerien oder 
durch unmittelbaren Vortrag beim König die Sache wieder 
in Fluss bringen wolle, oder vielleicht auch durch Bericht 
an die Kurie auf diplomatischem Weg ans Ziel zu kommen 
denke ®). 

Der Ton des Schreibens zeigt, wie sehr Spiegel die be- 
harrliche Ablehnung des Justizministers und das Scheitern 
seiner Bemühungen schmerzte. „Augenfällig ist es® — schreibt 
er — „dass wir Bischöfe in den westlichen preussischen Pro- 


1) Schreiben an Altenstein, 12. August 1829, Kultusmini- 
sterium KAV Nr. 6, vol. I; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1], 
vol. II, Bl. 3/4 (Konzept). 

2) Schreiben vom 12. August 1829, a.a. O. 

2) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX |, vol. I, Bl 111. 

4 Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX |, vol. I, Bl. 112/115. 

5) Die Spiegelsche Denkschrift. 

6) Schreiben an Hohenzollern, a. a. O., Bl. 2. 
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vinzen aus Abgang der Gerichtsbehörden in der peinlichsten 
Verlegenheit uns befinden und unserm Amte keineswegs ge- 
nügen können; daher darf der Gegenstand nicht unerledigt 
bleiben. So lange ich noch Hoffnung hatte, etwas für die 
Sache unserer heiligen Kirche hierüber zu erwirken, habe 
ich Ew. Hochwürdigst, dem Apostolischen Herrn Delegaten, 
meinem hohen Committenten, nicht lästig fallen wollen; aber 
gegenwärtig, im Gefühle meiner Ohnmacht, darf ich, um 
nicht Gewissensverletzung auf mich zu laden, nicht länger 
schweigen und muss bei meiner höhern geistlichen Behörde 
um Abhülfe der drohenden Gefahr für Verlust an wesent- 
lichen Kirchengerechtsamen, und um Erwirkung der Zu- 
lassung geistlicher Gerichtsbehörden aufs angelegentlichste 
bitten“ )). 

Am gleichen Tage ging eine Abschrift des Berichtes auch 
an das Kultusministerium ab, zugleich mit einem sehr ener- 
gischen Schreiben ?), in welchem Spiegel sich bitter über die 
Verschleppung der ihm so wichtig erscheinenden Angelegen- 
heit beklagt: „Die hier zur Frage stehende Sache ist zu tief 
in der katholischen Kirchenverfassung begründet, als dass sie 
unerledigt bleiben kann. Auch haben unsers Königs Majestät 
die päpstliche Bulle de Salute animarum ausdrücklich sank- 
tionirt, sogar auch noch ein spezielles Statut für die Ausübung 
der bischöflichen amtlichen Vorkommenheiten allermildest zu- 
gesagt, daher ich nicht zweifle, es würden des Königs Majestät 
den Herrn Justizminister Grafen von Dankelmann Excellenz 
zur Mitbearbeitung der Angelegenheit aneifern, wenn das 
Königl. hohe Ministerium der geistlichen & Angelegenheiten 
Vortrag darüber an des Königs Majestät zu machen und die 
wiederholte Ablehnung des Herrn Justizministers zur Mitwir- 
kung dabei anzuregen geruhen würde. Hierüber die ganz 


1) Schreiben an Hohenzollern, BI. 2. 
2) Kultusministerium KAVNr.6, vol.I; Erzb.Kab.- 
Reg. Köln XXIX |, vol. II, Bl. 3/4 (Konzept). 
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gehorsamste Bitte zu wagen, darüber mag die Wichtigkeit 
der die Gewissen der Katholiken ergreifenden Angelegen- 
heit mich rechtfertigen. Gegenwärtig lähmt der Herr Justiz- 
Minister durch seine Weigerung der Theilnahme die Aus- 
führung der sanktionirten päpstlichen Bulle de Salute 
anımarum, und der katholischen hierarchischen Kirchen- 
verfassung überkömmt eine, wie soll ich es nennen, Unbild 
ohne Grenzen‘. 

Auch den Bischof von Trier informierte Spiegel über den 
hoffnungslosen Stand der Verhandlungen), legte ihm Ab- 
schriften seiner Berichte an den apostolischen Delegaten ?) und 
an das Kultusministerium®) bei und bat ihn, ihm seine Mei- 
nung darüber mitzuteilen. 


IV. Der apostolische Delegat schien wenig Lust zu 
verspüren, die undankbare Arbeit persönlich in die Hand zu 
nehmen. Zudem war Spiegel im Herbst des Jahres nach 
Berlin gereist und infolgedessen eher imstande, die Sache an 
Ort und Stelle energisch zu betreiben. Schmedding, der in 
öfteren Konferenzen von der Tüchtigkeit und Geschäftsgewandt- 
heit des Kölner Erzbischofs den besten Eindruck erhalten 
hatte, ersuchte daher am 31. Oktober den Fürstbischof von 
Ermland, er möge Spiegel zur Durchführung der Gerichts- 
organisation der ganzen Kirchenprovinz Köln noch besonders 
bevollmächtigen !). 

Am 10. November 1829 sandte Joseph von Hohenzollern 
die in offizieller Form vollzogene Subdelegation an Schmed- 
ding, der sie am 17. November dem in Berlin anwesenden 


1) Schreiben vom 16. August 1829, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX1, vol. I, Bl. 5 (Konzept); Original in Trier, Offizialats- 
akten. 

2) Vgl. das Schreiben vom 16. August, a.a. 0. 

3) Vgl. das Schreiben vom 16. August, a. a. O. 

*) Brief Spiegels an Hommer vom 15. Januar 1832, Offizialatsakten 
Trier, ohne Registraturnummer. 
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Erzbischof zuschickte!). In dem beiliegenden Antwortschreiben 
an Spiegel?) äusserte sich Hohenzollern im Hinblick auf die 
von dem Justizminister geltend gemachten Gegengründe: „Un- 
erklärbar bleibt mir die Behauptung: dass die Ausübung der 
geistlichen Gerichtsbarkeit nicht zur essentiellen Einrichtung 
eines Bisthums gehöre, und dass solche Bestimmungen und 
Observanzen, wornach in irgend einer Provinz die Kirche be- 
hindert wird, die Gerichtsbarkeit auszuüben, als gesetzlich 
bindend betrachtet werden können, zumal da der Kirche von 
Ihrem Stifter selbst die Recht sprechende Macht verliehen ist, 
diese aber nicht ohne Richter, und diese nicht ohne Gerichte 
bestehen können, daher es dann essentiell in der Kirche eine 
Gerichtsbarkeit giebt, welche zwar in irgend einer Provinz 
de facto, aber nicht de jure verkannt werden kann“. Im Ver- 
trauen auf die Gerechtigkeit der Sache hoffe er zuversichtlich, 
dass es Spiegel gelingen werde, die Angelegenheit zum ge- 
wünschten Ziele zu bringen ?). 


!) Schreiben Schmeddings, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, 
vol. II, Bl.7; Schmedding an Altenstein, 17. November 1829, Kultus- 
ministerium KAV Nr. 6, vol. I. 

2) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. II, Bl. 8. 

®) Das Subdelegationsinstrument vom 10. November 1829 lautete in 
seinem sachlichen Teil folgendermassen: 

„Jure Delegati Apostolici muniti subdelegavimus Fraternitati Tuae 
Rındmae sub 42 Augusti 1824 negotium Ecelesiae Archiepiscopalis Colo- 
niensis plenarie et absolute ad praeseriptum Bullae Pontificiae: „de salute- 
animarum“ ordinandae et constituendae; dein etiam sub 25t2 Augustia. ejd. 
Eidem communicavimus dotationem in valida regni forma pro dieta 
Ecclesia exaratam in Archivo ejusdem asservandam et executioni mandan- 
dam,in qua expressa fit mentio judicum ecelesiasticorum, profecto non ex alia. 
ratione, quam ut per eosdem jurisdictio, observata judicii formä ad praeca- 
vendam injuriam, exerceri possit. 

Cum vero nunc ex Literis a Fraternitate Tua Reverendissima sub 
12M2 Augusti a.c. ad Nos datis intelleximus, non solum in Ecelesia Archi- 
episcopali Coloniensi, sed etiam in assignatis eidem Suffraganeis Ecclesiis 
Episcopalibus Monasteriensi, Trevirensi et Paderbornensi Judicia Ecelesia- 
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V. Der Kölner Erzbischof war nicht wenig über- 
rascht, als Antwort auf seine Vorstellungen einfach eine neue 
ausdrückliche Bevollmächtigung zu erhalten, auf dem be- 
tretenen Wege weiter zu gehen); denn das hätte er auch 
ohne besondere Delegation gekonnt. In seiner Subdelegation 
zur Organisation des Erzbistums war die Vollmacht zur Ein- 
richtung der geistlichen Gerichte selbstverständlich mit ein- 
geschlossen. Er sandte eine Abschrift des neuen Subdelega- 
tionsinstruments an den Kultusminister?) und bat ihn um Rat 


stica, licet dotata, necdum tamen esse constituta et ordinata, ideoque 
in iisdem a Nobis tanquam Delegato Apostolico postulatum, ut facultatem 
alias, ut praefertur, subdelegatam etiam ad hancce rem feliciter peragendam 
extenderemus; hince Fraternitatem Tuam Reverendissimam, cuius in rebus 
ecclesiasticis gerendis peritiam perspectam habemus, ad hoc specialiter 
subdelegandam esse censuimus: 

ut in dictis Archiepiscopali et eidem assignatis Suffraganeis Ecclesiis. 
Judicia ecsclesiastica primae, secundae et tertiae instantiae omni, quo 
fieri potest, meliori modo, relate ad principia juris Canonici constituenda 
et ordinanda curet, huncque in finem de hisce cum Viris Clarissimis et 
Excellentissimis, ad quos pertinet, Ministris Regis, seu rebus ecclesiasticis, 
seu justitiae administrandae praefectis conferat et agat, ac, in quantum 
necessarium visum fuerit, pro effectu memorato consequendo Ipsius Regis 
Serenissimi et Potentissimi gratiam et protectionem imploret, 

prout subdelegamus praesentibus, firma spe freti, non denegatum 
iri jurisdietionis esclesiasticae exercitium, ad ipsa religionis catholicae 
essentialia spectans, sine qua conscientia catholicorum subditorum 
illaesa stare nequit...“ Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. II, 
Bl. 9/10. A 

1) Brief an Hommer vom 15. Januar 1832, Offizialatsakten Trier, 
ohne Signatur. 

2) Schreiben vom 21. November 1829, Kultusministerium 
KAV Nr. 6, vol. I; Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1€, vol. IL, BL 11 
(Konzept). Eine Erweiterung der früher gegebenen Vollmacht wurde 
durch die neue Subdelegation nur ‚in so fern erteilt, als die früher auf die 
Erzdiözese beschränkte Subdelegation jetzt auf die ganze Kölner Kirchen- 
provinz ausgedehnt wurde. Vgl. die frühere Subdelegationsurkunde vom 
4. August 1824 bei Hüffer, Forschungen auf dem Gebiete des fran- 
zösischen und rheinischen Kirchenrechts, S. 236 £. 
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über die nunmehr einzuschlagenden Wege. Dem Fürstbischof 
von Hohenzollern dankte er für das ihm erwiesene Vertrauen 
und berichtete ihm nochmals über den Stand der Angelegen- 
heit!). Bei seiner Anwesenheit in Berlin habe er die Ge- 
legenheit benutzt, „fürs erste die nähere Geschäftslage zu er- 
forschen, wobei sich dann ergab, dass Schriftenwechsel über 
die Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit zwischen dem Herrn 
von Altenstein und Graf von Danckelmann Excellenz statt- 
gefunden und von Seiten des erstgenannten die Sache der 
Kirche mit Ernst und Eifer behandelt, andererseits aber fort- 
während abgelehnet ist, und nun schon der Gegenstand als 
eine zwischen zwei Königlichen Hohen Ministerien in Wider- 
spruch gerathene Angelegenheit Einleitung bei dem könig- 
lichen Staats - Ministerio gefunden hat“. Spiegel erklärte, 
„hierüber mit dem geschäftskundigen und nicht minder tiefer 
Einsicht vollen geheimen Ober-Regierung-Rath Schmedding 
Rath zu nehmen, und nur mit seiner Zustimmung in dieser 
hochwichtigen Sache zu handeln“. 

Aus den bisherigen schlimmen Erfahrungen mochte 
Spiegel wohl endgültig die Ueberzeugung gewonnen haben, 
dass weitere Schritte bei den Ministerien verlorene Mühe sein 
würden. Noch während seiner Anwesenheit in Berlin rich- 
tete er daher — wahrscheinlich auf den Rat Schmeddings — 
am 25. November 1829 eine Immediateingabe an den 
König: 

„Allerdurchlauchtigster Großmächtigster König! Aller- 
gnädigster König und Herr! Ew. Königliche Majestät ge- 
ruheten Allergnädigst mir das Erzbisthum Coeln anzuvertrauen. 
Strenge Pflichterfüllung ist seitdem mein Augenmerk gewesen. 
Ew. Königliche Majestät hatten früher schon durch die Aller- 
höchste Sanctionirung der päbstlichen Bulle de salute ani- 
marum den katholischen Erz- und Bischöfen in Allerhöchst- 


!) Schreiben vom 21. November 1829, Erzb. Kab.- Reg. Köln 
XXIX 1, vol. II, Bl. 12 (Konzept), 


Spiegels Immediateingabe 1829. 363 


ihrer Monarchie die zur Ausübung ihrer Amts-Obliegenheiten 
erforderlichen Befugnisse allermildest zugestanden, dann noch 
allergnädigst zu äussern und in Gnaden zuzusagen geruht, 
dass es mit den Bischöfen in den westlichen Provinzen ge- 
halten werden solle, wie es in den östlichen Provinzen bestehe. 
Hierauf schritt der hochwürdigste Apostolische Delegat, Fürst- 
bischof von Ermland, zur Ausführung der Cireumscriptions- 
bulle, um unter Mitwirkung Ew. Königlichen Majestät hohen 
Ministeriums der Geistlichen ete. Angelegenheiten die katho- 
lischen Kirchensachen zu ordnen. Mir wurde, in Berücksich- 
tigung der grossen Entfernung zwischen Oliva und Coeln die 
Organisation im Erzstifte Coeln subdelegationsweise über- 
tragen, dann auch von mir ausgeführt bis zum Artikel der 
für die geistliche Gerichtsbarkeit aufzustellenden Behörde im 
General-Vikariate. Zwar war der Herr Staatsminister von Alten- 
stein Excellenz, vom Rechtsgefühle geleitet, ganz bereitwillig, 
auch diese wesentliche Angelegenheit Ew. Königlichen Majestät 
Allerhöchstem Willen gemäss ins Leben zu rufen, aber die 
Ausführung fand Anstand bei dem Herrn Justiz - Minister 
Grafen von Danckelmann Excellenz, und keine Gründe und 
Vorstellungen waren vermögend, hochihn zum eigentlich Er- 
forderlichen und Besseren einlenken zu machen. Dadurch ist 
nun aber die bischöfliche Verwaltung im wesentlichsten Theile 
der äusseren Einwirkung auf die Geistlichkeit gelähmet, und 
mir dem subdelegato erübrigte nur Berichtserstattung und 
Bitte um Selbsteinschreitung an den hochwürdigsten aposto- 
lischen Delegat. Auf dieses mein, dem & Ministerio der 
Geistlichen Angelegenheiten bekanntes Benehmen, ist mir nun 
vom & Apostolischen Delegato der ausgedehntere Auftrag dahin 
geworden, die Angelegenheit der geistlichen Gerichtsbarkeit 
nicht nur für die Erzdiöces Öoeln, sondern zugleich auch für 
die Suffraganbischöfe Erzstifts Coeln als in der nemlichen Ver- 
legenheit versetzt, bei Ew. Königlichen Majestät allerunter- 
thänigst vorzutragen und Allerhöchstihre Gnade und Schutz 
allerunterwürfigst zu imploriren. Ew. Königlichen Majestät 
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Allerhöchstem Throne nähere ich mich daher mit innigster 
Zuversicht auf Allerhöchstihre Gerechtigkeit und bitte aller- 
ehrfurchtsvollst Ew. Königliche Majestät wollen geruhen, Aller- 
höchstihrem Justiz-Minister Grafen von Danckelmann Excellenz 
die Weisung in Gnaden zu ertheilen, dass Er den bisherigen 
die katholische Kirche hart beschwerenden Widerstand auf- 
geben und zur Ausführung Ew. Königlichen Majestät aus- 
gesprochenen Allerhöchsten Willen — Gleichstellung der 
Bischöfe in den westlichen Provinzen mit jenen 
im östlichen Theile der Monarchie, in Beziehung auf 
geistliche Gerichtsbarkeit in persönlichen und Real-Geistlichen 
Sachen, die Hand biete. Ew. Königlichen Majestät Aller- 
höchste fürstväterliche Fürsorge hat sogar schon in den in 
Verona am 4ten November 1822 vollzogenen Dotations-Etats 
die Besoldung für das anzustellende Personal bestimmt und 
dadurch klar ausgesprochen Allerhöchstihren Willen für die 
Ausführung der päbstlichen Bulle de salute anımarum auch 
in Beziehung auf bischöfliche amtliche geistliche Gerichtsbar- 
keit. Daher war der nun an Seiten der obersten Justiz-Person 
eingetretene Widerspruch keineswegs zu erwarten. Da aber 
der angeregte Widerstand dennoch eingetreten ist und ich 
dadurch in der Ausübung meiner amtlichen Befugnisse und 
darauf gegründeten Pflichterfüllung de facto gelähmt bin, so 
sind auch die Folgen nicht ausgeblieben, Ungehorsam bei 
Ahndung verdienenden Geistlichen ist ausgebrochen, und das 
geistliche Oberhirtenamt am Rhein und in Westphalen ist 
bloßgestellt, gleichsam Preis gegeben. Ew. Königlichen Ma- 
jestät klage ich in Wehmuth diese Sachenlage und bitte aller- 
ehrfurchtsvollst um gerechte Abhülfe. Dann werden, ich, der 
Erzbischof von Coeln sowohl als die Suffraganbischöfe in 
Westphalen und am Rhein im Stande sein, den übernommenen 
Pflichten nachzukommen und Ew. Königlichen Majestät aller- 
höchsten Willen, in dem uns überkommenen geistlichen Wir- 
kungskreise überall zu befolgen. In Allertiefester Unterwürfig- 
keit ersterbend Ew. Königlichen Majestät Allerunterthänigster 
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treu gehorsamster Graf Spiegel zum Desenberg, Erzbischof 
von Üoeln“ }). 


VI. Die Immediateingabe Spiegels hatte Erfolg. Durch 
Kabinettsordre vom 24. Dezember 1829?) wurden 
die beteiligten Ministerien des Kultus, des Aeussern und der 
Justiz angewiesen, über den Stand der Verhandlungen und die 
dabei erwachsenen Schwierigkeiten an den König zu berichten 
und Vorschläge zu ihrer baldıgen Erledigung zu machen. 
Durch ein Schreiben Lottums vom selben Tage wurde Spiegel 
von dieser allerhöchsten Entschliessung benachrichtigt ?). 

Danckelmann gab aber auch jetzt seinen Widerstand noch 
nicht auf. Bernstorff und Altenstein entschlossen sich, die 
Sache zum unmittelbaren Vortrag beim König zu bringen‘). 
Um den von Friedrich Wilhelm III. geforderten Bericht voll- 
ständig erstatten zu können, erbaten sie sich von dem Fürst- 
bischof von Ermland Auskunft; 

a) „welchen Umfang hinsichtlich der den geistlichen 
Gerichten zur Beurteilung und Entscheidung zu überweisenden 
Gegenstände, 

b) was für Formen, hinsichtlich der Bildung und 
Besetzung dieser Gerichte, und 

c) welche Bestimmungen, hinsichts des Instanzen- 
zuges und des Verfahrens, 

Ew. Durchlaucht für das Erzbisthum Coeln, und die Bis- 
thümer Trier, Paderborn und Münster, als apostolischer Delegat 
in Anspruch nehmen zu müssen glauben“ °). 


1) Kultusministerium KAV Nr.6, vol. II; Erzb. Kab.- 
Reg. Köln XXIX 1, vol. I, Bl. 13/14 (Konzept). 

2) Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. II. 

DiErzb..Kıab.BReg. Köln XRIX, 1, volsIl, Bl..15. 

4) Altenstein an Bernstorff, 13. Juli1830, Kultusministerium 
KAV Nr. 6, vol. I (Konzept). 

5) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. II, Bl.18 (Abschrift); 
vgl. auch das Schreiben Hohenzollerns an Altenstein vom 27. Juli 1830, 
Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. I. 
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Eigenartig ist es, dass Altenstein trotz der speziellen Sub- 
delegation Spiegels, trotzdem der Fürstbischof von Ermland 
bei den bisher gepflogenen Verhandlungen ganz im Hinter- 
grund gestanden hatte und trotzdem gerade die direkte Ein- 
gabe Spiegels an den König die ganze Angelegenheit wieder 
in Fluss gebracht hatte, sich nochmals nach Ermland und nicht 
nach Köln um Auskunft wandte. Hohenzollern begnügte sich 
denn auch damit, am 27. Juli 1830 die ihm gestellten Fragen 
an Spiegel weiterzugeben !) und bat ihn, dem Ministerium der 
geistlichen Angelegenheiten über die angeführten Punkte mög- 
lichst bald ausführliche Mitteilung zu machen und überhaupt 
sich die Förderung der Sache weiter angelegen sein zu lassen. 


VI. Spiegel war, wie aus einem Schreiben an seinen Ge- 
neralvikar Hüsgen und den erzbischöflichen Kanzler von Groote 
hervorgeht ?), nicht sehr angenehm davon berührt, dass ihm 
„die Aufgabe hieher geschoben“ worden war. Am 8. August 
forderte er die Genannten auf, einen ausführlichen Organisa- 
tionsplan und eine Geschäftsordnung für die geistlichen Ge- 
richte des Erzstifts Coeln aufzustellen. Nach Erledigung dieser 
schriftlichen Vorarbeiten solle die Sache noch näher besprochen 
werden. Eine Abteilung des Generalvikariates solle die erste 
Instanz für das Erzbistum bilden, ein zweiter Gerichtshof die 
Appellationssachen aus der Kirchenprovinz verhandeln, für 
die dritte Instanz sollten judices in partibus vom Papste er- 
beten werden. 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. I, Bl. 18; vgl. auch 
Hohenzollerns Schreiben an Altenstein vom selben Tage, Kultusmini- 
sterium KAV Nr. 6, vol. II. Am 29. Dezember 1829 übersandtie 
Hohenzollern dem Regierungsrat Schmedding ein (von dem Regens Scheill 
verfasstes) Gutachten über die geistliche Gerichtsbarkeit in der Metro- 
politanprovinz Köln „sub sigillo volante“, mit dem Ersuchen, es an Spiegel 
weiterzugeben. Vgl. Schreiben Hohenzollerns an Spiegel (1829, 29. De- 
zember), Erzb. Kab.-Reg. XXIX1, vol. II, Bl.16. Siehe Scheill, 
Geistliche Gerichtsbarkeit I, 8. 85 ff. 

2) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXX 1, vol. II. 
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Das Gutachten von Grootes, welches Spiegel nicht befrie- 
digte, wurde von ihm gar nicht benutzt!). Inzwischen hatte 
er selbst die Frage eifrig bearbeitet und zusammen mit seinem 
Vertrauten Dr. München einen Bericht an das Kultus- 
ministerium zusammengestellt, in dem er die von dem 
Ministerium namhaft gemachten Punkte eingehend erörterte?). 
Er hatte wieder neue Hoffnung bekommen und dankte Alten- 
stein in den wärmsten Worten für dessen „so erfolgreiche als 
entschieden kräftige Theilnahme an dem Betriebe dieser grossen 
und wesentlichen Organisationssache‘. 


I. Bei Erörterung der ersten Frage, betreffend den Um- 
fang derden geistlichen Gerichten zur Beurteilung und 
Entscheidung zu überweisenden Rechtssachen, bezieht 
der Erzbischof sich auf die in seinem ersten Gutachten vom 
10. Dezember 1826 dargelegten Postulate; zugleich versichert er 
den Kultusminister, es sei sein Bestreben, „lediglich das rein 
Kirchliche und was nach der katholischen Kirchenverfassung 
wesentlich und zur Handhabung der Ordnung und der öffent- 


lichen guten Sitten unerlässlich ist, ins Auge zu fassen, und 


dasjenige, was des Staates ist, gewissenhaft und streng ab- 
zusondern‘. Im einzelnen sind seine Vorschläge folgende: 

1. Was das Vermögen angeht, so sind die Bestim- 
mungen der $$S 2 und 3 der südpreussischen Konstitution im 
ganzen erschöpfend und ihre Ausdehnung auf Rheinland und 
Westfalen erwünscht. 


1) Gutachten vom 3. September 1830, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol. II, Bl. 2i. Spiegel las es erst am 16. März 1831, nachdem 
er seine Denkschrift schon verfasst hatte. Vgl. Randnotiz a. a. O. 

2) Bericht vom 2. September 1830, KultusministeriumKAV 
Nr. 6, vol. H;Erzb.Kab.-Reg. Köln XXIX]W, vol. II, Bl. 22/28 (Kon- 
zept). Als Anlagen waren die Formulare für die Ernennung des Vorsitzenden 
des Konsistoriums und der zweiten Instanz, die Ernennung der geistlichen 
Räte, die Eidesformeln für den Präsidenten, die geistlichen Räte, den 
Justitiar, den Sekretär, für den Präses des Prosynodalgerichts und die 
Prosynodalgerichtsräte beigefügt. 
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Demnach können 

a) letztwillige Verfügungen von Geistlichen auch bei einem 
geistlichen Gerichte niedergelegt werden; nach geschehener 
Publikation sind sie aber gemäss Allgemeinen Landrechts 
Teil I, Tit. 12, $ 237 an die Regierung bezw. an die zuständige 
Gerichtsbehörde einzusenden. Etwaige Prozesse sind nach $ 2 
der südpreussischen Konstitution zu verhandeln; 

b) nach Ableben eines in einem kirchlichen Amt ange- 
stellten Geistlichen können die bischöflichen Gerichte ihre Siegel 
zugleich mit anlegen; 

c) an der Entsiegelung und Auslieferung des Nachlasses 
an die Erben nehmen die geistlichen Gerichte ebenfalls teil; 

d) bei gerichtlicher Regulierung des Nachlasses ist den 
bischöflichen Gerichten der Termin mitzuteilen, damit sie 
eventuell die Rechte der piae causae wahrnehmen können. 

Grösseres Gewicht wird darauf gelegt, dass alle Klagen 
betreffend Stolgebühren und Messstipendien, insofern sich diese 
Leistungen auf einzelne kirchliche Handlungen beziehen, dem 
geistlichen Forum überlassen werden. Die Verhandlung sol- 
cher, dazu meist noch geringfügiger Klagen vor einem welt- 
lichen Gerichte sei anstössig und nachteilig; durch Ueber- 
weisung an das geistliche Forum würden die kirchlichen 
Behörden instand gesetzt, etwaige Missbräuche wirksam zu 
heben und Skandale zu vermeiden. Das Allgemeine Land- 
recht Teil II, Tit. 11, $ 129 bestätige diese Auffassung, 
wenn es bestimme, dass auch über ein Privatinteresse, 
welches bei Gelegenheit einer Amtshandlung entstanden ist, 
das Erkenntnis in der Regel den weltlichen Gerichten 
gebühre. Eine zulässige Ausnahme lasse die Regel be- 
stehen. 

2. Von der grössten Bedeutung ist die Kognition der geist- 
lichen Gerichte über die Handlungen der Geistlichen und 
der übrigen Kirchenmitglieder. Das Allgemeine Land- 
recht und die südpreussische Konstitution enthalten hierüber 
im ganzen ausreichende Bestimmungen. Es bedarf daher nur 
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der „gesetzlichen Erklärung ihrer Anwendbarkeit in den Rhein- 
landen‘. 

A. In Bezug auf die Geistlichen: 

a) Alle Standes- und Amtsvergehen gehören vor die geist- 
lichen Gerichte. Allgemeines Landrecht Teil II, Tit. 11, 
85 121, 122, 126. Vgl. mit SS 66, 67, 68; Südpreussische 


Konstitution $ >. 


b) Die Beurteilung und Straffestsetzung ge- 
schieht nach den Vorschriften des kanonischen 
Rechtes. Allgemeines Landrecht a. a. O., $ 66; Südpreussi- 
sche Konstitution a. a. O. Die Strafen sind keine körperlichen. 
Als körperliche Strafen gelten nicht die geistlichen Buss- 
übungen (Allgemeines Landrecht Teil U, Tit. 11, $ 125), 
ebensowenig wie der Aufenthalt in einem Kloster (Konstitu- 
tion, $ 5) bezw. einem Demeritenhause. 

c) Amtsvergehen, welche zugleich „ausdrücklich 
verpöhnte bürgerliche Vergehen oder Verbrechen 
sind“ !), gehören unter dieser Rücksicht vor die weltlichen Ge- 
richte. Nach gefälltem staatlichem Urteil ist es den geist- 
lichen Gerichten zu überlassen, ob und inwiefern wegen kirch- 
lichen Vergehens noch eine Ahndung einzutreten hat (Kon- 
stitution, $ 5). Den geistlichen Gerichten ist demnach von 
den weltlichen über Vergehen und Urteil die nötige Mit- 
teilung zu machen. 

d) Ebenso ist es dem geistlichen Gerichte zu noti- 
fiziren, wenn ein Geistlicher von dem weltlichen 
Gericht verurteilt wird, da auch bei bürgerlichen Vergehen 
wegen des gegebenen Aergernisses oder aus anderen Kück- 
sichten eine kirchliche Bestrafung notwendig sein kann. In 


1) Den Zusatz „ausdrücklich verpöhnte bürgerliche Vergehen oder Ver- 
brechen“ hielt Spiegel für notwendig, „weil Seitens der weltlichen Behörden 
das unverkennbare Streben wahrgenommen wurde, jedes Amtsvergehen 
eines Geistlichen als ein bürgerliches Vergehen zu behandeln“. Erzb. 
Kab.-Reg. Köln XXIX I, vol. I, Bl. 24. . 
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derselben Weise sind die Strafsachen von Klostergeistlichen 
zu behandeln. 

B. In Bezug auf die übrigen Mitglieder der Kirche 
liegt den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts $$ 86 
und 87 das Prinzip des kanonischen Rechts zugrunde, welches 
eine Bestrafung nur nach gebührender Mahnung und Unter- 
suchung gestattet. 

a) Vor das geistliche Gericht gehören diejenigen Hand- 
lungen, welche eine Verletzung der Kirchenzucht dar- 
stellen und öffentliches Aergernis geben. Allgemeines Land- 
recht $$ 50, 51. Die Strafen sollen nur kirchliche sein, nicht 
Strafen am Leib, an der bürgerlichen Ehre oder am Ver- 
mögen. Allgemeines Landrecht $ 52. 

b) Die Sponsalien und 

c) die Ehesachen katholischer Eheleute unterstehen 
ebenfalls den kirchlichen Gerichten. Die Kognition der letz- 
teren soll sich „lediglich auf die Entscheidung der Fragen, 
welche die Fortsetzung oder Annullirung der Ehe, oder die 
Scheidung vom Tisch und Bett betreffen, beschränken. Alles 
übrige und namentlich die Erkenntnis über die bürgerlichen 
Wirkungen des divortii gehören vor das weltliche Gericht“ 
(Konstitution, $ 4). 

Hinsichtlich der gemischten Ehen hält der Kölner 
Erzbischof genaue Bestimmungen für notwendig, „damit jedem 
Theil sein Recht werde und sein Gewissen unverletzt bleibe“. 
Nachdrücklich erklärt er sich gegen den $ 4 der südpreussi- 
schen Konstitution, nach welchem alle gemischten Ehen aus- 
schliesslich vor das weltliche Gericht gehörten, da der katho- 
lische Teil sich in seinem Gewissen bei dem staatlichen Er- 
kenntnis nicht beruhigen könne. Der Grundsatz, dass der 
Kläger dem Forum des Beklagten zu folgen habe, sei nicht 
immer durchführbar, da der nichtkatholische Teil das Er- 
kenntnis eines katholischen geistlichen Gerichtes ablehnen 
könne. Er wiederholt daher einen schon früher gemachten 
Vorschlag: „Der ’ Kläger wendet sich... zuerst an das Gc- 
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richt des Beklagten; das hier erfolgte Urtheil wird sodann 
sammt den Untersuchungsakten dem Gerichte des Klägers zu- 
gestellt, und urtheilt jedes Gericht nach den bei ihm gelten- 
den Grundsätzen. Dadurch geschieht jeder Parthei Genüge 
und Gewissensbeschwernisse bleiben entfernt“. 


II. An zweiter Stelle behandelt Spiegel die von den Mini- 
stern unter 3 gestellte Frage über den Instanzenzug und 
das Verfahren der geistlichen Gerichte. 


1. Hinsichtlich des Verfahrens gebe die südpreussische 
Konstitution hinreichenden Aufschluss ($ 8). Für die abzu- 
urteilenden Prozesse sei materielle Entscheidungsnorm 
das kanonische Recht und andere geistliche Rechte (Kon- 
stitution, $ 7). Betrefis der Form müssten die Vorschriften 
der allgemeinen preussischen Prozessordnung bei 
folgenden Gegenständen beobachtet werden: 

a) Bei Untersuchungen von Standes- und Amtsvergehen 
von Benefiziaten, welche die Suspension oder Entfernung vom 
Benefizium zur Folge haben können. 

b) Bei Sponsalien- und Ehesachen. 

In allen übrigen ist nach den Vorschriften des kanoni- 
schen Rechts in möglichst einfacher Form zu verfahren. 

2. Hinsichtlich des Instanzenzuges legt Spiegel die 
Berliner Konferenzbeschlüsse zugrunde, wodurch er, soweit 
die erste und zweite Instanz in Betracht kommt, die Frage 
als erledigt ansieht. Die dritte Instanz müsse nach Ableh- 
nung des Zentralprosynodalgerichts nunmehr nach Cone. Trid., 
sess. 25, cap. 10 eingerichtet werden, nämlich so, dass jedes 
Bistum wenigstens vier judices in partibus habe. Die Suf- 
{ragandıözesen würden also ein Konsistorium erster Instanz 
(zweite Abteilung des Generalvikariats) und ein Prosynodal- 
gericht dritter Instanz erhalten, während das erzbischöfliche 
Konsistorium für sie die zweite Instanz bilde. 

„Damit das Verfahren bei den geistlichen Gerichten ge- 
hörig stattfinde und ihre Urtheile Rechtskraft und Erfolg be- 
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kommen,“ ist nach Spiegel erforderlich, „dass sie mit den 
nämlichen Rechten und Vorzügen, wie die welt- 
lichen Gerichte, versehen werden, namentlich das Recht 
bekommen, die Zeugen und Parteien vorzuladen, Verhöre und 
Eide abzunehmen, und erforderlichen Falls, insbesondere zur 
Vollstreckung des Urtheils und in Fällen der contumacia den 
weltlichen Arm anzuflehen. Um Weiterungen und Kosten zu 
ersparen, ist auch notwendig, dass sie befugt sind, in Gegen- 
den, welche von dem Sitze des Gerichtes weit entfernt sind, 
zur Instruktion der anhängigen Streitsachen, zum Zeugen- 
verhör und zur Abnahme des Zeugeneides einen Landdechanten 
zu beauftragen.“ 

Hochinteressant ist die Stellungnahme des Kölner 
Erzbischofs zur Frage des Recursus ab abusu. Er 
formuliert hierüber seine Wünsche folgendermassen: „Was 
nun den von einem Verurtheilten ergriffenen recursus tam- 
quam ab abusu angeht, wovon Ew. Excellenz in dem verehr- 
lichen Schreiben vom 19. August 1826 Meldung gethan haben, 
so darf ich unterstellen, dass derselbe nur alsdann von der 
Verwaltungsbehörde zugelassen werde, wenn die Sache durch 
alle Instanzen durchgeführt worden ist, dass sich derselbe nur 
auf das Materielle des Urtheiles, nämlich auf die verhängte 
Strafe beziehen, aber auch in dieser Beziehung das Urtheil 
durch einen Spruch der Verwaltungsbehörde nicht aufgehoben 
oder abgeändert werden dürfe. Denn das widerstreitet der 
gerichtlichen Verfassung und dadurch würde die Auktorität 
der Gerichte in der Wurzel untergraben. Betrachtet man die 
Sache näher, so wird sich bei diesem recursus die Frage nie 
darauf beziehen, ob die verhängte geistliche Strafe in ge- 
hörigem Verhältnisse zu dem Vergehen stehe und den kano- 
nischen Rechten gemäss verhängt worden sey, sondern ledig- 
lich darauf, ob die verhängte bürgerliche Strafe in gehörigem 
Verhältnisse zu dem Vergehen stehe oder die von den Landes- 
gesetzen bezeichneten Grenzen nicht überschreite. Denn in 
Absicht auf die Angemessenheit und kirchenrechtliche Zu- 
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lässigkeit einer geistlichen Strafe wird sich eine weltliche Ad- 
ministrativ-Behörde kein zuvenlässigeres Urtheil, als die dafür 


“ 


angeordneten geistlichen Gerichte beilegen wollen ...* Im 
allgemeinen scheint dem Erzbischof aber die Revision bezw. 
Annullierung geistlicher Urteile nicht Sache der staatlichen 
Administrativbehörden zu sein; er hält es vielmehr für wün- 
schenswert, einen besonderen Revisionsgerichtshof mit diesen 
Funktionen zu betrauen. 

In Betreff der staatlichen Aufsicht über die 
geistlichen Gerichte erklärt sich Spiegel mit $ 11 der 
südpreussischen Konstitution, wonach sich diese Ueberwachung 
nur auf Form und Verfahren beziehen soll, einver- 
standen. Die Aufstellung eines rechtskundigen Justitiars be- 
wahre übrigens die geistlichen Gerichte schon davor, nach 
der formellen Seite hin Fehler zu begehen. Aus demselben 
Grunde werde auch eine materielle Ueberschreitung ihrer 
staatlich festgesetzten Kompetenz nicht so leicht vorkommen. 
„In dieser Hinsicht könnte sich die Aufsicht allerdings auch 
über das Materielle erstrecken, und müsste sich das geistliche 
Gericht nicht bloss die Erklärung der Nullität der von ihm 
vorgenommenen Handlung, sondern auch eine gesetzliche Ahn- 
dung gefallen lassen.“ 

Enntschieden wendet sich Spiegel aber gegen die in $ 11 der 
südpreussischen Konstitution vorgesehenen Behörden als Träger 
des Aufsichtsrechtes. Abgesehen von den Unzuträglichkeiten, 
die entstehen könnten, wenn in einer Diözese mehrere Re- 
gierungen oder Oberlandesgerichte vorhanden seien, könnten 
die bischöflichen bezw. erzbischöflichen und päpstlichen Ge- 
richte füglich nicht den Landesgerichten nachgeordnet werden. 
Er hält es darum für angemessen, wenn die geistlichen Ge- 
richte „unter die Aufsicht des obersten Gerichtes des Reiches, 
oder aber unter die des Kultus- bezw. Justizministeriums ge- 
stellt werden“. 

Als Gegenstück zu der staatlichen Beaufsich- 
tigung der kirchlichen Rechtsprechung muss nach Spiegels 
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Ansicht dafür gesorgt werden, dass „den geistlichen Gerichten 
der Weg zur Beschwerdeführung in Fällen der Verweigerung 
der implorirten Hülfe oder der Anmassung Seitens der welt- 
lichen Gerichte gesetzlich und mit Erfolg geöffnet würde“ !). 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1€°, vol. II, Bl. 29. 

So weit Spiegel in seiner Stellungnahme zum Recursus ab abusu 
dem staatlichen Interesse entgegenkommt, so entschieden tritt er aber auch 
auf, wo nach seiner Ansicht die Staatsbehörden in das eigentlich geistliche 
Gebiet übergrifien. Ein Beweis dafür ist die freimütige Art, mit der er 
gelegentlich eines konkreten Falles dem Kultusminister gegenüber die 
Unanwendbarkeit der Königl. Kabinettsordre vom 12. April 1822 (Gesetz- 
sammlung 1822, Nr. 714, S. 105 ff.) auf die katholischen Geistlichen ver- 
teidigte: „Die Gründe für die Unanwendbarkeit der erwähnten Allerhöchsten 
Kabinets-Ordre auf die katholischen Geistlichen der Erzdiözese Coeln 
überhaupt sind in ihr selbst deutlich enthalten. Zuvörderst ist die derselben 
zum Grunde liegende Absicht seiner Majestät, Unseres Allergnädigsten 
Königs, dahin ausgesprochen: dass Ew. Exzellenz durch die bestimmtere 
Einwirkung auf die Amtsentsetzung der Geistlichen mehr in den Stand 
gesetzt würden, die RichtungderLehrezuleiten (Vgl. den 
Fingang der genannten Kabinettsordre). Diese Leitung der Richtung der 
Lehre nun ist ausschliesslich und ursprünglich nach göttlicher Einrichtung 
Recht und Pflicht der Bischöfe, welche von ihnen auf keinen Ändern über- 
tragen, und mit einem Andern in keiner andern Weise, als nach der hier- 
archischen Verfassung, getheilt werden können. Das ist ein so wesentlicher 
Theil der katholischen Kirche, dass sie ohne denselben nicht seyn kann, 
was sie ist und seyn soll, und ist jede Schmälerung hierin von der angegebenen 
Art nicht nur Religions-Beeinträchtigung und Gewissenszwang, sondern 
auch Auflösung der katholischen Kirchenverfassung in ihrer Wesenheit, 
welche Unseres Allergnädigsten Königs Majestät so wenig, als irgend 
eine rechtskränkende und Gewissen verletzende Neuerung zur Absicht 
haben konnten. Ew. Exzellenz milde Gesinnungen und reine Ansichten 
verehre ich mit unbegrenztem Vertrauen; allein Hochdieselben wollen 
geneigtest ins Auge fassen, ob es vereinbar sey, dass einer nicht katholischen 
Behörde die Oberaufsicht und die Leitung der Richtung der katholischen 
Lehre anvertraut werde, und wenn auch unter Hochihrer so billigen als 
gerechten und umsichtsvollen Leitung der katholischen Kirche kein be- 
merkbarer Nachtheil erwüchse, welche Gefahr sie laufen würde, wenn bei 
eintretendem Wechsel, welchem alle Menschen und alles Irdische unter- 
worfen sind, durch die Anwendung des erwähnten Gesetzes der die katholische 
Kirchenverfassung aufhebende Grundsatz ins Leben eingeführt wäre und 
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II. In Bezug auf die von den Ministern unter 2 gestellte 
Frage über die Einrichtung und Besetzung der ge- 
planten Gerichtsbehörden bezog sich Spiegel auf die Berliner 
Konferenzbeschlüsse von 1824. 


VIII. Am 29. November 1830 starb Danckelmann. Das 
‚Justizministerium, dessen einstweilige Leitung von Kamptz über- 
tragen wurde, blieb ein Jahr hindurch unbesetzt!). Unter 
diesen Umständen war eine durchgreifende Förderung der An- 
gelegenheit vorerst nicht zu erwarten; der geplante Bericht 
an den König unterblieb. 

Am 24. Februar 1831?) machte von Altenstein, dem 
Spiegel eine Gehaltsaufbesserung des Aachener Stiftpropstes 
aus den Einkünften der Pfarrstelle von St. Foilan nahe- 
gelegt hatte, den Gegenvorschlag, er möge den Stiftspropst 
Claessen „bei der Bildung der Prosynodal-Instanz, womit 
doch nunmehr vorzuschreiten ist“, berücksichtigen und auf 
diese Weise seine finanzielle Lage verbessern. Merkwürdiger- 
weise hatte aber Spiegel seine Meinung über die Opportunität 
eines Aachener Prosynodalgerichts gründlich geändert. Er 
machte geltend, die Entfernung Aachens von dem Metro- 
politansitz und der Generalvikariatskanzlei werde für den Ge- 
schäftsbetrieb manche Verzögerungen und Schwierigkeiten 


befolgt würde. Daher fühle ich mich von Amtswegen und nach Ueber- 
zeugung und heiliger Gewissenspflicht gedrungen, mich mit möglichem 
Nachdrucke gegen die Anwendung auszusprechen, welche, wenn darauf 
beharret würde, mich keinen Augenblick über die Beibe- 
haltung meiner Stellung unentschieden lassen 
könnte.“ S:hreiben vom 14. September 1830, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX1, vol., BL 33/38 (Konzept); Kultusministerium KAV 
Nr. 6, vol. IL (Abschrift). 

1) Vgl. von Kamptz, Aktenmässige Darstellung der preussischen 
Gesetz-Revision, Berlin 1842, S. 84f.; Stölzel, Brandenburg-Preussens 
Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung II, S. 500. Ueber sein Leben 
and seine Tätigkeit vgl. ebenda, S. 485 ff. 500 fi. 

2) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. II, Bl. 40. 
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verursachen. Zudem komme er nach den bisher gemachten 
Erfahrungen in Verlegenheit wegen der Auswahl geeigneter 
Persönlichkeiten. Ausser dem Propste Claessen und dessen 
Bruder, „wofern dieser als Regierungs-Rath hier in Betracht 
kommen kann“, werde er augenblicklich in Aachen keine „für 
das Amt sattsam befähigte Geistliche“ finden können. Er 
stelle daher dem Minister die Beurteilung dieser Schwierigkeiten 
anheim und gebe sich der Hoffnung hin, „die hochwichtige 
Sache der geistlichen Gerichte werde nun endlich bald zum 
Ziele gebracht werden“). 

Altenstein teilte die Bedenken Spiegels nicht. „Da bei 
den geistlichen Gerichten,“ so antwortete er am 28. Sep- 
tember 1831°), „der preussische Prozessgang zu beobachten 
ist, wie ihn die allgemeine Gerichtsordnung und die jüngern 
Rechtsquellen festsetzen: so erfolgt die Instruction sowohl der 
Appellations- als Revisionsinstanz vor dem Gerichte erster 
Instanz, daher kann die Residenz des Prosynodalgerichts in 
der Stadt Aachen für die Prozessirenden mit keiner besondern 
Unbequemlichkeit verknüpft seyn. Es scheint mir aber, selbst 
für die festere Existenz des dortigen Kollegialstifts, von einiger 
Bedeutung zu seyn, dass ıhm durch die Theilnahme an den 
Diözesan-Geschäften eine höhere Bedeutung verliehen werde. 
Die beiden Brüder Olaessen und der neue Pfarrer zu St. Foilan 
dürften doch wohl im Stande seyn, die Prosynodal-Instanz zu 
bilden. Aber schwerlich darf ich darauf rechnen, denselben mehr 
als überhaupt zweihundert Thaler Einkommen zuzuwenden.*“ 

Spiegel antwortete auf diesen Vorschlag einstweilen 
nicht®); die Besprechung der Personalfrage hatte keinen 
Zweck, solange die staatliche Genehmigung der geplanten Ge- 


t) Schreiben Spiegels an Altenstein vom 14. März 1831, Erzb. Kab.- 
Reg. Köln XXIX 1, vol. II, Bl. 40/41 (Konzept). 

2\Erzb.Kab.- Reg. Köln XXIX 1, vol IE.BIR 42 

?) Randbemerkung Spiegels auf dem Schreiben Altensteins: „Beruht,, 
bis nähere Veranlassung zur Aeusserung vorliegen wird“. Ebenda, 
Bl. 42. 
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richtsbehörden und die Normierung ihrer Kompetenz noch 
nicht erfolgt war. 

Während der letzten Monate des Jahres 1831 ruhten die 
Verhandlungen, soweit sich aus den Akten ersehen lässt, voll- 
ständig. 


Neuntes Kapitel. 


Der Umschwung unter dem Justizminister 
von Kamptz. 


Ss 


Neue Ansätze zur Wiederaufnahme des Projekts. 


I. Mit dem Jahre 1832 schien die Reorganisation der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit wieder in ein aussichtsvolleres 
Stadium zu treten. 

Bischof Hommer von Trier machte, durch unliebsame 
Erfahrungen angespornt, bei dem Kultusminister energische 
Vorstellungen). Ebenso wie im Normaletat für Köln vom 
Jahre 1825?) für jede Diözese der niederrheinischen Kirchen- 
provinz zwei gerichtliche Instanzen vorgesehen und somit von 
dem Landesherrn im Grundsatz genehmigt waren, bedeutete auch 
die für das Trierer Generalvikariat entworfene und von Alten- 
stein gutgeheissene Dienstanweisung von seiten des Staates 
die prinzipielle Zusage eines geistlichen Gerichtes. In $ 3 
und 4 der Dienstanweisung war nämlich bestimmt, dass Ehe- 
sachen und Disziplinarsachen von Geistlichen, für die im Falle 
der Verurteilung wenigstens auf Suspension zu erkennen war, 


1) Schreiben Hommers an Altenstein vom 19. März 1832, Kultus- 
ministerium KAV Nr. 6, vol. II; Brief Hommers an Spiegel vom 
3. Januar 1832, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. II, Bl. 43/44. 

2) Vgl. Eichhorn, Ausführung der Bulle De salute animarum, 
S. 9; Brief Hommers an Spiegel, a. a. O. 
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gerichtlich verhandelt werden müssten. Der wiederholten 
dringenden Bitte um staatliche Genehmigung und Anerken- 
nung eines Offizialats war aber nicht stattgegeben worden !). 

Zu welchen Unannehmlichkeiten dieser Mangel staatlicher 
Anerkennung führte, beweist ein von Hommer in seinem 
Schreiben an Spiegel mitgeteilter Fall: Ein von seiner Frau 
bürgerlich geschiedener Ehegatte trug bei der bischöflichen 
Behörde auf Nichtigkeitserklärung seiner Ehe an. Das General- 
vikariat, das als richterliche Behörde entscheiden sollte, 
wies die Nichtigkeitsklage ab. Der Bischof bildete nun pro 
casu eine zweite Instanz ®), die das erstinstanzliche Urteil 
bestätigte und den Kläger aufforderte, nach vorheriger Er- 
lesung eines Sportelbetrags von 7 Talern, 25 Gr. der Publi- 
kation des Urteils zweiter Instanz beizuwohnen. Der Kläger, 
der wohl den Ausfall des zweiten Urteils ahnte, zog es vor, 
nicht zu erscheinen und sich so der Entrichtung der Sporteln 
zu entziehen, „weil die weltlichen Behörden nicht befugt sind, 
die von geistlichen, landesherrlich nicht bestätigten Gerichten 
erlassenen Urtheile zu exequieren. Für diesmal ist zwar der 
Sporteln-Betrag nicht bedeutend. Allein es können auch leicht 
Fälle vorkommen, in welchen kostspielige Zeugen-Verhöre 
angeordnet, Gutachten von Sachverständigen gefordert werden 
müssen u.s. w.“. Bischof Hommer erklärte, er könne den 
Mitgliedern der von ihm gebildeten Appellationsinstanz nicht 
zumuten, ohne Honorar zu arbeiten. Er halte es daher für 
notwendig, „dass abermals höheren Orts nachdrücklich darauf 
angetragen werde, dass 

1. die geistlichen Gerichte ohne weiteren Aufschub or- 
ganisiert, 

2. den Mitgliedern der zweiten und dritten Instanz die 


!) Brief Hommers an Spiegel. 

2) Ohne päpstliches Indult bezw. Delegation der zweitinstanz- 
lichen Richter durch den Metropoliten war die obige Massnahme des 
Trierer Bischofs unkanonisch und das zweite Urteil selbstverständlich un- 
gültig. 
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denselben im Original-Organisations-Etat ausgeworfenen Be- 
soldungen ausgezahlt, 

3. eine Sporteltaxe für die geistlichen Gerichte entworfen, 
auch der anzuwendende Stempel festgesetzt und 

4. die weltlichen Gerichte oder die Gerichts-Vollzieher an- 
gewiesen werden, die von den geistlichen Gerichten erlassenen 
Urtheile zu exequiren“ )). 

Die Antwort Spiegels auf diese Anregung Hommers 
lautete sehr resigniert: „Ew. Bischöflichen Gnaden sehr ver- 
ehrliches Schreiben vom 3. d. M. überzeugt mich, dass Hoch- 
dieselben in der Geschäftsführung durch den Abgang der 
geistlichen Gerichte ebenfalls in grosse Verlegenheiten kommen. 
Um so unangenehmer ist mir die Erinnerung, dass auch meine 
späteren Bemühungen in der Sache seit dem Jahre 1323 ohne 
Erfolg geblieben sind... Es dürfte förderlich seyn, wenn 
Ew. Bischöflichen Gnaden dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten, Herrn von Altenstein, das dringende Bedürfnis 
der endlichen Errichtung der geistlichen Gerichte vortrügen; 
mir erübriget nur, nach einiger Zeit meine allerunterthänigste 
Bitte bei des Königs Majestät zu erneuern“ ?). 


II. Indessen war an anderer Stelle das Reorganisations- 
projekt wieder einen Schritt vorwärts gekommen. Allerdings 
nicht im Sinne des Episkopats. Diesmal ging die Initiative 
von der Regierung aus. Die weitgehende, über das eigentlich 
geistliche Gebiet hinausreichende Zuständigkeit des Erfurter 
geistlichen Gerichts hatte Altenstein veranlasst, mit dem Justiz- 
ministerium über die Einschränkung derselben in Beratung 
zu treten. Das Ergebnis dieser Besprechungen war ein Re- 
skript Altensteins an den Paderborner Bischof’), 


!) Brief Hommers an Spiegel. Wörtlich dieselben Forderungen 
enthält Hommers Schreiben an Altenstein. 

2) Schreiben Spiegels an Hommer vom 15. Januar 1832, Offizialats- 
akten Trier, ohne Registraturnummer. 

3) Reskript vom 2. Februar 1832, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
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welches die Neuorganisation der geistlichen Gerichte in den 
Fürstentümern Eichsfeld und Erfurt auf der Grundlage der 
südpreussischen Verordnung in die Wege leiten sollte. Die 
sachlichen Bestimmungen des Erlasses waren: 

Der Zuständigkeitsbereich der genannten Gerichte 
könne höchstens das umfassen, was die südpreussische Kon- 
stitution dem kirchlichen Forum zuweise, nämlich „rein geist- 
liche Sachen, welche die Lehre, die Sacramente, den Gottes- 
dienst und das Band der Ehe betreffen, in sofern von der 
Aufhebung einer ungültigen Ehe, oder von Scheidung von 
Tisch und Bett unter katholischen Ehegatten die Rede ist, 
wogegen Eheversprechen und Schwängerungs- auch Patronat- 
und Zehnt-Sachen, überhaupt alles, was das zeitliche Vermögen 
der Kirchen und Schulen betrifft, den weltlichen Gerichten 
anheimfällt“. 

Die Ausübung der Kirchenzucht und kirchlichen 
Disziplinargerichtsbarkeit bleibt den Bischöfen innerhalb der 
gesetzlichen Schranken belassen. Bei etwaigen Entlassungen 
von einem unwiderruflich verliehenen geistlichen Amte sind 
die durch die Kabinettsordre vom 12. April 1822 vorgesehenen 
Formalitäten einzuhalten. 

Für die Zivilkognition der geistlichen Gerichte 
bleiben als hauptsächlichster und fast ausschliesslicher Gegen- 
stand praktisch eigentlich nur die Ehesachen übrig. Alle 
die bürgerlichen Folgen der Scheidung und das Vermögen be- 
treffenden Fragen fallen an die weltlichen Gerichtshöfe zurück. 

Dem Kultusminister erschien für die Zukunft am ange- 
messensten: „dass zwar die Instruction der geistlichen 
Prozesse den Commissariaten zu Erfurt und Heiligenstadt be- 
lassen werde, das Rechtsprechen erster Instanz hingegen 
dem General-Vikariat zu Paderborn anheimfalle“. Auf diese 
Weise nähere man sich der Bestimmung des Konzils von 


XXIX 1, vol. II. Bl. 46/47 (Abschrift). Vgl. Stutz, Die katholische 
Kirche und ihr Recht, S. 13 £. 
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Trient!), welches die Ehesachen den geistlichen Unter- 
gerichten entzogen wissen wolle, und „man gewinne eine 
Grundlage für den Fall der Herstellung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit im ganzen Umfange des bischöflichen Sprengels“. 
Vorläufig solle das Verfahren erster Instanz aber noch unge- 
teilt bei den geistlichen Gerichten zu Erfurt und Heiligen- 
stadt verbleiben. 

Die zweite Instanz sei Köln, und zwar solle die 
Appellation vorläufig an das dortige Generalvikariat gehen, 
bis die geplante besondere Metropolitaninstanz errichtet sein 
werde. 

Die dritte päpstlichelInstanz solle nach einem mit 
dem heiligen Stuhle getroffenen Staatsübereinkommen durch 
sogenannte judices in partibus verwaltet werden, welche der 
Papst auf Vorschlag der Diözesanbischöfe jedesmal auf fünf Jahre 
ernennen werde. 

Der Bischof wurde aufgefordert, dem päpstlichen Stuhl 
drei Prosynodalrichter vorzuschlagen. Die Schreibgeschäfte 
müsse das Unterpersonal des Generalvikariats übernehmen. 
Die Geschäfte des Justitiarats könnten vorläufig von dem 
Justitiar des Generalvikariats erledigt werden. Ausser den 
Sporteln, welche nach Analogie der Königlichen Gerichtshöfe 
reguliert werden sollten, war keine feste Besoldung vorgesehen. 
Wenn die Anstellung eines besonderen Justitiars für das 
Offizialat nötig werden sollte, wollte sich der Minister „die 
Beschaffung einer angemessenen, demselben zu bewilligenden 
Gratification angelegen sein lassen“. 

Für das Gesuch an den Papst war ein entsprechender 
Entwurf beigefügt ?). 


t) Cone. Trid. Sess. XXIV, cap. 20 de reform. 

2) Das von dem Kultusminister dem Bischof zugesandte Formular 
beginnt: „Sanetissime Pater. Instat annuente serenissimo Rege Judieiorum 
ecclesiasticorum instauratio, primo quidem per regiones Erfordiae et Eichs- 
feldiae, quae ut latius procedat et totam Dioesesim meam complectatur: 
fore spero et vehementer opto.“ Dann folgt „de praeseitu et consensu 
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III. Altenstein hatte sich wohl nicht ohne Absicht mit 
dem Justizministerrum zunächst über denjenigen Teil des 
Reformplanes verständigt, dessen Durchführung die staat- 
liche Kompetenz auf Kosten der kirchlichen in denjenigen 
Gebieten der westlichen Monarchie erweiterte, in denen 
die geistliche Gerichtsbarkeit bisher in die staatliche Sphäre 
hineingereicht hatte. Er dachte auf diese Weise das Justiz- 
ministerium, an dessen Widerstand bisher alles gescheitert 
war, auch für den anderen, den westlichen Diözesen günstigen 
Teil des Projektes zu gewinnen, und sprach Spiegel gegen- 
über die Hoffnung aus, „dass dieser Anfang weiter führen 
und zu einer endlichen Regulirung dieses Gegenstandes für 
ganz Rheinland und Westphalen die Bahn brechen werde“ !). 

Da das Metropolitikum in Köln noch nicht eingerichtet 
war, frug der Minister an, ob der Erzbischof bereit sei, vor- 
läufig sein Generalvikariat zur Annahme der von Erfurt und 
Heiligenstadt einlaufenden Appellationen zu ermächtigen. 

Spiegel erklärte sich damit einverstanden ?), bat den 
Minister aber dringend, die möglichst baldige und end- 
gültige Einrichtung des Konsistoriums zweiter Instanz zu ver- 
anlassen. 

Der Paderborner Bischof von Ledebur war von 
dem Reskript Altensteins begreiflicherweise wenig befriedigt. 
„Die Grenzen,“ meinte er, „welche in jenem Schreiben für die 
geistliche Gerichtsbarkeit gesteckt werden, sind so beschränkt, 
dass die katholische Kirche sich dabei unmöglich beruhigen 
kann, da diese, wie ich in meinem Schreiben vom 13. März 1827 


venerabilis Capituli Ecelesiae meae Paderbornensis“ der Vorschlag der 
drei Prosynodalrichter. Erzb. Kab.-BReg. Köln XXIXI€, vol. I, 
Bl. 48 (Abschrift). 

!) Schreiben Altensteins an Spiegel vom 2. Februar 1832, Erz. 
Kab.-Reg. Köln XXIX1]|, vol. II, Bl. 45. 

2) Spiegel an Altenstein, 16. Februar 1832, Kultusministe- 
rium KAV.Nn 6, vol U; Erzb. Kab.-Reg. Köln XIX 
vol. II, Bl. 49 (Konzept). 
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bemerkt habe, auf jeden Fall berechtigt ist, die Herstellung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit in dem Umfange zu verlangen, 
wie solche nach der Constitution vom 25. August 1796 in 
den östlichen Bisthümern der Monarchie besteht. Ich beab- 
sichtige, dem Königl. Ministerio der geistlichen Angelegen- 
heiten in diesem Sinne zu antworten, übrigens die Ernennung 
der Prosynodalrichter bei Sr. Päbstlichen Heiligkeit in Antrag 
zu bringen, da die Ernennung derselben bei der Herstellung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit in jedem Falle erforderlich ist 
und man solche als eine, wenn gleich unbedeutende Annähe- 
rung zum Ziele betrachten kann“ }). 

Spiegel teilte Ledeburs Bedenken nicht, schrieb ihm 
vielmehr, die rheinisch-westfälischen Bischöfe dürften sich 
freuen, „wenn die geistliche Gerichtsbarkeit einstens in dem 
Umfange ins Leben tritt, wie er in dem Schreiben des König- 
lichen Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten vom 23.d.M. 
angegeben ıst“ ?). Eine wesentliche Beschränkung der süd- 
preussischen Konstitution vermochte Spiegel in dem Alten- 
steinschen Erlass nicht zu finden. Nach seiner Ansicht war 
es daher nur zu wünschen, dass mit den Fürstentümern Eichs- 
feld und Erfurt alsbald der Anfang gemacht und dadurch der 
Uebergang zu den anderen Landesteilen erleichtert werde. Er 
seinerseits werde bereitwillig zur Konstituierung einer zweiten 
Instanz mitwirken, wie er auch schon dem Kultusminister am 
16. Februar mitgeteilt habe. 

Energisch aber wandte er sich, wie er auch schon früher 
in einem Schreiben an Altenstein getan hatte, gegen die 
Anwendung der Kabinettsordre vom 12. April 1822 
auf die Amtsentlassungen katholischer Geistlicher und machte 
Ledebur auf die „tief eingreifende Wichtigkeit“ dieses Punktes 


1!) Ledebur an Spiegel, 11. Februar 1832, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol. IL, Bl. 50. 

2) Antwortschreiben Spiegels an Ledebur vom 21. Februar 1832, 
Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1, vol. HD, Bl. 50/31. 
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aufmerksam !). „Diese Kabinettsordre® — schreibt er — „ist 
auf die katholischen Geistlichen ganz unanwendbar. Sie spricht 
nämlich eigentlich nicht nur von Geistlichen, welche als reine 
Staatsbehörden und als vom Staate abhängige Beamten 
betrachtet werden, was von den katholischen Geistlichen nicht 
gilt; sondern hebt auch, wenn ihre Anwendung zugelassen 
wird, dem Grundsatze nach die katholische Kirchenverfassung 
auf und bringt die Kirche in eine ihrem Wesen ganz wider- 
streitende Abhängigkeit“. Er forderte daher Ledebur auf, 
sich mit Nachdruck gegen die von dem Kultusminister ver- 
suchte Anwendung der Kabinettsordre auf das katholische 
kirchliche Disziplinarverfahren auszusprechen ?). Dieselbe Bitte 
richtete er an den Bischof von Trier’), der ihr in einem 
Schreiben an Altenstein vom 19. März 1832) entsprach. 


IV. Die erneuten Anträge des Episkopats auf mög- 
lichst baldige Organisation des geistlichen Gerichtswesens ver- 
liefen ergebnislos. Selbst die für Erfurt geplante Neu- 
ordnung blieb auf sich beruhen®). Im September 1832 gab 
Altenstein dem Erzbischof von Köln den nachgerade fast 
stereotyp werdenden Bescheid, „die Regulierung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit für Rheinland und Westphalen, wie solche von 
Ew. Erzbischöflichen Gnaden in dem gefälligen Bericht vom 
16. Februar d. J. in Anspruch genommen wird, d. h. so, 


!) Schreiben Spiegels an Ledebur, a.a. O. 

2) Ebenda, Bl. 51. 

®) Spiegel an Hommer, 23. Februar 1832, Offizialatsakten Trier, 
ohne Registraturnummer. 

# Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. II; Hommer an 
Spiegel, 19. März 1832, Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1€, vol. II, Bl. 55. 

5) Erst am 3. Februar 1834 legten Altenstein und der Justizminister 
von Mühler das Projekt dem König zur Genehmigung vor und beantragten, 
„das geistliche Gericht zu Erfurt nach den Vorschriften der Constitution 
für Süd-Preussen vom 25. August 1796, mit der für das Grossherzogthum 
Posen eingetretenen Modification wegen Auf- und Annahme von Testa- 
menten einrichten zu dürfen“. Geh. StaatsarchivBerlinR89C 
XLIVb, Nr. 68. Der Plan wurde aber nicht ausgeführt. 


Justizminister Kamptz und die geistliche Gerichtsbarkeit. 385 


dass die Entscheidungen der geistlichen Gerichte 
über Gegenstände ihrer kirchlichen Competenz 
auch in foro civili jus inter partes machen‘, hänge 
keineswegs von ihm allein ab, „vielmehr ganz vorzüglich von 
der Mitwirkung des Kön. Justiz-Ministerii und beruhe über- 
dies auf Allerhöchster Entscheidung‘. 

Trotzdem von seiten des Episkopats wahrhaftig genügend 
Gutachten und Promemorias ausgearbeitet und dem Kultus- 
'minister zugesandt worden waren, hielt dieser das Projekt 
immer noch für nicht genug begutachtet; in einem Schreiben 
vom 17. September 1832!) ersuchte er Spiegel, „zur weiteren 
Vorbereitung dieser Angelegenheit“ nochmals „sich darüber 
und zwar in bestimmten Worten gefälligst auszusprechen: 
über welche Personen, in welchen Gegenständen, nach welchem 
Umfang und mit welcher Wirkung“ er die geistliche Juris- 
diktion in Anspruch nehme; ferner „in welcher Rücksicht 
Ew. Erzbischöfliche Gnaden diese Jurisdiction nicht bereits 
auszuüben haben, und welche Hindernisse der Ausübung etwa 
im Weoe stehen, auf deren Hinwegräumung es anzukommen 
scheint, endlich: in welcher Form und durch welche Behörden 
Ew. Erzbischöfliche Gnaden diese Gerichtsbarkeit auszuüben 
gedenken“. Den Bericht über die genannten Fragen sollte 
der Erzbischof nicht nur an Altenstein selbst, sondern auch 
an den neuen Justizminister von Kamptz einschicken ?). 

In der Hoffnung, die Angelegenheit „werde nunmehr unter 
Mitwirkung des so billig denkenden, als gerechten und tief ge- 
lehrten Justiz-Ministers, Herrn von Kamptz, Exzellenz, rasch 


!) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX]|€, vol. I, Bl. 59. 

2) Karl Christoph Albert Heinrich von Kamptz, geb. 1769 zu 
Schwerin i. M., war durch Kabinettsordre vom 9. Februar 1832 (Preussische 
Gesetzsammlung Nr. 1340, 8. 15.) zum Justizminister für Gesetzrevision 
und Justizverwaltung der Rheinprovinz ernannt worden, während Mühler 
zum Justizminister für die übrige Justizverwaltung bestellt war. Born- 
hak, Preussische Staats- und Rechtsgeschichte, S. 452; von Kamptz, 
Aktenmässige Darstellung der preussischen Gesetzrevision, S. 87. 
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gedeihen und folgerecht zu Stande kommen“!), machte sich 
Spiegel daran, die von dem Kultusminister gestellten Fragen 
kurz zu beantworten. Sein Gutachten ?) war und konnte nur 
sein eine gedrängte Zusammenfassung der eingehenden Dar- 
stellung, die er schon vor zwei Jahren an den Minister ein- 
gereicht hatte. Bemerkenswert war nur die scharf pointierte 
Forderung der zivilrechtlichen Gültigkeit der kirchlichen Er- 
kenntnisse, „so nähmlich, dass die gefällte Sentenz rechts- 
kräftig ist und zu ihrer Ausführung nöthigen Falls das bra- 
chium saeculare implorirt werden kann, so lange die Partei 
der katholischen Kirche angehört“. 

Das Gutachten ging, wie gewünscht, sowohl an Alten- 
stein?) als auch an den neuen Justizminister von Kamptz t), 
dessen Amtsantritt Spiegel hoffen liess, jetzt werde das durch 
seinen Vorgänger Danckelmann so hartnäckig bekämpfte Re- 
formwerk verwirklicht werden. „Besseren und zuverlässigeren 
Händen könnte ich die kirchlich wichtige Sache nicht anver- 


traut sehen“ ; — so schrieb er in artiger Schmeichelei an den 
neuen Justizchef — „Ew. Exzellenz tiefe und umfassende Rechts- 


kenntnis und ebenso billige Gesinnungen erfüllen mich mit. 
unbegränztem Vertrauen, und unverhalte ich, dass ich nun- 
mehr der Erledigung dieses auf Handhabung der kirchlichen 
Ordnung und eben so auf Entfernthaltung von willkürlichen 
und nicht sattsam geprüften Entscheidungen für die Zukunft. 
einflussreichen Geschäftes und damit der Entfernung des 
schwankenden Zustandes beruhigt entgegensehe. Ew. Exzellenz 
geübtem Blicke wird die Billiskeit der gestellten Anträge 
nicht entgehen, auch nicht, dass sie sich auf das Reinkirch- 

t) Schreiben Spiegels an Altenstein vom 10. Oktober 1832, Kultus*- 
ministerium KAV.N. 6, vol. I; Erzb.!KabeRegzsr on 
XXIX 1, vol. I, Bl. 60 (Konzept). 

®2) KultusministeriumKAVNr. 6, vol. I; Erzb. Kab.-Reg. 
Köln XXIX 1, vol. IL, Bl. 61/63 (Konzept). 

®) Schreiben Spiegels an Altenstein vom 10. Oktober, a. a. O. 

*) Schreiben Spiegels an Kamptz vom 10. Oktober 1832, Erzb. 
Kab.-Reg. Köln XXIX 1, vol. IL, Bl. 60 (Konzept). 
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liche beschränken und nichts anderes bezielen, als was schon im 
Allgemeinen Landrechte angenommen und in den alten Provin- 
zen, wohin die republikanischen Grundsätze des Franzosenthums 
nicht drangen, geltendes Recht ist. Um so vertrauensvoller 
empfehle ich Ew. Exzellenz ganz gehorsamst die Sache.“ 
Spiegel war nicht wenig enttäuscht, als am 25. Oktober 1832 
von dem Justizminister die gemessene Antwort einlief, er werde 
nicht ermangeln, „dieser Sache, wenn sie zur weitern Be- 
rathung kommen wird, alle die Aufmerksamkeit zu widmen, 
welche die hohe Wichtigkeit des Gegenstandes sowohl für 
den Staat als die Kirche erfordert“. Er bat darum den 
Kultusminister, „den Gegenstand der Organisation der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit zur Beratung zu fördern“ ?) und machte 
besonders auf die Notwendigkeit einer gerichtlichen Prozedur 
in Disziplinarsachen von Benefiziaten aufmerksam. Einen Er- 
folg hatten seine Vorstellungen auch jetzt nicht. Bei einer 
im Juni 1832 in Oliva stattfindenden Konferenz zwischen 
Hohenzollern und Schmedding, in welcher der Bericht über 
die Ausführung der Bulle: De salute animarum für die Kurie 
beraten wurde, musste zugegeben werden, dass „die Gerichts- 
barkeit in Ehe- und andern geistlichen Streitsachen in den 
westlichen Bistümern den Bischöfen noch nicht zurückgestellt“ 
sei, und dass die bischöflichen Behörden diese Sachen deshalb 
„teils administrativ teils disciplinarisch in einer Form behan- 
deln, welche nicht kanonisch und mit der Bulle vereinbar ist“ ?). 
Anfangs des Jahres 1833 erhielt der Erzbischof von Köln 
durch Altenstein die Rückäusserung der Konzilskongrega- 
tion auf seinen Statusbericht vom 17. Oktober 1829, in wel- 
cher die Kurie ihn zur Fortsetzung seiner Bemühungen um 
Einrichtung des kirchlichen Gerichtswesens anspornte®). Er 


1) Spiegel an Altenstein, 17. November 1832, Kultusministe- 
rıum KAV Nr. 6, vol. 1. 

2) Eichhorn, Ausführung der Bulle De salute animarum, S. 128; 
Dittrich, Bemühungen des Kölner Erzbischofs von Spiegel, S. 573. 

3) In seinem Statusbericht vom 17. Oktober 1829 (Erzb. Kab.-Reg. 
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benutzte die Gelegenheit zu neuen energischen Vorstellungen. 
Doch vermochte weder er!) noch der apostolische Delegat ?) 
etwas zu erreichen’). 


Köln I 14, Abschrift) hatte Spiegel nach Rom berichtet: „...idque vehe- 
mentissime doleo, quod (sc.Curia mea) judiciaria auctoritate et constitutione 
adhuc caret. Res enim disciplinares omnes administrativo quodam, non accu- 
rate praefinito modo, qui vocatur, inde a Gallorum infesta dominatione in- 
 ducto pertractantur. Neque primae neque secundae instantiae judicium, 
quantumvis promissum, adhuc est constitutum, ex quo quum in omni re 
inquirenda, tum vero maximae et molestissimae difficultates atque juris 
inelegantiae exoriuntur, ubi est quaestio de puniendis Parochis vel Vicariis 
ad dexteram Rheni ripam, qui benefisiis patronatus laicalis fruuntur, nec 
sine judicio et sententia lata secundum canones vel translocari vel deponi 
possunt.“ Am 11. August 1832 fertigte die Konzilskongregation ihre Rück- 
äusserung aus, die Spiegel am 31. Januar 1833 von Altenstein zugesandt 
wurde (vgl. Schreiben Altensteins an Spiegel vom 31. Januar 1833, 
KultusministeriumKA VNr.6, vol. I, Abschrift). Unter Anerken- 
nung der Bemühungen Spiegels hatte die Kongregation sich zur Sache 
der geistlichen Gerichtsbarkeit folgendermassen ausgesprochen: „Porro 
quod spectat deinde ad Generalem Vicarium et Archiepiscopalem Curiam 
Tuam, Saera Congtio confidit, Serenissimum istum regem pro sua erga 
Catholicos sibi subditos aequitate sublaturum quantocius impe- 
dimenta isthic sub alio Gubernio haud ita pridem posita, quae adhuc 
obstant, ne Ecclesia potestate sua liberius utatur per judiciain 
suoexterioriforo ad Canonum normam rite insti- 
tuta. Non autem dubitant Emi Patres, quinomnem operam 
adhibere pergas, quo id ex sententia contingat, et intereas non 
desistas, tum per Te ipsum, tum per eos, quos Tibi assumpsisse significas, 
lestissimos viros auctoritatem Tuam aptioribus quibusque modis exercere, 
idque praesertim commendatum volunt Ampliti Tuae, ut in matri- 
mon \ alibus negotiis indissolubilem vinculi unitatem tueri non 
cesses.“ Erzb. Kae -Reg. KölnT14. 

!) Spiegel an Altenstein, 20. Februar 1833, Erzb. Kab.- Br 
Köln XXIX 1, vol. II (Entwurf). 

?) Hohenzollern an Spiegel, 6. Dezember 1832, Erzb. Kab.-Reg. 
Köln 15, Bl. 65/66; Spiegel an Hohenzollern, 12. Januar 1833, a. a. O. 
Bl. 67/68 (Konzept). Auf den letztgenannten ungünstigen Bericht Spiegels 
hin bat Hohenzollern den Geheimrat Schmedding nochmals, sich für eine 
baldige Erfüllung der Wünsche des Kölner Erzbischofs zu verwenden. 
Hohenzollern an. Spiegel, 26. Januar 1833. Vgl. a. a. 0. 15, Bl. 68. 

®) Nach einer in den Kölner Akten befindlichen Zusammenstellung 
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Anderthalb Jahre lang stockten die Beratungen über die 
Reorganisation der geistlichen Gerichtsbarkeit so gut wie voll- 
ständig. Soweit aus den Akten ersichtlich ist, wollte man 
zunächst die Frage der gemischten Ehen, über welche damals 
noch immer mit Rom verhandelt wurde, zu einem befriedigen- 
den Abschluss bringen }). 


82. 
Der Justizminister von Kamptz und die Requisition der 
staatlichen Justizbehörden durch die geistlichen Gerichte. 


I. Die fortgesetzte Verschleppung der Reorganisation des 
geistlichen Gerichtswesens machte sich im Westen in der Praxis 
der bischöflichen Amtsführung in immer unangenehmerer 
Weise bemerkbar. Der Mangel einer klaren staatsgesetzlichen 
Feststellung des kirchlichen Kompetenzbereichs und Prozess- 
ganges, der Rechtswirkung der geistlichen Erkenntnisse und 
des Rechtsverhältnisses der staatlichen Verwaltungs- und Justiz- 
behörden zu der gerichtlichen Tätigkeit der bischöflichen Kurien 
musste notwendigerweise zu Unklarheiten führen und damit 
zu Meinungsverschiedenheiten und Konflikten. 

Im Osten, wo die kirchliche Gerichtsbarkeit nicht nur 
staatlich anerkannt, sondern auch mit zivilrechtlicher Wirk- 
sanıkeit ausgestattet war, hatten die geistlichen Tribunale an 
den weltlichen Justizbehörden zwar eine scharfe Kontrolle, 
zugleich aber auch eine wertvolle Hilfe. Denn eine selbst- 
verständliche Konsequenz der bürgerlichen Wirksamkeit der 
kirchlichen Urteile war — auf Requisition — die Leistung 


aus dem Jahre 1832 sparte der Staat infolge der Verschleppung der Gerichts- 
organisation an etatsmässigen Gehältern für die zweite Instanz jährlich 
400 Taler (Erzb.Kab.-Reg. IV1, Bl. 122) und an Gehältern für das 
Prosynodalgericht jährlich 700 Taler (a. a. O., Bl. 136), zusammen also 
von 1826 bis 1832 nicht weniger als 7700 Taler. 

1) Votum des Ministers des Aeussern vom 8. Juli 1854, Kultus- 
ministerium KAVNr. 6, vol. III (Abschrift). 
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der staatlichen Rechtshilfe, sobald ohne die letztere ein ge- 
ordnetes prozessuales Verfahren oder die Ausführung der ge- 
fällten Erkenntnisse auf Widerstand stiess. Theorie und Praxis 
in den östlichen Provinzen waren sich daher über diesen Punkt 
vollständig im klaren. 

Anders in den westlichen Provinzen, wo im Ge- 
folge der französischen Justizverfassung die geistlichen Ge- 
richtsbehörden für den bürgerlichen Rechtsbereich aufgehoben 
waren. Da das französische Recht schwere Strafandrohungen 
gegen Vornahme richterlicher Funktionen durch Personen 
nichtrichterlichen Charakters enthielt '), erhoben sich Zweifel, 
ob die kirchlichen Behörden befugt seien, in den zu ihrem 
Ressort gehörigen rein geistlichen Prozessualien die Zeugen 
zu vereidigen und eidlich zu vernehmen. Wenn die Regierung 
mit diesen Zweifeln Ernst machte, dann war eine dem kano- 
nischen Prozessrecht entsprechende Handhabung der kirch- 
lichen Rechtspflege unmöglich. Um Klarheit zu: schaffen, 
hatte sich der Bischof von Paderborn schon im Jahre 
1829?) an den Kultusminister von Altenstein gewandt und in 
der Frage der Vereidigung seine Entscheidung erbeten. Er 
berief sich auf ein Reskript des Justizministeriums vom 29. Ok- 
tober 1821 und eine Verfügung des Ministeriums des Innern 
vom 10. November 1821°); danach waren die Polizei- 
behörden befugt, in denjenigen Untersuchungssachen, in 
denen sie ohne Vorbehalt des Rekurses an die Justizbehörden 
entscheiden konnten, die vernommenen Zeugen zu vereidigen. 
Zugleich stützte sich der Bischof auf ein Reskript des Justiz- 
ministeriums vom 21. Oktober 1822), in welchem als Grund- 


DERKatho1liK N. HAIE), 1881,08. 2135. 

?) Schreiben vom 22. August 1829, Erzb. Kab.-Reg. Köln 
XXIX 1, vol. II, Bl. 76 (Abschrift); Brief des Bischofs von Paderborn 
an Geissel vom 4. Mai 1850, ebenda, Bl. 75. 

») von Kamptz, Annalen der inneren Staatsverwaltung V, 1821, 
8. 899, Schreiben des Justizministeriums, 29. Oktober, ebenda, $. 899 fi. 

*) von Kamptz, Jahrbücher XX, 1822, S. 272. 


Kamptz und die Requisition staatlicher Justizbehörden. 391 


satz anerkannt war, „dass den Königlichen Regierungen 
ın allen Fällen, wo ihnen die definitive Entscheidung der Amts- 
vergehen der Staatsbeamten ohne Provokation auf gerichtliche 
Untersuchung beigelegt sei, auch die Mittel zur Erforschung 
der Wahrheit, wie den Gerichten zu Gebote stehen müssen“. 
Da nun, so argumentierte der Bischof, über die Amts- 
vergehen derGeistlichendiekirchlichen Oberen 
zu erkennen haben!), ohne dass ein Rekurs an die 
Justizbehörden stattfindet), „so scheint die Befugniss 
der bischöflicben Behörden zur Vereidung der in Disciplinar- 
Untersuchungen vernommenen Zeugen nach den in jenen Re- 
scripten ausgesprochenen Grundsätzen unbedenklich zu sein“. 
Weil aber immerhin in dem Wortlaut der Ministerialreskripte 
nur Regierungen und Polizeibehörden ausdrücklich erwähnt 
waren, bat der Bischof den Minister der geistlichen Ange- 
legenheiten um authentische Entscheidung. 

Er erhielt darauf am 15. April 1830 vom Ministerium 
(den Bescheid, „dass die Bischöflichen Behörden zur Vereidung 
der in Disciplinar-Untersuchungen vernommenen Zeugen aller- 
dings ermächtigt sind“ ®). Damit war das Recht der geist- 
lichen Gerichte, selbst eidliche Verhöre vorzunehmen, von 
seiten des Kultusministeriums zwar anerkannt worden. Ueber 
das Recht, die weltlichen Gerichte zur Vornahme von 
Verhören zu requirieren, war aber nichts gesagt. Und selbst 
wenn Altenstein auch dieses Recht anerkannt hätte — ein 
einseitiges, ohne Mitzeichnung der Justizminister erlassenes 
Reskript des Kultusministeriums an einen Bischof in einer 
beide Ressorts berührenden Angelegenheit hätte für die staat- 
lichen Justizbehörden nicht massgebend sein können. Die 
weltlichen Gerichte fuhren daher fort, Schwierigkeiten zu 


DPALB.F Loıl IE TIteE117,8:5353 BE 1 

2) Kabinettsordre vom 12. April 1822, Gesetzsammlung, 
8. 105. 

®) Erzb. Kab.-Reg. Köln XXIX1W, vol. H, Bl. 77 (Abschrift). 
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machen, wenn sie von den kirchlichen Behörden um Vornahme 
von Zeugenverhören u. s. w. requiriert wurden. 


II. Die daraus entstehenden Konflikte veranlassten die 
für die Geschäftsführung der kirchlichen Gerichte bedeutungs- 
vollen Justizministerialerlasse vom 13. Juli 1832 
und 20. Januar 1834. 

Die Genesis dieser beiden Kamptzschen Erlasse wird 
genau geschildert in einem am 15. Oktober 1834 an den 
Minister des Innern gesandten Bericht des Kölner Regierungs- 
präsidenten Ruppenthal!); er ist deshalb doppelt interessant, 
weil Ruppenthal selbst der unfreiwillige Veranlasser der ihm 
sehr unbequemen Kamptzschen Erlasse gewesen ist. Nach 
Ruppenthals Darstellung hatte das erzbischöfliche General- 
vikariat ihn — er war damals noch Generalprokurator — am 
2. Januar 1830 requiriert, in der gegen einen Pfarrer einzu- 
leitenden kirchlichen Disziplinaruntersuchung einen Friedens- 
richter mit der Vernehmung der Zeugen zu beauftragen. Er 
lehnte den Antrag ab, „weil blos die Regierungen befugt 
seien, dergleichen Requisitionen an die Gerichte gelangen zu 
lassen“, und er „keine Befugnis habe, die Gerichte mit fremd- 
artigen Arbeiten zu beschweren“. Der Justizminister, dem 
er von seinem Vorgehen Mitteilung gemacht hatte, billigte 
sein Vorgehen und ermächtigte ihn durch Reskript vom 20. Juli 
1830, „auch ferner nach dem nämlichen Grundsatze zu ver- 
fahren‘. 

Der Kultusminister von Altenstein war die Veranlassung, 
dass später eine andere Praxis eingeführt wurde. In einem 
Schreiben vom 5. Juli 1832 erklärte er dem Justizminister, 
„dass er die Befugnis der Regierungen zur Requisition der 
Gerichte für die geistliche Behörde nicht in Anspruch nehme, 
dennoch aber wünschen müsse, dass es gestattet wer- 
den möge, in Disciplinar-Angelegenheiten den richterlichen 
Beamten Aufträge zu ertheilen, bis die geistlichen Be- 


) Min. des Innern, Justiz-Sachen Generalia 34, 1. 
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hörden in formaler Beziehung zu grösserer Sicher- 
heit gelangt sein würden‘). 

Daraufhin wurde Ruppenthal durch Reskript des Justiz- 
ministers vom 13. Juli 1832?) angewiesen, „nach dem Wunsche 
des Herrn von Altenstein zu verfahren“ und die Friedens- 
richter in den Rheinprovinzen anzuweisen, „den von den Geist- 
lichen Behörden beider Konfessionen an sie ergehenden Re- 
quisitionen zur Führung der Disciplinar-Unter- 
suchungen Folge zu leisten“. Die gleiche Verfügung wurde 
am selben Tage dem Königlichen Justizsenat in Koblenz über- 
sandt, damit er die rechtsrheinischen Untergerichte dement- 
sprechend instruiere. In dieser ersten Verfügung war nach 
Ruppenthals richtiger Auffassung „bloss von Disciplinar- 
Untersuchungen, also von der Ausübung einer Gewalt die 
Rede, welche durch landesherrliche Gesetze den oberen geist- 
lichen Behörden aller christlichen Confessionen anvertraut 
worden, welche dieselben daher auch Namens des Landesherrn 
und nach den landesherrlichen Gesetzen ausüben; es handelte 
sich von einer vorübergehenden Aushülfe, welche nicht 
als ein Recht gefordert, sondern als eine Gefällig- 
keit erbeten wurde“?). 

Der Kölner Generalprokurator erkannte also entsprechend 
dem Wortlaut der Verfügung vom 13. Juli 1832 die Zulässig- 
keit einer Requisition ausschliesslich in Disziplinarsachen an. 
Da er sich hiernach auch in der Praxis richtete, kam es zu 
einem Konflikt mit dem erzbischöflichen Ordinariat in Köln. 
Der Fall, der zum Erlass des Reskripts vom 20. Januar 
1834 führte, war folgender: Ein Kommunalbeamter des Re- 


li) Schreiben Ruppenthals, Min. des Innern 34, 1; Schreiben 
Altensteins an Spiegel vom 6. November 1832, Erzb.Kab.-Reg. Köln 
XXIX1, vol. II, Bl. 66. 

2) Abschrift, von Altenstein an Spiegel gesandt, Erzb.Kab.-Reg. 
Köln XXIX1, vol. Il. Bl. 67. Vgl. auch das Schreiben Altensteins 
an Spiegel, 6. November 1832, ebenda, Bl. 66. 

3) Schreiben Ruppenthals, a. a. O. 
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gierungsbezirks Köln, der im Konkubinat lebte, erwirkte, um 
die Folgen des unerlaubten Verhältnisses zu verdecken, für 
seinen siebzehnjährigen Sohn die Altersdispens, verheiratete 
ihn mit seiner Konkubine, verbot ibm dann das väterliche 
Haus und lebte weiter mit der Frau seines Sohnes zusammen. 
Nach dem Tode des Vaters klagte der Sohn wegen Ehebruchs 
auf Ehescheidung, welche von dem staatlichen Gericht auch 
ausgesprochen wurde. Da er aber als Katholik keine zweite 
Ehe eingehen konnte ohne richterlichen Spruch seiner geist- 
lichen Behörde, strengte er bei dem erzbischöflichen General- 
vikariat die Nichtigkeitsklage gegen seine erste Ehe an ex 
capite affinitatis ex copula illicita. Das Generalvikariat er- 
suchte Ruppenthal, einen Friedensrichter mit der Beweisauf- 
nahme zu beauftragen. Ruppenthal verweigerte dies, „weil 
die ganze Untersuchung keinen andern Zweck hatte als die 
Aufrechthaltung eines Dogma der katholischen Kirche, welches 
die Preussische und die Rheinische Gesetzgebung mit gleicher 
Bestimmtheit verwerfen, weil zu solchen Untersuchungen die 
Königlichen Behörden nicht verpflichtet seien, bloss um die 
Gewissens-Skrupel eines katholischen Christen zu beschwich- 
tigen“. 

Diese Weigerung Ruppenthals veranlasste dann das Re- 
skript des Justizministers vom 20. Januar 1834 an 
sämtliche Landgerichtspräsidenten, an die Oberprokuratoren 
in der -Rheinprovinz und den Königlichen Justizsenat in Kob- 
lenz!). Die Verfügung selbst bemerkte, es seien über die Be- 
rechtigung der geistlichen Gerichte, in den zu ihrer Kom- 
petenz gehörigen Sachen Zeugen eidlich zu vernehmen, ver- 


1) Abgedruckt bei F; A. Lottner, Sammlung der für die Königl. 
Preuss. Rheinprovinz seit dem Jahre 1813 hinsichtlich der Rechts- und 
Gerichtsverfassung ergangenen Gesetze, Verordnungen, Ministerial- 
Rescripte etc., Berlin 1834 fi., IV, Nr. 1150, S.13f£.; von Kamptz, Jahr- 
bücher XLIII, 1834, Nr. 69, S. 241 f. Das Reskript wurde durch Altenstein 
am 3. Februar 1834 den rheinisch-westfälischen Bischöfen mitgeteilt. 
Vgl. Generalvikariats-Regzistratur Münster, A 31. 
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schiedentlich Zweifel laut geworden und infolgedessen mehrmals 
den dahingehenden Requisitionen der geistlichen Gerichte nicht 
Folge geleistet worden. „Diese Zweifel“, schreibt der Justiz- 
minister, „sind jedoch unbegründet, indem die geistliche 
Gerichtsbarkeit, wenn auch keinelandesherrliche, 
dennoch hinsichtlich der zu ihr gehörigen Gegen- 
stände eine wirkliche Gerichtsbarkeit ist, welcher 
daher auch die zu ihrer Ausübung. nothwendigen Mittel, mithin 
auch die Aufnahme des Beweises auf eine, für die Entschei- 
dung genügende Art, namentlich also die Veranlassung eid- 
licher Zeugenvernehmungen zusteht.“ Dementsprechend verfügte 
der Erlass, dass die weltlichen Gerichtsbehörden in allen un- 
streitig zum geistlichen Ressort gehörenden Gegenständen den 
Requisitionen der kirchlichen Gerichte wegen eidlicher Ver- 
nehmung von Zeugen Folge zu leisten hätten. 

Die rheinischen Justizbehörden gaben ihren Widerstand 
gegen die ihnen zugemutete Hilfeleistung zugunsten der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit auch jetzt noch nicht auf. Auf die von 
Köln gegen das Reskript vom 20. Januar 1834 geltend ge- 
machten Bedenken beschied daher von Kamptz den Land- 
gerichtspräsidenten von Oppen und den Oberprokurator von 
Collenbach durch Verfügung vom 21. März 1834!) noch 
eingehender über seine Auffassung der Rechtslage. 

Durch die königlich sanktionierte Bulle: De salute anı- 
marum seien die preussischen Diözesen wieder hergestellt „mit 
denjenigen Rechten, deren sich andere Erzbischöfe und Bi- 
schöfe jener Gegenden rechtmässig erfreuen“ ?). 

„Der Bischof aber* — so führt der Minister aus — „ist 
in den geistlichen Angelegenheiten der Katholiken seiner Diö- 


1) von Kamptz, Jahrbücher XLV, 1835, Nr. 58, S. 296f. Vgl. 
Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 422 f. 

2) Der Minister argumentiert hier aus der in den früheren Verhand- 
lungen von dem rheinisch-westfälischen Episkopat so oft als locus classieus 
zitierten Stelle der Bulle: „Singulis autem archiepiscopis et episcopis ete. ...“ 
Vgl. oben S. 254. 
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cese, wozu unzweifelhaft auch das Urtheil über die Nichtig- 
keit einer Ehe als Sakrament gehört, ihr ordentlicher Richter; 

. andererseits kann der Bischof sein Amt in Beziehung auf 
jene ihm nach der Natur der Sache zustehenden Entschei- 
dungen so wenig ausüben, als die durchaus nöthige Disziplin 
unter den Klerikern seiner Diözese handhaben, wenn nicht 
seinen Requisitionen hülfreiche Hand geleistet wird.“ Die 
Verfügungvom 20. Januar bestimme nichtsüber 
denUmfangderbischöflichenGerichtsbarkeit; 
das bleibevielmebrdennoch schwebenden Ver- 
handlungen über die organische Einrichtung 
der geistlichen Gerichte vorbehalten. „Jene 
Gerichtsbarkeit besteht aber eo ipso dadurch, dass Bischöfe 
als Vorgesetzte der Katholiken ihrer Diöcesen vorhanden sind.“ 


III. von Kamptz war mit seinen Reskripten hart an die 
Grenze dessen gerückt, was zurzeit — solange nämlich die 
legislative Regelung des geistlichen Gerichtswesens noch in 
der Schwebe war — innerhalb seiner ministeriellen Befug- 
nisse lag. 

Der Widerstand der rheinischen Regierungs- 
und Justizbehörden liess daher nicht auf sich warten. 
Ein auf die Kamptzsche Verordnung eingegangener Bericht 
des Oberpräsidenten Pestel in Koblenz bewog die Regierung, 
die Sache dem Staatsministerium zur Abstimmung 
vorzulegen. Der Minister des Innern von Rochow erbat sich 
das Gutachten des Regierungspräsidenten Ruppen- 
thal ın Köln, der als früherer Generalprokurator ein guter 
Kenner des rheinisch-französischen Rechtes war). 

Schon am 15. Oktober 1834 übersandte Ruppenthal ein 
ausführliches Antwortschreiben ?), nebst einem Promemoria?), 


!) Rochow an Ruppenthal, 4. Oktober 1834, Min. des Innern 
34, 1 (Konzept); Altenstein an Rochow, 10. September 1834, ebenda; 
Rochow an Altenstein, 4. Oktober 1834, ebenda (Konzept). 

2) Min. des Innern 34, 1. 
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in dem „die gänzliche Aufhebung aller geistlichen Gerichts- 
barkeit in der Rheinprovinz dargetan“ wurde. Mit allem 
Nachdruck sprach sich der Regierungspräsident gegen eine 
Wiederherstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit mit zivil- 
rechtlicher Geltung und gegen jede Beihilfe der Staatsgewalt 
zu ihren Funktionen aus. Zwei verschiedene, voneinander un- 
abhängige Jurisdiktionen bildeten ein Verhältnis, welches schon 
an sich nicht zu empfehlen sei, welches aber „namentlich in 
der Rheinprovinz, deren Bewohner in der grossen Mehrzahl 
zur katholischen Kirche gehören, für diese die traurigsten 
Folgen herbeiführen müsste, indem jene beide angeblich be- 
stehende Jurisdietionen nicht etwa bloss in der Form ihres 
Verfahrens, sondern, was höchst wichtig ist, durch die An- 
wendung eines ganz verschiedenen materiellen Rechtes sich 
von einander unterscheiden“. Konflikte zwischen staatlicher 
und kirchlicher Jurisdiktion seien, zumal in Ehescheidungs- 
sachen, wo die staatlichen Scheidungsgründe mit den Dogmen 
der katholischen Kirche kollidierten, unvermeidlich. 

Die staatliche Anerkennung einer kirchlichen Gerichts- 
barkeit in diesen Fragen werde diese Konflikte notwendiger- 
weise noch verschärfen — zumal, wenn man gemäss dem 
Justizministerialreskript vom 20. Januar 1834 auch den Arm 
des weltlichen Richters zur Verfügung des geistlichen Forums 
stellen wolle. „Erkennt der Landesherr an, dass die katho- 
lische Geistlichkeit eine Jurisdietion hat, um die Lehrsätze 
ihrer Kirche aufrecht zu erhalten, gestattet der Landesherr 
dieser katholischen Geistlichkeit das Recht der Entscheidung, 
so kann er ihr folgerecht das Recht der Vollstreckung nicht 
verweigern; er muss selbst, um consequent zu bleiben, zu 
dieser Vollstreckung den Arm des weltlichen Richters ge- 
brauchen lassen, wie er ihn zur Vorbereitung des Urtheils des 
geistlichen Richters hingegeben hat. Der Landesherr lässt 
dann die Ehe, die nach seinen Gesetzen gültig ist, durch 
fremde Richter nach fremden Gesetzen ungültig erklären, 
die Ehe ist dann zu gleicher Zeit gültig und ungültig, sie besteht 
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und besteht nicht, die Kinder sind ehelich und zugleich judicat- 
mässig im Ehebruche erzeugt; der, welcher das Recht hat, 
den Schutz der landesherrlichen Gesetze anzurufen, weil er 
nach deren Vorschrift gehandelt hat, wird nun mit Einwilli- 
gung, mit Beihülfe der landesherrlichen Behörden, von einer 
fremden Macht, auf den Grund fremder Gesetze, als ein Ehe- 
brecher gebrandmarkt, die Kinder verlieren, mit Beihülfe der 
landesherrlichen Behörden, das Recht der Erbfolge und der 
ehelichen Geburt, welches der Landesherr in seinen Gesetzen 
ihnen förmlich und feierlich zugesagt hat; Verzweiflung wird 
der Lohn derjenigen sein, die dem landesherrlichen Worte 
vertraut und nach demselben gehandelt haben.“ 

Rochow schloss sich in einem Votum vom 1. Dezember 
1834!) den Ausführungen Ruppenthals an und legte dessen 
Promemoria seinem Gutachten bei. Auch die Bedenken des 
rheinischen Oberpräsidenten in seinem Bericht vom 20. Februar 
1834 erklärte er für „sehr erheblich“ halten zu müssen. Nach 
seiner Ansicht könne es nicht in den Befugnissen einzelner 
Ministerien liegen, eine so wichtige Institution wie die geist- 
liche Gerichtsbarkeit, worüber Seine Majestät seinerzeit Be- 
ratung des Staatsministeriums und Vorlage eines Gesetzent- 
wurfes verlangt habe, auf dem Wege eines Erlasses anzu- 
erkennen. Er stimmte dafür, von Kamptz zur vorläufigen 
Suspendierung seiner Verordnung vom 20. Januar zu ersuchen 
und die Angelegenheit auf den Weg der Gesetzgebung zu 
bringen ’?). 

Rochows Auffassung über die Tragweite des Januar- 
erlasses muss als unzutreffend bezeichnet werden. Kamptz 
war gewiss bis an die Grenze seiner Befugnisse gegangen; 
aber er hatte sie nicht überschritten. Er hatte die bischöf- 


!) Min. des Innern 34, 1 (Konzept). 

?) Mit diesem Votum von Rochows schliessen die auf die geistliche 
Gerichtsbarkeit bezüglichen Akten des Ministeriums des Innern und be- 
ginnen erst wieder mit dem Anfang des Jahres 1844. 
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liche Gerichtsbarkeit anerkannt; aber nicht weiter, als das 
geltende Recht ihm gestattete. 

Ohne weiteres ist dies klar von der bischöflichen Dis- 
ziplinargerichtsbarkeit, die, wie auch Ruppenthal, 
der schärfste Gegner der Kamptzschen Erlasse zugeben musste, 
durch das Allgemeine Landrecht ') landesherrlich anerkannt 
war. Dieser landesherrlich anerkannten Gerichtsbarkeit, an 
deren Handhabung, zumal, wenn es sich um strafweise Ver- 
setzung oder Absetzung von Kirchendienern handelte, der 
Staat selbst direkt mitinteressiert war, durch Requisition des 
staatlichen Richters die Möglichkeit zu schaffen, unter allen 
Umständen eine formgerechte Untersuchung durchzuführen, 
war eine Massregel, welche dem Justizminister zur wirksamen 
Durchführung der den Bischöfen gesetzlich zustehenden Dis- 
ziplinarbefugnisse notwendig erschien. 

Eher könnte man annehmen, dass die in dem Kamptz- 
schen Januarerlass enthaltene Anerkennung der Ehegerichts- 
barkeit mit dem für die Rheinlande geltenden Recht un- 
vereinbar sei, und als ob Kamptz hier auf eigene Faust den 
legislativen Beratungen des Gesamtministeriums vorgegriffen 
habe. 

Dieser von Rochow erhobene Vorwurf lässt sich aber 
auch hier kaum aufrecht erhalten. Kamptz war weit davon 
entfernt, die kirchliche Ehegerichtsbarkeit im Westen für den 
bürgerlichen Rechtsbereich anzuerkennen. Die Binsenwahrheit, 
dass eine derartige Abänderung des geltenden Rechts nicht 
auf dem Wege einer einzelministeriellen Verfügung, sondern 
nur auf dem der Gesetzgebung möglich sei, kann einem so 
gewiegten Juristen, wie Kamptz, natürlich nicht entgangen 
sein. Die von ihm ausgesprochene Anerkennung der bischöf- 
lichen Ehegerichtsbarkeit beschränkte sich daher notwendig 
auf den innerkirchlichen Geltungsbereich. Damit stellte er 
sich auf den Boden des durch die französische Justizverfassung 


1) ALR., Teil II, Tit. 11, $$ 121. 124. 125. 126. 
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im Rheinland und in Westfalen geschaffenen Rechtes. Den 
Zuständigkeitsbereich dieser kirchlichen Gerichtsbarkeit 
näher zu bestimmen, lehnte er ausdrücklich ab, reservierte 
dies vielmehr der kommenden Reorganisation. Als unzweifel- 
haftes Objekt kirchlicher Zuständigkeit bezeichnete er nur die 
Entscheidung von Ehenichtigkeitsklagen vom sakramentalen 
Standpunkt aus. 

Ein weitgehendes Entgegenkommen bewies er allerdings 
dadurch, dass er den bischöflichen Behörden die Möglichkeit 
schuf, auch in der Betätigung ihrer rein geistlichen Gerichts- 
barkeit die Rechtshilfe der staatlichen Tribunale zu requirieren. 
‘ Wie aber schon Altensteins Antrag erkennen liess, und wie 
selbst der den Kamptzschen Verfügungen sehr wenig gewogene 
Ruppenthal zugeben musste, war den geistlichen Behörden 
damit keineswegs ein eigentlicher Rechtsanspruch auf 
die Mitwirkung der staatlichen Justiz gegeben. Die ganze 
Einrichtung war nur gedacht als eine jederzeit widerrufbare 
Gefälligkeit, die von selbst aufhören sollte, sobald „die 
geistlichen Behörden in formaler Beziehung zu grösserer Sicher- 
heit gelangt sein würden“. 

Allem Anschein nach fand Rochows Auffassung innerhalb 
des Staatsministeriums keinen Anklang. Jedenfalls ist die von 
ihm angeregte Suspendierung des Kamptzschen Januarerlasses 
niemals erfolgt. 


IV. Aehnliche Schwierigkeiten wie in den rheinisch-west- 
fälischen Ländern stellten sich auch im Gebiete der 
türstbischöflichen Delegatur vonBerlin ein, wo 
dem Breslauer Oberhirten eine eigentliche Ehegerichtsbarkeit 
mit zivilrechtlicher Geltung nicht zustand!) und somit die- 
selben Rechtsverhältnisse bestanden wie im Westen. Die Frage 
der Requisition wurde auch hier aktuell. 

Im Jahre 1837 sollte eine zivilrechtlich schon geschiedene 


!) Starke, Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung, 
S. 371. 
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Mischehe auf Antrag der evangelischen Frau, die sich mit 
einem Katholiken wieder verheiraten wollte, auch kirchlich für 
nichtig erklärt werden, da der katholische Mann nur unter 
dieser Voraussetzung die Ehe eingehen wollte. Die Angaben 
der Frau, mit der auch die dem Propst Brinkmann zur Ein- 
sicht überlassenen staatlichen Gerichtsakten übereinstimmten, 
begründeten die moralische Ueberzeugung der Nichtigkeit der 
ersten Ehe ex defectu consensus. Doch erklärte der Propst 
in einem Schreiben an den Oberpräsidenten der Provinz Bran- 
denburg von Bassewitz, diese Angaben müssten „durch Zeugen- 
beweis erhärtet und vollständig nachgewiesen werden, wenn 
auf dieselben die kirchliche Nullitätserklärung basırt und die 
Wiederverehelichung ... freigegeben werden soll“, Die von 
der Klägerin benannten Zeugen waren protestantisch. Der 
Propst ersuchte nun um Instruktion, ob er „Zeugen und Gegen- 
zeugen in der Sache vernehmen und zu dem Ende vereiden“ 
dürfe '). Er wurde von dem Oberpräsidenten abschlägig be- 
schieden ?), und zwar mit der Begründung, das Allgemeine 
Landrecht kenne bei der Ehe nur ein Nichtigkeitsverfahren, 
welches nach Teil II, Tit. 1, S$ 951, 974 zur zivilrichterlichen 
Kompetenz gehöre. Diesem Richter stehe daher auch allein 
die gesetzliche Befugnis zur Vorladung und Vereidigung von 
Zeugen zu. 

In einem neuen Gesuch vom 28. Oktober 1837?) machte 
der Propst mit Recht geltend, „wenn auf keinerlei Weise die 
eidliche Abnahme zeugenschaftlicher Depositionen in causis 
matrimonialibus, sofern dieselben in hiesiger Provinz für den 
rein katholisch-kirchlichen Zweck vorkommen können, ver- 
mittelt werden kann“, dann sehe er nicht ein, wie er seinen 
Amtspflichten und den Anforderungen der Parteien Genüge 


1) Schreiben Brinkmanns an Bassewitz vom 18. August 1837, Kultus- 
ministerium G II XVI Nr. 1, vol. III (Abschrift). 
2) Schreiben vom 23. September 1837, Kultusministerium, 
ebenda (Abschrift). 
3) Kultusministerium GIIXVINr. 1, vol. III (Abschrift). 
Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 26 
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leisten solle. In der Dienstinstruktion für die Pröpste an 
St. Hedwig als fürstbischöfliche Delegaten vom 1. April 1826, 
welche das Kultusministerium am 18.:Mai 1826 approbiert 
habe, heisse es ausdrücklich in $ 8: „Wenn Ehesachen vor- 
kommen, wo es sich nur um die Uebereinstimmung mit den 
Kirchengesetzen handelt, als: ob nach denselben eine Ehe als 
gültig geschlossen betrachtet werden kann, ob nach ihnen eine 
neue zweite Ehe zulässig ist u. s. w., so authorisiren wir 
Unsern Delegaten hierdurch, den Thatbestand mit Beachtung 
der wesentlichen Erfordernisse eines geordneten Verfahrens 
auszumitteln und festzustellen ...“ Gerade darum handle es 
sich im vorliegenden Falle; ohne eidliche Zeugenvernehmung 
könne aber der Tatbestand nicht mit genügender Sicherheit 
festgestellt werden. In dem erwähnten Approbationsdekret vom 
18. Mai 1826 heisse es zwar auch in $ 5, „dass dem: Fürst- 
bischofe zu Breslau keine eigentliche Gerichtsbarkeit in causis: 
matrimonialibus eingeräumt werden dürfe, da sein Einfluss in 
der Mark Brandenburg und Pommern nur die mere Spiritualia. 
umfasse“, aber, so meinte Brinkmann, „von einer eigentlichen 
Gerichtsbarkeit kann auch nach meinem unmassgeblichen 
Dafürhalten in dem vorliegenden sowie in ähnlichen Fällen 
durchaus nicht die Rede sein, indem es sich bei der Unter- 
suchung ... nicht um effectus civiles, welche längst abgethan 
sind, sondern lediglich um die Zulässigkeit der Ehe...nach 
katholisch-kirchlichen Grundsätzen handelt. Er bat daher den 
Öberpräsidenten, irgendeinen Ausweg vermitteln zu wollen, 
und fragte zum Schlusse an, „ob die Constatierung des fraglichen 
Thatbestandes oder die eidliche Vernehmung der Zeugen 
nicht etwa von Gerichtswegen erfolgen kann“. Daraufhin 
trug der Oberpräsident dem Kultusminister von Altenstein die 
Sachlage vor). 

Zu Beginn des folgenden Jahres sah Brinkmann sich ge- 


1) Schreiben vom 21. November 1837, Kultusministerium 
GET EX VIENTeIEvols le 
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nötigt, in einer ähnlichen Sache, wo zwecks Nichtigkeits- 
erklärung durch den päpstlichen Stuhl die nötigen Unter- 
suchungen angestellt werden mussten, denselben Antrag beim 
Öberpräsidenten nochmals zu stellen!). Zugleich bat er um 
Beschleunigung des Bescheids in der früheren Sache, da „die 
Partheien nicht aufhören, mich zu sollieitiren, indem dieselben 
schon mehrere Jahre auf die genannte Nullitäts-Erklärung 
und die dadurch bedingte Eingehung einer neuen Ehe ver- 
geblich gewartet haben“. 

Nachdem am 28. Juli 1838 Bischof Sedlnitzky von Breslau 
in einem Schreiben an Altenstein in demselben Sinne vorstellig 
geworden war ?), überwies der Kultusminister die Sache dem 
Justizminister Mühler und empfahl Gewährung des An- 
trages®). In seiner Rückäusserung erklärte Mühler) sich mit 
dem Oberpräsidenten von Bassewitz dahin einverstanden, dass 
den katholischen geistlichen Behörden eine unmittelbare Zeugen- 
vernehmung zur Beurteilung einer bürgerlich rechtskräftig ge- 
schiedenen evangelischen oder gemischten Ehe nicht zu ge- 
statten sei. „Dagegen ist es auf der andern Seite, um einen 
Beschluss der katholisch geistlichen Behörden über die Zu- 
lässigkeit einer anderweiten Verehelichung einer dergestalt 
bürgerlichen geschiedenen evangelischen Person mit einer Per- 
son katholischer Confession vorzubereiten, nothwendig, das 
frühere Sachverhältnis allenfalls durch Zeugen festzustellen.“ 
Es bleibe daher „nichts übrig, als die gerichtliche Vernehmung 
und Vereidigung auf Requisition der geistlichen Behörde zu 
gestatten“. Er fand es jedoch, zumal in dem gegenwärtigen 


1) Schreiben Brinkmanns an Bassewitz vom 4. Januar 1838, Kultu s- 
ministerium G IIXVIlJ, vol. III (Abschrift). 

2\ Kultusministerium, ebenda. 

3) Schreiben Altensteins an Mühler vom 12. September 1838, 
Kultusministerium,ebenda (Konzept). 

#) Schreiben Mühlers an Altenstein vom 5. Oktober 1838, Kultus- 
ministerium, ebenda. 
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Zeitpunkt!), bedenklich, deshalb ein allgemeines Zirkular zu 
erlassen, und schlug vor, wenigstens vorläufig die Anweisung 
des Justizministeriums auf Antrag des Kultusministers für 
jeden einzelnen Fall zu verlangen. Er ersuchte daher, den 
Propst von St. Hedwig zu veranlassen, „einen status causae 
et controversiae anzufertigen, in demselben die Person der 
Zeugen, ihren Aufenthalt und die Thatsachen, worüber sie ver- 
nommen werden sollen, genau anzugeben“ und dem Kultus- 
minister einzureichen. Auf des letzteren Mitteilung hin werde 
er (der Justizminister) das in Frage kommende staatliche Ge- 
richt zu ihrer Erledigung anweisen. 

In diesem Sinne benachrichtiste das Kultusministerium 
den Fürstbischof Sedlnitzky am 5. November 1838?). Brink- 
mann reichte den status causae et controversiae der ersten 
Prozesssache an Altenstein ein’). Dieser übermittelte ihn 
dem Justizminister *), der am 31. Oktober 1839 das Pro- 
tokoll über die durch das Gerichtsamt Kemberg vorgenom- 
mene Zeugenvernehmung in Urschrift dem Kultusminister 
zusandte °). Altenstein überwies sie am 19. November 1839 
dem Fürstbischof ®). Nach mehr als zwei Jahren war also 
infolge des umständlichen Apparats die Sache endlich soweit 
gediehen, dass die kirchliche Behörde zu einem richter- 
lichen Spruche kommen konnte — vorausgesetzt, dass den 
Parteien unterdessen nicht die Geduld ausgegangen war, auf 
ihn zu warten. 


!) Gemeint sind ohne Zweifel die Kölner Wirren. 

®) Kultusministerium G II XVI 1, vol. III (Konzept); 
Rückantwort Sedlnitzkys an Altenstein vom 22. November 1838, 
ebenda. 

®) Schreiben vom 18. August 1839, Kultusministerium, 
ebenda. 

*) Schreiben vom 24. August 1839, ebenda (Konzept). 

5) Schreiben Mühlers an Altenstein, Kultusministerium, 
ebenda. 

6) Kultusministerium, ebenda (Konzept). 
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Ser 
Neue Beratungen im Ministerium. Spiegels letzter 
Vorstoss. Das Eingreifen des Königs. Die Ministerial- 
kommission vom Jahre 1835. 


I. Im weiteren Verfolg der schon früher mit dem Bischof 
von Paderborn angeknüpften Verhandlungen !) stellten die 
Minister des Kultus und der Justiz, Altenstein und Mühler, 
beim König im Februar 1834 den formellen Antrag, „das 
geistliche Gericht zu Erfurt nach den Vorschriften der 
Constitution für Süd-Preussen vom 25. August 1796, mit der 
für das Grossherzogthum Posen eingetretenen Modification 
wegen Auf- und Annahme von Testamenten einrichten zu 
dürfen“ ?). Eine Kabinettsordre vom 22. März 1834 °) hielt 
es jedoch für angezeigt, dass an Stelle der südpreussischen 
Konstitution eine besondere Verordnung erlassen werde, weil 
jene „in keine Gesetzessammlung aufgenommen ist, und manches 
enthält, was jedenfalls einer Abänderung bedarf, wie wegen 
Auf- und Annahme der Testamente, wegen der Klosterzucht, 
und wegen der durch Meine Ordre vom 12. April 1822 für 
die Entlassungen vorgeschriebenen Formen“. 

So wurden denn infolge der königlichen Anregung die 
ministeriellen Verhandlungen über die kirchliche Gerichts- 
barkeit wieder aufgegriffen, um so mehr, als die Frage neuer- 
dings auch durch den oben besprochenen Erlass des Justiz- 
ministers von Kamptz vom 20. Januar 1834 wieder aktuell 
geworden war. 


II. Auch dem Kölner Erzbischof, unter dessen Klerus 
das Verlangen nach einem festen Gerichtsorganismus sich 


1!) Vgl. oben S. 379 fl. 

2) Eingabe vom 3. Februar 1834, Geh. Staatsarchiv Berlin, 
R 89 © XLIV b, Nr. 68; Justizministerium G49, Bl.156/58 (Abschrift). 

3) Geh. Staatsarchiv Berlin, R 89 C XLIVb, Nr. 68 
(Konzept); Justizministerium G 49, Bl. 161 (Abschrift). 
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ungeduldig regte !), bot sich eine unverhofft günstige Gelegen- 
heit, seine Wünsche betreffs Einrichtung der geistlichen 
Gerichte an allerhöchster Stelle in wirksamer Weise zur 
Geltung zu bringen. Die Frage der gemischten Ehen 
war auf dem toten Punkt angekommen. Der katholische 
Westen blieb fest. Das Breve vom 25. März 1830 hatte 
in unwesentlichen Einzelheiten nachgegeben, in der Haupt- 
sache aber geschwiegen. Ein Nachgeben von Rom war 
nicht mehr zu erwarten. Da kam Josias von Bunsen auf 
den Plan, aller Schwierigkeiten dadurch Herr zu werden, 
dass er von dem Episkopat des Westens eine der Regierung 
genehme „Interpretation“ des Breve zu erlangen suchte. In 
eindringlichen Vorstellungen wurde der König davon über- 
zeugt, dass der Kölner Erzbischof der einzige zur Einleitung 
dieses heiklen Geschäftes geeignete Mann sei. Auf Bunsens 
Veranlassung wurde Spiegel nach Berlin berufen ?). Seine 
Nachgiebigkeit entsprach den Hoffnungen seines Partners. Am 
19. Juni 1834 kam zwischen ihm und Bunsen die bekannte 
„Geheime Convention über die gemischten Ehen‘“?) 
zustande — zur nicht geringen Zufriedenheit des Königs ®). 
Spiegel hatte unter Preisgabe des kirchlichen Stand- 
punktes dem Staat einen Dienst geleistet, zugleich aber auch 
nicht versäumt, seine Gegenforderung zu stellen. Mit 


1) Vgl. weiter unten, 8. 412 fi. 

2) Lottum an Altenstein, 7. Juli 1834, Kultusministerium 
GILV Nr. 7, Bl.49 (Abschrift). Vgl. Goyau, Catholicisme II, p. 154 ss.: 
Vogel, Beiträge zur Geschichte des Kölner Kirchenstreites, $. 14 fi. 
Ueber die Verhandlungen siehe Fr. Nippold, Christian Karl Josias 
Freiherr von Bunsen, Leipzig 1868 £., I, S.422 ff.; Derselbe, Handbuch 
der neuesten Kirchengeschichte® IL, S. 100. 

3) (Ö.K. J.von Bunsen), Darlegung des Verfahrens der preussi- 
schen Regierung gegen den Erzbischof von Köln (Preussische Staats- 
schrift), Berlin 1838, Beilage E. 

4) Kabinettsordre an Spiegel, 30. Juni 1834, Kultusministe- 
rium, a.a. O., Bl. 58/59 (Abschrift); die Konvention ebenda, Bl. 50/57 
(Abschrift). 
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der ihm eigenen Geschäftsgewandtheit hatte er es ver- 
standen, die beschleunigte Einrichtung des kirch- 
lichen Gerichtswesens als dringendes Postulat des Staats- 
interesses in den Text der Uebereinkunft hinein zu spielen, 
mit der sie sachlich eigentlich nichts zu tun hatte. In Art. 12 
der Konvention war bestimmt: „Da für die erste Zeit Fehl- 
griffe der einzelnen Pfarrer nicht zu vermeiden sein werden, 
und man auch auf entgegentretende böswillige Gesinnungen 
gefasst sein muss, so ist die möglichst schleunige Organi- 
sation der schon lange verheissenen geistlichen Gerichte 
in den westlichen Provinzen nach dem Vorbilde der in den öst- 
lichen auf Grund der Königlichen Verordnung vom Oktober !) 
1796 bestehenden Praxis unumgänglich nothwendig. Nament- 
lich gilt dies für die Behandlung der Pfarrer auf dem 
rechten Rheinufer, welche in die Pfarr-Beneficien investirt 
sind (Beneficiaten), und daher nicht, wie die auf dem linken, 
von den Bischöfen versetzt werden können, noch weniger 
suspendirt oder entsetzt, ohne gerichtliches Verfahren und 
Urtheil und Spruch.“ 

So war denn die Frage der Wiederherstellung der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit durch Spiegels Initiative wieder von 
neuem in Gang gebracht ?). Der Kultusminister von Alten- 
stein, welcher durch Lottum dazu aufgefordert war ?), wandte 
sich in einem Schreiben vom 4. August 1834 an die Justiz- 
minister von Kamptz und Mühler und den Minister des 
Aeussern Ancillon und forderte sie auf, eine gemeinsame Be- 
schlussfassung über die Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit 
in die Wege zu leiten®*). Eine zweckmässige Basis für die 


1) Soll heissen: August. 

?) Vgl. Eichhorn, Ausführung der Bulle De salute animarum, 
S. 8fl.; Reusch, Briefe an Bunsen, S$. 78 f. 

3) Lottum an Altenstein, 7. Juli 1834, Kultusministerium 
‘G II V Nr. 7, Bl. 49 (Abschrift). 

4) Schreiben Altensteins vom 4. August 1834, Kultusmini- 
sterium G II V Nr. 7, Bl. 47/48. 
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Verhandlungen böten die in dem Gutachten Spiegels vom 
2. September 1830 enthaltenen Postulate, zu deren Prüfung 
Altenstein die Bildung einer Spezialkommission vorschlug. 
Eine Kabinettsordre vom 12. August 1834 1) wies den Kultus- 
minister offiziell zur Einleitung der Verhandlungen mit den 
übrigen Ressortchefs an. Spiegel wurde von dieser könig- 
lichen Entschliessung Nachricht gegeben?). Auch später 
richtete der König, dessen Kabinettschef von Lottum den 
Wünschen Spiegels augenscheinlich sehr wohlwollend gegen- 
überstand, noch zu wiederholten Malen mit geradezu un- 
geduldiger Eile an Altenstein die Aufforderung, die Fertig- 
stellung des geplanten Gesetzentwurfs zu beschleunigen °). 


III. Nach längerer Beratung *) wurde die von Alten- 
stein vorgeschlagene Ministerialkommission anfangs 
des Jahres 1835 gebildet. Am 16. Februar betraute der 
Kultusminister den Geheimen Oberregierungsrat Dr. Schmed- 
ding mit der Vertretung seines Ressorts bei den Kommissions- 
beratungen und trug ihm auf, „das Geschäft zugleich auf 
die Revision der Verordnung vom 25. August 1796 auszu- 
dehnen“ °). Von den beiden Justizministern waren der Geheime 


!) Im Auszug vorhanden Geh. Staatsarchiv Berlin, 
R89CXLIV b, Nr. 68; R89c XLII, Nr. 69. 

2) Auszug aus der Kabinettsordre an SpiegelGeh. Staatsarchiv 
Berlin, R 89 C XLII, Nr. 69. 

3) Kabinettsordre vom 10. November 1834, Geh. Staatsarchiv 
Berlin, R89 C XLIV b, Nr. 68 (Abschrift); R 89 C XLII, Nr. 69 (Ab- 
schrift); Schreiben Altensteins vom 5. Dezember 1834 ebenda, 
R89CXLII, Nr. 69; Auszug daraus ebenda, R 89 C XLIV b, Nr. 68; 
Kabinettsordre an Altenstein vom 24. Dezember 1834, ebenda, 
R 89 CXLI, Nr. 69 (Konzept). 

4) Schreiben Altensteins an Kamptz, Mühler und Aneillon, 4. August. 
1834, Kultusministerium G II V Nr. 7; Votum des Justiz- 
ministers von Kamptz, 21. August 1834, ebenda; Votum des Justiz- 
ministers Mühler, 10. Oktober und 22. Dezember 1834, ebenda; Votum 
des Justizministers von Kamptz, 25. November 1834, ebenda. 

S-Kultusministerium G UV Nr. 2 Bl] 
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Öberjustizrat Duesberg und der Geheime Justizrat von 
Kleist, von dem Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten der Geheime Legationsrat von Bülow abgeordnet 
worden !). 

Am 7. März 1835 begann die Kommission ihre Arbeit ?). 
In der ersten Sitzung, ‚welche vor allem der Festsetzung des 
Geschäftsganges diente, wurde zur Beratung gestellt: „Ob mit 
Revision der Constitution vom 25. August 1796 der Anfang 
zu machen und, wenn auf solche Weise eine sichere Grund- 
lage gewonnen, zur Abfassung des Entwurfs einer Verordnung 
wegen Herstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit vorzu- 
schreiten sein würde“ ?)? Es wurde allgemein als zweck- 


1) Kultusministerium,a.a.0. — Am 26. August 1834 hatte 
Kamptz eine von dem Kammergerichtsassessor Löwenberg in amtlichem 
Auftrag verfasste Denkschrift über das geistliche Gerichtswesen (Justiz- 
ministerium G 49, Bl. 164/67) dem Kultusminister zur Information 
zugesandt. Ebenda, Bl. 169/70 (Abschrift\‘. Um die Arbeiten der Kom- 
mission zu erleichtern, hatte ferner der Justizminister Mühler sämtliche 
Oberlandesgerichte der östlichen Provinzen zum Bericht aufgefordert, „in 
welcher Art die geistliche Gerichtsbarkeit auf Grund der Konstitution 
vom 25. August 1796 in ihren Departements bestehet, und wie sich 
die aktuelle Praxis darunter gestaltet“ (Votum Mühlers vom 22. Dezem- 
ber 1834, Kultusministerium G IL V Nr. 7, Bl. 99£.). Aus den ein- 
laufenden Berichten liess er dann an der Hand der südpreussischen 
Konstitution eine eingehende Darstellung des geistlichen Gerichtswesens 
ausarbeiten und sandte sie an Altenstein (Schreiben vom 19. Februar 
und 20. März 1835, G II V Nr. 7), der sie der Spezialkommission zugehen 
liess (Randverfügung auf dem Schreiben Mühlers vom 19. Februar). Auf 
der genannten Denkschrift und dem übrigen Aktenmaterial beruht die 
Arbeit von Löwenbergin Hinschius, Juristische Wochenschrift 
I, 1835, und die ihr zum Teil wörtlich entnommene Darstellung bei 
Starke, Beiträge I und II, 1. 

2) Vgl. das Einladungsschreiben Schmeddings an Bülow, Duesberg, 
und Kleist, 24. Februar 1835, Kultusministerium G II V 
Nru76 BIZIS: 

®) Kommissionsprotokol, Kultusministerium G II V 
Nr. 7, Bl. 45/46. 
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mässig anerkannt, zunächst die Revision der südpreussischen 
Konstitution in Angriff zu nehmen. Da jedoch einige 
Kommissionsmitglieder von den langjährigen zwischen Re- 
gierung und Episkopat gepflogenen Vorverhandlungen voll- 
ständiger unterrichtet zu sein wünschten, wurde die Zu- 
sammenstellung und Zirkulation der betreffenden Aktenstücke 
beschlossen und die Sitzungen vorläufig ausgesetzt. 

Die Kommission tagte dann noch einmal am 9. Mai, 
13. Mai und 10. Juli!). Aber erst ein Jahr später: am 
20. Juli 1836 reichte sie den zuständigen Ministerien einen 
fertigen Gesetzentwurf über die geistliche Gerichts- 
barkeit nebst erläuternden Motiven zur Prüfung ein ?). 

Wie die Motive ausführen, sollte das geistliche Gerichts- 
wesen im Rahmen des neuen Entwurfs unter Abstreifung 
aller provinziellen Verschiedenheiten ausnahmslos im ganzen 
Gebiet der preussischen Monarchie eingerichtet werden. Auch 
in Östpreussen und Litauen, Pommern, Brandenburg, Ober- 
und Niederlausitz und Sachsen (ausgenommen Eichsfeld und 
Erfurt), wo seit den Zeiten der Reformation keine eigent- 
liche Gerichtsbarkeit der Kirche mehr anerkannt worden war, 
sollte sie wieder aufleben. Trotzdem in den genannten 
Gegenden nach Auffassung der Regierung ein historisches 
Anrecht auf eine öffentlichrechtliche Gerichtsbarkeit nicht 
mehr bestand, war der Staat aus inneren Gründen auch hier 
zu einem Entgegenkommen bereit, „da ausser den jetzt 
schon zur Kognition der Bischöfe gehörenden Untersuchungen 
gegen katholische Geistliche wegen Vergehen gegen ihre 


1) Kommissionsprotokoll, ebenda. 

2) Schreiben vom gleichen Datum, ebenda (Konzept). Vgl. auch 
„Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838, die Gesetz- 
Entwürfe zur Ergänzung der Bestimmungen über die Verhältnisse der 
katholischen Kirche im Staate betreffend, mit dem Bericht der Kom- 
mission, und den von ihr vorgelegten Entwürfen. Nur zum eigenen 
Gebrauch für die Mitglieder des Königlichen Staatsraths abgedruckt“, 
S. 96. 
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geistlichen Amts- und Standespflichten, nur die Ehesachen 
der Katholiken vor die geistlichen Gerichte gewiesen sind, 
diese Sachen aber, weil sie mıt der Glaubenslehre der katho- 
lischen Kirche im engsten Zusammenhange stehen, von dem 
Forum jener Gerichte in den gedachten Landestheilen nicht 
ausgenommen werden können, ohne den dortigen katholischen 
Einwohnern die Wohlthat zu entziehen, in einer ihre Religions- 
grundsätze betreffenden Angelegenheit nach den Grundsätzen 
ihrer Kirche beurtheilt zu werden“ )). 

Der von der Kommission vorgelegte Entwurf wurde von 
den beteiligten Ministerien?) und vor allem von den 
beiden Justizministern Mühler und Kamptz einer eingehenden 
Prüfung unterzogen, aus der ein neuer Gesetzentwurf 
hervorging, der jedoch nur in Einzelheiten, nicht im Prinzip 
von dem Kommissionsentwurf abwich ?). Beide Minister be- 
tonten im Gegensatz zu ihrem Vorgänger Danckelmann vor 
allem die Notwendigkeit einer kirchlichen Ehe- 
gerichtsbarkeit, indem sie den wesentlich kirchlichen 
Charakter der Ehe aufs entschiedenste hervorhoben. Kamptz 
hatte sich schon früher bei der Beratung eines Ehe- 
scheidungsgesetzentwurfs im Jahre 1834 als entschiedener 
Anhänger des Konfessionalitätsprinzips im Eherecht gezeigt. 
Weder die Allgemeingültigkeit des Gesetzbuches noch die 
Gewissensfreiheit schienen ihm hinreichende Gründe, um 
von diesem Prinzip abzugehen. Die Frage, ob eine Ehe 
bestehe, war für den Katholiken nach seiner Ueberzeugung 


1) Motive des Entwurfsin „Allerhöchste Kabinetsordre vom 
22. August 1838“, S. 97. 

2) Schreiben Ancillons an Altenstein, 10. April 1837, Kultus- 
minsstrerıumeR ADVENT 6,volell. 

3) Votum des Ministers des Auswärtigen vom 8. Juli 1854, Kultus- 
ministeriumKAV Nr. 6, vol. III (Abschrift). Vgl. auch die späteren 
Verhandlungen über den Kommissionsentwurf in dem Sitzungsprotokoll 
vom 8. Juni 1838, „AllerhöchsteKabinetsordre vom 22. Au- 
gust 1836“, S. 76 fi. 
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„rein kirchlicher Natur“. Daraus aber „folge von selbst die 
Notwendigkeit, die Ehesachen der Katholiken an ihre geist- 
lichen Behörden zu verweisen“ !). Mühler forderte in einem 
Votum vom 23. August 1837 für die von den geistlichen 
Gerichten ausgesprochene kirchliche Nullität alle Folgen der 
bürgerlichen Nullität, nicht bloss der bürgerlichen Schei- 
dung?). Auch das Kultusministerium und das Ministerium 
des Aeussern waren hierin mit den Chefs der beiden Justiz- 
ressorts vollständig einer Meinung, so dass — alles in allem 
genommen — den Verhandlungen ein den kirchlichen Wün- 
schen günstiges Ergebnis sicher schien. 


IV. Unterdessen war aus dem Rheinland wieder eine 
neue Anregung betreffend Einrichtung eines geordneten 
kirchlichen Gerichtswesens nach Berlin gelangt. Diesmal 
ging sie nicht von dem Episkopat aus, sondern kam ausden 
Reihen des niederen Klerus und zeichnete sich aus 
durch ihre demokratisierende Tendenz. 

Schon einige Jahre vorher hatten sich in den Kreisen 
des Kölner Klerus Bestrebungen dieser Art geltend ge- 


!) Motive zu dem Entwurf eines Ehescheidungsgesetzes für die 
königl. preussischen Staaten, als Manuscript für die Beratungen abgedruckt, 
Berlin 1834, S. 5 fi. 

?) Votum des Ministers des Aeussern vom 8. Juli 1854, Kultus- 
ministerium KA V Nr. 6, vol. III (Abschrift). — Die im ganzen 
sehr lückenhafte Darstellung der betreffenden Gesetzgebungsarbeiten bei 
Friedberg, Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik unter König 
Fr. Wilhelm IV., S. 28 ff. erweckt den Anschein, als ob der Kommissions- 
entwurf über die geistliche Gerichtsbarkeit bei dem Justizministerium auf 
Widerstand gestossen und infolgedessen auch das Zustandekommen der 
übrigen Entwürfe vereitelt worden sei. Wie sich aus der weiteren Darstel- 
lung noch klarer ergeben wird, beruht diese Auffassung Friedbergs 
auf einem Irrtum — vielleicht gar auf einer Verwechslung des Justiz- 
ministers von Kamptz mit dem früheren Justizminister von Danckel- 
mann. Die beiden Nachfolger des letzteren, Kamptz und Mühler, standen 
der Frage der geistlichen Gerichtsbarkeit wohlwollend gegenüber. 
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macht. Sie waren damals zwar nicht bis zur Staatsregierung 
gedrungen, doch hatten die heimlichen Vorkämpfer der Be- 
wegung versucht, den rheinischen Provinziallandtag 
als Schrittmacher für ihre Pläne zu benutzen. 

Am 13. November 1833 reichte der Abgeordnete Re- 
gierungsrat Ritz den rheinischen Provinzialständen die um- 
fangreiche Denkschrift „eines höhern ausgezeichneten Geist- 
lichen“ !) über die Reorganisation der geistlichen Gerichtsbar- 
keit ein, welche in dem Wunsche gipfelte: 


„A. dass die Dom-ÜOapitel, den canonischen Satzungen 
gemäss in ihre Rechte als Senat des Bischofs und die 
Öfficialate in ihre amtliche Wirksamkeit eingesetzt, 

B. dass für den erzbischöflichen Sprengel von Üoeln 
ein Metropolitangericht, und 

C. für die kirchlichen Streitsachen in der 
ganzen Monarchie auf Allerhöchsten Befehl ein 
letztes Instanzgericht in partibus niedergesetzt 
werde“ ?). 

Der Abgeordnete Ritz machte sich diese Forderungen der 


1) Archiv der Provinzialstände der Rheinprovinz VI, Nr.120c, 
Bl.8—55. Der Verfasser der Denkschrift (siehe Bd. II, Anhang) ist nicht ge- 
nannt. Wahrscheinlich war es der Aachener StiftspropstÜClaessen. 
Dieser war, wenigstens wenn wir Binterim, Die Wünsche und Vor- 
schläge der katholischen Geistlichkeit Düsseldorfs an den hochwürdig- 
sten Herrn Erzbischof von Köln, Düsseldorf 1848, 8. 27f. glauben 
können, der Verfasser einer dem rheinischen Provinziallandtag vorge- 
legten Denkschrift über das geistliche Gerichtswesen. Die zweite im 
Jahre 1837 eingereichte Denkschrift erweist sich aber als eine blosse 
Ueberarbeitung der ausführlicheren ersten aus dem Jahre 1833, so 
dass die Verfasserschaft Claessens wohl eher für diese anzunehmen 
ist. Die sorgfältige Wahrung der Anonymität beweist, dass der Ver- 
fasser der Denkschrift Wert darauf legte, der bischöflichen Behörde 
nicht als solcher bekannt zu werden, was bei den teilweise etwas radi- 
kalen Reformvorschlägen nicht weiter verwunderlich ist. 

2) Denkschrift von 1833, Archiv der rheinischen Provinzial- 
Stände v1. Nr. 1206, Bl,55: 
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Denkschrift zwar nicht zu eigen, doch stellte auch er am 
13. November einen den Wünschen des Klerus nach besserem 
Rechtsschutz entgegenkommenden Antrag). Durch die An- 
wendung der Kabinettsordre vom 12. April 1822 auf die 
katholischen Geistlichen, so führte er in seiner Eingabe aus, 
seien diese in ihrer Rechtsstellung dem Bischof gegenüber im 
Gegensatz zu dem früheren französischen Recht erheblich ver- 
schlechtert worden. Das französische Recht habe durch 
Artikel 6 und 8 des organischen Gesetzes die Verhandlung 
über den appel comme d’abus an den Staatsrat und später 
durch Artikel 5 des kaiserlichen Dekrets vom 25. März 1813?) 
an die Appellationsgerichtshöfe gewiesen und dadurch der 
Geistlichkeit einen angemessenen richterlichen Rechtsschutz 
gegeben. Die erwähnte Kabinettsordre habe ihr diesen richter- 
lichen Schutz entzogen und nur einen Rekurs an den Kultus- 
minister offengelassen’). „Die Bischöfe sind“ infolgedessen, 
so schreibt Ritz, „Partei und Richter geworden, denn die 
Person des Königlichen Ministers der Geistlichen & Angelegen- 
heiten ist wohl die politische Aufsichts- und Directions- 
Behörde, sie vermag aber den unabhängigen kollegialischen 
Richter zwischen dem Bischofe und dem Pfarrer nicht zu er- 
setzen: Die Pfarrer haben unverkennbar die Selbständigkeit 
und Würde verloren, welche sonst die Kirche und der Staat 
verlangen, die kirchlichen und weltlichen Gesetze bezwecken 
und dem Pfarrer seinem Vorgesetzten und seiner Gemeinde 
gegenüber die Haltung und den Einfluss geben, welche die 
Bedingung seines angemessenen Wirkens sind“ *). Um diesen 


!) Archiv der rheinischen Provinzialstände VI, Nr. 120c, 
Bl. 1/4. 

?) Art. 5 des Dekrets bestimmte: „Nos cours imp£riales connai- 
tront de toutes les affaires connues sous le nom d’appels comme d’abus, 
ainsı que de toutes celles qui resulteraient de la non-execution des lois 
des concordats.“ 

3) Vgl. oben, 8. 342 Anm. 1. 

4) Archiv der rheinischen Provinzialstände VI, Nr. 120c, 
BLT2, 
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Mangel richterlichen Rechtsschutzes für die Geistlichkeit zu 
beseitigen, stellte Ritz den Antrag: 


„Seine Majestät den König zu bitten: 

1. Die Bestimmung des Art. 5 des Kaiserlichen Dekrets 
vom 25ten März 1813 wiederherzustellen; 

2. Diese Bestimmung auf die Rheinprovinz im Umfange 


des Sprengels des rheinischen Appellationsgerichtshofes zu 
Köln auszudehnen, und 


3. Die Ausführung des Art. 6 des bemeldeten Decrets zu 
verordnen“ '). 


Der Antrag Ritz wurde einem Ausschuss zur Beratung 
und Berichterstattung überwiesen, der in der Sitzung vom 
18. November 1833 den ersten Absatz mit einer Mehrheit 
von zehn gegen zwei Stimmen annahm, die weitergehenden 
Wünsche des Antrags ebenso wie die der genannten Denk- 
schrift aber auf sich beruhen liess. 

Der als Korreferent tätige Abgeordnete Borlatti?) er- 
kannte zwar auch die Notwendigkeit eines gesicherten Rechts- 
schutzes für den Klerus an, hielt es aber für unzulässig, „den 
Klagen der Geistlichen ohne alle Beschränkung den Recurs 
an die weltlichen Gerichte zu gestatten“ °). Er hatte daher, 
allerdings ohne Erfolg, dem Ausschuss folgende Modifikation 
des Ritzschen Antrages vorgeschlagen: 

„Se. Majestät den König allerunterthänigst zu bitten, die 
gesetzlichen Bestimmungen für die Folge dahin aussprechen 
und festsetzen zu wollen, dass 


1. ein berathendes Collegium von 3 Domkapitularen 
und 2 Pfarrern durch die Dekane der Diözes vorge- 


!) Archiv der rheinischen Provinzialstände, a.a. O- 
Bl. 4. 

2) Sein Korreferat befindet sich im Archiv der rheinischen 
PBrovinzialstände, a.a. 0. Bl. 56/57. 

3) Archiv der rheinischen Provinzialstände, 2.0. 


2150. 
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schlagen zur Entscheidung über die Zulässigkeit einer 

gegen das bischöfliche Straf-Resolut angehobenen Klage 

eines catholischen Seelsorgers niedergesetzt werde, welchem 

Collegio nach Anhörung der Parthei der Ausspruch von 

Rechtswegen zustehe, ob einer vorgebrachten Klage 

Folge gegeben werden dürfe, oder Reklamant zur Ruhe 

zu verweisen Sey. 

2. Dass im ersten Falle die Bestimmung des Kaiser- 
lichen Dekrets vom 25. März 1813 wieder ın Kraft, 
und die Berufung vor dem rheinischen Appellations- 
Gerichtshof in Kölln im Bereich der Erzdiözes als zu- 
lässig und competent in letzter Instanz verordnet werden 
möge* !). 

In den Sitzungen vom 25. und 26. November 1833 wurde 
der Bericht des Ausschusses erstattet und zur Beratung ge- 
stellt. Ritz selbst schlug während der Plenarberatung 
für seinen Antrag folgende abgeänderte Fassung vor: 


„Soll des Königs Majestät gebeten werden, für die 
in den articles organiques vom 26. Messidor J. X be- 
stimmten Fälle des geistlichen Missbrauches, und welche 
durch das betreffende Dekret vom 25. März 1813 an 
die Appellhöfe verwiesen sind, die Entwickelung einer 
Prozedur und Straf-Ordnung und die Bildung des an- 
gemessenen Gerichts mit Aufhebung der Allerhöchsten 
Kabinetts-Ordre vom 12. April 1822, so weit sie bezüg- 
lich, anzuordnen, und den Entwurf den Ständen bei ihrer 
nächsten Versammlung vorlegen zu lassen?“ ?). 


Die Abstimmung über den Antrag Ritz ergab 
38 Stimmen dafür und 35 dagegen. Da somit die für An- 


') Archiv der rheinischen Provinzialstände, a.a.O,, 
D1#57. 

?) Archiv der rheinischen Provinzialstände, a.a.O., 
Bl. 92. Vgl. den Bericht vom 7. Juli 1837, ebenda Bl. 94. 
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träge an den König erforderliche Zweidrittelmehrheit nicht 
erreicht war, konnte dem Antrag nicht stattgegeben 
werden !). 

Die Führer der Bewegung liessen sich durch ihren Miss- 
erfolg nicht abschrecken und versuchten, beim fünften 
Provinziallandtag das zu erreichen, was ihnen der vierte 
versagt hatte. Dieses Mal hatten sie den Abgeordneten 
Borlatti, den früheren Korreferenten des Ritzschen Antrages, 
als Sprecher gewonnen. 

Am 16. Juni 1837 überraschte Borlatti die rheinische 
Ständeversammlung unter Ueberreichung einer neuen, aber 
ganz auf der früheren beruhenden und teilweise wörtlich mit 
ihr übereinstimmenden Denkschrift?) mit einem neuen 
Antrag auf Einrichtung kirchlicher Instanzgerichte. „Da das 
kaiserliche Dekret vom 25. März 1813*, so führte er aus, 
„wodurch die Ansprüche und Rechts-Verhältnisse der katholi- 
schen Geistlichkeit ihren Bischöfen gegenüber zur Entscheidung 
vor den Ober-Appellations-Gerichtshof gebracht werden durften, 
durch die Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 12. April 1822 
aufgehoben wurde, und alle Disciplinarsachen der unterge- 
ordneten Pfarrer und Geistlichen der Oompetenz der Bischöfe 
unter Recurs an das Ministerium des Cultus zugewiesen wurden, 
so scheint die katholische Geistlichkeit und ist in vorkommen- 
den Differenzen und Beschwerden nicht vertreten und muss 
sich dadurch der Wunsch begründen, und das Bedürfnis heraus- 
stellen, einen Rechtszustand durch die Organisation eines 
Instanz-Gerichtes zu bilden und diesem Mangel abzuhelfen. 
Glücklicher Weise finden wir in unserer jetzigen Diöcesan- 
Verfassung an dem Domkapitel ein geeignetes Personale, um 
daraus mit Zuziehung aufgeklärter Landpfarrer ein solches 


!) Der Landtagsmarschall an den Abgeordneten Ritz, 26. November 
1833, Archiv der rheinischen Provinzialstände, a.a. O., Bl. 60 
(Entwurf). Vgl. auch den Protokollauszug ebenda Bl. 61. 

2) Archiv der rheinischen Provinzialstände, a.a.O, 
Bl. 63—79 (Abschrift). 
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geistliches Gericht zusammen zu setzen, wodurch die oft 
laut werdenden, noch öfter ungegründeten Klagen über 
Willkühr, Dienstverletzung oder Rechts-Versagung endlich 
verstummen und ihre Erledigung finden würden“ !). Bor- 
latti stellte daher bei der Ständeversammlung den Antrag, 
„bei Sr. Majestät die allerunterthänigste Bitte zu unter- 
stützen, 

dass unser erhabener, allgeliebter, alle Confessionen so: 

huldreich als weise beschützende Monarch sich bewogen 

finden und geruhen möge, die Einrichtung eines Metro- 
politangerichts in rein kirchlich katholischen Angelegen- 
heiten allergnädigst zu verordnen‘. 

In der Sitzung des mit der Beratung des Antrags be- 
trauten Ausschusses?) stimmten der Direktor des Aus- 
schusses Graf von Trips und Freiherr von Spies „für gänz- 
liche Abweisung des ihrer Meinung nach zur Competenz des 
Landtages nicht gehörenden Antrages“ ?), die übrigen sechs 
Mitglieder erklärten sich für folgende Fassung: 


„Es möge des Königs Majestät gebeten werden, dem 
von vielen Seiten durch die katholische Geistlichkeit. 
ausgesprochenen Wunsche in der Art zu entsprechen, 
dass die in der ursprünglichen katholischen Kirchen- 
verfassung begründete und soviel bekannt auch bei der 
Reorganisation der bischöflichen Stühle in den Königl. 
Staaten beabsichtigte Herstellung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit in Disziplinarsachen, so viel als 
möglich beschleunigt und somit dem bisherigen rechts- 
losen Zustande der katholischen Geistlichkeit in den 
erwähnten Disziplinar- und andern der Civilgerichts- 


1) Abschrift Kultusministerium KA V Nr. 6, vol. II. 

?) Protokoll der Sitzung vom 7. Juli 1837, Archiv der rheini- 
schen Provinzialstände, a.a.0., Bl. 95; Bericht des Referenten 
Oberbürgermeisters Steinberger ebenda Bl. 81—94. 

®) Protokoll, Bl. 95. 
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barkeit nicht unterworfenen kirchlichen Angelegenheiten 

Abhülfe gewährt werden möge“ ?). 

Wegen Mangels an Zeit nahm man von einer Plenar- 
beratung Abstand?). Borlatti verzichtete auf die Beratung 
im Pleno unter der Bedingung, dass der Oberpräsident als 
Landtagskommissar höheren Orts seine Wünsche befürworte. 
Sein Antrag wurde daher auf Beschluss der Plenarversamm- 
lung durch den Landtagsmarschall dem Oberpräsidenten mit- 
geteilt mit dem Anheimstellen, „ob und welche Schritte zur 
Erreichung des in Rede stehenden Zweckes für angemessen 
befunden werden möchten“ ?). 

Da Bodelschwingh durch ein Reskript des Staats- 
ministeriums vom 20. Februar 1835 darüber informiert war: 
dass zur Organisation des geistlichen Gerichtswesens eine 
Ministerialkommission zusammengetreten sei, sandte er den 
Borlattischen Antrag als Material an das Kultusministerium 
ein. Daraufhin ersuchte Schmedding den Oberpräsidenten 
auch um eine Abschrift der dem Landtag überreichten Denk- 
schrift, weil „dieselbe wahrscheinlich die Geistes-Richtung 
eines Theils der Geistlichkeit, namentlich im Bisthum Trier, 
beurkundet* 2). Zu den Tendenzen des Antrags, in welchen 
allerdings ein richtiger Kern steckte, äusserte er sich wohl 
nicht zu ungünstig, wenn er schrieb: „Der Abgeordnete 
Borlatti scheint alle bestehenden Verhältnisse umkehren zu 
wollen, wenn er im Ernst vorzuschlagen beabsichtiget, den 


1) Protokoll, a. a. O., Bl. 95. 

2) Das ist wohl auch der Grund, warum die nur im Auszug ge- 
druckten Verhandlungen des 5. rheinischen Provinziallandtags,Coblenz 1839, 
den Antrag Borlatti mit Stillschweigen übergehen. 

3) Der Landtagsmarschall an Bodelschwingh, 23. Juli 1837, Archiv 
der rheinischen Provinzialstände, a.a.0., Bl. 96 (Konzept) ; 
Bodelschwingh an Altenstein, 11. August 1837, Kultusministerium 
KAV Nr. 6, vol. Il. 

# Schmedding an Bodelschwingh, 27. September 1837, Kultus- 
ministerium KAV Nr. 6, vol. II (Konzept). 
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Geistlichen, welche sich durch Verfügung ihrer Bischöfe ver- 
letzt glauben, den Recurs an eine aus den Untergebenen der 
Bischöfe, den Dom-Kapiteln und Pfarrern gebildete Instanz 
zu eröffnen; auch bleibt es ein Räthsel, wie der & Borlatti 
diese Einrichtung kanonisch auszuführen gedenkt, da die 
Inhaber der geistlichen Gewalt: der Pabst und die Bi- 
schöfe, wohl nicht mit gutem Willen daran gehen dürften, 
ihre Stühle mit solchen demokratischen Institutionen zu um- 
geben“ !). 

Nach Eingang der Denkschrift liess Nicolovius sie im 
Auftrage Altensteins dem Justizminister von Kamptz zugehen, 
weil er voraussetzte, dass es für ıhn „vielleicht interessant 
seyn werde, von diesem Actenstück nähere Kenntnis zu 
nehmen und zwar schon aus dem Grunde, weil zu vermuthen 
ist, dass solches die Gesinnung eines Theils der katholi- 
schen Geistlichkeit des Rheinlandes aussprechen, auch ausser- 
dem Einiges enthalten werde, was bei Berathungen über 
den diesen Gegenstand betreffenden Entwurf der Commission 
für eine neue und zweckmässige Gestaltung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit ebenfalls in Betracht kommen könnte“ ?). 
Kamptz erklärte in seinem Rückschreiben, „dass die Vor- 
schläge des & Borlatti im Wesentlichen, wenigstens so viel 
die vor die geistlichen Gerichte zu ziehenden Gegenstände 
betrifft, mit dem neuesten Entwurfe der Commission für 
eine neue und zweckmässige Gestaltung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit übereinstimmen“ ®). Was die Zusammensetzung 
der geistlichen Gerichtsbehörden aus den Mitgliedern der 
Domkapitel betreffe, so sei das eine Frage, auf die man erst 
später, wenn der Entwurf ins Leben getreten sei, werde 
zurückkommen können. 


!) Schreiben an Bodelschwingh vom 27. September. 

?) Nicolovius an Kamptz, 6. Januar 1838, Kultusministerium 
KA V Nr. 6, vol. II (Konzept). 

®) Kamptz an Altenstein, 19. Januar 1838, Kultusministerium 
KAV Nr. 6, vol. II. 
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S4. 
Die kirchliche Gerichtsbarkeit in den östlichen 
Provinzen. 


I. Während der Episkopat des Westens in langjährigem 
ergebnislosem Kampf um eine sich in bescheidenen Grenzen 
haltende Wiederherstellung seiner alten Gerichtsherrlichkeit 
stritt, verblieben die Tribunale des Ostens — kleine Ein- 
schränkungen ausgenommen — im ungestörten Besitze ihrer 
ausgedehnten, teilweise auch in den staatlichen Machtbereich 
hinüberragenden Jurisdiktionsgewalt, welche ihnen beim Ueber- 
gang ihrer Sprengel an die brandenburgisch-preussische Krone 
rezessmässig zugesichert worden war. 

Die napoleonische Zeit hatte allerdings, wie 
wir früher sahen!), auch den Osten nicht unberührt ge- 
lassen. 

Im Grossherzogtum Warschau hatte das französische 
Recht mit seiner Säkularisation der Ehe und mit der Verstaat- 
lichung der Gerichtsbarkeit einen Ableger gefunden, dem 
freilich nur eine kurze Lebensdauer beschieden war. Eben- 
so wie im Westen hatte die nach französischem Muster ab- 
geänderte Gerichtsverfassung des Grossherzogtums den 'zivil- 
rechtlichen Attributionen der geistlichen Gerichtsbarkeit ein 
Ende gemacht?). Für die an Preussen zurückgefal- 
lenen Gebiete brachte aber schon das Jahr 1815/16 eine 
vollständige restitutio in integrum ?). Die frühere staatskirch- 
liche Gesetzgebung trat wieder in Kraft und blieb von da 
ab — kleine Abänderungen ausgenommen — für die Rechts- 
lage des kirchlichen Gerichtswesens massgebend bis zur Mitte 


1) Siehe oben, $. 204 fi. 

2) Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 139. Vgl. 
oben, 8. 204. 

3) Starke, Beiträge 1, $. 22. 349. 360. Vgl. oben, S. 204 f. 
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des 19. Jahrhunderts ). Auch die Instanzordnung der Jahre 
1799/1800 blieb weiter bestehen. 


I. In Ermland wurde der kirchliche Gerichtsorganis- 
mus im Jahre 1831 einer unwesentlichen Aenderung unter- 
zogen. Bis dahin war die Instanzorganisation folgendermassen 
geordnet gewesen: Erste Instanz (Offizialat): der bischöf- 
liche Generaloffizial und ein Justitiar. Zweite Instanz 
(Appellationsgericht): 3 geistliche Richter, 1 Justitiar. Dritte 
Instanz (Prosynodalgericht): 4 geistliche Richter, 1 Justi- 
tiar. Mit Genehmigung des Ministeriums der geistlichen An- 
gelegenheiten wurde eine Umstellung der ersten und zweiten 
Instanz vorgenommen, so dass die drei judices delegati Richter 
erster Instanz und der bischöfliche Generaloffizial Appellations- 
richter wurde ?). 

Die Ernennung der Richter stand dem Bischof zu; 
bedurfte aber der staatlichen Bestätigung). Die bei jeder 


!) Vgl. Starke, Beiträge I, S. 16. Die Neuorganisation der Ge- 
richtsbehörden in der Provinz Posen auf Grund der Verordnung vom 
16. Juni 1834 (Gesetzsammlung 1834, S. 75) erwähnt unter Nr. I auch 
die geistlichen Gerichte. An ihrer Einrichtung sollte aber nichts geändert 
werden. Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 138 f. 261; 
Starke, Beiträge I, S. 187. 200. 

?) Starke, Beiträge I, S. 357 £.; Löwenberg, a.a. O., 8.215; 
Justizministerialblatt XVIII, 1856, 8. 268; Archiv für 
katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, S. 137f; Schreiben des Erm- 
länder Fürstbischofs von Hohenzollern an Spiegel vom 7. November 1826; 
Erzb.Kab.-Reg. Köln XXIX1W, vol. I, Bl. 220f. — Eichhorn; 
Ausführung der Bulle De salute animarum, a.a. O., 8. 26, und Ditt- 
rich, Bemühungen des Kölner Erzbischofs von Spiegel, S. 565, 
zitieren ein Schreiben vom 3. November, augenscheinlich nach dem 
Konzept. Das in Köln befindliche Mundum trägt das Datum: vom 
7. November. 

®) Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, 8. 215 £.; 
Starke, Beiträge I, S. 358; Justizministerialblatt XVIII, 
1856, 8.268; Archiv für katholisches Kirchenrecht XVII, 1867, 
B:5138: 
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Instanz beschäftigten Justitiare wurden vom Bischof vor- 
geschlagen und von dem Kultus- und Justizmihisterium be- 
stätigt ). 

Die Remuneration der Justitiare bestand hauptsäch- 
lich in den Gerichtsgebühren, zeitweise äuch in einem Fixum. 
Jedenfalls war sie bei dem stillen Geschäftsbetrieb der Erm- 
länder Gerichte ?) ausserordentlich gering °). 


Ill. Die Bulle: De salute animarum hatte das geist- 
liche Gerichtswesen des Ostens, abgesehen von territorialen 
Verschiebungen, unberührt gelassen. 

Für die territoriale Ausdehnung der Ermländer 
‘Gerichtsbarkeit brachte die Bulle eine Aenderung durch die 
Einverleibung von fünf bisher zum Bistum Kulm gehörigen 
Dekanaten ?). 

Die Erzdiözese Gnesen-Posen erhielt von dem früheren 
Bistum Wrazlaweck drei Dekanate (Kruswitz, Gniewkowo 
und Inowraclaw), von Breslau zwei Dekanate (Ostrzeszow- 
Schildberg und Kempen). Das Bistum Kulm übernahm von 
“Gnesen-Posen drei Dekanate (Schlochau, Tuchel und 
Kamin) ). 

Breslau erhielt von Krakau die Dekanate Beuthen 
und Pless; ferner den zu Schlesien geschlagenen Teil der 


ı) Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 216; 
Starke, Beiträge I, S. 358. ne 

2) Nach Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, $. 217 
und Starke, Beiträge I, S. 359 beschäftigten die geistlichen Gerichte 
von 1825 bis 1831 nur 18 Ehesachen, von denen bloss zwei in Appellations- 
und keines in die Prosynodalinstanz gediehen waren; ausserdem nur eine 
erhebliche Untersuchungssache gegen einen Geistlichen. 

3) Ein Fixum von jährlich 16 Thl. 20 sgr. fand im Jahre 1834 bei 
‚den Ministerien des Kultus und der Justiz keine Beanstandung. Löwen- 
berg, Juristische Wochenschrift I, 1835, 8. 216 £.; Starke, Beiträge I, 
8. 359. 

#) Fürstenwerder, Neukirch, Marienburg, Stuhm, Christburg. 

53) Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, 8.139; Starke, 
Beiträge I, S. 346 f. 360 f. 
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Oberlausitz, wo die kirchliche Gerichtsbarkeit in „Ehe- und 
andern geistlichen Sachen unter katholischen Unterthanen“ 
bisher dem Dechanten |von St. Peter in Bautzen in erster und 
dem Erzbischof von Prag in zweiter Instanz zugestanden hatte !). 
Alle diese territorialen Verschiebungen der Bulle: De 
salute anımarum hatten aber selbstverständlich keine sach- 
liche Veränderung zur Folge gehabt. Die in den Austausch- 
gebieten bisher geübte Gerichtsbarkeit ging in ihrem sachlichen 
Umfang unverändert auf die neuen Ordinarien über ?). 


IV. Ebensowenig wie die Neuumschreibung der Diözesen 
hatte die Regulierung der Provinzialgrenzen sachlich 
eine Verschiebung der geistlichen Gerichtsbarkeit zur Folge 
gehabt, so dass sich eine genaue Darstellung erübrigt. 

Von Interesse sind höchstens diejenigen Aenderungen, 
welche die Provinz Brandenburg betreffen, da in dieser 
bisher eine staatlich anerkannte katholische Gerichtsbarkeit 
nicht bestanden hatte. In dem 1815 mit der Provinz Branden- 
burg vereinigten Schwiebuser Kreis, ebenso wie in einer 
Reihe von Ortschaften des Kreises Sagan, die in demselben 
Jahre mit Brandenburg vereinigt und zu dem Kreise Sorau 
geschlagen wurden, behielt der Breslauer Fürstbischof seine 
Gerichtsbarkeit mit all den umfassenden Kompetenzen von 
früher ®). In den mit der Provinz Brandenburg vereinig- 
ten Teilen der Oberlausitz wurde der Fürstbischof in 
Bezug auf die geistliche Gerichtsbarkeit der Rechtsnachfolger 
des früher dort zuständigen Dechanten von St. Peter in 
Bautzen *), eine Rechtsnachfolge, die von dem Öberlandes- 
gericht zu Frankfurt a. d. O., in dessen Bezirk das genannte 
Gebiet lag, allerdings bestritten wurde °). 
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Eine im Jahre 1816 vorgenommene Grenzregulierung 
zwischen den Provinzen Brandenburg und Posen, wobei die 
Stadt Scherneissel nebst Umgegend mit dem zum Frankfurter 
Regierungsbezirk gehörigen Kreise Sternberg vereinigt wurde, 
hatte die Gerichtsbarkeit des erzbischöflichen Konsistoriums 
über die genannten Orte unberührt gelassen !). 


V. Da die staatskirchliche Gesetzgebung auf 
dem Gebiet der geistlichen Gerichtsbarkeit — mit unwesent- 
lichen Ausnahmen — bis zur Verfassung ruhte, behielt das 
geistliche Gerichtswesen des Ostens auch weiterhin seine alt- 
hergebrachte Rechtsstellung, so wie es sie in den Beginn 
des 19. Jahrhunderts hinübergerettet hatte. 

Aufschlussreiche Angaben über die Organisation und 
den Geschäftsbetrieb der geistlichen Tribunale des 
Östens enthält die auf amtlichem Material, nämlich auf den 
durch die Provinzialjustizbehörden an das Justizministerium 
eingereichten Uebersichten beruhende Justizverwaltungs- 
statistik von Starke. Nach den dort mitgeteilten, aller- 
dings oft lückenhaften statistischen Angaben war der Stand 
des geistlichen Gerichtswesens der östlichen Provinzen während 
des Geschäftsjahres 1837 folgender: 


Provinz Preussen. 


1. Bistum -Ermland °). 


Das Bischöfliche Geistliche Gericht zu Frauenburg. 


Beamtenpersonal: 


Gericht erster Instanz 3 geistliche Richter, 1 Justitiar. 
Appellationsgericht 1 geistlicher Richter, 1 Justitiar. 
4 


Prosynodalgericht geistliche Richter, 1 Justitiar. 


1) Starke, Beiträge I, S. 371. 

2) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S. 69; vgl. dazu Starke, 
Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung (Beiträge I), S. 352 ff. 5 
Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 2151. 
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Die Subalterngeschäfte werden durch die Kanzleibeamten 
des Generalvikariats versehen. 

Geschäfte im Jahre 1837 bei dem Gericht erster es 

1 Ehenichtigkeitserklärung, 

13 Scheidungen von Tisch und Bett in perpetuum, 

4 Scheidungen von Tisch und Bett ad tempus, 

7 Termine, 

51 Vorträge. 


2. Bistum Culm)). 


Das Bischöfliche Generalkonsistorium zu Peplin. 


Beamtenpersonal (erster Instanz): 
1 Präses (Generalvikar), 3 geistliche Räte, 1 Justitiar. 


Geschäfte ım Jahre 1837: 


Im Departement des Oberlandesgerichts Bromberg: Nulli- 
täts- und Separationssächen 1; im Departement des Oberländes- 
gerichts Marienwerder: 57. 


Provinz Posen. 


Erzdiözese Gnesen-Posen. 
1. Das Erzbischöfliche Konsistorialgericht 
zuPosen.). 
Erste Instanz: Generaloffizialat zu Posen; zweite Instanz: 


Metropolitangericht zu Gnesen; dritte Instanz: Prosynodal- 
gericht zu Posen. 


Beamtenpersonal: 


1 Offizial, 2 Räte, 1 Defensor matrimonü, 1 Fiskal, 
1 Justitiar, 2 Subalterne, 1 Bote. 


!) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S. 168; vgl. dazu Starke, 
Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung, S. 359 fi. 
?) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S, 199; vgl. dazu auch 
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Geschäfte (1837): 


A. Im Departement des Oberlandesgerichts zu Posen: Ehe- 
scheidungs- und Separationsprozesse 66, fiskalische Unter- 
suchungen gegen Geistliche 15. 

B. Im Departement des Oberlandesgerichts zu Bromberg: 
Ehescheidungs- und Separationsprozesse 10, fiskalische Unter- 
suchungen gegen Geistliche 2. 


2. Das Erzbischöfliche Konsistorialgericht 
zu Gnesen!)). 


Erste Instanz: Generaloffizialat zu Gnesen; zweite In- 
stanz: Metropolitangericht zu Posen; dritte Instanz: Prosynodal- 
gericht zu Posen. 


Beamtenpersonal: 


1 Offizial (Generalvikar), 2 Räte, 1 Justitiar, 1 Assessor, 
1 Defensor matrimonii und Fiskal, 2 ständige Assistenten für 
arme Parteien, 5 Subalterne, 1 Bote. 


Geschäfte (1837): 


A. Im Departement des Oberlandesgerichts Posen: Ehe- 
scheidungs- und Separationsprozesse 8, fiskalische Unter- 
suchungen gegen Geistliche 2. 


B. Im Departement des Oberlandesgerichts Bromberg: Ehe- 
scheidungs- und Separationsprozesse 23, fiskalische Unter- 
suchungen gegen Geistliche 2. 


Starke, Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung , S. 345 fl.; 
Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 144 fi. 

1) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S. 212; vgl. dazu 
Stärke, Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung, S. 346 fi.; 
Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 145. 
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Provinz Schlesien. 
1. Das Fürstbischöfliche Generalvikariat-Amt zu Breslau. 
A. Das Vikariat-Amt '). 


Beamtenpersonal: 
1 Direktor, 3 weltliche Mitglieder, 3 Subalterne. 
Geschäfte (1837): 


Zivilprozese . . . DU 80 
Konkurs- und Re ge 35 
Fiskalische Untersuchungen . . . . 1 
Nachlassregulierungen . . . . . . 132 
Zahl der Depositalmassen . . . . 87 
Lermine, ar no Te 
Vortagere ae a Pe 


B. Das Konsistorium ’’). 


Beamtenpersonal: 


Erste Instanz: 1 Präses, 3 geistliche Räte, 4 weltliche Räte 
Zweite Instanz: 1 3 2 e 3 N a 
Dritte Instanz: 1 e 2 

Das Subaltern- und Unterbeamtenpersonal ist dasselbe 
wie beim Vikariatamt. 


Geschäfte (1837): 
Zivilprozesse nach Vorschrift der Allgemeinen 


” „ „ ” 


Gerichtsordnung 2 m I SE 
Permines ss... 20 ea ee 
Vorträge, "fun. ren. Me a ee 


!) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S. 372; vgl. dazu 
Starke, Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung, S. 363 fl.; 
Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 350. 

?) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S. 372; vgl. dazu 
Starke, Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung, S. 369 f.; 
Löwenberg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 350 f. 
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2. Das Fürstbischöfliche Kommissariat der Olmützer Diözese 
preussischen Anteils zu Leobschütz '). 


Beamtenpersonal: 


Der jedesmalige fürsterzbischöfliche Kommissar (Dechant 
von Katscher), 1 Syndikus, 1 Subalternbeamter. 

In Sponsalien- und Ehescheidungssachen °) erkennen: 

In erster Instanz: der Direktor des Stadtgerichts in Leob- 
schütz und der Ortspfarrer. 

In zweiter Instanz: ein Mitglied des Fürstentumsgerichts 
zu Leobschütz und ein anderer Pfarrer. 

In dritter Instanz: der Direktor des Fürstentumsgerichts 
zu Leobschütz und der Dechant zu Katscher. 


Geschäfte (1837): 
Nicht bekannt’). 


l) Starke, Justizverwaltungs-Statistik I, S. 438; vgl. Löwen- 
berg, Juristische Wochenschrift I, 1835, S. 424 f. 

®2) Starke, Darstellung der bestehenden Gerichtsverfassung, 
S. 369. 

3) Starke, Gerichtsverwaltungs-Statistik I, S. 438. Das Dekanat- 
amt von Habelschwerdt, welches die Gerichtsbarkeit in der zu 
Prag gehörigen Grafschaft Glatz ausübte, ist in der Statistik bei 
Starke nicht aufgeführt. An der Spitze desselben stand ein erz- 
bischöflicher Kommissa”, gewöhnlich der Erzpriester zu Habelschwerdt. 


Zweiter Abschnitt. 


Der Fortgang der Verhandlungen unter 
Spiegels Nachfolgern. 


Zehntes Kapitel. 


Der Stand des Reformplanes beim Tode Spiegels. 
Die Kölner Wirren. Der endgültige Gesetzentwurf 
über die kirchliche Gerichtsbarkeit und sein 
Scheitern infolge der Kölner Wirren. 


I. Ueber drei Jahrzehnte lang hatten sich die Verhand- 
lungen über die Reorganisation des geistlichen Gerichtswesens 
hingezogen. Das Prinzip des Liegenlassens, welches 
Bunsen einmal als Charakteristikum der inneren Politik der 
zwanziger und dreissiger Jahre hinstellt!), und welches vor 
allem auch im Ressort des kränkelnden, durch Schmedding, den 
geheimen Widersacher Spiegels, stark beeinflussten Kultus- 
ministers von Altenstein herrschte, hatte auch hier seine Rolle 
erfolgreich gespielt ?). 

Endlich lag in dem Gesetzentwurf der Kommission und 
den dazu gemachten Amendements ein im grossen und ganzen 
erfreuliches Ergebnis vor. 


1) Nippold, Die verschiedenen Stadien des sogenannten preussi- 
schen Kirchenstreites, Preussische Jahrbücher XXIII, 1869, S. 343 f. 
®2) Nippold, Die verschiedenen Stadien, S. 3411. 
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Erzbischof Spiegel war es nicht vergönnt, diese späte 
Frucht seiner Arbeit noch zu erleben. Er war schon am 
2. August 1835 nach längerer Krankheit gestorben !), noch 
bis in seine letzten Tage hinein mit dem Projekt der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit beschäftigt und erbittert über die Er- 
folglosigkeit seiner Bemühungen. Zweifellos würde er den 
vorliegenden Entwurf mit Genugtuung begrüsst haben, da 
dessen Bestimmungen sich in den meisten Punkten mit den 
in seinen Gutachten gemachten Vorschlägen deckten. 

Der Tod des Kölner Erzbischofs, der kirchlicherseits 
der eigentliche Träger und unermüdliche Verfechter des ganzen 
Reformplanes gewesen war, sollte für die Weiterentwicklung 
von ausschlaggebender Bedeutung werden. Wäre Spiegel ein 
längeres Leben beschieden gewesen, so würde das Werk der 
geistlichen Gerichtsorganisation wohl unzweifelhaft zum glück- 
lichen Ende gediehen sein, würde das geistliche Gerichts- 
wesen des gesamten preussischen Staates sich auch im öffent- 
lichrechtlichen Sinne eine Stellung errungen haben, die viel- 
leicht heute noch nachwirkte. 

Für die Ehrenrettung Spiegels vom kirchlichen 
Standpunkte aus bedeutet seine Tätigkeit für die Reform 
des geistlichen Gerichtswesens ein Kapitel, an welchem sein 
künftiger Biograph nie wird vorüber gehen können. Gewiss 
war Spiegel durchaus kein romtreuer Bischof im landläufigen 
Sinne des Wortes; nicht umsonst bezeichnete ıhn in seiner 
Münsterschen Zeit — damals allerdings noch mit mehr 
Recht als später — sein Gönner Freiherr von Stein’) als 


1) Vgl. Nippold, Freiherr von Bunsen I, S. 432f.; Ders el be, 
Vertraute Briefe des Erzbischofs Spiegel von Köln, 8. 108f.; Reusch 
in der Allg. deutschen Biographie XXXV, S. 155. 

2) Hans Christoph Ernst Freiherrvon Gagern, Die 
Briefe des Freiherrn von Stein an den Freiherrn von Gagern von 1813 bis 
1831, Stuttgart und Tübingen 1833 (Mein Anteil an der Politik IV), 
8. 48 £. (17. Mai 1817); Historisch-politische Blätter LXXXV, 
1880, S. 524; Goyau, Catholicisme II, p. 148. 
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denjenigen Mann, welcher durch „die erforderliche Kennt- 
niss des Canonischen Rechts und sehr viele Klugheit“ ge- 
eignet sei, „den Einfluss italienischer Pfaffen auf deutsche 
kirchliche Verhältnisse“ stark einzuschränken. Immerhin 
liegt zwischen den kirchlichen bezw. kirchenpolitischen An- 
schauungen des jungen Münsterschen Domdekans und denen 
des Trägers der Kölner Mitra eine unverkennbare Entwick- 
lung nach der Seite kirchlicher Korrektheit hin. Dass Spiegel 
bei alledem ein Kind seiner Zeit blieb, ıst weiter nicht ver- 
wunderlich. Der „Uebergang der deutschen Kirche vom alten 
Systeme weltlich-geistlicher Doppelregierung zu einem aus- 
schliesslich dem Heil der Seelen gewidmeten Regiment, aus 
aufklärerisch-febronianischen Gedankengängen zu dogmatisch 
einwandfreier und romtreuer Gesinnung“ !) findet auch in 
Spiegels Leben seine charakteristische Auswirkung. Etwas 
von dem selbstbewussten Grandseigneur der geistlichen Kur- 
fürstenzeit, von den antirömischen Tendenzen Wessenbergs und 
von dem seiner Schule eigenen weitherzigen Entgesenkommen 
gegenüber den staatlichen Wünschen ist Spiegel immer eigen 
geblieben. Anderseits hat er aber auch — die Kölner und 
Berliner Akten bieten zahlreiche Beispiele dafür — gerade 
deshalb, weil der Staat sich ın ihm keines „Fanatikers“ ver- 
sah, Gelegenheit gehabt und sie nicht selten ausgenutzt, bei 
der preussischen Regierung die Interessen seiner Kirche mit 
einer Entschiedenheit zu vertreten, die ein anderer vielleicht 
nicht hätte wagen können, ohne den Erfolg in Frage zu 
stellen?). Jedenfalls war die :Art, in welcher Spiegel der 


!) Schnütgen, Das Elsass und die Erneusrung des katholisshen 
Lebens in Deutschland, a. a. O., 8. 98. 

?) Ueber Spiegels Bedeutung für das kirchliche Reorganisations- 
werk nach der Bulle: De salute animarum wird weiteres Material 
bringen eine demnächst in den Kirchenrechtlichen Abhandlungen, heraus- 
gegeben von Ulrich Stutz, erscheinende Untersushung von Chri- 
stian Briel, Die Organisation der Kölne: Erzdiöz>se unter Erz- 
bischof Ferdinand August Graf Spiegel. 
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preussischen Regierung gegenüber, speziell in der Frage 
der geistlichen Gerichtsbarkeit, die Rechte seiner 
Kirche verteidigte, mit geringen Ausnahmen von schwäch- 
licher Nachgiebigkeit, geschweige denn von würdeloser Ser- 
vilität weit entfernt). 


II. Unter Spiegels Nachfolger Klemens August 
von Droste-Vischering?°) geriet das Werk jahrzehntelanger 


I) Vgl. z. B. Pertz, Leben des Ministers Freiherrn von Stein 
V, 8. 212. Wenn (J. A. Theiner), Die katholische Kirche besonders 
in Schlesien in ihren Gebrechen dargestellt von einem katholischen 
Geistlichen, 2. Aufl., Altenburg 1827, Einleitung S. XXXII, den Wunsch 
ausspricht: „Möchte doch der aufgeklärte & verehrte Erzbischof von 
Köln, Graf Spiegel, die zu den noch erledigten bischöflichen Stühlen in 
seinen Nachbarstaaten von ihren Regenten vorgeschlagenen, aber von 
der Curie verworfenen Männer, zu Bischöfen weihen & bestätigen! Die 
deutsche Nation & die deutschen Fürsten würden ihm unsterblichen Dank 
wissen“ — so traut er dem Kölner Oberhirten schismatische Absichten 
zu, welche dieser ohne Zweifel weit von sich gewiesen hätte. 

2) Vgl. (v. Bunsen), Darlegung des Verfahrens der preussischen 
Regierung gegen den Erzbischof von Köln; Kritische Bemerkungen über 
die Kölner Sache, von Peter Einsiedler, herausg. von Ernst von 
Lassaulx, Würzburg 1838; Urkundliche Darstellung der Tatsachen, 
welche der gewaltsamen Wegführung des Hochw. Freiherrn von Droste, 
Erzbischofs von Köln, vorausgegangen und gefolgt sind, Regensburg 1838; 
Ferdinand Walter ‚Das Privat- und öffentliche Leben des Erz- 
bischofs von Köln, Freiherrn Clemens August von Droste-Vischering, 
Hanau 1838; Karl Hase, Die beiden Erzbischöfe, Leipzig 1839, 
S. 10 ff.; Nippold, Die verschiedenen Stadien, a. a. O., XXIII, 1869, 
8. 325 fl. 423 fl.; Personen und Zustände aus den kirchlich-politischen 
Wirren in Preussen, Leipzig 1840, S. 101fi.; Ennen in der Allg. 
Deutschen Biographie V, S. 420f£.; Wilhelm Martens, Die 
Beziehungen der Ueberordnung, Nebenordnung und Unterordnung zwi- 
schen Kirche und Staat, Stuttgart 1877, S. 256 fi. 265 fi.; Friedberg, 
Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik unter Friedrich Wilhelm IV., 
8:2fl.; Derselbe, Gränzen, 8.337 f.; Maurenbrecher, Die 
preussische Kirchenpolitik und der Kölner Kirchenstreit, S. 125 ff.; 
Brück, Geschichte der katholischen Kirche Il?, 8.298 fi.; Sell, 
Entwicklung der katholischen Kirche im 19. Jahrhundert, 8.53 ff; 
Prutz, Preussische Geschichte IV, 8.187 fi.; Karl Lamprecht, 
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mühseliger Arbeit, auf dessen Beschleunigung der König 
neuerdings wieder mehrfach gedrängt hatte), unmittelbar vor 
seinem Abschluss wieder ins Stocken. 

Spiegel hatte seinem Nachfolger in der am 19. Juni 1834 
mit Bunsen geschlossenen Uebereinkunft eine Erbschaft hinter- 
lassen, die auch bei einem weniger unbeugsamen Charakter 
als Klemens August von Droste-Vischering zu einem Konflikt 
zwischen Staat und Kirche führen musste?). Das Verhängnis- 
vollste an der ganzen Konvention war, dass Spiegel bei der 
preussischen Regierung den Glauben erweckt hatte, die Ver- 
einbarung stelle einen ehrlichen und lebensfähigen Kompro- 
miss zwischen den staatlichen und kirchlichen Forderungen 
dar. Das war sie aber keineswegs. Die Zugeständnisse, die 
Spiegel — unter dem massgebenden Einfluss der weitherzigen 
Interpretationskünste seines Beraters München?) — gemacht 
hatte, war kein wahrhaft kirchlich gesinnter Bischof imstande 
mit seinem kirchlichen Gewissen zu vereinbaren. Und wenn Kle- 
mens August vor Annahme des Kölner Bischofstuhls sich zur 
Befolgung der Spiegelschen Konvention verpflichtete, so tat 
er es nur, weil er sie in ihrem Wortlaute nicht gekannt und 


Deutsche Geschichte der jüngsten Vergangenheit und Gegenwart, 
Berlin 1912/13, II, S. 100ff.; Kissling, Geschichte des Kulturkampfs 
IESS193.LE 

1) Kabinettsordre an Altenstein vom 29. November 1836, Geh. 
Staatsarchiv Berlin, R. 89 C XLIV b, Nr. 68 (Konzept) ; Alten- 
stein an den König (10. Dezember 1836), ebenda; Kabinettsordre an 
Altenstein vom 5. Januar 1838, ebenda (Konzept); Schreiben Alten- 
steins an den König vom 26. Februar 1838, ebenda; Kabinettsordre an 
Altenstein vom 17. April 1838, ebenda (Konzept). Vgl. auch das Votum 
des Ministerpräsidenten von Manteuffel (8. Juli 1854), Kultministe- 
rium KAV Nr. 6, vol. III (Abschrift). 

2) Vgl. Vogel, Beiträge zur Geschichte des Kölner Kirchen-: 
streits, S. 17 ft. 

3) Vgl. den Auszug aus seinem Gutachten vom 17. Oktober 1832 über 
das Breve vom 25. März 1830 bei Nippold, Die verschiedenen Stadien, 
a. a. 0. XXIII, 1869, S. 443 fi. 
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man von seiten der Regierung ihn im Glauben gelassen hatte, 
sie befinde sich in Uebereinstimmung mit dem päpstlichen 
Breve „Literis altero abhince anno“ vom 25. März 1830 !). 
Sobald er später ihren Inhalt kennen gelernt hatte, war seine 
ablehnende Stellungnahme entschieden — und der Konflikt 
unvermeidlich. 

Bevor der Streit um die gemischten Ehen seinen 
Höhepunkt erreichte, hatte schon ein anderer Vorfall den 
Erzbischof in Konflikt mit den staatlichen Gewalten ge- 
bracht. Im Kampf gegen den Hermesianismus hatte 
Klemens August von seinen Theologen die Unterzeichnung 
der bekannten Thesen gefordert, von denen die 18. 
lautet: 

„Ich verspreche und gelobe meinem Erzbischof in 
allem, was sich auf Lehre und Disziplin bezieht, Ehr- 
erbietung und Gehorsam, ohne allen Vorhalt, und bekenne, 
dass ich von der Entscheidung meines Erzbischofes nach 
der Ordnung der katholischen Hierarchie an niemand als an 
den Papst, als Haupt der ganzen Kirche provocieren kann 
und soll“ ?). 


So sehr die Regierung dieses Postulat als einen Eingriff 


1) Brück, Geschichte der katholischen Kirche II2, S. 299 f. 306 £.; 
Vogel, Beiträge zur Geschichte des Kölner Kirchenstreits, S. 26; Kiss- 
ling, Geschichte des Kulturkampfs I, S.193f. Die Auffassung der Gegen- 
seite siehe Darlegung des Verfahrens, S. 17f. Friedberg, 
Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik, S. 10, vertritt die Ansicht, 
dass Droste von der mit Spiegel abgeschlossenen Konvention schon vorher 
Kenntnis gehabt habe. Vgl. auch Nippold, Die verschiedenen Stadien, 
a.a.O. XXIII, 1869, S.440; Derselbe, Handbuch der neuesten Kirchen- 
geschichte ? II, S. 681. — Das Breve ist abgedruckt z. B. in den Bei- 
trägen zur Kirchengeschichte des 19. Jahrhunderts, S. 131 ff.; Ur- 
kundliche Darstellung der Tatsachen, $. 34 fi., Beilage III; 
Darlegung des Verfahrens, S. 4 ff., Beilage C, sowie beiMirbt, Quel- 
len zur Geschichte des Papsttums?, S. 399 fi. 

2) Darlegungdes Verfahrens, 8. 33. Vgl. Eichmann, Recursus 
ab abusu, 8.287 f.; Vogel, Beiträge zur Geschichte des Kölner Kirchen- 
streits, 8. 32. 
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in die staatliche Kirchenhoheit betrachtete !), so erklärte sie 
sich im September 1837 doch dem Erzbischof gegenüber bereit, 
in Sachen der geistlichen Gerichtsbarkeit seinen Wünschen 
entgegenzukommen, wenn er sich entschliessen wolle, die ge- 
mischten Ehen nach den Grundsätzen der Spiegelschen Kon- 
vention in der Praxis zu behandeln ?). Diesen Preis zu zahlen, 
konnte Klemens August nicht über sich gewinnen. Auf den 
Rat Bunsens schritt die Regierung zur Gewalt. Am 20. No- 
vember wurde der Erzbischof verhaftet und auf die Festung 
Minden abgeführt ?). 


Ill. Auf dem Wege einer umfassenden staatskirchlichen 
Gesetzgebung hoffte man der Konflikte Herr zu werden. 
Infolge allerhöchster Verfügungen vom 17. und 27. Fe- 
bruar 1838*) waren zur „legislativen Feststellung der in 


1) Vgl. Darlegung des Verfahrens, S. 33; Eichmann, Recursus 
ab abusu, S. 288. 

2) Vgl. Brück, Geschichte der katholischen Kirche II? 8.308; 
Darlegung des Verfahrens der preussischen Regierung, S. 28 und Bei- 
lage N, 8. 22 1. 

®) Interessante Einblicke in die Stimmungen des katholischen Volkes 
und Episkopats infolge des Kölner Ereignisses gewährt eine gegen Ende 
des Jahres 1839 verfasste Denkschrift des damaligen Strassburger Dom- 
herrn, späteren Bischofs Andreas Raess, mit zwei anderen Denkschriften 
veröffentlicht von Otto Wiltberger, Zeitschrift für die Geschichte 
des Oberrheins LXVII, 1913, S. 51 fl. Bemerkenswert in der Denkschrift 
von Raess ist die Charakteristik der Bischöfe, die wir bei den früheren 
Verhandlungen über die kirchliche Gerichtsbarkeit kennen gelernt haben. 
Kaspar Max von Droste-Vischering ist nach Raess „ein gutmütiger, bor- 
nierter Mann“, Bischof Hommer „ein guter, frommer, aber schwacher 
Greis“; Erzbischof Spiegel erhält die Note: „nicht ohne Charakterfestigkeit 
und Einsicht, jedoch als Oberhirte von jeher den Katholiken wie dem 
Heiligen Stuhle etwas verdächtig und von Berlin aus als Staatsrat sehr 
cajolirt.“ A.a.O., S. 57, Anm. — Vgl. dazu auch Schnütgen, Das 
Elsass und die Erneuerung des katholischen Lebens in Deutschland, Strass- 
burger Beiträge zur neueren Geschichte VI, 1913, 8. 126 fi. 

*) Vgl. „Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838“, 
B. 4. 8. 
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neuerer Zeit zweifelhaft erschienenen staats- und kirchen- 
rechtlichen Verhältnisse“ !) von der zu diesem Zweck berufenen 
Kommission ?) drei Gesetzentwürfe ausgearbeitet und von den 
beteiligten Ministern des Kultus, der Justiz, des Innern und 
der Auswärtigen Angelegenheiten beraten worden. Es waren 
dies: 

1. Entwurf einer Verordnung, die amtlichen Beziehungen 
der katholischen Geistlichkeit zum Staate betreffend °). 


2. Entwurf einer Verordnung zur Ergänzung der Be- 


stimmungen des ALR. Teil II, Tit. 20, $$ 151, 152 und 227%). 


3. Entwurf einer Verordnung über die Ehe zwischen An- 
gehörigen der evangelischen und katholischen Kirche). 


Bei der Beratung dieses letzten Entwurfs tauchten inner- 
halb der Kommission Bedenken gegen die gesetzgeberische 
Regelung dieser gerade jetzt heiss umstrittenen Materie auf. Die 
scharfen, für die katholische Kirche ungünstigen Bestimmungen 
des Entwurfs veranlassten den Geh. Legationsrat Dr. Eichhorn, 
in der Sitzung vom 5. Juni 1838 Bedenken gegen die Publı- 
kation des Gesetzes zu erheben — allerdings „nur in dem 
Falle, wenn dieselbe isolirt und ohne eine andere gleich- 
zeitige legislative Maassregel erfolge, welche die katholische 
Bevölkerung und den Päbstlichen Stuhl in anderer Beziehung 
zufrieden zu stellen geeignet sey“ °). 

Auch Schmedding war nur dann für den Erlass des Ge- 
setzes, wenn es gleichzeitig mit den beiden Entwürfen über 


1) Ebenda, 8. 8. 

2) Ihre Mitglieder waren von Lamprecht, Duesberg, Dr. Göschel und 
Dr. Eichhorn. Vgl. „Allerhöchste Kabinetsordre“, 8. 8; Fried- 
berg, Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik, 8. 29; Johann 
Friedrich von Schulte in Richard Fleischer, Deutsche Revue 
über das gesamte nationale Leben der Gegenwart VII, 1882, 2. Bd., S.1fl. 

®) „Allerhöchste Kabinetsordre“, 8. 37 fi. 

#) Ebenda, 8.-49. 

5) Ebenda, S. 59 ft. 

6) Ebenda, S. 57£. 
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die Abschaffung der rheinischen Zivilehe und über die 
kirchliche Gerichtsbarkeit publiziert werde), welche 
schon vollständig ausgearbeitet, aber nie über das Stadium 
des Votenwechsels zwischen den zunächst beteiligten Mini- 
sterien hinaus gediehen waren. 

So beschloss man denn, auch diese beiden Entwürfe zur 
Beratung der beteiligten Ministerien zu bringen: 

4. Entwurf einer Verordnung wegen Abänderung der in 
der Rheinprovinz bestehenden Gesetze, die Schliessung der 
Ehe betreffend ?). 


5. Entwurf eines Gesetzes über die: Gerichtsbarkeit der 
katholischen geistlichen Gerichte?). 
Hierzu kam dann noch 


6. Entwurf einer Verordnung über die Anwendbarkeit 
der altländischen Gesetze in Betreff der Verhältnisse der 
katholischen Kirche zum Staate ın der Rheinprovinz und in 
Neu-Vorpommern ®). 

In der Sitzung vom 8. Juni 1838 unterzogen die be- 
teiligten Ministerien den Kommissionsentwurf betreffend die 
Gerichtsbarkeit der katholischen geistlichen Gerichte und 
die, vor allem durch Kamptz beantragten, Amendements 
einer eingehenden Beratung und teilweisen Abänderung’). 
Duesberg, der als Referent fungierte, wurde beauftragt, 
nach Massgabe der Ministerialbeschlüsse einen neuen Ent- 
wurf zu redigieren und auch die Motive sinngemäss um- 
zuarbeiten ®). 


!) Ebenda, S. 58. 

?) „Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838“, 
sh Rn 

®2) Kommissionsentwurf ebenda, S$. 82 fi.; Ministerialentwurf 
ebenda, 9. 8$8fi. 
*) „Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838“, 
8. 124. 

5) Ebenda, 8. 76 fi. 

6) Ebenda, S. 81. 
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Dieser neue Entwurf!) fand dann in einer Plenarsitzung 
vom 26. Juni 1838?) die endgültige Zustimmung des 
Gesamtstaatsministeriums. Nur $ 11 erhielt noch einen 
abändernden Zusatz. 


IV. Der endgültige Entwurf (den Kommissions- 
entwurf bringen wir zwecks Vergleichs ebenfalls zum Ab- 
druck) lautete wie folgt: 


1) Abgedruckt ebenda, 8. 88 fl. 
2) Sitzungsprotokoll ebenda, S. 114 ff.; Schulte, a.a. 0. 8. 3f. 
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Kommissionsentwurf'). 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen && 

haben in Folge der wegen Einrichtung, Ausstattung und Be- 
grenzung der Erz-Bisthümer und Bisthümer der katholischen 
Kirche in Unsern Staaten ergangenen, mit den Worten de 
salute animarum anhebenden päbstlichen Bulle, welche unter 
dem 23. August 1821 mit Unserer landesherrlichen Sanktion 
versehen und demnächst durch die Gesetzsammlung publizirt 
worden ist, eine Revision und nähere Bestimmung der Ge- 
richtsbarkeit der katholischen geistlichen Gerichte nöthig be- 
funden, und verordnen demnach unter Aufhebung aller ent- 
gegenstehenden, allgemeinen und besondern Gesetze, Verord- 
nungen und ÖObservanzen, für den ganzen Umfang unserer 
Monarchie, wie folgt: 


SETE 
Den Erzbischöfen und Bischöfen der katholischen Kirche 
steht in ihren Sprengeln die geistliche Gerichtsbarkeit zu, 
welche sie durch besondere Gerichte ausüben lassen. 


82. 


Vor diese Gerichte gehören nur: 
1. die auf die Religion, namentlich die Glaubens- und 
Sittenlehre, die Sakramente und den Gottesdienst, unmittelbar 


!) Abgedruckt in „Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838, 
die Gesetz-Entwürfe zur Ergänzung der Bestimmungen über die Ver- 
hältnisse der katholischen Kirche im Staate betreffend, mit dem Bericht 
der Kommission, und den von ihr vorgelegten Entwürfen, nur zum eigenen 
Gebrauche für die Mitglieder des Kgl. Staatsraths abgedruckt‘, 8. 82 f. 
Ausser in den Akten des Kultusministeriums findet sich ein Exem- 
plar der genannten Druckschrift auch in der Königl. Bibliothek zu 
Berlin, Fq 20403. 
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Endgültiger Ministerialentwurf'). 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen && 


haben Uns, um die katholische geistliche Gerichtsbarkeit in 
allen Theilen unserer Monarchie nach gleichen Grundsätzen, 
der Verfassung und dem Bedürfnisse der katholischen Kirche 
entsprechend, festzustellen, bewogen gefunden, auf den An- 
trag Unseres Staatsministeriums und nach erfordertem Gut- 
achten Unseres Staatsraths für den ganzen Umfang Unserer 
Monarchie, mit Aufhebung aller entgegenstehenden allgemeinen 
und besondern Gesetze, Verordnungen und Öbservanzen, zu 
verordnen was folot: 
81. 

Den Erzbischöfen und Bischöfen der katholischen Kirche 
steht in ihren Sprengeln die geistliche Gerichtsbarkeit zu, 
welche sie durch besondere Gerichte ausüben lassen. 


8 2. 

Vor diese geistlichen Gerichte gehören nur: 

1. die auf die Glaubens- und Sittenlehre, die Sakramente 
und den Gottesdienst unmittelbar Bezug habenden Angelegen- 
heiten, soweit solche Gegenstand eines Rechtsstreits seyn können 
(geistliche Sachen, res spirituales); 

2. die Untersuchungen wegen Vergehen der katholischen 
Geistlichen gegen ihre geistlichen Amts- und Standespflichten ; 

3. die Berufungen auf richterliche Entscheidung gegen 
Verfügungen, durch welche im Disziplinarwege kirchliche Cen- 
suren verhängt worden sind, in sofern darüber eine richter- 


') „Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 22. August 1838“, S. 88 ff. Die 
Motive zu dem Entwurf finden sich ebenda, 9. 94 fi. 
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Bezug habenden Angelegenheiten, soweit diese Gegenstand 
eines Rechtsstreites seyn können (geistliche Sachen); 


2. die Untersuchungen wegen Vergehen der katholischen 
Geistlichen, gegen ihre Amts- und Standespflichten, und 


3. die Berufungen auf richterliche Entscheidung gegen 
Verfügungen, durch welche im Disziplinarwege kirchliche 
Censuren verhängt worden sind, in sofern darüber eine richter- 
liche Erörterung zulässig ist. 

Wo diese Gerichte zeither noch eine weitere Gerichtsbar- 
keit ausgeübt haben, geht solche an die weltlichen Gerichte 
über. — Es steht jedoch den erstern frei, in der Siegelung 
des Nachlasses eines katholischen Geistlichen ihre Siegel mit 
anzulegen; auch müssen sie zur Abordnung eines Kommis- 
sarıus bei der Entsiegelung aufgefordert und jederzeit von 
der gerichtlichen Regulirung des Nachlasses eines Geistlichen, 
zur Wahrnehmung des kirchlichen Interesses, benachrichtiget 
werden. 

S 8. 

Zu den geistlichen Sachen ($ 2 No. 1) sind insonderheit 

zu rechnen: 


1. alle die Verleihung und den Besitz kirchlicher Pfründen 
betreffenden Sachen; ausgenommen sind jedoch die auf ein 
Patronatrecht und die aus demselben herfliessenden Befug- 
nisse, insonderheit das Präsentationsrecht sich beziehenden 
Sachen, in sofern es nicht hierbei auf eine Entscheidung über 
die kanonischen Eigenschaften des Präsentirten ankommt, und 

2. die Ehesachen, jedoch mit Ausschluss der Ehegelöbniss- 
sachen. 


S 4a. 


Die Ehesachen gehören nur dann vor die katholischen 
geistlichen Gerichte, wenn beide Ehegatten katholisch sind. 
Eine Prorogation des Forums der weltlichen Gerichte findet 
hierbei nicht statt; letztere sind jedoch ausschliesslich kom- 
petent, wenn 
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liche Erörterung zulässig ist. Die kirchlichen Censuren gegen 
Laien dürfen jedoch niemals in Strafen an Leib, Ehre oder 
Vermögen ausarten. 

5% 

In soweit den geistlichen Gerichten zeither die Gerichts- 
barkeit in einem grösseren Umfange, als der $ 2. bestimmt, 
zugestanden hat, geht solche an die weltlichen Gerichte 
über. 

Es steht jedoch den geistlichen Gerichten frei, bei der 
Siegelung des Nachlasses katholischer Geistlichen ihre Siegel 
mit anzulegen; sie müssen, um das kirchliche Interesse wahr- 
nehmen zu können, jederzeit, selbst wenn sie ihre Siegel nicht 
mit angelegt haben, von den weltlichen Gerichten zur Ab- 
ordnung eines Kommissarius bei der Entsiegelung eingeladen, 
auch von jeder gerichtlichen Regulirung des Nachlasses eines 
Geistlichen benachrichtigt werden. 


84. 

Zu den geistlichen Sachen ($ 2. No. 1.) sind insonderheit 
zu rechnen: 

1. alle Sachen, welche die Verleihung (provisio) kirch- 
licher Pfründen und die Ausübung der damit verbundenen 
geistlichen Verrichtungen zum Gegenstande haben, mit Aus- 
nahme jedoch der auf ein Patronatrecht und auf die aus 
demselben fliessenden Präsentations- und andern Befugnisse 
sich beziehenden Sachen, in sofern es hierbei nicht auf die 
Entscheidung über die kanonischen Eigenschaften der Präsen- 
tirten ankommt; 

2. die Ehesachen, mit Ausschluss der Ehegelöbnissachen. 


8 5. 

Die Ehesachen gehören nur dann vor die katholischen 
geistlichen Gerichte, wenn beide Ehegatten katholisch sınd. 
Eine Wahl zwischen den geistlichen und weltlichen Gerichten 
findet eben so wenig Statt als eine Prorogation auf das Forum 
der letzteren. 
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1. eine Ehe aus andern als kanonischen Gründen als 
nichtig oder ungültig angefochten, und 

2. wenn auf die Aufhebung oder Trennung einer kanonisch 
ungültigen, nach den bürgerlichen Gesetzen aber gültigen und 
von einem katholischen Pfarrer nicht eingesegneten Ehe ge- 
klagt wird. 

4b. 

Die Ehesachen gehören nur dann vor die katholischen 
geistlichen Gerichte, wenn beide Ehegatten katholisch sind; 
wird jedoch in diesem Falle: 

1. eine Ehe aus anderen, als kanonischen Gründen als 
nichtig oder ungültig angefochten, oder 

2. auf die Aufhebung oder Trennung einer kanonisch 
ungültigen, nach den bürgerlichen Gesetzen aber gültigen und 
von einem katholischen Pfarrer nicht eingesegneten Ehe ge- 
klagt; so steht die Kognition den weltlichen Gerichten zu, 
deren Forum auch durch den übereinstimmenden Antrag beider 
katholischer Ehegatten und in dem Falle der böslichen Ver- 
lassung, durch den Antrag des klagenden Theils begründet 
werden kann. 

S 5. 

Wenn einer der beiden Ehegatten nicht katholisch 
ist, so gehört der Eheprozess allemal vor das weltliche Ge- 
richt. | 

Eine nach eingetretener Rechtshängigkeit stattgefundene 
Konfessionsveränderung bewirkt keine Aenderung des Forums. 


Ser 
Wenn die kanonische Gültigkeit einer nach den Bestim- 
mungen der $$ 4 und 5 zur Kognition der katholischen 
geistlichen Gerichte nicht gehörigen Ehe, nachdem solche 
durch den Tod aufgelöst oder durch Erkenntniss des welt- 
lichen Richters rechtskräftig aufgehoben oder getrennt worden, 
in Bezug auf die Zulässigkeit einer kirchlichen Amtshand- 
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Dagegen sind die weltlichen Gerichte ausschliesslich kom- 
petent: 


1. wenn die Ehe aus andern, als auch im kanonischen 
Rechte bestimmten Gründen als nichtig oder ungültig ange- 
fochten, oder 


2. wenn auf den Grund der bürgerlichen Gesetze die 
Aufhebung oder Scheidung einer kanonisch ungültigen, vor 
einem katholischen Pfarrer nicht geschlossenen Ehe nach- 
gesucht wird. 


S 6. 
Wenn einer der Ehegatten nicht katholisch ist, so gehört 
der Eheprozess allemal vor das weltliche Gericht. 


8 7. 

Eine während der Rechtshängigkeit stattgefundene Kon- 
fessions-Veränderung bewirkt keine Aenderung des Forums; 
auch dürfen diejenigen Klagegründe, über welche von dem 
kompetenten Gericht rechtskräftig entschieden ist, nach ein- 
getretener Konfessions-Veränderung nicht zum Gegenstand eines 
neuen Rechtsstreits gemacht werden. 


58. 

Wenn die kanonische Gültigkeit einer nach den Bestim- 
mungen der 88.5. 6. und 7. zur Koonition der katholischen 
geistlichen Gerichte nicht gehörigen Ehe, nachdem solche durch 
den Tod aufgelöst oder durch Erkenntniss des weltlichen Rich- 
ters rechtskräftig aufgehoben oder getrennt worden, in Bezug 
auf die Zulässigkeit einer kirchlichen Amtshandlung zur Frage 
kommt und der geistliche Obere diese Frage im Wege der 
geistlichen Verwaltung zur Erledigung zu bringen Anstand 
nehmen sollte, so steht ıhm frei, dieselbe zur Erörterung an 
das geistliche Gericht zu verweisen, dessen Entscheidung je- 
doch auf die hinsichtlich jener Ehe eingetretenen bürgerlichen 
Rechtsverhältnisse von keinem Einfluss ist. 
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lung zur Frage kommt und der geistliche Obere diese Frage 
im Wege der geistlichen Verwaltung zur Erledigung zu 
bringen Anstand nehmen sollte, so steht ihm frei, dieselbe 
zur Erörterung an das geistliche Gericht zu verweisen, 
dessen Entscheidung jedoch auf die hinsichtlich jener Ehe 
eingetretenen bürgerlichen Rechtsverhältnisse von keinem Ein- 
flusse ist. 
Sr 

Die katholischen geistlichen Gerichte haben nur darüber, 
ob die Ehe aufzuheben oder zu trennen sey? zu entscheiden; 
das Erkenntniss wegen der bürgerlichen Folgen der Aufhebung 
oder Trennung der Ehe und der von dem schuldigen Theile 
verwirkten Strafe, bleibt den weltlichen Gerichten vorbehalten, 
welche auch das Interimistikum während des Prozesses in 
Ansehung der der Ehefrau zu verabreichenden Alimente, der 
Sicherstellung des Vermögens und der Erziehung der Kinder 
reguliren. 

$.8. 

Wenn geschiedene oder für immer von Tisch und Bett 
getrennte katholische Ehegatten sich wieder vereinigen wollen, 
so müssen sie solches in Person vor dem Pfarrer des Wohn- 
orts des Ehemannes und zwei Zeugen erklären. Diese Er- 
klärung hat alle bürgerliche Wirkung einer Trauung. — Sie 
ist in die Trauungs-Register einzutragen und ein Auszug aus 
letztern ist dem Richter, bei welchem der Ehemann seinen 
persönlichen Gerichtsstand hat, mitzutheilen. 


Su 
Dem katholischen geistlichen Obern gebührt das Recht 
der Aufsicht und Zucht über die Geistlichen hinsichtlich ihrer 
Amtsführung, wie auch hinsichtlich ihres sonstigen Wandels, 
soweit solcher mit ihren Amts- und Standesverhältnissen in 
Beziehung steht. — Wegen Vergehen der Geistlichen gegen 
ihre Amts- und Standespflichten können die katholischen geist- 
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SH 

Die katholischen geistlichen Gerichte haben in den zu 
ihrer Entscheidung gehörigen Ehesachen nur darüber: ob die 
Ehe aufzuheben oder zu trennen sey? zu entscheiden, und 
sofort nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntnisses, durch 
welches eine Ehe aufgehoben oder getrennt ist, die Akten 
an das weltliche Gericht zu übersenden, welches hierauf von 
Amts wegen, nach Vernehmung der Partheien, die bürger- 
lichen Folgen der Aufhebung oder Trennung der Fhe und 
die von dem schuldigen Theile verwirkte Strafe durch Er- 
kenntniss festzusetzen hat. 

Dem weltlichen Gerichte gebührt auch die Regulirung 
des Interimistikums während des Prozesses in Ansehung der 
der Ehefrau zu verabreichenden Alimente, der Sicherstellung 
des Vermögens und der Erziehung der Kinder. 


$ 10. 

Die bürgerlichen Folgen einer von dem geistlichen Ge- 
richte für ungültig erklärten Ehe sind nach den in den 
Landesgesetzen für ungültige Ehen gegebenen Bestimmungen 
zu beurtheilen; ist jedoch der Grund, weshalb die Ehe für 
ungültig erklärt worden, nicht ein solcher, welcher auch nach 
den Landesgesetzen die Ungültigkeit der Ehe bewirkt, so 
haben die in einer soichen Ehe erzeugten Kinder alle Rechte 
der ehelichen, auch in Bezug auf die Familie der Eltern. 


SEN 

Wird von dem geistlichen Gericht auf beständige Separa- 
tion von Tisch und Bett erkannt, so hat dies alle bürgerliche 
Wirkungen einer gänzlichen Ehescheidung, jedoch mit der 
Ausnahme, dass 

1. die separirte Frau den Namen, Stand und Rang des 
Mannes behält; 

2. keinem der beiden Ehegatten gestattet ist, während 
des Lebens des andern Theils zu einer neuen Ehe zu schreiten; 
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lichen Gerichte, ausser geistlichen Bussübungen, Geldstrafen 
bis zu 20 Rthlr. und Gefängnisstrafen bis zu 4 Wochen ein- 
schliesslich, so wie die Suspension, Remotion und Destitu- 
tion vom Amte gegen einen des Amts entsetzten Geistlichen, 
welcher sich eines irreligiösen oder unsittlichen Betragens 
schuldig gemacht hat, oder sonst wegen seines Wandels 
öffentliches Aergerniss besorgen lässt, auch die Ueberweisung an 
eine Demeriten-Anstalt bis zur Besserung erkennen. Von einer 
solchen Ueberweisung ist dem Öber-Präsidenten der Provinz, 
unter Beifügung des Erkenntnisses, sogleich Anzeige zu machen. 
Die Demeriten-Anstalten sind alle Jahre durch Kommissarien 
des Ober-Präsidenten und des Bischofs gemeinschaftlich zu 
visitiren und ist hierbei in Ansehung derjenigen, welche 
schon über Ein Jahr detinirt sind, zu untersuchen, ob zur 
Fortsetzung der Detention Grund vorhanden sey oder nicht. 
— Entsteht darüber eine Meinungsverschiedenheit zwischen 
dem Ober-Präsidenten und dem Bischofe, so ist die Sache zur 
Entscheidung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten 
zu bringen. 

Die Ueberweisung an eine Demeriten-Anstalt kann nicht 
stattfinden, und muss, wenn sie schon verfügt worden ist, 
wieder aufgehoben werden, wenn der Verurtheilte seinem geist- 
lichen Stande entsast. 


8 10. 


Wenn ein katholischer Geistlicher ein Verbrechen verübt 
hat, welches zugleich eine Verletzung der geistlichen Amts- 
und Standespflichten und eine Uebertretung der weltlichen Straf- 
gesetze des Staats enthält, so gehört die Untersuchung zu- 
nächst vor das weltliche Gericht, welches nach rechtskräftiger 
Entscheidung die Verhandlungen an das katholische geistliche 
Gericht zur Verhängung der kirchlichen Ahndung abzu- 
geben hat. 


Kommissions- und Ministerialentwurf von 1838. 449 


3. und die von den getrennten Eheleuten nach der Tren- 
nung erzeugten Kinder für eheliche zu achten, wobei jedoch 
in Ansehung der von der Frau nach Ablauf des gesetzlichen 
Zeitraums seit der Rechtskraft des Urtheils gebornen Kinder 
die Vermuthung für deren eheliche Geburt nicht eintritt !). 


8'123. 


Bei einer Separation auf bestimmte Zeit oder unter der 
Bedingung der verhofften Wiederaussöhnung findet eine Aus- 
einandersetzung wegen des Vermögens nicht statt, sondern 
das weltliche Gericht hat nur ein Interimistikum zu reguliren, 
durch welches der Aufenthalt der Frau, deren Unterhalt, die 
Erziehung und Verpflegung der Kinder und die nöthigen 
Maassregeln zur Sicherstellung des Vermögens der Frau fest- 
gesetzt werden. 

$ 13. 


Wenn geschiedene oder für immer von Tisch und Bett 
getrennte katholische Ehegatten sich wieder vereinigen wollen, 
so müssen sie dieses in Person vor dem katholischen Pfarrer 
des Wohnorts des Ehemannes und zwei Zeugen erklären. 
Diese Erklärung, welcher kein Aufgebot vorauszugehen braucht, 
hat alle bürgerlichen Wirkungen einer Trauung; sie muss 
in die Kirchenbücher und in der Rheinprovinz auch in die 
Civilstands-Register eingetragen werden. 


8 14. 


Den katholischen Erzbischöfen und Bischöfen gebührt, 
als geistlichen Obern, das Recht der Aufsicht und Zucht über 
die Geistlichen hinsichtlich deren Amtsführung, wie auch hin- 


!) Anderweite Fassung ad No. 3 in Folge des Staatsministerial- 
beschlusses vom 26. Juni 1838: 

3. In Ansehung der von der Frau nach Ablauf des gesetzlichen Zeit- 
raums seit der Rechtskraft des Urtheils gebornen Kinder findet die Ver- 
muthung für deren eheliche Geburt nicht statt; erkennt aber der Ehemann 
die Kinder als von ihm erzeugt an, oder wird sonst dargethan, dass 
dieselben von ihm erzeugt worden, so sind sie für eheliche anzusehen. 
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8 11. 


Die Suspension oder Entsetzung eines katholischen Geist- 
lichen vom Amte kann in allen Fällen nur von dem geist- 
lichen Gerichte ausgesprochen werden; Wir behalten uns je- 
doch vor, wenn katholische Geistliche ihre Pflichten auf eine 
Weise, welche die fernere Beibehaltung derselben im Amte, 
ohne erheblichen Nachtheil für das gemeine Wohl nicht ge- 
stattet, aus den Augen setzen, jedoch wider Erwarten bei den 
gedachten Gerichten mit der Amtsentsetzung verschont werden 
sollten, ihre Entfernung) aus dem Amte Allerhöchstselbst zu 


veranlassen. 


gs 12. 


Von der Einleitung einer Untersuchung oder eines In- 
jurien-Prozesses wider einen katholischen Geistlichen, so wie 
von dem Ausfalle des Erkenntnisses, haben die weltlichen Ge- 
richte den geistlichen Obern jederzeit Kenntniss zu geben, 
und wenn die Sache so geeignet ist, dass nach den Ge- 
setzen die Suspension oder Entsetzung vom Amte eintreten 
muss, zu deren Aussprechung die Akten an das geistliche 
Gericht nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntnisses zu 
übersenden. 

S 13. 

Die von den weltlichen Gerichten gegen katholische Geist- 
liche erkannten Gefängnisstrafen sind, wenn diese die Dauer 
von vier Wochen nicht übersteigen, in den Demeriten-Anstalten 
zu vollstrecken. 

S 14. 

Die katholischen geistlichen Gerichte legen bei ihren 

Entscheidungen die kanonischen Rechte zu Grunde. 


Sri 
Nach eben diesen Rechten richtet sich auch die Form 
und Ordnung des Verfahrens bei den genannten Gerichten ; 
jedoch ist 
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sichtlich deren sonstigen Wandels, so weit solcher mit deren 
Amts- und Standesverhältnissen in Beziehung steht. 

Wegen Vergehen der Geistlichen gegen ihre geistlichen 
Amts- und Standespflichten können die katholischen geist- 
lichen Gerichte, ausser geistlichen Bussübungen, Geldstrafen 
bis zu zwanzig Thalern und Gefängnisstrafe bis zu vier Wochen 
einschliesslich, auch die Suspension, Remotion und Destitution 
vom Amte, so wie gegen einen zwar des Amts, aber nicht 
des Standes entsetzten Geistlichen, welcher sich eines irreli- 
giösen oder unsittlichen Betragens schuldig gemacht hat, oder 
sonst wegen seines Wandels öffentliches Aergerniss besorgen 
lässt, die Ueberweisung an eine Demeriten-Anstalt bis zur Bes- 
serung, erkennen. Von einer solchen Ueberweisung ist jedoch 
dem Ober-Präsidenten der Provinz, unter abschriftlicher Mit- 
teilung des Erkenntnisses, sogleich Anzeige zu machen. Die 
Demeriten-Anstalten sind alle Jahre durch Kommissarien des 
Öber-Präsidenten und des Bischofs gemeinschaftlich zu visi- 
tiren, vorbehaltlich des Rechts des Ober-Präsidenten zu ausser- 
ordentlichen Visitationen, und ist hierbei in Ansehung derjenigen 
Geistlichen, welche bereits über ein Jahr detinirt sind, zu 
untersuchen, ob zur Fortsetzung der Detention Grund vor- 
handen ist oder nicht. Entsteht darüber eine Meinungs-Ver- 
schiedenheit zwischen dem Ober-Präsidenten und dem Bischofe, 
so ist die Sache zur Entscheidung Unsers Ministers der geist- 
lichen Angelegenheiten zu bringen. 

Die Ueberweisung an eine Demeriten-Anstalt kann nicht 
stattfinden und muss, wenn sie schon verfügt worden ist, wieder 
aufgehoben werden, wenn der Verurtheilte seinem geistlichen 
Stande entsagt. 

S 15. 

Die Untersuchungen gegen katholische Geistliche wegen ge- 
meiner Verbrechen und wegen Vergehen gegen ihre bürgerlichen 
Amtsvorschriften !) gehören vor die weltliche Behörde; diese 


') Hierüber war eine besondere Verordnung vorgesehen. Vgl. 
„Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838*, 8. 37 ff. 
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1. in Ehesachen nach den Vorschriften Unserer Allge- 
meinen Gerichtsordnung, mit der Massgabe, dass ein Defensor 
matrimonü, welcher alle Rechte eines Prinzipal-Intervenienten 
hat, bestellt werden muss, und 

2. bei Untersuchungen wegen Vergehen, welche die Sus- 
pension oder Entsetzung vom Amte zur Folge haben können, 
nach den Vorschriften unserer Kriminal-Ordnung vom Jahre 
1805 zu verfahren. 


8 16. 


Die katholischen geistlichen Gerichte, bei welchen drei 
Instanzen einzurichten sind, müssen aus einem höhern Geist- 
lichen als Vorsitzenden und mindestens aus zwei geistlichen 
Räthen oder Beisitzern bestehen. 

Der Vorsitzende und die Räthe werden von dem dazu 
nach der katholischen Kirchenverfassung kompetenten geist- 
lichen Obern ernannt und dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten zur Genehmigung angezeigt. 

Ausserdem muss bei einem jeden katholisch-geistlichen 
Gerichte ein nach den Staatsgesetzen zum Richteramte bei 
einem Obergerichte qualifizirter Beisitzer angestellt werden, 
welcher von den geistlichen Behörden ernannt und von den 
Ministern der Justiz und der geistlichen Angelegenheiten ge- 
meinschaftlich bestätigt wird. Derselbe hat auf die Beob- 
achtung der Staatsgesetze zu wachen und mit Zuziehung 
eines geistlichen Mitgliedes die Eheprozesse und die im 
S 12 bezeichneten Untersuchungen zu instruiren; zur In- 
struktion dieser Sachen können jedoch besondere Kommis- 
sarien ernannt werden, welche aus einem Geistlichen und 
einem nach den Staatsgesetzen zum Richteramte quali- 
fizirten Beamten bestehen müssen. Dem Beisitzer kommt 
bei den Entscheidungen des Gerichts nur eine berathende 
Stimme zu. 
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hat aber, wenn ein solches Verbrechen oder Vergehen zugleich 
eine Verletzung der geistlichen Amts- und Standespflichten 
enthält, nach erfolgter Entscheidung die Verhandlungen an das 
katholische geistliche Gericht zur Verfügung der kirchlichen 
Ahndung abzugeben. 

SeLo. 

Von der Einleitung einer persönlichen Klage, einer Unter- 
suchung oder eines Injurien-Prozesses wider einen katho- 
lischen Geistlichen, so wie von dem Ausfalle des Erkennt- 
nisses, haben die weltlichen Gerichte den geistlichen Obern 
jederzeit Kenntniss zu geben. 


8 17. 


Die von den weltlichen Gerichten gegen katholische Geist- 
liche erkannten Gefängnisstrafen sind, wenn sie die Dauer 
von vier Wochen nicht übersteigen, in den Demeriten-Anstalten 
zu vollstrecken. 


$ 18. 


Die katholischen geistlichen Gerichte legen bei ihren Ent- 
scheidungen die kanonischen Rechte zu Grunde. 


8 19. 


Nach eben diesen Rechten richtet sich auch das Verfahren 
bei den genannten Gerichten, jedoch ist 

1. ın Ehesachen nach den Vorschriften Unserer Allge- 
meinen Gerichts-Ordnung und den dieselbe abändernden, er- 
gänzenden und erläuternden Bestimmungen, unter der Maass- 
gabe, dass ein defensor matrimonii mit den ihm in den geist- 
lichen Rechten beigelegten Befugnissen und Pflichten bestellt 
werden muss, und 

2. bei Untersuchungen wegen Vergehen, welche die Sus- 
pension oder Entsetzung vom Amte zur Folge haben können, 
nach den Vorschriften Unserer Kriminal-Ordnung vom Jahre 
1805 und den dieselbe abändernden, ergänzenden und er- 
läuternden Bestimmungen zu verfahren. 
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Sal 7e 
In Ansehung des Instanzenzuges und der Zulässigkeit der 


weitern Berufungen verbleibt es bei den Bestimmungen der 
kanonischen Rechte. 


8 18. 


Das landesherrliche Ober-Aufsichtsrecht über die katholi- 
schen geistlichen Gerichte wird durch unsere Landes-Justiz- 
kollegien ausgeübt; diese müssen sich jedoch hierbei aller 
materiellen Entscheidungen enthalten, und dürfen Visitationen 
nur mit Genehmigung der Minister der Justiz- und der geist- 
lichen Angelegenheiten vornehmen. 


8 19. 


Wenn zwischen einem weltlichen und einem katholischen 
Geistlichen Gerichte ein Kompetenzstreit entsteht, so ist derselbe 
in dem durch Unsere Ordre vom 30. Juni 1828 vorgeschriebenen 
Verfahren zum Austrag zu bringen; bis dahin ist jedes weitere 
Verfahren einzustellen. Kommt eine Kompetenz-Ueberschrei- 
tung des geistlichen Gerichts erst zur Sprache, nachdem letz- 
teres bereits rechtskräftig in der Sache entschieden hat, oder 
hat ein geistliches Gericht sonst ein Staatsgesetz verletzt, so 
hat das Landes-Justiz-Kollegium die Verantwortung des geist- 
lichen Gerichts nebst den Akten zu erfordern und hierauf die 
Sache an Unser geheimes Ober-Tribunal zu bringen, welches 
nach Befund derselben das Verfahren oder die Entscheidung 
als nichtig aufhebt und die Sache an das kompetente welt- 
liche Gericht oder an ein anderes geistliches Gericht ver- 
weist. 


S 20. 


Den Kloster-Obern verbleibt zur Aufrechthaltung der 
Ordnung und der Ordensregeln die Klosterzucht. — Sie 
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Ss 20. 


Die katholischen geistlichen Gerichte, bei welchen die 
nach kanonischen Rechten erforderlichen Instanzen einzurichten 
sind, müssen aus einem höheren Geistlichen, als Vorsitzenden, 
und mindestens aus zwei geistlichen Räthen oder Beisitzern 
bestehen. 

Der Vorsitzende und die Räthe werden von dem dazu 
nach der katholischen Kirchen-Verfassung kompetenten geist- 
lichen Obern ernannt und dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten zur Genehmigung angezeigt. 

Ausserdem muss bei einem jeden katholischen geistlichen 
terichte ein nach den Landesgesetzen zum Richteramte bei 
einem Obergerichte qualifizirter Beisitzer angestellt werden, 
welcher von den geistlichen Behörden ernannt, und von den 
Ministern der Justiz und der geistlichen Angelegenheiten ge- 
meinschaftlich bestätigt wird. Derselbe hat auf die Beobach- 
tung der Landesgesetze, soweit sie in den vor die geistlichen 
Gerichte gehörenden Sachen Anwendung finden, zu wachen, 
und mit Zuziehung eines geistlichen Mitgliedes die Eheprozesse 
und die in $ 17 bezeichneten Untersuchungen zu instruiren; 
bei den Entscheidungen des Gerichts steht ihm aber nur eine 
berathende Stimme zu. — Zur Instruktion der vorerwähnten 
Prozesse und Untersuchungen können auch besondere Kom- 
missarien ernannt werden, welche aus einem Geistlichen und 
einem nach den Landesgesetzen zum Richteramte qualifizirten 
Beamten bestehen müssen. Der Zuziehung eines Kriminal- 
Aktuars bedarf es in den gedachten Untersuchungen nicht. 


$ 21. 

In Ansehung des Instanzenzuges und der Zulässigkeit der 
weiteren Berufungen verbleibt es bei den Bestimmungen der 
kanonischen Rechte. 

Ss 2% 

Das landesherrliche Oberaufsichts-Recht über die katho- 

lischen geistlichen Gerichte wird durch Unseren Justiz-Minister 
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können zu dem Ende gegen unordentliche und widerspen- 
stige Ordensmitglieder, ausser den geistlichen Bussübungen, 
Gefängnisstrafen bis zu vier Wochen, welche in rein- 
lichen und gesunden Lokalien zu vollstrecken sind, ver- 
fügen. — Reichen aber diese Mittel nicht aus, so haben die 
Kloster-Obern sich an die Staatsbehörden zu wenden, welche 
gegen die Schuldigen die nöthigen Zwangsmassregeln an- 
ordnen wird. 

Versetzungen in andere Klöster dürfen auch als Strafen 
nicht ohne Genehmigung des Ober-Präsidenten der Provinz 
verfügt werden. 
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ausgeübt; Visitationen dürfen jedoch nur im Einverständnisse 
mit dem Minister der geistlichen Angelegenheiten vorgenom- 
men werden. 

$ 283. 

Wenn zwischen einem weltlichen und einem katholisch 
geistlichen Gerichte ein Kompetenz-Streit entsteht, so ist der- 
selbe, es mag bereits in der Sache rechtskräftig erkannt seyn 
oder nicht, in dem durch Unsere Ordre vom 30. Juni 18281) 
vorgeschriebenen Verfahren zum Austrag zu bringen und bis 
dahin jedes weitere Verfahren einzustellen. 

$ 24. 

Den Kloster-Obern verbleibt zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und der Ordensregeln die Klosterzucht. Sie können 
zu dem Ende gegen unordentliche und widerspenstige Ordens- 
mitglieder, ausser den geistlichen Bussübungen, Gefängniss- 
strafe bis zu vier Wochen, welche in angemessenen Lokalien 
zu vollstrecken ist, verfügen. Reichen aber diese Mittel nicht 
aus, so haben die Kloster-OÖbern sich an die Staatsbehörde 
zu wenden, welche gegen die Schuldigen die nöthigen Zwangs- 
maassregeln anordnen wird. 

Versetzungen in andere Klöster dürfen auch als Strafen 
nicht ohne Genehmigung des Ober-Präsidenten der Provinz 
verfügt werden. 

$ 25. 

Wegen Ueberweisung der bei den geistlichen Gerichten 
anhängigen Sachen, welche nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes nicht zur Kompetenz. jener Gerichte gehören, an die 
weltlichen Gerichte, werden Unsere Justiz-Minister eine be- 
sondere Instruktion erlassen. 


) Vgl. Gesetzsammlung 1823, Nr. 1154, S. 86. 
g 8 
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V. Schwieriger als die materielle Fassung des Gesetz- 
entwurfs wurde für die Regierung die Opportunitätsfrage 
seiner Publikation. Hierüber herrschten bei den Ministern 
dieselben Bedenken wie früher bei den Mitgliedern der Kom- 
mission. In jedem Fall nur gemeinsame Publikation aller sechs 
Gesetzentwürfe, aber auch das nur nach sorgfältiger Prüfung 
der kirchenpolitischen Situation — so lautete der Beschluss 
des Staatsministeriums vom 26. Juni 1838). 

Am 13. August wurden sämtliche Entwürfe nebst Motiven 
und Verhandlungsprotokollen dem König eingereicht mit dem 
Hinweis, „dass der innere Zusammenhang, in welchem diese 
Gesetzvorschläge mit einander stehen und wodurch deren Er- 
lass den Charakter einer wohldurchdachten, in den verschie- 
denen Bestimmungen sich ausgleichenden politischen Maass- 
regel erhält, deren gemeinschaftliche Publikation unerlässlich 
erfordert“. — 

„Es ist nicht zu verkennen, dass ein grosser Theil der 
vorgeschlagenen gesetzlichen Anordnungen katholischer Seits, 
besonders bei der mit neuen Strafsanktionen bedroheten Geist- 
lichkeit, Anstoss zu erregen geeignet ist ?). Eben deshalb kommt 


1) „Allerhöchste Kabinetsordre vom22. August 1838“, S. 123. 

?) Das Staatsministerinm deutet hier in erster Linie hin auf den 
dem König eingereichten „Entwurf einer Verordnung, die amtlichen 
Beziehungen der katholischen Geistlichkeit zum Staate betreffend“, der 
an scharfen Bestimmungen nichts zu wünschen übrig liess. „Neue Ver- 
ordnungen“ über „Religions- und Kirchen-Angelegenheiten“ unterstanden 
nach ihm staatlicher Genehmigung ($ 4), das Plazet wurde aufrecht er- 
halten ($$ 5. 6. 7. 8), ebenso das Verbot des direkten Geschäftsverkehrs 
mit der römischen Kurie ($ 9). Hohe Geldbussen, unter Umständen 
auch „Ausschliessung von der Ausübung des Amtes“ waren gegen die 
Uebertretung der „bürgerlichen Amtsvorschriften durch Geistliche“ ($ 10), 
gegen Missbrauch der geistlichen Gewalt ($ 11) und gegen Verletzung 
des Plazet ($ 12) vorgesehen. In den beiden letztgenannten Fällen stand 
dem Betroffenen der Rekurs an die Staatsbehörde zu ($ 18). Der Kultus- 
minister hatte zu entscheiden, ob die Sache gerichtlich oder im Disziplinar- 
verfahren zu regeln sei ($$ 20. 21. 22. 23). Hielt der Kultusminister 
die Amtsentlassung des betreffenden Geistlichen durch das Staatsinteresse 
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es aber zur Verhütung von bedenklichem Missvergnügen darauf 
an, andere der Verfassung der katholischen Kirche 
zusagende HKinrichtungen, wie namentlich zum 
Theil indem Gesetz-Entwurfe über die Gerichts- 
barkeit der katholisch-geistlichen Gerichte ent- 
halten sind, gleichzeitig zu treffen und hierdurch den Stand- 
punkt einer gleichmässig gerechten Fürsorge für Staat und 
Kirche offenkundig festzuhalten. 

Bei der Wichtigkeit und Bedenklichkeit der Sache für 
das öffentliche Wohl, welche sich aus diesen Betrachtungen 
und dem Inhalte der Gesetzentwürfe, in Verbindung mit den 
kirchlichen Begebenheiten, welche sie hervorgerufen haben, 
auf unzweifelhafte Weise herausstellt, fühlen wir uns aber 
noch verpflichtet auszusprechen, dass nach vollendeter Be- 
rathung der Gesetzentwürfe im Staatsrathe, die Frage: 

ob nach den alsdann obwaltenden Umständen, namentlich 

in Beziehung auf die Verhältnisse zu dem römischen 

Hofe und zu der inländischen katholischen Geistlichkeit, 

deren Publikation räthlich sey? 


einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen seyn wird, damit 
deren letzter Zweck, die Verhältnisse der katholischen Kirche 
im Staate auf eine gerechte, alle Theile billiger Weise zu- 
friedenstellende Art, dauernd zu ordnen und dadurch zugleich 
das friedliche Zusammenleben der Bakenner der verschiedenen 
christlichen Konfessionen vor weiteren Kollisionen zu sichern, 
nicht verfehlt werde“ ). Vor allem behielt der Kultus- 
minister sich vor, sobald die kirchenpolitischen Verhält- 


für geboten, so konnte er sie, selbst gegen das Erkenntnis des Gerichtes, 
auf disziplinärem Wege verfügen ($ 24). Ebenso stand es ihm frei, 
schon vor der Fällung des gerichtlichen Urteils die Ausübung des geist- 
lichen Amtes vorläufig zu untersagen ($ 25). Vgl. „Allerhöchste 
Kabinetsordre vom 22. August 1838%, 8.37 fl.: Schulte in der 
Deutschen Revue VII2, 1832, 8.4 f. 

1) „Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838“, 
DAS, 
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nisse sich weiter geklärt hätten, über die Opportunität der 
Publikation ein besonderes Votum einzureichen )). 

Durch Kabinettsordre vom 22. August 1838?) wurde der 
Staatsrat angewiesen, die sechs Gesetzentwürfe schleunigst zu 
beraten und den gutachtlichen Bericht baldigst einzusenden. 

Welche Aufnahme die Entwürfe, speziell der über die 
geistliche Gerichtsbarkeit im Staatsrat fanden, lässt sich aus 
den mir zugänglich gewordenen Akten nicht ersehen. Wesent- 
liche materielle Aenderungen sind wohl kaum mehr vorgenommen 
worden. In Betreff der Opportunität der Publikation behielten 
aber die Bedenken die Oberhand ?). Und mit Recht! Der Streit 
um die gemischten Ehen war nun auch auf den Osten über- 
gesprungen‘), wo die Anwendung der Polizeigewalt gegenüber 
dem Erzbischof von Dunin den Widerstand des katholischen 
Klerus und Volkes nur noch mehr reizte. 

Unter solchen Umständen mit einem ganzen Komplex 
kirchenpolitischer Gesetze hervorzutreten, deren Bestimmungen 
wenigstens teilweise zeigten, dass sie aus der Not der Stunde 
geboren waren, hätte die Regierung nur in weitere Konflikte 
gestürzt. Und es war wohl kein blosser Idealismus, sondern 
auch die Ueberzeugung von der praktischen Undurchführbarkeit 
einzelner Bestimmungen, wenn Schmedding davor warnte, 
„eigentliche Gesetze aus der reinen hohen Atmosphäre, der 
die Gesetzgebung angehört, in den tieferen Dunstkreis hinab- 
zuziehen und als Streitwaffe zu gebrauchen‘ °). 


‘) „Allerhöchste Kabinetsordre vom 22. August 1838“, S. 5, 

?) Ebenda, S.3. Vgl. auch Schultein der Deutschen Revue 
VII 2, 1882, S.4. Auffallend ist, dass Schulte zwar von sechs Gesetz- 
entwürfen spricht, den Entwurf über die geistliche Gerichtsbarkeit aber 
mit keinem Worte erwähnt. 

®) So dargestellt in einem spätern Ministerialbericht an den König 
vom 30. September 1843, Geh. Staatsarchiv Berlin, R8SICXLIVb, 
Nr. 68 (Entwurf). 

*) Brück, Geschichte der katholischen Kirche II®, S. 342 f.; 
Friedberg, Grundlagen, S. 17 fi. 

°») Treitschke, Deutsche Geschichte IV5, $. 713. Einige Entwürfe 
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Dass zugleich mit den übrigen auch der Gesetzentwurf 
über die geistliche Gerichtsbarkeit wegen der Ungunst der 
kirchenpolitischen Lage zurückgestellt und auf bessere Zeiten 
verschoben wurde !), war — vom Standpunkt der katholischen 
Kirche aus betrachtet — ein folgenschwerer Verlust. Staat 
und Kirche waren sich hier auf heiklem Gebiete in erfreu- 
licher Weise entgegengekommen. Staatlicherseits hatte man 
sogar die ehrliche Ueberzeugung, der Kirche auf dem Gebiet 
der Gerichtsbarkeit so viel gegeben zu haben, dass man damit 
manche harte Bestimmungen der übrigen Gesetzentwürfe auf- 
wiegen könne. 

An den theoretischen Forderungen des kanonischen Rechts 


gemessen, waren die Zugeständnisse des Entwurfs — zumal 
auf dem Gebiet der Ehegerichtsbarkeit — natürlich nicht 
„korrekt“ — wer hätte das bei der Gegensätzlichkeit der 


staatlichen und hierarchischen Ansprüche überhaupt erwarten 
können? Auch in der grundsätzlichen Auffassung der Rechts- 
natur dieser „geistlichen Gerichtsbarkeit“ gingen Staat und 
Kirche entgegengesetzte Wege. Denn nach der Auffassung 
des ersteren war die den Bischöfen zugestandene Gerichts- 
barkeit — soweit sie den äusseren Rechtsbereich berührte, 
keine ihnen kraft ihres geistlichen Amtes von Haus aus zu- 
stehende Eigengerichtsbarkeit — sie kam ihnen nur zu — 
„weil und soweit ihnen eine solche von der staatlichen Rechts- 
ordnung verliehen ist als Beamten, Mandataren des Staates“ ?). 

Praktisch gesprochen war aber der in dem Ministerial- 
entwurf der katholisch-geistlichen Gerichtsbarkeit zugewiesene 
Bereich weit genug, um auf dem wesentlich geistlichen Gebiet 
eine gedeihliche Betätigung des kirchlichen Gerichtswesens 


sind — jedoch nicht in ihrer endgültigen Fassung — abgedruckt bei 
Friedberg, Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik, 8. 71 fi. 
Der Entwurf über die geistliche Gerichtsbarkeit fehlt. 

!) Votum des Ministers des Auswärtigen vom 8. Juli 1854, Kultus- 
ministerium KAV Nr. 6, vol. III (Abschrift). 

2) Vgl Eichmann, Recursus ab abusu, S. 286. 
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zu ermöglichen. Dass der preussische Staat der geistlichen 
Gerichtsbarkeit gegenüber das Hoheitsrecht der Oberauf- 
sicht u. s. w. so entschieden wahrte, mochte der Kirche zwar 
unberechtigt erscheinen, war aber in der Auffassung der Re- 
gierung das logische Korrelat zu der von ihr zugestandenen 
zivilrechtlichen Geltung geistlicher Erkenntnisse und der even- 
tuellen zwangsweisen Exekution derselben durch Leistung des 
starken Armes. 


Elftes Kapitel. 


Johannes von Geissel, Koadjutor von Köln, und die 
geistliche Gerichtsbarkeit. 


I. Johannes von Geissel!), der von Friedrich Wil- 
helm IV. berufen wurde, um den Frieden zwischen Staat und 


1) Vgl. z.B. F. X. Remling, Kardinal von Geissel, Bischof zu 
Speyer und Erzbischof zu Köln im Leben und Wirken, Speier 1873; dazu die 
ausführliche Besprechung in der Historischen Zeitschrift, heraus- 
gegeben von Heinrich von Sybel XXXI, 1874, S. 136 fi.; (Baudri), 
Die kirchlichen Zustände in Preussen und die Berufung und Thätigkeit 
des Herrn von Geissel als Cölner Oberhirte, Freiburg i. B. 1880; Karl 
Theodor Dumont, Diplomatische Correspondenz über die Berufung 
des Bischofs Johannes von Geissel von Speyer zum Coadjutor des Erz- 
bischofs Clemens August Freiherrn ven Droste zu Vischering von Köln, 
Freiburg i. B. 1880; Friedberg, Grundlagen der preussischen Kirchen- 
politik unter König Friedrich Wilhelm IV., S.44 ff.; Maurenbrecher, 
Preussische Kirchenpolitik und Kölner Kirchenstreit, S. 106 fi.; Brück, 
Geschichte der katholischen Kirche 112, S. 280 ff.; Otto Pfülf, Cardinal 
von Geissel, aus seinem handschriftlichen Nachlass geschildert, 2 Bde., 
Freiburg i. B. 1895/96; Sell, Entwicklung der katholischen Kirche 
im 19. Jahrhundert, S. 56 £.; Prutz, Preussische Geschichte IV, S. 209 £.; 
W. Struck, Kardinal von Geissel und die katholische Bewegung 1848/49, 
Preussische Jahrbücher CXI, 1903, S. 9fl.; A. Beck, Die Kirchen- 
politik des Erzbischofs von Köln, Johannes Kardinal von Geissel, Giessener 
phil. Dissertation, Mainz 1905; Treitschke, Deutsche Geschichte V°, 
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Kirche wieder anzubahnen, wandte der Frage der geistlichen 
Gerichtsbarkeit von Anfang an seine Aufmerksamkeit zu. 
Seiner günstigen Stellung einer konfliktsmüden Staatsregierung 
gegenüber sich wohl bewusst), versäumte der klug berech- 
nende Kirchenfürst es nicht, dieselbe im Interesse der von 
ihm vertretenen Sache auszunützen. 

Geissel war nichts weniger als ein Fanatiker. Er wünschte 
ein ehrliches Zusammengehen von Staat und Kirche. Es war 
aber auch selbstverständlich, dass er die Erbschaft Klemens 
Augusts nicht antreten wollte, ohne sich die ihm notwendig 
erscheinenden Garantien für eine gedeihliche Amtstätigkeit 
geben zu lassen. Auf die Bitte König Ludwigs I., die 
Koadjutorstelle von Köln anzunehmen, antwortete er frei- 
mütig mit der Bekanntgabe der Bedingungen, unter welchen 
er allein in die Uebernahme des ihm zugedachten Amtes 
einwilligen könne. Zu diesen Bedingungen rechnete er unter 
anderem auch vor allem die ungehinderte Ausübung 
der bischöflichen Jurisdiktionsgewalt und kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit. „Er (der Bischof)* — so 
schreibt Geissel — „muss auch in Stand gesetzt sein, die Lehr- 
thätigkeit und Amtsführung und den priesterlichen Wandel der 
angestellten Priester zu überwachen und Vernachlässigungen 
und Vergehungen in via correctionis, oder in canonischem 
Processverfahren durch Censuren, Versetzung oder Entsetzung 


J. B. Sauze, L’assemblee episcopale de Wurzbourg, Paris 1907, p. 4 ss. ; 
Franz Schnabel, Der Zusammenschluss des politischen Katholizismus 
in Deutschland im Jahre 1848, Heidelberger Abhandlungen zur mittleren 
und neueren Geschichte, 29. Heft, Heidelberg 1910; Kissling, Geschichte 
des Kulturkampfes im Deutschen Reiche I, 8. 205 ff.; Theodor Henner, 
Die Versammlung der deutschen Bischöfe zu Würzburg im Jahre 1848, 
in „Hundert Jahre bayerisch“, ein Festbuch herausgegeben von der 
Stadt Würzburg, Würzburg 1914, S. 335 fi.; Stutz, Die katholische 
Kirche und ihr Recht in den preussischen Rheinlanden, S. 16 ff. 

1) Vgl. Friedberg, Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik, 
S. 49. 


S. 286 f. 296. 300; Goyau, Catholicisme II, p. 214ss., III, p. 228ss.; 
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disciplinarisch zu corrigiren. In gleicher Weise muss es ihm 
auch zustehen, die Kirchendisciplin über Nichtgeistliche nach 
den Satzungen in kirchlicher Beziehung und auf kirchlichem 
Gebiete frei zu handhaben und namentlich Ehesachen, in wie 
weit sie vor das geistliche Forum gehören, nach den canoni- 
schen Bestimmungen und innerhalb ihrer Grenzen zu ver- 
handeln, wie dieses Alles auch den bayerischen Bischöfen zu- 
folge Art. XU. lit. c und d des Concordates und zufolge $ 38 
der Il. Beilage zur Verfassung frei zusteht“ !). 


II. Aufschlussreich über Geissels Ansichten hinsichtlich 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit ıst die Art und Weise, wie er 
in demselben Schreiben 'seine Stellung gegenüber dem 
Rekurs an die Staatsgewalt präzisiert, ebenso wie die 
Deutung, die er der so leidenschaftlich umstrittenen 18. These 
seines Vorgängers Klemens August gibt?). „Man hat es“, 
führte er aus, „dem Herrn Erzbischofe zum schweren Vorwurf 
gemacht, dass er die jungen Priester zur Unterschrift der be- 
kannten achtzehnten These anhielt, in welcher sie geloben mussten, 
‚in Allem, was sich auf kirchliche Lehre und Disciplin bezieht, 
von der erzbischöflichen Entscheidung nach Ordnung der 
katholischen Hierarchie an Niemand, als an den Papst zu 
provociren — und ein desshalb ihm gemachter Vorwurf 
war gewiss ungegründet. Offenbar bezweckte der Herr Erz- 
bischof durch jene These nichts Anderes, als die kirchliche 
Sicherung des natürlichen dreifachen Instanzenzuges in rein 
geistlichen, die Lehre und die Disciplin betreffenden Verhand- 
lungen, lediglich auf canonischem Gebiete; und es konnte 
seine Meinung nicht sein, seinen Untergebenen, wenn sie 
in vorkommenden Fällen nach Durchgang jenes canonischen 
Instanzenzuges sich gravirt glauben würden, die ihnen noch 


!) Dumont, Diplomatische Korrespondenz, 8.12. Vgl. Schneider, 
Partikuläre Kirchenrechtsquellen, S. 8. 208. 
2) Vgl. oben, S. 435. 
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zustehende appellatio ex abusu an die Staatsgewalt abzu- 
schneiden. Kein katholischer Bischof wird einer 
solchen Appellation entgegen sein, wenn der Appellant 
vorerst die kirchlichen Instanzen eingehalten hat und ein 
Gravamen über Amtsüberschreitung zu formuliren im 
Stande ist; allein gegen ein Eingreifen der weltlichen Gewalt 
in den canonischen Processgang in Sachen der Lehre und der 
Kirchendisciplin, lite pendente, und bevor nicht der Querulant 
die kirchlichen Gerichtsstellen zurückgelegt hat, müsste jeder 
Bischof protestiren. Auch wäre ein solches Fingreifen nur 
verwirrend; denn es würde dadurch des Bischofs canonisches 
Richteramt und Verfahren stets zu Gunsten der Contravenienten 
gestört, sohin die Episcopalgewalt in ihrem wesentlichsten 
Wirken gelähmt und allem Verfalle der Lehre und Disciplin 
offener Weg angebahnt, und jenes Eingreifen wäre zu- 
gleich auch zwecklos, denn es bleiben bei dem geistlichen In- 
stanzenzuge immerhin die Rechte des Gravirten, sowie jene 
des ihm den gebührenden Schutz schuldenden Landesherrn 
vollständig vorbehalten und gewahrt, weil der sich bedrückt 
Glaubende, wenn ihm in den genannten geistlichen Instanzen 
kein Recht wird, zuletzt seine Appellation ex abusu an die 
Staatsgewalt bringen kann, wodurch sodann der Landesherr 
Gelegenheit findet, sein Schutzrecht gegen missbräuchliche Be- 
schwerung der Untergebenen und gegen Ueberschreitung der 
Amtsgewalt auszuüben). In allen anderen Fällen aber muss 
ein Bischof und demnach auch ein künftiger Coadjutor von 
Cöln darauf bestehen, dass ihm zur Ueberwachung und Hand- 
habung der kirchlichen Lehre und Disciplin ein freies, vom 
Staate nicht gehindertes Vorschreiten nach den canonischen 


t) Ganz in demselben Sinne sprach sich Geissel auch dem Staats- 
minister von Abel gegenüber aus, dass nämlich dem Staat „das Recht be- 
wahrt bleibt, die appellatio ex abusu, wenn sie nach zurückgelegtem drei- 
fachen canonischen Instanzenzuge an ihn gebracht wird, zu behandeln und 
über missbräuchliche Amtsüberschreitung, wenn sie vorliegt, zu judiciren“. 
Brief vom 26. Juli 1841, Dumont, Diplomatische Correspondenz, 8. 23. 

Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 30 
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Satzungen in dem canonischen Instanzenzuge vindieirt 


bleibe“ !). 

III. In einem Briefe vom 5. August 1841, in dem 
Geissel sich schweren Herzens auf die eindringlichen Vor- 
stellungen seines Königs hin entschloss, die Koadjutorie von 
Köln anzunehmen, erklärte er sich bereit, dem Rufe zu folgen, 
unter der wiederholten Bedingung, dass die im Schreiben vom 
22. Juli erhobenen Hindernisse und Bedenken auf dem Wege 
der Verhandlung mit Rom oder durch Leistung sonstiger 
Garantien gehoben würden?). An diesen Bedingungen hielt 
Geissel mit grosser Zähigkeit fest?). Auch in der mehr- 
stündigen Unterredung, die er in Speyer mit dem preussi- 
schen Bevollmächtigten Grafen von Brühl hatte, hob er die 
freie Ausübung der Episkopalgewalt auf geistlichem 
Gebiete, die unbehinderte Handhabung der Kirchendisziplin 
nach den kanonischen Satzungen nochmals mit aller Ent- 
schiedenheit hervor). In den Hauptpunkten konnte Graf 
von Brühl ihm beruhigende Versicherungen geben, über andere 
sollte später noch einmal verhandelt werden’). 

Bei Geissels Aufenthalt in Berlin und den dabei vom 
30. Dezember bis 8. Januar 1843 stattfindenden Konferenzen 
mit dem Minister von Eichhorn legte der Bischof ohne Rück- 
halt dar, in welcher Weise er sich die Verwaltung der Diözese 
denke und wünsche °). 

Unter seinen nach längeren vorbereitenden Verhandlungen 
schriftlich fixierten Desiderata befand sich unter Nummer 3 

!) Dumont, Diplomatische Correspondenz, S. 12f.; Kirchliche 
Zuständein Preussen, S.28f. mit dem Zusatze „ungestört“ vor 
„vindicirt“. 

®?) Dumont, Diplomatische Correspondenz, S. 32f.; Kirchliche 
Zuständein Preussen, $. 38. 

3) Brief vom 10. Dez. 1841 an den Minister von Abel, Kirchliche 
Zustände, S 541. 

4) Vgl. Brück, Geschichte der katholischen Kirche II?, S. 383. 


5) Dumont, Diplomatische Correspondenz, S. 91. 
6) Brück, Geschichte der katholischen Kirche II?, S. 386. 
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auch die Forderung einer unabhängigen Disziplinargewal 
des Bischofs über Lehre, Lebenswandel und seelsorgerliche 
Tätigkeit der Geistlichen }). 

Allerdings ging es nicht ohne ein bedeutsames Zu- 
geständnis ab. „Nach vergeblichem Sträuben, um wich- 
tigeres zu retten“, räumte er die appellatio ab abusu ein?) 
Aus einem Briefe vom 25. Januar 1842 an den Münchener 
Nuntius Viale Prelä geht hervor, wie Geissel über dieses 
Zugeständnis dachte: „Ich glaubte mich hinsichtlich dieses 
Punktes nicht unbeugsam zeigen zu sollen, und zwar aus 
mehreren Gründen; denn 

a) das Recht zum Appell tamquam ab abusu an die Laien- 
sewalt, welche eine Erfindung der modernen Staatscanonisten 
ist, ist immerhin nichts, als eine praktisch bedeutungslose Fiction, 
welche zu nichts führt; 

b) nach dem französischen Concordat von 1801, welches 
in Köln noch in Kraft, ist eine solche Appellation ex abusu 
zulässig, aber sie ist weiter nichts als eine reine Formali- 
tät, welche nur in der Theorie besteht, da keine Gesetzgebung 
da ist, sie auszuführen; 

c) auch hat mir Herr Eichhorn gestanden, dass von 1816 
bis heute in ganz Preussen kein Beispiel einer solchen Appel- 
lation vorgekommen ist. Ich liess desshalb dem Staate diese 
juristische Fiction als ein kleines Spielzeug ohne Folgen, 
um desto sicherer die Grundlage der Sache, nämlich die freie 
canonische Disciplin zu haben“ ?). 


1) Vgl. Friedberg, Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik, 
S. 50. 

2) Vgl. Friedberg, Grundlagen der preussischen Kirchenpolitik, 
D.701 f. 

3) Vgl. Dumont, Diplomatische Correspondenz, S. 273. 304; siehe 
ebenda S. 227. 233; Kirchliche Zustände, 8. 17l. Dass 
Fälle einer appellatio ab abusu nicht vorgekommen seien, beruht auf einem 
Irrtum, wie z. B. ein Brief Spiegels vom 26. November 1834 an Bunsen 
beweist. Die erzbischöfliche Behörde hatte einen Vikar wegen ärgerlichen 
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Es ist nicht zu bestreiten, dass Geissel das Institut des 
recursus ab abusu doch etwas zu leicht einschätzte. Selbst 
Spiegel hatte seinerzeit nicht so optimistisch gesprochen, wenn 
er auch in der Sache selbst die gleiche Ansicht geäussert hatte. 
Ohne Zweifel charakterisiert sich hier in Geissel der bayrische 
Bischof, dem Plazet und appellatio ab abusu als selbstver- 
ständliche Bestandteile des heimischen Staatskirchenrechtes 
geläufig waren !). 


IV. Geissel glaubte die endliche Ordnung der Bistums- 
verwaltung lieber mit einem Opfer erkaufen zu sollen, als 
noch länger den unleidlichen Zustand zu dulden, den 
er bei seinem Amtsantritt im Kölner Ordinariat ange- 
troffen hatte. Die Durchführung eines regelrechten kanoni- 
schen Prozesses war unmöglich. Die Instanzen waren noch 
immer nicht organisiert?). Die Ehesachen wurden „ohne 


Lebenswandels vorgeladen und, als er nicht zum Termin erschien, ab officio 
sacerdotali suspendiert. Der noch vor Insinuation des Strafdekrets flüchtig 
gewordene Priester legte gegen das Vorgehen der geistlichen Behörde bei 
der Regierung Beschwerde ein. „Nun hat“, so erzählt Spiegel, „das Cultus- 
ministerium die Sache warm aufgegriffen, die Verhandlung über das einge- 
leitete Disciplinar-Verfahren in der Zeit meiner Abwesenheit durch das Ober- 
Praesidium abgefordert, Einsicht genommen von der schmutzigen Vor- 
kommenheit und endlich das Ober-Praesidium noch wieder beauftragt, 
den Angeschuldigten durch einen andern Richter — Friedensrichter aufs 
neue zu verhören, und davon das Ergebniss einzuschicken. So spielt also 
Schmedding den Oberrichter über den Erzbischof und sein General-Vicariat 
in einer streng geistlichen Disciplinar-Sache.“ Reusch, Briefe an Bunsen, 
S.141; Nippold, Die verschiedenen Stadien, Preussische Jahrbücher XXIII, 
1869, S. 342. Vgl. Eiehmann, Recursus ab ubusu, S. 284, Anm. 66. 
Nach Dittrich, Bemühungen des Kölner Erzbischofs von Spiegel, S. 561 
kamen Rekurse an die Staatsgewalt in allen Diözesen der niederrheinischen 
Kirchenprovinz vor. 

") Vgl. Maurenbrecher, Preussische Kirchenpolitik, S. 115 £.; 
Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 101. 

2) Vgl. den Brief Geissels vom 25. Januar 1842 an den Nun- 
tius, Dumont, Diplomatische Correspondenz, S. 305; Kirchliche 
Zustände in Preussen, 8. 171. 
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Principien und Regeln behandelt“ oder gar „den einfachen 
Pfarrern überlassen‘. 

Der Koadjutor fand z. B. einen noch aus früherer Zeit 
hängigen Disziplinarprozess gegen einen Geistlichen vor. Eine 
Versetzung des Beklagten schien unbedingt notwendig. Da 
er sich weigerte, freiwillig seine Stelle aufzugeben, blieb 
nichts übrig, als den kanonischen Prozess gegen ihn einzu- 
leiten. Bisher war die Sache, wie Geissel selbst zugestand, 
ganz formlos und unkanonisch betrieben worden. Bei dem 
streitsüchtigen Charakter des Delinquenten stand eine Appel- 
lation unzweifelhaft zu erwarten. Ein Gerichtshof zweiter In- 
stanz war nicht vorhanden, und da bei den „bis zur Unglaub- 
lichkeit unzureichenden Arbeitskräften“ !) alle verfügbaren 
Räte beim erstinstanzlichen Urteil mitgewirkt hatten, lag der 
weitere Entscheid über die odiose Sache dem Koadjutor 
allein ob?). 

Der ganze Verwaltungsorganismus des Kölner Erzbistums 
war, wie Geissel noch am 5. April 1844 an Schulrat Holzer 
in Koblenz schrieb, „eine Arme-Manns-Haushaltung“ °). In- 
folge des total ungenügenden Verwaltungspersonals musste der 
Koadjutor selbst mitarbeiten „bis zur Erschöpfung“ *). Die 
Umstände zwangen ihn, wie er in seiner gut gelaunten Weise 
bemerkte, „statt Grosshändler zu sein, den Detailkrämer zu 
machen und statt am Steuerruder zu stehen, nicht selten 
Matrosendienste zu verrichten“ 5). 

Erst mit der Ergänzung des Domkapitels wurde es hierin 
allmählich besser. Während das Handbuch der Erzdiözese 
Köln bis zum Jahre 1840 nur das Konsistorium erster Instanz 
aufzählt, dagegen die zweite Instanz und das Prosynodal- 


1) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 198. 

2) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 114. 

3) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 114. 

4) Brief Geissels vom 5. April 1844, Pfülf, Cardinal von Geissel I, 
S. 197£. 

5) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 198. 
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gericht als „noch nicht organisiert“ bezeichnet, findet sich im 
Jahre 1846!) zum erstenmal auch die zweite Instanz angeführt, 
mit Geissel als Vorsitzendem und mit zwei Domkapitularen 
als provisorisch funktionierenden Beisitzern. Das Konsistorium 
figurierte aber auch weiterhin nur als zweite Abteilung des 
Generalvikariats. 

Für den von Spiegel früher vertretenen Plan einer Wieder- 
herstellung der geistlichen Gerichtsbarkeit bedeutet die vor- 
läufige Einrichtung der zweiten Instanz natürlich keinen Fort- 
schritt. Solange die staatsgesetzliche Regelung der Zuständig- 
keitsfrage noch nicht erledigt war, stellte die Einrichtung 
von neuen Instanzen einen rein innerkirchlichen, für die 
staatsrechtliche Lage der Kölner Gerichtsbehörden belanglosen 
Akt dar. 


Zwölftes Kapitel. 


Wiederaufnahme der legislativenVerhandlungenin den 
Jahren 1842—44. Nochmaliger Aufschub des Projekts. 


I. Soweit aus den Akten ersichtlich ist, fanden die zwischen 
dem Kölner Erzbischof Spiegel und der preussischen Regie- 
rung geführten, auf Erlass eines gesetzlichen Reglements für 
die geistliche Gerichtsbarkeit der gesamten preussischen Mon- 
archie gerichteten Verhandlungen, als deren letztes Ergebnis 
wir die Entwürfe von 1836/38 kennen lernten, in Geissel 
keinen massgebenden Fortsetzer — wenigstens nicht in dem 
Sinne, in welchem sie seinerzeit begonnen und von Spiegel 
weitergeführt worden waren. 

Den Anstoss zur Wiederaufnahme des infolge der Kölner 
Wirren zurückgestellten Projekts gab, allerdings ohne es be- 


1) Handbuch der Erzdiözese Köln 1846, 8. 5. 
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absichtigt zu haben, der Bischof Dr. Sedlag von Kulm, 
der am 19. August 1842 in einer Eingabe an den König!) 
um Anerkennung der bischöflichen Ehegerichtsbarkeit über 
seinen ostpreussischen Diözesananteil bat, ebenso wie über die- 
jenigen Bezirke der Provinz Westpreussen, welche früher zu 
Ostpreussen gehört hatten. 

Nach dem Notifikationspatent vom 28. September 1772, 
der Instruktion für die westpreussische Regierung vom 
21. September 1773 und der gemäss Ministerialreskript vom 
17. Juli 1800 auch in Westpreussen zur Anwendung kom- 
menden südpreussischen Konstitution vom 25. August 1796 
waren die Ehescheidungsprozesse, wenn beide Teile der 
katholischen Religion angehörten, in Westpreussen der katholi- 
schen geistlichen Gerichtsbarkeit überlassen worden. Infolge 
der Bulle: De salute anımarum erstreckte sich aber der 
bischöfliche Sprengel von Kulm nunmehr über einige Distrikte 
Westpreussens, die früher zu Ostpreussen gehört hatten, und 
in Östpreussen über die Pfarreien Bialutten, Gross-Lenzk und 
Thurau. 

Gelegentlich eines Einzelfalles hatte auf Vorstellung des 
Bischofs der Justizminister Mühler durch KReskript vom 
31. Juli 1835 das Oberlandesgericht zu Marienwerder auf 
Grund der Allerhöchsten Kabinettsordre vom 25. Februar 1833?) 
dahin beschieden, dass, wenn beide Teile katholisch seien, 
„die Civilgerichte jeder Verfügung und Entscheidung sich zu 
enthalten haben“. Das Öberlandesgericht hatte am 17. No- 
vember desselben Jahres die Untergerichte mit entsprechender 
Anweisung versehen ?). 

Nun hatten das königliche Land- und Stadtgericht zu 


1) Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. II. 

2) Gesetzsammlung 1833, Nr. 1414, S. 24. — Die Kabinetts- 
ordre verbot die freiwillige Prorogation des Gerichtsstandes in Ehe- 
scheidungssachen. 

®) So dargestellt in der bischöflichen Eingabe. 
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Riesenburg in einem Ehescheidungsprozess aus Gross-Peter- 
witz bei Bischofswerder, und das königliche Stadtgericht zu 
Deutsch-Eylau und Bischofswerder in den Jahren 1837 bezw. 
1839 Scheidungssachen katholischer Eheleute aus Bischofs- 
werder vor ihr Forum gezogen. Die Einsprüche des Bischofs 
bei dem Oberlandesgericht zu Marienwerder wurden in beiden 
Fällen abschlägig beschieden „und das Verfahren der er- 
wähnten Untergerichte gebilligt, weil die Ortschaften Gross- 
Peterwitz und Bischofswerder zu dem Theile Westpreussens 
gehören, der früher zu Ostpreussen gehört habe und in welchem 
noch jetzt das ostpreussische Provinzial-Recht gelte, in dem- 
selben also keine katholische geistliche Gerichtsbarkeit exi- 
stire“ 1). 

Daraufhin hatte der Bischof bei den Ministerien der 
Justiz und des Kultus am 10. Mai 1840 den Antrag gestellt, 
dass auch für die früher zu Ostpreussen gehörenden Bezirke 
seiner Diözese die Ehescheidungsprozesse, wenn beide Teile 
katholisch seien, an das Kulmer Generalkonsistorium verwiesen 
würden. Der Justizminister forderte den Bericht des Ober- 
landesgerichts zu Marienwerder ein’). Am 24. August erging 
dann ein vom Justiz- und Kultusminister gezeichneter Be- 
scheid, der — wie wegen der formellen Rechtslage nicht 
anders zu erwarten stand — in abschlägigem Sinne lautete. Zu- 
gleich wurde der Bischof darauf hingewiesen, das von ihm zu 
seinen Gunsten allegierte Reskript des Justizministers vom 
31. Juni 1835 untersage „das Einschreiten der Civilgerichte 
in Ehe-Sachen katholischer Eheleute nicht ausdrücklich für die 


ganze Dero Aufsicht untergebene Diözese, sondern — wie 
sich von selbst versteht — nur für den Bezirk, wo die geist- 


liche Gerichtsbarkeit nach den Vorschriften der Instruktion 


!) Vgl. die Eingabe. 

2) Vgl. das Antwortschreiben des Oberlandesgerichts Marienwerder 
vom 7. Juli 1840, Kultusministerium KAV Nr6, volIE 
( Abschrift). 
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für die Westpreussische Regierung vom 21. September 1773 
begründet ist“ 2). 


II. Da wegen eines neuen Konfliktsfalles mit dem Land- 
und Stadtgericht zu Soldau bezw. dem Oberlandesgericht zu 
Königsberg in einem Prozess aus Klenzkau die Klärung der Zu- 
ständigkeitsfrage erwünscht war, der Bischof aber einsah, dass 
er bei den Ministerien mit seiner Ansicht — die, formal-juristisch 
und historisch betrachtet, unhaltbar war — nicht durchdringen 
könne, hatte er sich in der oben erwähnten Eingabe an den 
König gewandt, mit der Bitte um „legislative Bestim- 
mung“. Sedlag begründete seine Bitte mit den „unvermeid- 
lichen Verlegenheiten, welche für katholische Eheleute dar- 
aus entstehen, dass ihre Ehescheidungsprozesse von den 
Civilgerichten nur nach den Landesgesetzen beurtheilt und ent- 
schieden werden, während dass solche von der Kirche nur 
nach kirchlichen Gesetzen beurtheilt und entschieden werden 
können“; anderseits machte er aufmerksam auf „die wesent- 
lichen Vortheile, welche aus der Gleichförmigkeit der Behand- 
lung katholischer Eheleute einer und derselben Diözese ent- 
springen, und die nicht allein den Geschäftsgang, sondern 
auch, und insbesondere die Erhaltung eines einigen religiösen 
Sinnes unter allen Katholisch-Gläubigen der Diözese betreffen“. 
Er stellte daher beim König den Antrag, „im Wege der Ge- 
setzgebung zu verfügen, dass die Ehescheidungsprozesse, wenn 
beide Ehetheile der katholischen Religion zugethan sind, für die 
ganze meiner Aufsicht anvertraute Diözese und also nicht nur 
für die Bezirke Westpreussens, welche früher zu Ostpreussen 
gehörten und in welchen noch jetzt das ostpreussische Pro- 
vinzial-Recht gilt, sondern auch für die Bezirke Ostpreussens, 
welche dem Bischöflichen Sprengel von Culm zugetheilt sind, 
meinem General-Consistorio hieselbst überwiesen und von 
diesem verhandelt und entschieden werden‘. 


1) Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. II (Abschrift). 
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Der König liess die Immediatvorstellung Sedlags am 
1. September 1842 dem Justizministerium zugehen 
und forderte den Bericht der zuständigen Ressorts 
ein. Am 16. September 1842 übersandte der Ministerial- 
direktor Ruppenthal in Abwesenheit des Justizministers Mühler 
die Eingabe dem Kultusminister Eichhorn und dem Justiz- 
minister für die Gesetzrevision von Savigny zur Einsicht- 
nahme und Vorbereitung des gemeinsamen Berichtes an den 
König). 

Ruppenthal schien „die bestrittene Competenz der 
weltlichen Gerichte in den Ehescheidungen der katholischen 
Unterthanen in Ostpreussen und in denjenigen Bezirken West- 
preussens, die früher zu Ostpreussen gehörten, nach Lage der 
bestehenden Gerichtsverfassung und Gesetzgebung keinem ge- 
gründeten Zweifel unterworfen zu sein“. 

Peterwitz liege im Kreise Rosenberg, Hohendorf und 
Klenzkau im Kreise Neidenburg. Beide Ortschaften gehörten 
nicht zum Ermland, wo, ebenso wie in Westpreussen, eine 
geistliche Gerichtsbarkeit bestehe, sondern zu demjenigen 
Teile Ostpreussens, wo die kirchliche Gerichtsbarkeit von seiten 
des Staates nicht anerkannt sei?). Der Kultusminister 
Eichhorn trat in seinem Votum vom 19. Oktober 1842) 
der von dem Justizministerium vertretenen Ansicht bei, dass 
es ın den fraglichen Distrikten eine staatlich anerkannte geist- 
liche Gerichtsbarkeit nicht gebe und daher den Anträgen des 
Bischofs nicht anders als im Wege der Gesetzgebung statt- 
gegeben werden könne. „Besondere Bedenken, dem Bischöf- 
lichen geistlichen Gerichte die Cognition in katholischen Ehe- 
sachen in gleicher Art, wie solche in dem übrigen Theile der 
Diöcese, so wie in der Diöcese Ermland ausgeübt wird, auch 


Geh Staatsarchiysberlin, BR SA XTvveDen 

2) Vgl. Reskript vom 20. Februar 1782; Starke, Beiträge I, 
S. 352; Juristische WochenschriftlL 18355, S. 21I!. 

S)iGeh, Staatsarchiv Berlin, R 84 XIV V, Bl. 2 (Absehrift). 
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in den hier in Rede stehenden wenigen katholischen Gemein- 
den zu übertragen“, schienen ihm allerdings nicht vorhanden 
zu sein. Doch war er nicht für eine getrennte Einzelmass- 
nahme im Sinne des bischöflichen Antrages, sondern für Wieder- 
aufnahme des Reformplanes für das geistliche Gerichtswesen 
der Gesamtmonarchie. In demselben Sinne sprach sich auch 
von Savigny in seinem Votum vom 15. November 1842 
aus). 

Auch der von Eichhorn verfasste?) und von den drei 
Ministern gezeichnete Entwurf zu einem Bericht an 
den König vom 30. September 1843) stand der von Sedlag 
beantragten legislativen Erweiterung der Kulmer Gerichtsbar- 
keit nicht ungünstig gegenüber, erkannte vielmehr die Zweck- 
mässigkeit einer für das ganze Diözesangebiet gleichmässig 
geordneten Gerichtskompetenz rückhaltlos an. Jedoch erschien 
eine abgesonderte Behandlung der Diözese Kulm nicht emp- 
fehlenswert. Der Bericht der drei Minister sprach sich deshalb 
dafür aus, „die geeignete Erledigung der Anträge des Bischofs 

nur im Wegeeiner generellen Verordnung über 
die Organisation der geistlichen Gerichte in allen 
Diöcesen der Monarchie herbeizuführen“. Die früheren 
legislativen Verhandlungen über diesen Gegenstand seien „wäh- 
rend der Periode der letzten kirchlichen Wirren sistirt worden, 
weil dieser Zeitpunkt zum Erlasse einer derartigen Verordnung 
wenig geeignet schien. Letzteres Bedenken waltet gegenwärtig 
nicht mehr vor; auch bedarf das Verfahren vor den geist- 
lichen Gerichten in einzelnen Punkten einer näheren Bestim- 
mung, und die Einrichtung derselben in denjenigen Diöcesen 
der Monarchie, in welchen dieselben bis jetzt noch nicht organi- 
sirt worden sind, ist neuerdings mehrfach, zuletzt von dem 


1) Geh. Staatsarchiv Berlin, R 84 XIV V, Bl. 1 (Entwurf). 

2) Schreiben Eichhorns an Mühler und Savigny vom 30. August 1843, 
Geh. Staatsarchiv Berlin, R 84 XIV V, Bl. 3. 

8) Geh. Staatsarchiv Berlin, R89C XLIVb,Nr.68; ebenda, 
R 84 XIV V, Bl. 4/9 (Abschrift). 
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Coadjutor von Geissel für die Erzdiöcese Cöln, in Anregung ge- 
bracht worden“ 

Eine Kabinettsordre vom 18. Oktober 1843 billigste den 
Standpunkt der drei Minister, forderte aber über die Frage 
der Wiederaufnahme des Reformplanes den Bericht des Ge- 
samtministeriums ein"). In diesem Sinne wurde denn auch 
Bischof Dr. Sedlag beschieden ?). 

Bald aber bekam der Kultusminister Zweifel über die 
Öpportunität einer sofortigen Wiederaufnahme des früheren 
Projekts. Die noch schwebenden Verhandlungen über den 
Ehescheidungsgesetzentwurf liessen es ihm wünschenswert er- 
scheinen, die legislative Regelung des kirchlichen Gerichts- 
wesens für die ganze Monarchie nicht vor Abschluss der ersteren 
in Angriff zu nehmen. Er trug, wie er den beiden Chefs der 
Justiz mitteilte, Bedenken, „den gegenwärtigen Zeitpunkt zur 
weiteren Fortsetzung dieser Angelegenheit mittelst sofortiger 
Eröffnung der Verhandlungen beim k. Staatsministerium für 
geeignet zu erachten. Ohne der anderweiten Bewegungen im 
(Gebiete des kirchlichen Lebens zu erwähnen, welche ein Ein- 
greifen in die bestehenden Zustände für den Augenblick ohne 
dringende Veranlassung nicht angemessen erscheinen lassen, 
erlaube ich mir nur darauf ganz ergebenst aufmerksam zu 
machen, dass es bei den mancherlei Beziehungen, welche zwi- 
schen der definitiven Regulirung der "geistlichen Gerichtsbar- 
keit und der bürgerlichen Gesetzgebung über die Eheschei- 
dungen stattfinden, von besonderer Wichtigkeit erscheint, bei 
ersterer die Ergebnisse zu berücksichtigen, welche von dem 
Fortgang der Verhandlungen über das neue Ehescheidungs- 
Gesetz zu erwarten sind“ ?). 


i) Geh. Staatsarchiv Berlin, R 84 XIV V, BI. 10 (Ab: 
schrift). 

?) Reskript der drei Ministerien, 16. Januar 1844, Geh. Staats- 
archiv Berlin, R 84 XIV V, Bl. 12. 

®) Eichhorn an Mühler und Savigny, 17. November 1843, Kultus- 
ministerium KAV Nr. 6, vol. II (Konzept). 
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Da die beiden Justizchefs bei voller Würdigung der sach- 
lichen Bedenken Eichhorns dennoch aus formalen Gründen die 
staatsministerielle Beratung für notwendig hielten, um dem in 
der Kabinettsordre vom 18. Oktober ausgesprochenen könig- 
lichen Willen zu entsprechen !), vereinbarten die drei Minister 
einen Bericht an das Staatsministerium ?). 


III. Am 21. April 1844 trug das Staatsministerium in 
einem Gesamtbericht dem König das Ergebnis seiner 
Beratung vor’). 

Ueber die prinzipielle Notwendigkeit der geist- 
lichen Gerichtsorganisation und über die Opportunitäts- 
frage einer jetzt vorzunehmenden gesetzlichen Regulierung 
derselben sprach sich der ministerielle Bericht folgendermassen 
aus: „Die geistliche Gerichtsbarkeit ist in gewissen Be- 
ziehungen ein organischer und unentbehrlicher Bestandteil 
einer wohleingerichteten katholischen Diöcesan-Verfassung, in- 
dem sowohl die Disciplinargewalt der Bischöfe über ihren 
Clerus, als auch die Jurisdiction in Ehesachen der Katholiken, 
soweit es sich von Annullirung oder Separation der Ehe han- 
delt, ordentlicherweise nur von geistlichen Gerichten in dem 
canonisch festgestellten Instanzenzuge verwaltet werden kann.“ 

Da diese Gerichte im Westen noch nicht organisiert seien, 
die Einrichtung derselben in den östlichen Diözesen aber in 
vielen Punkten der Reform bedürfe, so sei es an sich gewiss 
angemessen, diese Angelegenheit durch ein die ganze Mon- 
archie umfassendes Gesetz gleichmässig zu ordnen. Von diesem 
Gesichtspunkt sei man auch bei den legislativen Verhand- 


1) Schreiben Savignys vom 1. Dezember 1843, Kultusmini- 
sterium KAV Nr. 6, vol. II; Schreiben Mühlers vom 24. November 
1843, ebenda. 

2) Vorgelegt am 16. Januar 1844, Kultusministerium 
KAVNr. 6, vol. II (Konzept); Votum des Ministers des Innern vom 
4. Febr. 1844, Min. des Innern 34, 2 (Konzept). 

3) Geh.Staatsarchiv Berlin, R89ICXLIVb, Nr. 68;Kultus- 
ministerium KAV Nr. 6, vol. II (Konzept). 
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lungen der Jahre 1837/38 ausgegangen. Der Gesetzentwurf 
über die Einrichtung der katholischen geistlichen Gerichte sei 
indessen damals „gleich den übrigen auf die Stellung der 
katholischen Kirche zur Staatsgewalt bezüglichen Gesetz-Ent- 
würfen zurückgelegt worden, weil jener Zeitpunkt confessio- 
neller Aufregung zum Erlasse derartiger Verordnungen, in 
denen Principien-Fragen von grosser Bedeutung nicht umgangen 
werden können, wenig geeignet schien“. Die früheren Be- 
denken beständen gegenwärtig zwar nicht mehr in gleichem 
Masse, doch liessen es „mannigfache Bewegungen auf dem 
Gebiete des kirchlichen Lebens nach des ehrerbietigst mit 
unterzeichneten Staatsministers Eichhorn Ansicht für den 
Augenblick noch immer wünschenswerth erscheinen, ein Ein- 
greifen in die bestehenden Zustände, so lange nicht eine be- 
sonders dringende Veranlassung vorliegt, so viel wie möglich 
zu vermeiden“. 

Zudem erscheine es auch wünschenswert, die definitive 
Itegelung der geistlichen Gerichtsbarkeit nicht vor Erledigung 
der bürgerlichen Ehegesetzgebung in Angriff zu nehmen, um 
so „die zu erlassende allgemeine Verordnung über die geist- 
liche Gerichtsbarkeit ... den Bestimmungen der bürgerlichen 
Ehegesetzgebung möglichst enge, und so weit nicht eine Ver- 
schiedenheit durch das katholische Dogma und Kirchenrecht 
nothwendig bedingt ist, anschliessen zu können“. 

Aus all diesen Gründen glaubte das Staatsministerium 
dem König raten zu sollen, „die Wiederaufnahme der 
legislativen Verhandlungen über die vorliegende Angelegen- 
heit jetzt und bis zu einem geeigneten Zeitpunkte noch auszu- 
setzen“. 


IV. Die Entscheidung erfolgte im Sinne des ministeriellen 
Vorschlag. Am 19. Mai 1844 erging die königliche 
Kabinettsordre: „Auf den Bericht des Staatsministeriums 
vom 21. v. Mts, bestimme Ich, dass von einer Wiederauf- 
nahme der legislativen Verhandlungen wegen Erlasses einer 
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allgemeinen Verordnung über die Gerichtsbarkeit der katho- 
lisch geistlichen Gerichte Abstand zu nehmen ist“ !). 

Schon am 28. Juni desselben Jahres wurde die aus dem 
stark umstrittenen Entwurf des Ehescheidungsgesetzes aus- 
gesonderte Verordnung über das Verfahren in Ehe- 
sachen erlassen?). $ 73 derselben enthielt eine Klausel, 
welche den status quo des geistlichen Gerichtswesens salvierte: 
„In der Gerichtsbarkeit und dem Verfahren der katholisch- 
geistlichen Gerichte wird durch gegenwärtige Verordnung 
nichts geändert“ °). 

Mit der Kabinettsordre vom 19. Mai 1844 waren die Akten 
über die einheitliche Reorganisation einer staatlich anerkannten, 
mit zivilrechtlicher Geltung ausgestatteten geist- 
lichen Gerichtsbarkeit auf Grund der südpreussischen Kon- 
stitution bezw. der Gesetzentwürfe von 1836/38 geschlossen. 
Die erwähnte Kabinettsordre bedeutete zwar an sich nur einen 
durch opportunistische Erwägungen bedingten Aufschub des 
Projekts, keine definitive Aufgabe desselben. Tatsächlich aber 
hat sie der geistlichen Gerichtsorganisation, speziell in Rhein- 
land und Westfalen, in der Art, wie sie anfänglich geplant und 
von Spiegel und seinen Suffraganen verfochten worden war, 
das Grab gegraben, aus dem sie nie mehr hervorgehen sollte. 

Nur kurze Zeit noch, und das Revolutionsjahr 1848 hatte das 
Verhältnis zwischen Staat und Kirche von Grund aus geändert. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit, welche Geissel und seine 
Suffragane unter den neuen Verhältnissen einrichteten, war 
eine ganz andere, als Spiegel sie geplant und die früheren 
Gesetzentwürfe sie vorgesehen hatten. 


1) Geh. Staatsarchiv Berlin, R89 C XLIVb, Nr. 68 (Ent- 
wurf); Kultusministerium KAV Nr. 6, vol. II (Abschrift). 

2) Gesetzsammlung 1844, S. 183f.; vgl. Bornhak, 
Preussische Staats- und Rechtsgeschichte, 8. 456; vonTreitschke, 
Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert, V°, S. 251 ff. 

3) Gesetzsammlung 1844, S. 19. 
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Dreizehntes Kapitel. 


Die Entwürfe eines neuen Strafgesetzbuches in den 
Jahren 1843 und 1847/48. 


I. Im zweiten Jahre der Tätigkeit Geissels in Köln tauchte 
eine auch für die kirchliche Gerichtsbarkeit bedeutsame Frage 
auf mit der Vorlegung eines neuen Strafgesetzentwurfs!). 

Der Titel XXIX des Entwurfess „Von den Ver- 
brechen der Geistlichen“ enthielt Bestimmungen, welche 
in katholischen Kreisen berechtigtem Misstrauen begegneten ’?). 


1) Vgl. Bornhak, Preussische Staats- und Rechtsgeschichte, 
Ss. 454; Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung II, S. 506. 
549. 562. Der den Provinziallandtagen vorgelegte Staatsratsentwurf ist 
zusammen mit dem Ministerial- und Kommissionsentwurf abgedruckt 
bei von Kamptz, Zusammenstellung der drei Entwürfe des preussischen 
Strafgesetzbuchs, Berlin 1844. 

2) Die wichtigsten der hier in Betracht kommenden Bestimmungen 
waren (in der Fassung des Staatsrats-Entwurfs): 

$ 621. „Geistliche, welche denjenigen landesgesetzlichen Vorschriften 
oder landesherrlichen Anordnungen, oder denjenigen von den Staats- 
behörden innerhalb ihrer Amtsbefugniss erlassenen Verfügungen, welche 
sich auf die Ausübung des geistlichen Amts beziehen (bürgerliche Amts- 
vorschriften) entgegenhandeln, haben Geldbusse bis zu fünfhundert Thalern, 
oder Gefängniss bis zu sechs Monaten und bei erschwerenden Umständen 
die Entfernung aus dem Amte ($ 625) verwirkt. 

$ 622. Gleiche Strafe ($ 621) trifft diejenigen Geistlichen, welche 
sich bei der Ausübung ihres Amts eines Missbrauchs ihrer geistlichen 
Amtsbefugnisse schuldig machen. Ein solcher Missbrauch findet statt, 
wenn die Ausübung der geistlichen Amtsbefugnisse in Handlungen, welche 
das gemeine Wohl gefährden oder in willkürliche Bedrückungen oder 
Verletzungen Einzelner ausartet. 

$ 624. Wegen gemeiner Verbrechen, welche die Kassation 
oder Amtsentsetzung eines Beamten zur Folge haben ($ 616), ist gegen 
Geistliche, ausser der sonst verwirkten Strafe auf Entfernung aus dem 
Amte ($ 625) zu erkennen. 

$ 625. Ein Geistlicher, gegen welchen auf Entfernung aus dem 
Amte rechtskräftig erkannt ist, geht aller mit dem Amte verbundenen 
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Geissel war sich über die Bedeutung der Frage keinen Augen- 
blick im Zweifel und säumte nicht, dazu Stellung zu nehmen. 
Dem rheinischen Provinziallandtag von 1843 war der neue 
Strafgesetzentwurf zur Prüfung und Annahme vorgelegt wor- 
den. Geissel schrieb daher dem Abgeordneten Freiherrn von 
Spies-Büllesheim, er müsse inständig wünschen, dass alle 
katholischen Deputierten die Staatsgewalt auf diesen „legis- 
lativen Uebergriff in die Autonomie der Kirche“ aufmerksam 
machten und gegen solche Bestimmungen votierten, welche 
die Geistlichen fast ganz dem kirchlichen Forum entziehen 
würden). Dem Münchener Nuntius Viale-Prelä übersandte 
der Koadjutor eine Kopie des Titels XXIX und sprach sein 
Urteil darüber folgendermassen aus: „Schon beim blossen 
Durchlesen werden Sie gewahr werden, wie sehr diese Artikel 
der katholischen Kirche feindlich sind und alle canonischen 
Befugnisse der Bischöfe in Bezug auf die Disciplin des Olerus 
vernichten, indem sie diese Befugnisse ganz und gar den welt- 
lichen Gerichten beilegen bis zur Machtvollkommenheit, die 
Absetzung eines Pfarrers auszusprechen. So würden die Bi- 
schöfe in gewisser Hinsicht überflüssig, die staatlichen Ge- 
richtshöfe könnten sie ersetzen“ ?). 


Rechte verlustig, und darf selbst zu den Verrichtungen eines Hülfsgeist- 
lichen nicht weiter zugelassen werden. 

Mit der Entfernung aus dem Amte kann, wenn der fernere Aufenthalt 
des Geistlichen in seinem bisherigen Amtssitze die öffentliche Ruhe oder 
Ordnung gefährden würde, und die Verwaltungsbehörde darauf anträgt, 
zugleich auf Orts-oder Bezirks-Verweisung erkannt werden.“ vonKamptz, 
Zusammenstellung der drei Entwürfe, S. 1371. 

1), Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 293. 

2) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S.293. Das Bedenklichste an den 
Bestimmungen des Titels XXIX war ihre dehnbare Allgemeinheit, die 
in der Hand einer energischen Staatsbehörde zu Eingriffen in die bischöfliche 
Disziplinargerichtsbarkeit führen musste. Anderseits übertreibt aber Geissel, 
wenn er schreibt, die Bestimmungen der neuen Entwürfe würden „alle 
canonischen Befugnisse der Bischöfe in Bezug auf die Disciplin des Klerus 
vernichten“, denn $ 627 salvierte die rein kirchliche Disciplinargerichts- 
barkeit: „Vergehen der Geistlichen gegen ihre Amts- und Standesptlichten, 
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Dem Freiherrn von Spies, der sich der Sache auf dem 
Provinziallandtag mit Entschiedenheit anzunehmen versprochen 
hatte, sandte Geissel auf dessen Wunsch eingehendere „Be- 
merkungen* über den Gesetzentwurf zu, ebenso auch den Ab- 
geordneten von Lo& und von Groote. Zugleich sprach er 
den dringenden Wunsch aus, dass, wenn auch, wie zu er- 
warten stand, der Entwurf in globo verworfen werden sollte, 
„rücksichtlich des XXIX. Titels seitens der Katholiken ganz. 
speziell förmliche und feierliche Verwahrung ein für alle mal 
eingelegt werde“. Dementsprechend verfuhren denn auch von 
Lo& und von Spies bei den Landtagsverhandlungen ?). 

An seine Suffraganbischöfe hatte Geissel die Auf- 
forderung gerichtet, sie sollten beim König gegen den geplanten 
Gesetzentwurf entschiedene Vorstellungen erheben. Kaspar Max 
von Münster und der greise Bischof Dammers von Paderborn 
waren nicht dazu zu bewegen. Bischof Arnoldi von Trier 
aber, mit welchem Geissel in sehr herzlichen persönlichen Be- 
ziehungen stand, entsprach seinem Wunsche. Geissel sandte 
seine Immediateingabe nebst einer Denkschrift über die Be- 
stimmungen des Titels XXIX am 30. November 1843 dem 
König ein; zugleich richtete er auch eine Eingabe an den 
Kultusminister Eichhorn?). Schon am 18. Dezember lief 
die Antwort Friedrich Wilhelms IV. ein, in welcher er Geissel 
mitteilte, dass er seine Eingabe dem „Minister der Gesetz- 
revision zugefertigt und ihm die Sache zur besonderen Auf- 
merksamkeit empfohlen“ habe®). Am 19. April 1844 aber 


welche nicht zugleich Verbrechen oder bürgerliche Amtsvergehen ($$ 621 
u. 622) sind, werden von der geistlichen Behörde, nach den darüber für 
die verschiedenen Konfessionen bestehenden Anordnungen bestraft“ ; 
von Kamptz, Zusammenstellung der drei Entwürfe, S. 139. 

1) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 295. Ueber die Stimmung im 
Rheinland vgl. Treitschke, Deutsche Geschichte V>, S. 261. 

®) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 299f.; Beck, Die Kirchenpolitik 
des Erzbischofs von Köln, J. Kardinal von Geissel, S. 35. 

3) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 300. 
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erklärten der Justiz- und der Kultusminister dem Erzbischof 
in einem gemeinsamen Schreiben, dass die von ihm angeregten 
Bedenken bei der gegenwärtig stattfindenden weiteren Be- 
arbeitung berücksichtigt werden sollten!). Genau dieselbe 
Antwort erhielt auch Bischof Arnoldi von Trier, sowohl vom 
König als auch von den beiden beteiligten Ministerien. Damit 
war für diesmal das Projekt gescheitert. — 


II. Mehrere Jahre hindurch herrschte über das Projekt 
tiefes Schweigen. Erst 1347 wurde die Frage wieder aktuell, 
als derselbe Entwurf, der schon im Jahre 1843 ım Rheinland 
so stürmischen Widerstand gefunden hatte, in neuer, etwas 
umgearbeiteter Form in Aussicht gestellt wurde ?). 

Aus den dem Entwurf beigegebenen Motiven war zu 
ersehen, dass die seinerzeit geltend gemachten Bedenken der 
Bischöfe von Köln und Trier in etwa berücksichtigt worden 
waren. Immerhin blieb die Fassung des neuen Entwurfs für 
die katholische Kirche noch sehr bedenklich ?). 


1) Abgedruckt bei Pfülf, Cardinal von Geissel I, 8.301; vgl. 
ebenda, Anm. 1. 

2) Der neue Entwurf ist abgedruckt in der Köln. Zeitung 
1847, Nr. 338 (4. Dezember), ausserordentliche Beilage. Vgl. Stölzel, 
Brandenburg-Preussens Justizverwaltung II, S. 611 fl. 

3) Der 27. Titel: Verbrechender Geistlichen enthielt 
nunmehr folgende Bestimmungen: 

$ 412. Wenn Geistliche den in Ausübung der landesherrlichen Rechte 
circa sacra erlassenen Verfügungen beharrlich entgegen handeln, sodass 
die im Verwaltungswege wider sie festgestellten Ordnungsstrafen erfolglos 
bleiben, so haben die GerichteaufEntfernungausdem 
Amtezuerkennen. Die Untersuchung wegen solcher bürgerlichen 
Amtsvergehen der Geistlichen kann nur mit Genehmigung des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten eingeleitet werden. 

$ 413. Wegen gemeiner Verbrechen, welche bei Beamten die Cassation 
‚oder Amtsentsetzung nach sich ziehen, ist, wenn sie von Geistlichen be- 
‚gangen werden, ausser der sonst begründeten Strafe, auf Entfernung aus 
dem Amte zu erkennen. 

$ 414. Wenn ein Geistlicher in einer amtlichen Rede oder in einem 
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Sofort wurden auch jetzt wieder energische Abwehr- 
stimmen laut. Das klerikale, liberale und radikale Rhein- 
land fand sich in diesem Widerstand einmütig zusammen!). 
Anfangs des Jahres 1848 trat der Bonner Kirchenrechtslehrer 
Walter mit einer Broschüre „Ueber die Verbrechen der Geist- 
lichen nach dem neuen Entwurfe des preussischen Strafgesetz- 
buches* auf den Plan?), die Koblenzer „Rhein- und Mosel- 


amtlichen Erlasse eine Religionsgesellschaft beleidigt ($ 148) oder eine 
Ehrverletzung begeht (3$ 189 fi.), so kann der Richter ausser der durch 
die Handlung an sich begründeten Strafe zugleich auf Entfernung aus denr 
Amte erkennen. 

$ 415. Ein Geistlicher, gegen welchen auf Entfernung aus dem. 
Amite rechtskräftig erkannt wird, geht des Rechtes zur ferneren Ausübung, 
seines Amtes, sowie aller mit dem Amte verbundenen bürgerlichen Rechte 
verlustig und darf selbst als Hülfsgeistlicher zu amtlichen Verrichtungen 
nicht zugelassen werden. 

Mit der Entfernung aus dem Amte ist zugleich auf Orts- oder Bezirks- 
Verweisung zu erkennen, wenn die Landespolizeibehörde darauf anträgt 
und nach richterlichem Ermessen der fernere Aufenthalt des Geistlichen. 
in seinem bisherigen Amtssitze die öffentliche Ruhe oder Ordnung gefährden. 
würde. 

$ 416. Vergehen der Geistlichen gegen ihre Amts- und Standes- 
pflichten, welche nicht zugleich Verbrechen oder bürgerliche Amtsvergehen 
($ 412) sind, sollen von der geistlichen Behörde, nach den darüber für die 
verschiedenen Confessionen bestehenden Anordnungen, bestraft werden. 
Vgl. Katholik 1848, Nr. 32 (15. März), S. 129. 

Eine geringfügige Milderung gegenüber dem ersten Entwurf ist, wie 
ein Vergleich zwischen beiden zeigt, nicht zu verkennen. Vor allem bedeutet: 
derAusfall des früheren $ 622 betr. Missbrauch der geistlichen Amtsbefugnisse 
eine Verbesserung zugunsten der katholischen Kirche. Das Missliche an. 
dem ganzen Titel aber war und blieb die Dehnbarkeit seiner Bestimmungen,. 
deren Wortlaut es bei der mangelnden Fixierung der jura circa sacra dem 
Staate möglich machte, unter diesen vagen Begriff auch solche Ansprüche: 
zu subsumieren, welche das innerkirchliche Gebiet verletzten. 

1) Treitschke, Deutsche Geschichte V°, S. 647; Hansen, 
Gustav von Mevissen I, S. 292, 507; Schnabel, Zusammenschluss des. 
politischen Katholizismus, S. 7. 

2) Vgl. dazu F. Walter, Nachtrag zu meiner Kritik über (den. 
Titel des Entwurfes des preussischen Strafgesetzbuches von den Ver- 
brechen der Geistlichen, Bonn 1848. 
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zeitung“ !), der Mainzer Katholik?), die „Kölnische Zei- 
tung“ ®) und andere?) besprachen die Tragweite des geplanten 
Gesetzes; selbst der bekannte, sonst der Regierung gegenüber 
mehr als nachgiebige Kanonist München äusserte sich in der 
Kölnischen Zeitung entschieden gegen den Entwurf°). 


III. Auch der Episkopat war nicht müssig geblieben. 
Geissel hatte sich sofort nach Bekanntwerden des neuen Ent- 
wurfs mit seinen Suffraganen in Trier, Münster und Pader- 
born in Verbindung gesetzt. In einer gemeinsamen Denk- 
schrift und in einer Adresse an den König erhoben sie 


energische Einsprache „gegen die den Rechten der Kirche 


verhängnisvollen ausgeschriebenen Paragraphen‘. 

Wie ernst Geissel die Sachlage einschätzte, geht aus seinem 
Schreiben an den Internuntius vom 21. Januar 1848 hervor: 
„Die Sache ist sehr ernst. Es handelt sich um die Freiheit 
und in gewissem Sinne selbst um die Existenz der Kirche, 
Denn der neue Strafcodex enthält so exorbitante Paragraphen, 


1) Vgl. z. B. die Nummern vom 24. Februar, 21. März und 1. April 
1848. Siehe Friedrich Mönckmeier, Die Rhein- und Moselzeitung, 
Studien zur rheinischen Geschichte, herausgegeben von Albert Ahn, 
4. Heft, Bonn 1912, S. 721. 

2) Vgl. Jahrg. 1848, Nr.7 (16. Januar), S. 30 £.; Nr. 11 (26. Januar), 
S. 48; Nr. 17 (9. Februar), S. 71£.; Nr. 19 (13. Februar), 8.77 f.; Nr. 22 
(20. Februar), S.89 fi.; Nr.23 (23. Februar), S. 96; Nr. 32 (15. März), S. 128 ff. ; 
Nr. 33 (17. März), S. 133 fi.; Nr. 34 (19. März), S. 137 f£.; Nr. 35 (22. März), 
S. 141 fi. 

3) Kölnische Zeitung 1848, Nr. 27 (27. Januar). 

4 Allgemeine Oderzeitung (Breslau) 1847, Nr. 289 
(11. Dezember); Westfälischer Merkur 1847, Nr. 306 (23. Dezember), 
Nr. 308 (25. Dezember). 

5) München schrieb „Ueber die Bestrafung der Geistlichen nach 
dem neuen Entwurfe des Strafgesetzbuches für Preussen“, Köln. Zei- 
tung 1848, Nr. 34 (3. Februar); 35 (4. Februar), Beilage; 36 (5. Februar), 
Beilage. Später auch separat erschienen. Ferner „Die Amtsentfernung“, 
Köln. Zeitung 1848, Nr. 46 (15. Februar), 1. Beilage; Nr. 47 (16. Fe- 
bruar), 1. und 2. Beilage; Nr. 48 (17. Februar). 
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dass sie eigentlich dazu gemacht zu sein scheinen, um den 
Clerus völlig in die Hände des Staates zu liefern“ %). Für 
den Fall der Ablehnung der bischöflichen Vorstellungen er- 
klärte Geissel die Vermittlung des päpstlichen Stuhles anrufen 
zu wollen. 

Auch Fürstbischof Diepenbrock von Breslau, der vom 
Kultusminister eine Abschrift des Entwurfs erbeten und er- 
halten hatte, war bei diesem in entschieden ablehnendem Sinne 
vorstellig geworden ?). 

Der König übergab die Denkschrift der rheinisch-west- 
fälischen Bischöfe dem Kultusminister zur gutachtlichen Aeusse- 
rung und demnächstigen Kommunikation an den Minister des 
Innern und den Minister der Gesetzgebungsrevision?). Am 
28. Januar kam die Angelegenheit im Kultusministerium zur 
Besprechung. Geheimrat Aulike wurde beauftragt, die Denk- 
schrift der Bischöfe zu begutachten. Die Entscheidung ver- 
zögerte sich. Geissel, der von Berlin regelmässig Nachrichten 
erhielt, schrieb am 2. März 1848 an Bischof Arnoldi von Trier, 
der Entwurf sei bereits in der Vorberatung bedeutend amen- 
diert worden, die Amendements seien aber „zum Teil ebenso 
schlimm als die proponirten Paragraphen“ *). Schliesslich 
wurde der Titel XXVII des neuen Entwurfs trotz aller Pro- 
teste kirchlicherseits von dem in Berlin versammelten Aus- 
schuss der Stände mit Stimmenmehrheit angenommen °); 


1) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 508; Beck, Kirchenpolitik des 
Erzbischofs von Köln, J. Kard. von Geissel, S. 35. 

2) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 505, 510. 

®) Vgl. die Mitteilung des Grafen Fürstenberg an Geissel vom 2. Fe- 
bruar 1848 bei Pfülf, a.a.0. I, S. 510 ft. 

DEVglep ft ul} 2,2502 1.058513 8 

5) Die Paragraphen über die Verbrechen der Geistlichen kamen in 
der Sitzung vom 2. März zur Diskussion und Abstimmung. Siehe Ver- 
handlungen des im Jahre 1848 zusammenberufenen Vereinigten 
ständischen Ausschusses, zusammengestellt von E. Bleich, Berlin 1848, 
I, S. 348 fi. 

An Stelle des $ 412 wurde folgende Bestimmung angenommen: 
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die Publikation des Strafgesetzbuches wurde aber zurückge- 
stellt, bis die beabsichtigte Reform des Strafprozesses von dem 
vereinigten Landtag beschlossen seit). Von den über hundert 
Mitgliedern des Ausschusses hatten alle katholischen Abge- 
ordneten und acht Protestanten gegen Titel XXVII gestimmt, 
unter den letzteren auch der liberale Deputierte der Stadt Köln, 
der rheinische Handelskammerpräsident Camphausen ?). 

Kaum acht Tage nach Schluss der Sitzungen des ständigen 
Ausschusses begann in Berlin die Revolution und fegte mit 


„Geistliche, welche in amtlichen Reden oder in amtlichen Erlassen sich 
der Handlungen schuldig machen, welche im $ 148 mit Strafe bedroht 
sind oder den Gesetzen, die über das Verhältniss ihrer Kirche zu dem Staate 
bestehen, beharrlich und vorsätzlich zuwider handeln, können durch die 
Gerichte zur ferneren Ausübung geistlicher Amtshandlungen innerhalb 
Landes für unfähig erklärt werden.“ 

Dafür stimmten 61 Abgeordnete, dagegen 34, darunter Camphausen. 
Bleich, Verhandlungen I, S.353f£.; Kölnische Zeitung Nr. 78 
(18. März), 1. Beilage; Allgemeine Oderzeitung 1848, Nr. 59 
(10. März), 1. u. 2. Beilage. 

Für $ 413 wurde folgendes Amendement mit Majorität beschlossen: 

„Eben so sollen Geistliche unfähig erklärt werden, geistliche Amts- 
handlungen innerhalb Landes auszuüben, wenn sie solche gemeine Ver- 
brechen begehen, bei denen bei Beamten auf Amtsentsetzung oder Cassation 
erkannt wird.“ Bleich, Verhandlungen I, S. 353. 

$ 414 fiel infolge des Amendements zu $ 412 weg. Bleich, Ver- 
handlungen I, S. 353. 

Bei $ 415 wurde der erste Teil als durch das Amendement zu 412 
erledigt gestrichen, der zweite Satz beibehalten. $ 416 wurde gestrichen. 
Bleich, Verhandlungen I, 8. 353. Köln. Zeitung 1848, Nr. 78, 2. 
Beilage; Allg. Oderzeitung 1848, Nr. 59 (10. März), 2. Beilage. 

1) Stölzel, Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung II, S. 619; 
Treitschke, Deutsche Geschichte V?, S. 647. 

2) Vgl. Katholik 1848, Nr. 30 (10. März), S. 124. Ueber Camphausen 
siehe E. Hemmerle, Die Rheinländer und die preussische Verfassungs- 
frage auf dem ersten vereinigten Landtag (1847), Studien zur rheinischen 
Geschichte, herausgegeben von Albert Ahn, 2. Heft, Bonn 1912, 
S.23; Helene Nathan, Preussens Verfassung und Verwaltung im 
Urteile rheinischer Achtundvierziger, Studien zur rhein. Geschichte, heraus- 
gegeben von AlbertAhn, 3. Heft, Bonn 1912, S. 10£. 


488 L. Kaas, Katholische geistliche Gerichtsbarkeit in Preussen. I. 


dem Ministerium auch den Gesetzentwurf hinweg, den die 
Bureaukratie des vormärzlichen Polizeistaates gegen die Pro- 
teste der katholischen Bevölkerung und des Episkopats hatte 
durchsetzen wollen !). 

Die Märzrevolution aber leitete eine Entwicklung ein, die 
das gesamte Verhältnis zwischen Staat und Kirche auf völlig 
veränderter Grundlage aufbaute und damit auch für die staat- 
liche Rechtsstellung des geistlichen Gerichtswesens der preussi- 
schen Monarchie eine neue Zeit heraufführte. 


!) Pfülf, Cardinal von Geissel I, S. 516; Beck, Kirchenpolitik 
des Erzbischofs von Köln, J. Kardinal von Geissel, S. 39. 
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